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Rauschen

Es flüstert der Wind in den Bäumen, es raschelt und rauscht, wenn die
Blätter und Zweige bei seiner Durchfahrt aufeinander schlagen oder
sich aneinander reiben.

Jenes stete Rauschen wird es sein, das in seiner Deutlichkeit und
Indifferenz zugleich Pate stand bei der Bestimmung jedweder Lärm- oder
Lautkulisse, bei der eine sprach- oder verständigungsgestützte Absicht
auszuschließen war.

Bis auf den Begriff des Rausches, der dem Verhalten unter dem
gleichzeitigen Einfluß unterschiedlichster Ursachen sein zufälliges
und spontanes Muster verleiht, ist dem Rausch dieselbe Quelle
zuzusprechen, wie sie dem Rauschen abgewonnen wird. Die
spinnennetzartige Entuferung eines Musters, wie sie dem Rauschen gerne
unterstellt oder dem Geräusch als Ursache oft zugesprochen wird,
erweist sich bei näherem Hinsehen einfach nur als
Interpretationshilfe.

Bleibt im Kern doch nur das Geräusch, welches sich im Schrecken
unserer ersten Aufmerksamkeit findet und sich beim Lauschen dann an
jene Reflexion bindet, die im Spektrum der Erinnerung und Erfahrung
eine Lösung und längst Vertrautes dafür sucht, um im archaischen Sinne
die notwendige Entwarnung geben zu können, sich fortgesetzter
Aufmerksamkeit und Anspannung zu entledigen.

Das Geräusch kann jedoch auch zur sprachzugangsfreien Mutmaßlichkeit
beitragen, alle damit zu verknüpfenden Eventualitäten begreifen zu
wollen und unter Kontrolle zu bekommen. Doch bleibt am Ende das
Geräusch, um im Verhältnis zu einem solchen Erklärungsspektrum mehr
als die Dauer seiner akustischen Präsenz nachzuvollziehen.

Ihre Schattenblick-Redaktion


7. Juni 2019
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WALD/392: Hambacher Forst - Dokument und Appell ... (Antje Grothus)


Statement zum Dokumentarfilm "Die Rote Linie - Widerstand am Hambacher
Forst" - Nach deutschlandweiter Filmtour Filmstart jetzt auch im Capitol
Kino in Kerpen

Rote Linie gegen den Heimatfresser RWE - Dokumentarfilm ist ein
Zeitdokument



Buir, 06.06.2019. Seit 2015 begleitet die Regisseurin Karin de Miguel den
wachsenden Widerstand gegen die Braunkohleförderung und -verstromung im
Rheinischen Revier. Nach zwei Dokumentationen für den WDR mit dem Titel
"Klimaschützer gegen Stromriesen - Vom Widerstand im Rheinischen Revier"
und "Lasst die Kohle in der Erde - Rote Linien für das Klima" hat ihr
Dokumentarfilm am 12.05. auf dem Dok.Fest München Weltpremiere gefeiert und
ist seit dem 23.05.2019 in deutschen Kinos zu sehen.

Karin de Miguel hat uns mit ihren engagierten Kameramännern Frank Kranstedt
und Gerardo Milsztein in den letzten Jahren sehr intensiv begleitet. Ihr
Film ist ein Zeitdokument über eine der wichtigsten und intensivsten Phasen
in den Auseinandersetzungen um den Kohleausstieg. Nachdem bereits seit den
70er Jahren viele engagierte Bürgerinitiativen und Umweltverbände immer
wieder vor den Folgen und Risiken der Braunkohleverstromung gewarnt hatten,
aber nur wenig Gehör fanden, entwickelte sich durch neu hinzugekommene
Akteure und die Klimakrise eine neue Dynamik. Durch die Bürgerinitiative
Buirer für Buir (2007), die Waldbesetzung (2012) im Hambacher Wald, die
Waldspaziergänge (2014) von Michael Zobel und Eva Töller und Aktivitäten
weiterer kohlekritischer Gruppierungen wie beispielsweise ausgeCO2hlt und
Ende Gelände, sowie Bündnisse wie die "Initiative Friedensplan", aber auch
viele aktive Einzelpersonen, wuchs im Rheinland eine neue Protestkultur
heran. Insbesondere die Rote Linie als bildwirksame und niedrigschwellige
Protestaktion, die am symbolhaften Ort Hambacher Wald mehrfach gezogen
wurde, nutzten viele Bürger*innen als Möglichkeit, ihren Unmut über das
Festhalten an der Braunkohle und die verfehlte Deutsche Klimapolitik
auszudrücken.

Der Film zeigt, wie in solidarischer Vielfalt eine neue Protestbewegung
organisch zusammen wuchs; Menschen und Gruppen, die sich für
Klimagerechtigkeit in den Kohle-Revieren, aber auch weltweit einsetzen: für
einen ambitionierten Klimaschutz, den Erhalt des Hambacher Waldes und der
Dörfer in den Braunkohlerevieren, die durch den Braunkohletagebau auch im
Jahr 2019 immer noch zerstört werden sollen.

Mich persönlich hat insbesondere die Geschichte von Lars Zimmer, dessen
Heimatdorf Immerath durch Braunkohle zerstört wurde, berührt. Der Film
zeigt eindrucksvoll, wie sehr Umsiedlungen das Leben von Menschen belasten
können. Daher ist es geradezu eine Pflicht insbesondere in Zeiten des
beschlossenen Kohleausstiegs in Deutschland Solidarität mit den betroffenen
Anwohner*innen zu zeigen und den "Heimatfressern", wie Lars Zimmer sie
nennt, weiterhin die Rote Linie aufzuzeigen.




https://www.thurnfilm.de/die-rote-linie

https://www.facebook.com/FilmDieRoteLinie.

Link zum Teaser: 

https://www.facebook.com/FilmDieRoteLinie/videos/1488455791288749/

 * 

Quelle:

Antje Grothus, 06.06.2019

Ehemaliges Mitglied der Kommission "Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung"

Interessenvertreterin der Region und betroffener Menschen im Rheinischen Braunkohlenrevier



veröffentlicht im Schattenblick zum 12. Juni 2019 
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KOHLEALARM/609: Klimakampf und Kohlefront - AfD-Wahlkampf unredlich ... (Umweltgruppe Cottbus)


Umweltgruppe Cottbus - Pressemitteilung vom 8. Juni 2019

AfD-Landesvorsitzende wollen Abbaggerung von Grabko, Kerkwitz und
Atterwasch nicht ausschließen



Cottbus, 08.06.2019 - Der Umweltverband GRÜNE LIGA bezeichnet den Wahlkampf der AfD in
der Lausitz als unredlich. Bei ihrer gestrigen öffentlichen
"Bürgersprechstunde" in Jänschwalde schlossen der brandenburgische
AfD-Landesvorsitzende Kalbitz und sein sächsischer Amtskollege Urban einen
Aufschluss des Braunkohletagebaues Jänschwalde-Nord und damit die
Umsiedlung von Grabko, Kerkwitz und Atterwasch nicht aus.

"Wer jedes Abschaltdatum für das Kraftwerk Jänschwalde ablehnt, der muss
sagen, welche Dörfer er als nächstes abbaggern will. Das ist simple
Mathematik. Die AfD verspricht den Lausitzern weitere Kohleverstromung,
verschweigt ihnen aber die Folgen für die Region", sagt René Schuster vom
Umweltverband GRÜNE LIGA.

Schuster hatte Urban und Kalbitz nach deren Bekenntnis zur Braunkohle
öffentlich gefragt, woher die Kohle für einen dauerhaften Weiterbetrieb des
Kraftwerksstandortes Jänschwalde kommen soll. "Man kann's nicht jedem recht
machen", betonte Andreas Kalbitz mit Blick auf weitere Umsiedlungen, nannte
aber kein konkretes Dorf oder Abbaufeld.

Nach zehn Jahren fast geschlossenem Widerstand der betroffenen Bewohner war
der Tagebau Jänschwalde-Nord im März 2017 vom Tagebaubetreiber LEAG
aufgegeben worden. Das ist unausweichlich mit einem Ende der
Kohleverstromung in Jänschwalde verbunden.

Die AfD-Landtagsfraktionen hatten Freitagabend zu einer öffentlichen
Sprechstunde der beiden Vorsitzenden in Jänschwalde eingeladen, die trotz
Plakat- und Anzeigenwerbung mit ca. 50 Gästen nur mäßig besucht war.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 08.06.2019

Umweltgruppe Cottbus e.V.

Straße der Jugend 94, 03046 Cottbus

E-Mail: umweltgruppe@kein-tagebau.de

Internet: www.kein-tagebau.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 12. Juni 2019 
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KOHLEALARM/608: Klimakampf und Kohlefront - Konsens und Solidarität ... (Campact)


Campact - Pressemitteilung vom 7. Juni 2019

Umweltverbände zeigen sich solidarisch mit Protest-Netzwerk Ende Gelände
2019 



Keyenberg, 7. Juni 2019. Umwelt- und zivilgesellschaftliche Organisationen
zeigen sich solidarisch mit den friedlichen Aktionen zivilen Ungehorsams
des Protest-Netzwerks Ende Gelände. Tausende Aktivistinnen und Aktivisten
wollen sich ab 19. Juni 2019 vor Kohlebagger und -züge im Rheinischen
Braunkohlerevier setzen. Sie fordern den sofortigen Kohleausstieg und
Klimagerechtigkeit weltweit.

17 Organisationen haben die Solidaritäts-Erklärung unterzeichnet. Darin
heißt es: "Zwanzig weitere Jahre Kohle-Verbrennung sind mit dem Pariser
Klimaabkommen nicht vereinbar. Wir fordern, dass der Hambacher Wald und die
derzeit noch bedrohten Dörfer erhalten bleiben. Wir können angesichts der
bedrohlichen Klimakatastrophe nachvollziehen, wenn sich jetzt Menschen zum
zivilen Ungehorsam gegen den Kohleabbau gezwungen sehen." Zu den
Unterzeichnern gehören neben Campact unter anderem der BUND, Oxfam, Robin
Wood, Urgewald und die NaturFreunde.

Am 22. Juni gibts es am Tagebau Garzweiler außerdem einen Aktionstag unter
dem Motto "Kohle stoppen - Klima und Dörfer retten!". Schülerinnen und
Schüler der Fridays-for-Future-Bewegung machen sich um 11 Uhr von
Hochneukirch bei Erkelenz auf den Weg in Richtung des bedrohten Dorfes
Keyenberg, zeitgleich startet aus Erkelenz eine Fahrrad-Demo. Um 13 Uhr ist
die Aktion "Platz nehmen" geplant, bei der sich Demonstrantinnen und
Demonstranten symbolisch zwischen Keyenberg und den Tagebau stellen werden.


Hinweise:

Den Wortlaut der Solidaritäts-Erklärung finden Sie unter:

https://www.campact.de/wp-content/uploads/2019/06/Soli-Erkla%CC%88rung_EG_2019.pdf:

Informationen zur Aktion von Ende Gelände:

www.ende-gelaende.org/de/aktion

Infos zum Aktionstag 22. Juni:

https://www.alle-doerfer-bleiben.de/aktionstag

 * 

Quelle:

Campact e.V. - Kampagnen für eine lebendige Demokratie

Artilleriestr. 6, 27283 Verden/Aller

Telefon: 04231/957 440, Fax: 04231/957 499

Internet: http://www.campact.de
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LESUNG/4325: Hamburg - Jens Rosteck liest aus Marguerite Duras "Die Schwester der Meere", 13.06.2019


Literaturzentrum Hamburg - Programm im Juni 2019

Donnerstag, 13.6.2019, 19.30 Uhr

Eintritt: EUR 7,-/5,-

Ort: Literaturhaus

Jens Rosteck liest aus Marguerite Duras

Die Schwester der Meere (mare)

Moderation: Thomas Plaichinger



"Das Meer betrachten heißt alles sehen" (M. Duras).

In seiner Biografie über Marguerite Duras beleuchtet Jens Rosteck ihr
faszinierendes Leben und komplexes Schaffen anhand eines besonderen
Leitmotivs: Die wilde Macht der Meere wurde zum literarischen
Sinnbild für ihre heftigen Liebschaften, vor allem aber zur
Inspiration für ihre Romane, Filme und Theaterstücke. "Der Autor
bezieht (...) Küsten, Dünen und Strände, Wellen, Gischt und Sturm mit
in Marguerite Duras. Die Schwester der Meere ein. Und er lässt sie
überzeugend eine weitere Hauptrolle im Leben der Duras spielen."
(Bonner General-Anzeiger).

Jens Rosteck, geb. 1962, hat viele Jahre in Frankreich gelebt, wo er
neben Essays zur Musik- und Literaturgeschichte eine Reihe von
literarischen Biografien verfasste. Er ist promovierter
Musikwissenschaftler, Kulturhistoriker, Pianist und Autor mehrerer
Städteporträts und wohnt heute im Badischen. Für mare schrieb er
neben zahlreichen Aufsätzen das Inselbuch Mein Ibiza und sein hoch
gelobtes Jacques-Brel-Porträt Der Mann, der eine Insel war.

 * 

Quelle:

Newsletter Literaturzentrum Hamburg

Literaturzentrum e.V. im Literaturhaus Hamburg

Schwanenwik 38

22087 Hamburg

Tel.: (040) 227 92 03

Fax: (040) 229 15 01

E-Mail: lit@lit-hamburg.de

Internet: www.lit-hamburg.de
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LESUNG/4324: Braunschweig - Schauspieler Andreas Jäger liest aus Nick Hornbys "Juliet, Naked", 16.6.19


Stadt Braunschweig

Schauspieler Andreas Jäger liest aus Nick Hornbys "Juliet,
Naked"



Braunschweig. Der Schauspieler Andreas Jäger liest am Sonntag, 16.
Juni, um 15 Uhr aus Nick Hornbys Geschichte "Juliet, Naked" im
Raabe-Haus:Literaturzentrum, Leonhardstraße 29a. Die Geschichte
handelt von einem verschwunden geglaubten Musiker, der sich anhand
einer besonderen Kritik im Netz von der Verfasserin der Kritik zum
ersten Mal verstanden fühlt.

Es entsteht eine besondere Beziehung mit unerwarteten Folgen.

Der Eintritt ist frei. 

Reservierungen unter der Telefonnummer 0531/70189317.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 11. Juni 2019

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1

38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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MELDUNG/321: Amnesty-Jahresversammlung - Menschenrechtsarbeit muss unterstützt werden


Amnesty International - Pressemitteilung vom 10. Juni 2019

Jahresversammlung: 

Menschenrechtsarbeit muss unterstützt sowie Aktivistinnen und Aktivisten
geschützt werden



Die Amnesty-Jahresversammlung in Stuttgart zeigt Solidarität mit
Menschenrechtlerinnen und Menschenrechtlern und appelliert an Regierungen
weltweit, Menschenrechtsarbeit zu unterstützen sowie Aktivistinnen und
Aktivisten zu schützen. Die Bundesregierung soll sich gegen
Kriminalisierung nichtstaatlicher Seenotretterinnen und Seenotretter
aussprechen.

BERLIN / STUTTGART, 10.06.2019 - Am Pfingstsamstag gedachten mehr als 400
Delegierte der Jahresversammlung von Amnesty International mit einer Aktion
der 321 Aktivistinnen und Aktivisten, die im vergangenen Jahr für ihren
Einsatz für die Menschenrechte getötet wurden. Im Zentrum von Stuttgart
stellten die Mitglieder für alle Getöteten eine Blume auf und appellierten
an Regierungen weltweit, Menschenrechtsaktivistinnen und -aktivisten aktiv
zu schützen.

"Mehr denn je brauchen wir jetzt Menschen, die sich zusammentun und der
Unterdrückung die Stirn bieten. Aktivistinnen und Aktivisten können aus
allen Teilen der Gesellschaft kommen. Gemeinsam mit ihnen werden wir für
die Menschenrechte kämpfen", betonte Gabriele Stein, Vorstandssprecherin
von Amnesty International in Deutschland, die Notwendigkeit von
individuellem Einsatz.

Die zunehmende Einschränkung der Menschenrechtsarbeit und der enger
werdende Handlungsspielraum für zivilgesellschaftliche Organisationen waren
zentrale Themen der Jahresversammlung. Amnesty fordert die Bundesregierung
auf, sich gegen die Kriminalisierung nichtstaatlicher Seenotretterinnen und
Seenotretter auszusprechen und sich in der EU dafür einzusetzen, dass
Einsätze wieder legal möglich werden. Außerdem fordern die Delegierten der
Jahresversammlung mit hoher Dringlichkeit, im Mittelmeer gerettete Menschen
nicht nach Libyen zurückzuführen. Dort würden sie mit hoher
Wahrscheinlichkeit Opfer schwerer Menschenrechtsverletzungen werden.

Die Jahresversammlung bekräftigte die Forderung nach einem umfassenden
europäischen Waffenembargo gegen alle Konfliktparteien im Jemen, um den
Einsatz solcher Waffen zu Menschenrechtsverletzungen in dem Land zu
unterbinden. Zudem wurde die Umsetzung des Familiennachzugs unbegleiteter
minderjähriger Flüchtlinge gefordert. Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer
der Jahresversammlung betonten außerdem das Anliegen von Amnesty, sich
gegen den Antisemitismus einzusetzen.

Die Forderung der Amnesty Jugend, die Auswirkungen des Klimawandels auf die
Menschenrechte stärker in die Arbeit von Amnesty Deutschland zu
integrieren, wurde von der Jahresversammlung aufgenommen. Der
internationale Generalsekretär Kumi Naidoo bekräftigte den Zusammenhang:
"Wir müssen die Menschen schützen, deren Menschenechte auf diesem Planeten
unter den Auswirkungen der Klimakatastrophe leiden." Amnesty arbeitet
bereits seit Langem zu diesem Thema, die Anstrengungen sollen ausgeweitet
werden. Naidoo nutzte die Jahresversammlung für einen ersten Besuch bei
Amnesty Deutschland.

Die deutsche Sektion von Amnesty International fordert vom
Generalstaatsanwalt der Republik El Salvador ein faires Verfahren für
Evelyn Hernandez, der derzeit bis zu 30 Jahre Haft drohen aufgrund einer
Fehlgeburt im späten Stadium ihrer Schwangerschaft.

Auf der Jahresversammlung fanden turnusgemäß Wahlen zum Vorstand statt. Neu
gewählt wurden Florian Stritzke als stellvertretender Vorstandssprecher und
Wolfgang Grenz als Vorstandsmitglied für Flüchtlingsschutz. Im Amt
bestätigt wurden Gabriele Stein als Vorstandssprecherin, Roland Vogel als
Vorstandsmitglied für Finanzen, Jessica Böhner als Vorstandsmitglied für
Öffentlichkeitsarbeit, Mathias John als Vorstandsmitglied für Länder- und
Themenarbeit sowie Thomas Müßel als Vorstandsmitglied für ehrenamtliches
Engagement.

Weitere Informationen zu den Beschlüssen der Jahresversammlung finden Sie
auf der Homepage von Amnesty International.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 10. Juni 2019

Amnesty International, Sektion der Bundesrepublik Deutschland e.V.

Kampagnen und Kommunikation

Zinnowitzer Straße 8, 10115 Berlin

Telefon: 030/42 02 48-306, Fax: 030/42 02 48 - 330

E-Mail: presse@amnesty.de

Internet: www.amnesty.de
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AFRIKA/750: Schwere Menschenrechtsverletzungen im Sudan - Desinformation und Straflosigkeit


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 11. Juni 2019

Schwere Menschenrechtsverletzungen im Sudan: Desinformation und
Straflosigkeit



Sudans regierender Militärrat betreibt systematische Desinformation,
um internationale Proteste gegen das brutale Vorgehen von Milizen und
Militärs abzumildern. So hatte Sudans Militär heute erklärt, "einige
Soldaten" für Übergriffe auf Zivilisten festgenommen zu haben. Eine
wirksame Strafverfolgung von Soldaten, die Zivilisten getötet haben,
gibt es aber nicht. Bislang ist auch noch kein Mitglied
hauptverantwortlichen Rapid Support Forces festgenommen worden.
Derartige symbolische Gesten oder Bauernopfer der Militärs sollen die
Kultur der Straflosigkeit verschleiern, die im Sudan seit Jahrzehnten
herrscht.

Dazu kommen neuerliche Berichte über mehr als 70 Vergewaltigungen von
demonstrierenden Frauen und Männern in staatlichem Gewahrsam. Diese
Verbrechen gegen die Menschlichkeit müssen geahndet werden.

Sudans regierender Militärrat betreibt systematische Desinformation,
um internationale Proteste gegen das brutale Vorgehen von Milizen und
Militärs abzumildern. Das berichtet die Gesellschaft für bedrohte
Völker (GfbV) heute in Göttingen. So wurden ausländische Journalisten
eingeladen, Schäden durch vermeintliche Übergriffe von Demonstranten
zu betrachten. Eine Befragung von unabhängigen Zeugen durch
BBC-Journalisten ergab jedoch, dass Milizionäre des Regimes die Räume
des Gesundheitsministeriums verwüstet hatten.

Sudans Militär hatte heute erklärt, "einige Soldaten" festgenommen zu
haben, denen Übergriffe auf Zivilisten vorgeworfen wurden. "Sudans
Militärs sind weit vom Respekt rechtsstaatlicher Grundsätze entfernt.
Solche Berichte sollte man mit größter Vorsicht zur Kenntnis nehmen",
erläutert GfbV-Direktor Ulrich Delius. "Symbolische Gesten oder
Bauernopfer der Militärs sollen die Kultur der Straflosigkeit
verschleiern, die im Sudan seit Jahrzehnten herrscht. Eine wirksame
Strafverfolgung von Soldaten, die Zivilisten getötet haben, gibt es
aber nicht", bemerkt Delius. Bislang sei nach Informationen der GfbV
noch kein Mitglied hauptverantwortlichen Rapid Support Forces (RSF)
festgenommen worden.

"Stattdessen hat das Militär mit der Sperrung aller Internetzugänge
eine totale Informationsblockade verhängt, die jede Aufklärung der
Gewalt unmöglich macht", erklärt Delius. Nur über offene
Kommunikationskanäle könnten die Hintergründe eines erneuten
Massakers durch RSF-Milizionäre in dem Dorf Deleig in Zentral-Darfur
am Wochenende geklärt werden. "Mit großer Besorgnis verfolgen wir
außerdem Berichte über mehr als 70 Vergewaltigungen von
demonstrierenden Frauen und Männern in staatlichem Gewahrsam", so der
Menschenrechtler. Die RSF ist in den letzten Jahren immer wieder
durch den massiven Einsatz sexualisierter Gewalt gegen die
Zivilbevölkerung des Sudan aufgefallen. "Dies sind Verbrechen gegen
die Menschlichkeit, die geahndet werden müssen", fordert Delius.

Bei der gewaltsamen Auflösung von Straßensperren und Sitzblockaden
friedlicher Demonstranten wurden seit Montag letzter Woche mindestens
117 Menschen getötet. Vier Personen kamen allein am Sonntag beim
gewaltsamen Vorgehen von Milizionären und Armee gegen einen
Generalstreik zu Tode. Mindestens 730 Menschen wurden verletzt und
650 Personen verhaftet.

Die GfbV erinnert daran, dass auch der systematische Einsatz
sexualisierter Gewalt, das planmäßige Niederbrennen von Dörfern und
der gewaltsame Tod von mehr als 400.000 Menschen in Darfur seit dem
Jahr 2013 bislang straflos geblieben sind.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 11. Juni 2019

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen

Telefon: 0551/499 06-25, Fax: 0551/58028

E-Mail: presse@gfbv.de

Internet: www.gfbv.de
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MELDUNG/1007: Zeit für Widerstand - Jugendfestival endet in Köln (SDAJ)


Sozialistische Deutsche Arbeiter Jugend (SDAJ)

Pressemitteilung vom 10. Juni 2019

Zeit für Widerstand: Jugendfestival endet in Köln



Nicht-kommerzielle Gegenkultur statt teurer Mainstream-Musik: Am heutigen
Montag endet in Köln das Festival der Jugend, eines der größten linken
Jugendfestivals in Deutschland. An dem Wochenende kamen 2.000 BesucherInnen
in den Jugendpark am Rhein, ein großer Teil davon blieb als Dauergäste auf
dem Campinggelände. Was das Motto "Zeit für Widerstand" bedeutet, zeigte
sich am Sonntag als der Musiker Kutlu von Microphone Mafia ein Lied den
Opfern des NSU-Nagelbombenanschlags in der Keupstraße widmete, der sich an
diesem Tag zum 15. Mal jährte. Auch deutlich wurde dies, als das Publikum
zum Abschluss mit einem Transparent seine Solidarität mit Venezuela
bekundete. Die Botschaft heißt: "Hoch die internationale Solidarität!" und
"Niemand wird vergessen!"

Das Besondere am Festival der Jugend ist, dass es ehrenamtlich und völlig
unabhängig von Konzern-Sponsoring auf die Beine gestellt wurde, aber
trotzdem ein attraktives Programm zu günstigen Preisen anbietet. Mit vielen
SpenderInnen, einer Crowdfunding-Kampagne und über 50 unterstützenden
Organisationen konnte das ambitionierte Vorhaben realisiert werden.

Zu der Arbeit, die hinter dem Festival steckt, erklärte Lena Kreymann,
Bundesvorsitzende der SDAJ: »Wir haben es geschafft, ein Fest auf die Beine
zu stellen, das einem kommerziellen Festival in nichts nachsteht, sondern
mit Auftrittsmöglichkeiten für kleine Bands, politischen Debatten und einem
umfassenden Workshop-Programm noch viel mehr zu bieten hat. Unser Orga-Team
besteht zu einem Großteil aus SDAJ-Mitgliedern, die sich überall
eingebracht haben. Die meisten Teilnehmenden haben auf dem Festival ihren
Beitrag geleistet - sei es durch Getränkeverkauf, Aufräumen oder
technischen Support.« Auch unterstützende Organisationen haben sich aktiv
eingebracht und vor Ort teilgenommen.

Auch mit dem Programm sind die Organisatorinnen sehr zufrieden. Lara Turek,
die Leiterin des Orga-Teams, resümiert: »Von Kleinkunstprogramm bis zu
einem Auftritt von DJ Craft, von praktischen Workshops bis zu großen
Podiumsdiskussionen war alles dabei. Alles in allem hatten wir mehr als 60
Programmpunkte. Da war für jeden was dabei - Debatten über
Tarifauseinandersetzungen, Feminismus heute oder die Europäische Union. Und
wer lieber kreativ sein wollte, konnte den Sprayworkshop oder die
Speckstein-Werkstatt besuchen."

Mehr Informationen zum Festival:

www.festival-der-jugend.de

 * 

Quelle:

SDAJ Bundesvorstand

Hoffnungstraße 18, 45127 Essen

E-Mail: info@sdaj-netz.de

Internet: https://www.festival-der-jugend.de/
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OFFENER BRIEF/091: Friedens- und Abrüstungsfrage muss Teil der Koalitionsverhandlungen sein (Bremer Friedensforum)


Bremer Friedensforum - Juni 2019

Offener Brief an die Verhandlungsdelegationen der Parteien SPD, Die
Grünen und die Partei Die Linke

Friedens- und Abrüstungsfrage muss Teil der Koalitionsverhandlungen
sein



Bremen, den 9. Juni 2019

Sehr geehrte Damen und Herren,

die Mehrheit der bundesdeutschen, so auch der Bremer Bevölkerung spricht
sich gegen Rüstungsexporte und die Erhöhung der Rüstungsausgaben aus, will
das Verbot von Atomwaffen und gute Beziehungen zu Russland.

In diesem Sinn erhofft das Bremer Friedensforum, dass die Koalitionspartner
des "Reformbündnisses" die folgenden friedenspolitischen Themen in ihr
gemeinsames Regierungsprogramm mit hineinnehmen:

- die Bremische Initiative (Bürgerschaftsbeschluss vom 7.12.2017) im
Bundesrat für eine Unterzeichnung des Atomwaffenverbotsvertrages weiter
verfolgen,

- die weltweite Bewegung der "Bürgermeister für den Frieden" aktiv
unterstützen,

- die Stelle eines Beauftragten für Rüstungskonversion beim Senat wieder
einrichten, um langfristig zivile Perspektiven für Bremer Rüstungsbetriebe
zu entwickeln,

- einen Lehrstuhl für Friedensforschung und zivile Konfliktbearbeitung an
der Universität Breme einrichten,

- die Partnerschaft mit einer Region und/oder einer Stadt der Russischen
Föderation anstreben, um die angespannten Beziehungen zu Russland zu
normalisieren (Bremen und das Saarland sind die einzigen Bundesländer, die
keine regionale Partnerschaft mit Russland haben) und eigene Kontakte
Bremens mit Russland schaffen, wie es Sachsen und Mecklenburg-Vorpommern
praktizieren.

- Keine Transporte für Manöver und Truppenstationierungen im Osteuropa über
Bremerhaven,

- die Bremischen Häfen für Rüstungsexporte, Waffen- und Munitionsexporte
sperren.

- Es gilt, endlich Straßen umzubenennen, die mit Namen der deutschen Kriegs-
und Kolonialgeschichte eng verbunden sind (z.B. Hindenburg,
Langemarck, Lüderitz), sowie die Altmannshöhe umzuwidmen.

- Der Neujahrsempfang der Bundeswehr gehört wieder in die Kaserne, denn
die Bundeswehr gehört nicht ins Rathaus und ebenso wenig in Schulen
und Jobcenter.

- Die Erhaltung der Zivilklausel im Hochschulbereich.

Mit freundlichen Grüßen und guten Wünschen für erfolgreiche Verhandlungen
im Sinne der bremischen Bevölkerung

i.V.

Ekkehard Lentz und Hartmut Drewes, Sprecher Bremer Friedensforum

 * 

Quelle:

Bremer Friedensforum

Villa Ichon, Goetheplatz 4 - 28203 Bremen

Telefon: 0049 - (0) 421-3 96 18 92

E-Mail: info@bremerfriedensforum.de

http://www.bremerfriedensforum.de

http://www.facebook.com/bremerfriedensforum
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STANDPUNKT/350: 400 Gäste und internationale Künstler fordern - Zusammenschließen gegen Faschismus und Krieg (jW)


junge Welt - Pressemitteilung vom 8. Juni 2019

400 Gäste und internationale Künstler fordern:

Zusammenschließen gegen Faschismus und Krieg!



Rund 400 Besucherinnen und Besucher sowie drei Generationen politischer
Künstler appellieren: "Schließt euch zusammen gegen Faschismus und Krieg!"
Nach einem erfolgreichen Auftakt im Berliner "Heimathafen Neukölln" haben
am Samstag auf der Künstlerkonferenz der Zeitschrift Melodie&Rhythmus die
Auschwitz-Überlebende und Sängerin Esther Bejarano, der Liedermacher
Konstantin Wecker und weitere Künstler für ein Highlight gesorgt. Sie alle
appellierten an Kunstschaffende, sich dem Kampf gegen rechten Zeitgeist,
Faschismus und Krieg anzuschließen. Bejarano, Wecker und der afghanische
Künstler Shekib Mosadeq sangen gemeinsam das bekannte Partisanenlied "Bella
Ciao".

Wecker betonte, er erfahre immer wieder aufs Neue, "wie viel Kraft Musik
für den politischen Kampf gibt", weil sie Menschen helfe, nicht aufzugeben.
Ekkehard Sieker, Redakteur der ZDF-Satiresendung »Die Anstalt« und beim
WDR-Politmagazin »Monitor«, erläuterte, wie man in Nischen der
öffentlich-rechtlichen Sender kritisch arbeiten kann. Der israelische
Kunsttheoretiker Moshe Zuckermann sprach zu Möglichkeiten und Grenzen
widerständiger Kunst.

Zur Kulturgala am Abend wurde erstmalig das zum Anlass des Todes Che
Guevaras geschriebene Stück "Floß der Medusa" von Hans Werner Henze und
Ernst Schnabel durch ein Jazz-Quartett interpretiert. Für diese Premiere
konnte der bekannte Jazz-Musiker Hannes Zerbe mit seinen Kollegen gewonnen
werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilungen vom 8. Juni 2019

Tageszeitung »junge Welt«

Torstraße 6, 10119 Berlin

Telefon: 030 / 53 63 55-0, Fax: 030 / 53 63 55-44

E-Mail: redaktion@jungewelt.de

Internet: www.jungewelt.de
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BERICHT/128: Karneval der Subkulturen - anarchisches Credo ... (SB)








[image: Eine Gruppe von Polizeibeamten steht nebeneinander unter einem Baum - Foto: © 2019 by Schattenblick]

Warten auf die Subkultur

Foto: © 2019 by Schattenblick



Im deutschsprachigen Kulturraum herrscht ein dreistufiges
Ständesystem, bestehend aus der Hochkultur, der breiten Massenkultur
und der Subkultur. Grenzüberschreitungen zwischen den Ständen sind
zwar nicht prinzipiell ausgeschlossen, aber selten möglich und nicht
in jedem Fall erwünscht. Die Hochkultur bleibt in der Regel für sich,
erstens weil sie E-Musik bevorzugt und beispielsweise mit Hip-Hop und
Punk nicht so viel anzufangen weiß und zweitens, noch wichtiger, weil
der Besuch auch nur einer einzigen ihrer Veranstaltungen mitunter die
jährlichen Lebenshaltungskosten einer oder eines "Subkulturellen"
in einem erheblichen Maß übersteigen dürfte.

Beispielsweise der Wiener Opernball. Wie kaum ein anderes Ereignis
inszeniert sich dort die Hochkultur. Für den Opernball im kommenden
Jahr muß man mindestens 315 Euro Eintritt hinblättern - und hat dann
nur einen Stehplatz ergattert. "Bitte beachten Sie, dass die
Eintrittskarte keinen Sitzplatz beinhaltet", heißt es auf der
Website. Wer sich an dem Abend auch mal hinsetzen will, dem wird die
Rangloge für schlappe 23.600 Euro empfohlen - inklusive Kulinarik und
für maximal zwölf Personen. [1]

Die Subkultur dagegen bevorzugt kostengünstigere Etablissements, um
sich zu treffen, zu tanzen, Flüssigkeiten in sich hineinzuschütten
und mächtig abzuhängen. Sie hört auch andere Musik und trägt in der
Regel preiswertere Klamotten. Theoretisch könnte irgendein reicher
"von und zu" Wiener Opernballbesucher mit Frack und Lackschuhen einen
typischen subkulturellen Szenetreff wie die Rock'n'Roll Herberge in
Berlin Kreuzberg besuchen. Dort würde es vermutlich niemandem
auffallen, geschweige denn daß er oder sie daran Anstoß nähme, welche
der beiden zugelassenen "Pinguin"-Varianten jener Besucher trüge,
also ob "die weiße Weste exakt mit dem Vorderteil der Jacke"
abschließt oder - wie keck! - ob sie "zwei Zentimeter unterhalb"
hervorschaut. [2]

Da ein Besucher des Wiener Opernballs auf keinen Fall Gürtel trägt,
sondern stets nur Hosenträger, wäre er eigentlich in jener "Absteige
für Rockstars & Hosenträger", wie sich die Rock'n'Roll Herberge
selbst bezeichnet, sogar ausgesprochen passend aufgehoben. Eine
Voraussetzung hätte er allerdings zu erfüllen, denn das dortige Motto
lautet: "Nazis, Faschisten, Rassisten, Homophobe, Sexisten und
jegliche wie auch immer gearteten intoleranten Spießer müssen draußen
bleiben." [3]

Besagte Herberge war auch Endpunkt des in diesem Jahr nach einer
Unterbrechung wieder neu aufgelegten "Karnevals der Subkulturen",
eines Umzugs, der in der Vergangenheit schon mal mehrere tausend
Subkulturelle aus ihren Kellern, Katakomben, Kabuffs und was
Szene-Stadtteile wie Kreuzberg und Friedrichshain noch an besetzten
und unbesetzten Behausungen bereithalten, hervorgelockt hat.

Die Betonung liegt auf "noch", denn die Gentrifizierung frißt ihre
Kinder. Wird eine jener urbanen Nischen allzu angesagt, weil sie
durch Kunst und Kreativität von unten für die da oben interessant
gemacht wurde, lockt das Ströme von Touristen an, was wiederum das
Stadtviertel aufwertet. Das hat schon längst die Aufmerksamkeit von
Spekulanten geweckt, die sich jene Keller, Katakomben und Kabuffs
aneignen und "instandsetzen". Eigentlich müßte es "in einen neuen
Stand setzen" heißen, wird damit doch der Vorgang beschrieben, eine
Liegenschaft dem subkulturellen Stand zu entziehen und einem höheren
Stand, der über die notwendigen Finanzmittel verfügt, zur Verfügung
zu stellen. Gut betuchte Menschen verdrängen ihre weniger gut
betuchten Artgenossen. Angesagtsein ist der Auftakt zum Abgesang.
Entwertung durch Aufwertung. Gentrifizierung eben.
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"So früh aufzustehen liegt der Subkultur einfach nicht."
Foto: © 2019 by Schattenblick



Neubauprojekte wie Google Campus und der Hotel-Hostel-Komplex des
Unternehmens Ideal-Versicherung in einer urbanen Kreuzberger Brache
konnten zwar aufgrund der Proteste der Bevölkerung verhindert werden,
doch die Investoren schlafen nicht. Ganze Häuserzeilen wurden
verhökert und angestammte Gewerbe- und Wohnungskultur zerstört.
Börsennotierte Wohnungsgesellschaften haben große Teile der
Innenstadt übernommen, treiben nun die Mietpreise in die Höhe oder
wandeln Wohnraum in Eigentumswohnungen um. Turbo-WGs, Airbnb, der
Trick mit der Möblierung und andere Wohnraumgeschäftsmodelle
erledigen das Übrige des Wohnungsmarkts. [4]

Den größeren veranstalterischen Rahmen jenes Karnevals der
Subkulturen bildete das viertägige Straßenfest "Karneval der
Kulturen", das regelmäßig während des verlängerten Pfingstwochenendes
in Berlin Kreuzberg stattfindet und von über eine Million Menschen
besucht wird. Am sonntäglichen Straßenumzug kamen rund 4.400
Teilnehmende zusammen. Lediglich ein Zehntel davon hat sich auch bei
den Subkulturellen eingefunden [5], wobei die meisten von ihnen
augenscheinlich erst im Laufe des Umzugs dazustießen. Vermutlich
wollten sie sich den Weg zum Startpunkt der Demo am Frankfurter Tor
ersparen, wo doch der Umzug sowieso wieder bei ihnen vorbeikommen
würde. Warum also sich irgendwo hinbegeben, nur um dann von dort
wieder heimzukehren?

Was das Zeitmanagement des Karnevals der Subkulturen betrifft, ist
sicherlich noch Luft nach oben. Während sich die Polizei mit einem
beachtlichen Aufgebot frühzeitig am Versammlungsort eingefunden
hatte, war um 12.00 Uhr, wie in diversen szenetypischen Medien als
Termin angekündigt, nur rund eine Handvoll subkultureller Menschen
eingetrudelt. Auch eine Stunde später war der Startpunkt am
Frankfurter Tor nicht wirklich als Versammlungsort für einen
Demonstrationszug zu identifizieren - sieht man von den vielen
Mannschaftswagen, Motorrädern und ordnungshütenden Uniformierten ab.
Jedenfalls schien mancher Falafel-Stand mehr Zuspruch zu erfahren als
die Demo an ihrem Ausgangspunkt. Wie meinte noch augenzwinkernd
einer der wenigen frühzeitig eingetroffenen Teilnehmer gegenüber dem
Schattenblick-Team: "So früh aufzustehen liegt der Subkultur einfach
nicht."

Ungeachtet der permanenten Anforderung, Telefonate annehmen und kurz
vor Demobeginn noch schnell tausend Dinge regeln zu müssen, dabei mit
der Polizei ständig auf den Fersen, war Jonas Rediske vom
Organisationsteam bereit, dem Schattenblick einige Fragen zum
Karneval der Subkulturen zu beantworten.
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Jonas Rediske und der aufmerksame "Verbindungsmann zum Veranstalter"

Fotos: © 2019 by Schattenblick



Schattenblick (SB): Könntest du uns etwas zum Karneval der
Subkulturen sagen?

Jonas Rediske (JR): Ich mache schon länger beim Carneval of
Subcultures mit. Dieser war früher als kleines Gegenprogramm zum
Karneval der Kulturen geplant und einige Jahre lang ein
Straßenfest in der Köpenicker Straße - Köpi ist ja auch ein bekanntes
Hausprojekt. Die ganzen Anmeldungen für das Straßenfest waren uns
allerdings zu teuer geworden, denn wir waren nie so viele Leute.
Deswegen haben wir mit dem Carneval of Subcultures aufgehört, so daß
letztes Jahr keiner stattfand. Dieses Jahr habe ich mich mit ein paar
Leuten getroffen, und wir haben überlegt, daß wir im kleinen Rahmen,
mit einer kleinen Demo und abschließend einer Kundgebung in der
Muskauer Straße, einen Neustart versuchen wollen. Vielleicht
entwickelt sich ja wieder was daraus.

SB: Ist euch der Karneval der Kulturen zu kommerziell geworden?

JR: Ja, der Karneval der Subkulturen soll dazu schon ein Gegenpol
sein. Deswegen kam die Überlegung auf, dort am gleichen Tag was
anderes zu machen. Der Karneval war schon immer am Pfingstsamstag,
vom Datum her sind wir also ein bißchen festgelegt.

SB: Wenn man sich hier umschaut, sieht man noch nicht so viele Leute.
Wie viele waren denn in früheren Jahren gekommen?

JR: Zu Hochzeiten waren es 2000, 3000 Leute. Wie gesagt, in diesem
Jahr findet kein größeres Straßenfest statt, sondern wir wollen
erstmal klein anfangen.

SB: Wie kam es zu der Wiederbelebung und wie viele Leute organisieren
das?

JR: Wir haben untereinander mit Freunden gequatscht und den Termin
auch im Stressfaktor [6] veröffentlicht. Getroffen haben wir uns dann
einmal die Woche in der Rock'n Roll-Herberge, wo in diesem Jahr auch
die Kundgebung zum Ende der Demo stattfindet. Allzu viele waren wir
im Orga-Team nicht, im festen Kern vielleicht sechs, sieben Leute.
Wenn es mal wieder größer werden sollte, müssen es auf jeden Fall
mehr werden. Ansonsten sähe es schlecht aus, wollte man ein größeres
Straßenfest organisieren.

SB: Kommen die Musikgruppen, die später auftreten, alle hier vom Ort?

JR: Nein, zum Teil sind sie zwar aus Berlin, aber es ist
beispielsweise auch eine Musikgruppe aus Israel dabei. Wir haben
verschiedene Gruppen angeschrieben, von denen einige zugesagt haben.

SB: Würdest du sagen, daß der Karneval der Subkulturen eine Botschaft
hat?

JR: Unser Hauptthema ist ja - danach werden sich auch die
Redebeiträge richten - Gentrifizierung. Dagegen etwas zu sagen lautet
unsere politische Botschaft. Die wollen wir mitgeben.

SB: Jonas, vielen Dank für das Gespräch.
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13.21 Uhr: Einige Frühaufsteher sind schon zum Abmarsch bereit
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Fußnoten:

[1] https://www.wiener-staatsoper.at/opernball/karten/kartenpreise/

[2] https://www.vienna.at/strenger-dresscode-beim-opernball-kein-zutritt-ohne-frack-und-grosses-abendkleid/3163445

[3] http://www.rnrherberge.de/index.php?id=12

[4] Turbo-WGs: Jemand mietet eine Wohnung mit vielen Zimmern und
vermietet diese weiter, oftmals nur für wenige Monate. Beim Neueinzug
müssen dann meist höhere Mietpreise bezahlt werden als zuvor. Das
Geld erhält der Hauptmieter oder er teilt es sich mit dem
Vermieter.

Airbnb: Internetplattform zur Vermietung von Wohnungen an Touristen.
Damit ist deutlich mehr Geld zu machen als mit regulären Mieten. Der
gravierende Nachteil: Diese Wohnungen sind dem allgemeinen
Wohnungsmarkt entzogen. Inzwischen werden in Städten wie Berlin,
Hamburg, Köln und München Bußgelder in Höhe von bis zu 50.000 Euro
für solche "zweckentfremdete" Vermietungen erhoben.

Möblierung: In Berlin werden immer mehr möblierte Wohnungen
angeboten, da für diese nicht die Mietpreisbremse gilt.

[5] tinyurl.com/y53ddrrh

[6] Stressfaktor ist ein "Berliner Terminkalender für linke Subkultur
und Politik".

https://stressfaktor.squat.net/index.php


11. Juni 2019
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LESUNG/6439: Lippstadt - Gedichte, Geschichten und Lieder mit Uwe Nautus am 16.6.19


Stadt Lippstadt

Gedichte, Geschichten und Lieder 

Lesung mit Uwe Natus im Stadtmuseum



Lippstadt. Geschichten, Gedichte, Lieder: Am Sonntag, 16. Juni 2019,
lädt das Stadtmuseum Lippstadt zu einer Lesung mit Uwe Natus ein. Der
bekannte Lippstädter Schriftsteller erzählt vom kleinen Glück der
Leute von nebenan und anderswo. Die Texte handeln von den Zufällen des
Lebens, wie sie jeder Mensch täglich auf seinem Weg durch den Tag
erfahren kann.

Der Eintritt ist frei. Die Lesung beginnt um 11 Uhr.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 6. Juni 2019

Stadt Lippstadt

Ostwall 1

59555 Lippstadt

Telefon: 02941 980 0

Telefax: 02941 78111

E-Mail: pressestelle@stadt-lippstadt.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 12. Juni 2019 
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TREFF/1213: Stuttgart - Denis Scheck und Knut Krohn, literarische Revue über Theodor Fontane, 18.06.19


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für Juni 2019

Dienstag, 18.06.19, 19.30 Uhr

Ich bin nun mal fürs Kleine

Denis Scheck

Literaturshow,

Auszüge aus dem Comic: Knut Krohn



Am 30. Dezember 2019 begeht die literarische Republik Theodor
Fontanes 200. Geburtstag, die Jubelfeierlichkeiten haben längst
begonnen. Auch die Literaturkritiker Anne-Dore Krohn und Denis Scheck
feiern Theodor Fontane und stellen ihn als Autor vor, der in seinen
Büchern vor allem auch die politischen und gesellschaftlichen Kräfte
seiner Zeit und Gesellschaft spiegelt. Dafür erfindet er Figuren, so
lebensnah und psychologisch glaubwürdig, dass sie uns ein Leserleben
lang begleiten: Von Effi Briest und Dubslav von Stechlin bis zu Jenny
Treibel oder Schach von Wuthenow.

In ihrer mitreißenden literarischen Revue zeigen Krohn und Scheck
Theodor Fontane in seiner Komplexität und seinen Widersprüchen: den
Barrikadenkämpfer von 1848 und den Wendehals wenige Jahre später, der
sich als "Fronarbeiter mit dem Geiste" bei der erzreaktionären
Kreuzzeitung verdingt. Den Fontane, der seine geistreiche Frau Emilie
und sämtliche Familienmitglieder in seinen "Romanschriftstellerladen"
einspannt, genau wie den Balladendichter und den
Militärschriftsteller, nicht zu vergessen den Wanderer in Schottland
und der Mark Brandenburg. Auch der Antisemitismus des alten Fontane
wird thematisiert - und die am Ende des Zweiten Weltkriegs verlorenen
Manuskripte Fontanes, die so etwas wie das Bernsteinzimmer der
deutschen Literaturgeschichte darstellen.

Eintritt: Euro 10,-/ 8,-/ 5,-

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für Juni 2019

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 12. Juni 2019 
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AUSSICHTEN/8667: Und morgen, den 12. Juni 2019 (SB)


+++ Vorhersage für den 12.06.2019 bis zum 13.06.2019 +++






[image: Jean-Luc 8667 Wetterfrosch - © 2019 by Schattenblick]






Regen, Gewitter, grau in grau,

und mieses Wetter für Strände,

Jean im Teiche, denn er ist schlau,

braucht kein Dach und keine Wände.
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MEMORIAL/203: Italien - Reformistischer Wandel der IKP nach Berlinguers Tod im Jahr 1984 (Gerhard Feldbauer)


Vor 35 Jahren starb der Generalsekretär der IKP, Enrico Berlinguer

Nach seinem Tod wandelten die Reformisten die IKP in eine sozialdemokratische Linkspartei um

1989/90 folgten SED-Politiker wie Gregor Gysi und Hans Modrow ihrem Kurs

von Gerhard Feldbauer, 11. Juni 2019



Dem 35. Jahrestag des Todes von IKP-Generalsekretär Enrico Berlinguer
am 11. Juni 1984 folgten in wenigen Monaten die Ereignisse vor
30 Jahren (1989/90), die zur Einverleibung der sozialistischen DDR
durch die imperialistische BRD führten. Ich möchte das zum Anlass
nehmen herauszuarbeiten, wie die dabei agierende Konterrevolution
Schützenhilfe von der sich formierenden revisionistischen Gruppe um
Gregor Gysi erhielt, die sich am Beispiel der Entwicklung in der IKP
orientierte, und dabei gravierende Unterschiede aufzeigen.

Zunächst zu Berlinguer, an dessen herausragende Rolle in der
italienischen Politik die römische La Repubblica am Montag als
"eines Pfeiler der Demokratie, einer Hoffnung der Zukunft, Garant
gegen die Drohung eines atomaren Vernichtungskrieges" erinnerte. Sie
berichtete ausführlich, dass Berlinguer am 7. Juni 1984, während er
auf einer Kundgebung seiner Partei in Padua sprach, einen Herzinfarkt
erlitt. Der anwesende sozialistische Staatspräsident Sandro Pertini ließ
den im Koma liegenden Berlinguer in seiner Präsidentenmaschine nach
Rom fliegen. Vier Tage später starb Berlinguer. La Repubblica
führt an, dass an der Trauerfeier auf der Piazza San Giovanni in Rom,
auf der er so oft gesprochen hatte, am 13. Juni über zwei Millionen
Menschen teilnahmen, darunter Pertini, die Sekretäre der demokratischen
Parteien und der internationalen Arbeiter- und der nationalen
Befreiungsbewegungen, die sein hohes Ansehen nicht nur in Italien,
sondern weltweit bezeugten.

Vier Tage später fanden Wahlen zum Europaparlament statt. "Die tiefe
Ergriffenheit, die der Tod Berlinguers 'sul campo' (auf dem Feld des
Kampfes) im Lande herrief, begünstigten den ersten Platz der IKP" hieß
es damals in den Wahlanalysen. Mit 33,3 Prozent erreichte die IKP noch
einmal ihre Spitzenergebnisse von 1975/76, diesmal knapp vor der DC
liegend, die mit 33 Prozent den zweiten Rang belegte.


Berlinguer hatte die Reformisten gebremst

Während die Reformisten in der Zeit des Compromesso storico die IKP
bereits in eine sozialdemokratische Partei umwandeln wollten, hatte
Berlinguer unter "eurokommunistischen" Vorzeichen auf den Erhalt der
revolutionären Potenzen und ihre Nutzung in der
Regierungszusammenarbeit (dem Compromesso storico) mit der DC gesetzt.
Wenn die Basis der Partei sich in den 70er Jahren mit vielen
Vorbehalten letzten Endes dem reformistischen Kurs unterordnete,
geschah das im Vertrauen darauf, dass Berlinguer sich auf diese
kämpferischen Potenzen stützte. Die Zeitung der Partei der
Kommunistischen Wiedergründung (PRC) [1] "Liberazione" schätzte ein,
er habe den Ausgleich zwischen dem linken und dem rechten Flügel
gesucht, sei ein "Mann der Vermittlung" und als solcher ein "Zentrist"
gewesen. [2]

Wie Giorgio Galli in seiner "Storia del PCI" schrieb, litt Berlinguer
schwer unter der Niederlage, welche die IKP mit dem Scheitern des
Historischen Kompromisses einstecken musste. Er fühlte sich dafür
persönlich verantwortlich, was auch in seinem sich verschlechternden
Gesundheitszustand zum Ausdruck kam. Wenn er seine wiederholt
geäußerten Rücktrittsabsichten nicht verwirklichte, dann vor allem
deshalb, weil kein befähigter Nachfolger zur Stelle war. [3] Man darf
als sicher annehmen, dass Berlinguer den von seinen Nachfolgern
Achille Occhetto und Massimo D'Alema eingeschlagenen Weg der
Umwandlung der IKP in eine sozialdemokratische Partei und der Aufgabe
nicht nur kommunistischer, sondern auch aller sozialistischen
Traditionen nicht gegangen wäre.


Gorbatschow - Leitfigur und Hoffnungsträger

Berlinguers Tod stürzte die IKP in eine tiefe Krise, die in ihren
Untergang mündete. Die von ihm in bestimmtem Maße gezügelte
sozialdemokratische Strömung bekam freie Hand für die weitere
Sozialdemokratisierung. Als Gorbatschow 1985 das Amt des
Generalsekretärs der KPdSU antrat, setzte sie sich endgültig als die
Partei beherrschende Fraktion durch. Bereits auf dem 17. Kongress im
April 1986 in Florenz schlug Berlinguers Nachfolger, Alessandro Natta,
den Sozialisten vor, sich mit den Kommunisten zu einer neuen linken
Partei zu vereinigen. ISP-Chef Craxi lehnte jedoch ab. Der
sozialdemokratische Kurs verstärkte sich, als Achille Occhetto im Mai
1988 an die Spitze der IKP trat. Italien erlebte das Phänomen, dass
seine KP, die besonders seit den 70er Jahren ihre Unabhängigkeit von
Moskau betont, jegliche Führerrolle oder Übernahme sowjetischer
Erfahrungen abgelehnt und 1982 gegenüber der KPdSU auch offiziell den
"strappo" (Bruch) verkündet hatte, plötzlich "moskauhörig" wurde und
sich völlig am Kurs Gorbatschows orientierte.

Unmittelbar nach seiner Wahl kündigte Occhetto den für März 1989
einberufenen Kongress als "Parteitag der Wende" an. Dessen Leitfigur
war dann Gorbatschow, auf den sich Occhetto bereits in seiner
Eröffnungsrede zehnmal als Hoffnungsträger berief. Die auf Video
übermittelte Rede des KPdSU-Generalsekretärs wurde von der
sozialdemokratischen Strömung, welche die Mehrheit der Delegierten
stellte, stürmisch gefeiert. In seinen Beschlüssen erklärte der
Kongress einen "Riformismo forte" (tiefgreifenden Reformismus) zur
"Leitlinie der Partei". [4] Occhetto erhielt bei seiner Wiederwahl nur
zwei Gegenstimmen. Selbst die kommunistische Strömung, die im neuen
Zentralkomitee acht Sitze belegte, hatte mehrheitlich für ihn
gestimmt. Der ISP schlug Occhetto vor, die DC-Regierung zu verlassen
und mit der IKP eine Reformkoalition zu bilden. Craxi lehnte
postwendend ab. [5]


Gregor Gysi und Hans Modrow in den Fußstapfen der
Revisionisten

Wie wirkte sich der von den Reformisten in der IKP nach Berlinguers
Tod eingeschlagene Kurs 1989/90 auf die SED in der DDR aus? Dabei geht
es nicht um eine umfassende Analyse, sondern um einige Aspekte einiger
der handelnden Akteure im Vergleich mit dem, was sich seit den 1970er
Jahren in Italien abgespielt hatte. Mit dem Unterschied, dass die
Weichen dafür jetzt in Berlin in Monaten gestellt wurden und die
inhaltlichen Aussagen bei weitem die Zugeständnisse, die Berlinguer
einst gemacht hatte, übertrafen. Ähnlich wie in Italien war zunächst -
von der Basis unbemerkt und auch von der Parteiführung nicht
autorisiert - diesem nun abrupt einsetzenden revisionistischen
Prozess ausgerechnet im ideologischen Führungszentrum der SED, ihrer
Akademie für Gesellschaftswissenschaften, von einer Gruppe mit ihrem
leitenden Mitglied Prof. Rolf Reißig (seit Februar 1990 ihr Direktor)
an der Spitze, mit dem 1987 veröffentlichten Positionspapier "Der
Streit der Ideologien und die gemeinsame Sicherheit" der Weg bereitet
worden. [6]

Kurz einige Fakten zur weiteren Entwicklung: Mit dem Parteiputsch im
Oktober 1989 riss die reformistische Gruppierung mit Gregor Gysi an
der Spitze die Führung der SED an sich und begann, die
Parteistrukturen vor allem in den Betrieben aufzulösen. Gysi
orientierte sich an dem auf sozialdemokratische Positionen
übergegangenen Gorbatschow, dessen politischer Kurs sich verheerend
auf den Ostblock und besonders auf die DDR als ihren bis dahin engsten
Verbündeten auswirkte. Gysi besuchte zunächst den noch
KPdSU-Generalsekretär Gorbatschow und eilte dann im Januar 1990 nach
Rom, wo er bei Achille Occhetto, dem letzten IKP-Generalsekretär,
Erfahrungen bei der bereits vor sich gehenden Liquidierung der IKP
durch ihre unter der Losung der "Heimkehr zur Sozialdemokratie"
erfolgende Umwandlung in eine sozialdemokratische Linkspartei PDS
studierte. [7]

Er scheute sich auch nicht, mit ISP-Chef Bettino Craxi
zusammenzutreffen, der schon zu dieser Zeit der Korruption verdächtigt
wurde. 1992 begann die Staatsanwaltschaft ihre Ermittlungen gegen ihn,
die 1994 zu einer lebenslangen Haftstrafe führten. Insidern war der
Hintergrund klar. Gysi trug sich mit dem Gedanken, auch hier das
IKP-Modell aufzugreifen und der SPD den Beitritt seiner PDS
anzutragen. Aber während die CDU der BRD, wie auch die Liberalen ohne
Bedenken ihre ostdeutschen Schwesterparteien vereinnahmten, fehlte der
SPD zu solch einem Schritt der strategische Weitblick, mehr wohl noch
der Mut. Aber auch Craxi, der bereits 1986 das Angebot Alessandro
Nattas, des ersten Nachfolgers Berlinguers im Amt des
Generalsekretärs, zur Vereinigung der IKP mit der ISP zu einer neuen
Linken Partei abgelehnt hatte, war auch diesmal nicht bereit. So
konnte Gregor Gysi diesbezüglich nicht mit einem entsprechenden Signal
aus Rom nach Berlin zurückkehren.

Gregor Gysi versuchte dennoch, die DKP im Vorfeld des
"Vereinigungsprozesses" auszuschalten. Sie sollte sich auflösen und
ihre Mitglieder einzeln in die PDS eintreten. Wortführer dieser
Version war in der DKP Wolfgang Gehrke, der bewirkte, dass etwa 10.000
der zu dieser Zeit rund 30.000 Mitglieder zählenden DKP die Partei
verließen, von denen jedoch die wenigsten sich bei der PDS einfanden.
Zum Lohn dafür erhielt Gehrke einen Listenplatz der PDS zur Kandidatur
für ein Mandat des Bundestages, das er noch heute innehat. [8]


Hans Modrow: Den "Schlüssel zur Einheit gefeilt!"

Fast zeitgleich mit Gysis Italienreise unterbreitete Regierungschef
Hans Modrow (seit November 1989 bis April 1990) nach Gesprächen mit
Gorbatschow am 1. Februar 1990 in Moskau sein Konzept "Deutschland
einig Vaterland", mit dem faktisch die DDR zur Disposition gestellt
wurde. [9] Modrow äußerte später: "Kohl behauptet, er habe den
Schlüssel zur Einheit aus Moskau geholt. Wenn das so sein soll, dann
habe ich den Schlüssel gefeilt!" [10] Gregor Gysi rühmte sich 2015
gar, die reibungslose Integration der DDR-Bürger ins politische System
der BRD sei seiner Partei und auch ihm persönlich zu verdanken. [11]

Hier ist einzublenden, dass sicher folgendes feststeht: Nachdem die
DDR von Gorbatschow fallengelassen wurde und damit der wichtigste
außen- und militärpolitische Faktor ihrer Existenzsicherung entfiel,
war sie nicht mehr zu retten. Doch ihr Anschluss an die BRD hätte
nicht in jene kampf- und bedingungslose Kapitulation münden müssen,
die von der letzten DDR-Regierung unter Lothar de Maiziére von der
ostdeutschen CDU vollzogen wurde, aber bereits unter der Regierung
Modrow und der PDS unter Gregor Gysi mit zu verantworten war. Doch
Modrow war nicht nur zu dieser Zeit, sondern auch Jahre später nicht
in der Lage, den verräterischen Kurs Gorbatschows einzuschätzen und
sah in ihm lediglich "Unaufrichtigkeit", hinter der sich seine
"wachsende Unfähigkeit, die Prozesse im wohlverstandenen Interesse
der UdSSR und der DDR zu beherrschen", gezeigt habe. [12]


Fußnoten:

[1] Nach der Umwandlung der IKP in eine sozialdemokratische
Linkspartei (PDS) im Dezember 1990 gegründet.

[2] "Liberazione", 11. Juni 1999; 13. Sept. 2003.

[3] Giorgio Galli: Storia del PCI, Mailand 1993, S. 294 ff., 303 f.

[4] Ebd.

[5] "La Repubblica", Rom, 23. März 1989.

[6] Reißig wurde später Mitglied des Willy-Brandt-Kreises der SPD.

[7] Partito Democratico della Sinistra, woraus sich auch noch die
Namensgleichheit mit dem deutschen Parteikürzel PDS ergab.

[8] Zwar gehört er nicht der Kommunistischen Plattform (KPF) in der
Partei Die Linke an, bezieht aber in Grundsatzfragen heute
antiimperialistische Positionen.

[9] Nachzulesen in dem Buch, "Ich wollte ein Neues Deutschland" (Dietz
Verlag Berlin 1998), das Modrow zusammen mit Hans Dieter Schütt, dem
früheren Chefredakteur der jungen Welt und späteren langjährigem
Ressortchef des Neuen Deutschland, schrieb. Siehe Rezension des
Autors in den Weißenseer Blättern 1/1999 "Zu Hans Modrows Buch
'Ich wollte ein Neues Deutschland'".

[10] "Keine Zeit für Illusionen". Karl-Heinz Arnold: Mit Hans Modrow
erlebt: das vorletzte Kapitel der DDR-Geschichte. "Wochenpost", Nr.
38/1990.

[11] Junge Welt, 30. Dezember 2015.

[12] "Hans Modrow über verpasste Chancen und das Ende der DDR".
ND zur Modrow-Initiative "Deutschland einig Vaterland",
1. Februar 2000.

 * 

Quelle:
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TREFF/744: Bielefeld - Bilder, Musik und Filmausschnitte zu "Frauen in der Weimarer Republik", 15.6.19


Stadt Bielefeld

Frauen in der Weimarer Republik



Bielefeld (bi). Zu einer Zeitreise in die Weimarer Republik lädt die
Volkshochschule am Samstag, 15. Juni, ein. Mit Bildern, Musik und
Filmausschnitten erinnert Anke Zander an die erste deutsche
Demokratie, während der das Frauenwahlrecht eingeführt wurde und der
Bubikopf in Mode kam. Dabei geht sie der Frage nach, ob die "Goldenen
Zwanziger Jahre" auch eine goldene Zeit für Frauen waren. 

Die Veranstaltung beginnt um 15.30 Uhr in der Ravensberger Spinnerei (Raum
117), der Eintritt kostet fünf Euro.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 7. Juni 2019

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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MUSEUM/854: Braunschweig - Märchennachmittag "Der betörende Gesang des Zaubervogels" am 15.6.19


Stadt Braunschweig

Märchennachmittag im Museum: "Der betörende Gesang des
Zaubervogels" 



Braunschweig. Zu einem Märchennachmittag "Der betörende Gesang des
Zaubervogels" im Rahmen der Ausstellung "Ruth Baumgarte - Vision
Afrika. Turn of the Fire" lädt das Städtische Museum Braunschweig,
Haus am Löwenwall, Steintorwall 14, am Samstag, 15. Juni, um 15 Uhr
ein. Die Veranstaltung ist geeignet für Kinder ab dem Grundschulalter
und Erwachsene. Für anfallende Materialkosten zahlen Erwachsene neben
dem Eintrittspreis fünf Euro. Kinder haben freien Eintritt und zahlen
keine Materialkosten.

Mit großer Liebe zum "Schwarzen Kontinent", mit farbenreicher Sprache
und lebendiger Gestik erzählt Dorothea Nennewitz afrikanische Märchen
für Kinder und Erwachsene. Sie lässt die Zuhörerinnen und Zuhörer
selbst aktiv werden. Der afrikanische Kontinent kennt unzählige
wunderbare Geschichten voller Weisheit, Witz und Lebensmut.

Noch bis zum 7. Juli zeigt das Städtische Museum Braunschweig die
Ausstellung "Ruth Baumgarte - Vision Afrika. Turn of the Fire".
Präsentiert wird der expressive Afrika-Zyklus der international
renommierten Künstlerin Ruth Baumgarte. Rund 70 Ölbilder, Aquarelle
und Zeichnungen sind in der Ausstellung zu sehen.

Das Städtische Museum, Haus am Löwenwall, ist dienstags bis sonntags
von 10 bis 17 Uhr geöffnet. Der Eintritt beträgt fünf Euro für
Erwachsene, Ermäßigung (für Schüler, Studierende, Auszubildende,
Menschen mit Behinderung, Rentner sowie Inhaber des "Braunschweig
Passes") 2,50 Euro. Kinder von sechs bis 16 Jahren zahlen zwei Euro.
Schulklassen und Kinder bis sechs Jahren haben im Städtischen Museum
freien Eintritt. Das Städtische Museum ist uneingeschränkt
barrierefrei.

Das Städtische Museum nimmt teil an der MuseumsCard der Braunschweiger
Museen. Sie ermöglicht einmalig freien Eintritt sowie dauerhaft
ermäßigten Eintritt bei Folgebesuchen für ein Jahr in den sieben
größten Museen Braunschweigs. Die Museumscard kostet 22 Euro und ist
auch im Städtischen Museum erhältlich. Alle Infos unter
www.braunschweig.de/museumscard.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 11. Juni 2019

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1

38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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THEATER/1422: Wertheim - Kindgerechte Opernversion von "Don Giovanni" am 16. Juni 2019


Stadt Wertheim

Kindgerechte Oper-Version "Don Giovanni beim Mozartfest am 16. Juni
im Kloster Bronnbach



Wertheim. In der stimmungsvollen Kulisse des Klosters Bronnbach
findet am Sonntag, 16. Juni, um 16 Uhr die Aufführung einer
kindgerechten Version von Mozarts Oper "Don Giovanni" statt.

Dass Don Giovanni ein netter Typ wäre, kann man wahrlich nicht
behaupten: Nur dem eigenen Vergnügen rennt er hinterher. Auf der
ganzen Welt hat er Frauen verführt und anschließend sitzen lassen.
Andere Menschen verhöhnt er und spielt ihnen übel mit. Freunde macht
er sich mit seiner Art ganz und gar nicht. Als er aber nach einem
seiner amourösen Abenteuer Donna Annas Vater, den Komtur, ersticht,
ist das Maß voll: Alle beschließen, dass Don Giovanni für seine Taten
büßen muss. Als der, übermütig wie er ist, die steinerne Statue des
Komtur zum Essen einlädt, nimmt das Schicksal seinen Lauf.

Christian Kabitz ist bei Mozart ganz in seinem Element: Viele Male hat
er dessen große Opern schon für junge Musikhörer aufbereitet. Beim
Mozartfest ist er mit seinen Produktionen regelmäßig zu Gast. Immer
wieder gelingt es ihm dann, die Ohren für Mozarts Zauber zu öffnen und
für dessen Musik zu begeistern.

Karten gibt es im Vorverkauf bei den Fränkischen Nachrichten in
Tauberbischofsheim, Telefon 09341/83141. Weitere Informationen zum
Kartenvorverkauf unter www.mozartfest.de im Internet.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 6. Juni 2019

Stadtverwaltung Wertheim - Presse und Information

97877 Wertheim

Tel.: 09342/301-300 oder -301

Fax: 09342/301-503

E-Mail: pressestelle@wertheim.de
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AUSSTELLUNG/9677: Leer - Malerei und Objekte von Alfred Kaufner, 16.6.-23.7.2019


Landkreis Leer

Alfred Kaufner. Malerei und Objekte

Neue Ausstellung im Kunsthaus Leer und in der Sparkasse LeerWittmund
ab dem 16. Juni



Ab dem 16. Juni ist im Kunsthaus Leer und in der Sparkasse
LeerWittmund eine neue Doppelausstellung zu besichtigen. Die Eröffnung
der Ausstellung findet am 16. Juni um 11.30 Uhr im Kunsthaus Leer
statt.

Die Ausstellung widmet sich dem Schaffen des Künstlers Alfred Kaufner.
Erstmals wird das gesamte künstlerische Spektrum des gebürtigen
Leeraners in seiner Breite von den 1980er-Jahren bis in die Gegenwart
aufgezeigt. In der Region hat sich Kaufner vor allem mit Glasobjekten
einen Namen gemacht. Künstlerisch tätig ist er bereits seit den
1980er-Jahren, als er begann, Aquarellfarben chemisch zu beeinflussen
und damit erste Landschaften zu gestalten. Bald schon fand er zur
Abstraktion, ab den 1990er-Jahren wurde Glas sein bevorzugter
Werkstoff. Farbloses Glas bearbeitet der Künstler so, dass es farbig
erstrahlt und fügt es im Anschluss mit opaken Materialien wie
Travertin, Eisen oder Marmor zu kompakten, dem Minimalismus
verpflichteten Objekten zusammen. Abhängig vom Licht, der Tageszeit
und dem Standpunkt entfaltet das Glas eine andere Farbenvielfalt.
Erzielt durch die Mischung von winzigen Glaspartikeln mit
Farbpigmenten, überzieht auch die Oberfläche seiner abstrakten Gemälde
ein subtiler Schimmer. Alfred Kaufners Arbeiten sind stille,
meditative Werke, die erst bei längerer Betrachtung ihre volle
Schönheit preisgeben und dem Geduldigen ihr Geheimnis offenbaren.

Geöffnet ist die Ausstellung im Kunsthaus Leer von Dienstag bis
Donnerstag sowie sonntags von 14 bis 17 Uhr.
Die Ausstellung in der Sparkasse LeerWittmund, Mühlenstr. 93, 26789
Leer, ist bis zum 23. Juli 2019 während der Geschäftszeiten geöffnet.

Vita von Alfred Kaufner

Alfred Kaufner wurde 1949 in Leer geboren. Nach dem Studium der Chemie
an der Pädagogischen Hochschule Oldenburg sowie der Physik an der
Universität Lüneburg war er zunächst als Lehrer tätig. Ab 1980 begann
er sich intensiv mit der Physik des Lichts und der Chemie von Farben
zu beschäftigen und ließ die aus dem Studium gewonnenen Kenntnisse in
sein künstlerisches Werk einfließen. Seit 1993 arbeitet Kaufner
freischaffend in Leer. 2000 erhielt er den Kunstpreis der Stadt Leer,
2017 wurde er mit dem 2. Kunstpreis der Gemeinde Rastede
ausgezeichnet.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 7. Juni 2019

Landkreis Leer

Bergmannstraße 37, 26789 Leer

Telefon: +49 (0) 491 / 926-1254

Telefax: +49 (0) 491 / 926-1200

E-Mail: pressestelle@landkreis-leer.de
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FÜHRUNG/986: Kassel - Treffpunkt "Senioren im Museum" am 18. Juni 2019


Stadt Kassel

Treffpunkt "Senioren im Museum"



"Führung durch das Ballhaus" ist Thema beim nächsten Treffpunkt
Senioren im Museum am Dienstag, 18. Juni, 14.30 Uhr, im Schloss
Wilhelmshöhe. Die zirka einstündige Führung mit Dr. Vera Leuschner
bietet neben den Informationen auch die Möglichkeit, Anregungen und
Kontakte auszutauschen sowie das Thema im Anschluss mit der
Führungskraft nochmals zu vertiefen.

Die Führungen, ein gemeinsames Projekt des städtischen Referats für
Altenhilfe, der Museumslandschaft Hessen Kassel und der Städtischen
Museen, werden jeden ersten und dritten Dienstag im Monat angeboten.
Die Führung kostet 4,50 Euro.

Die Teilnehmerzahl ist auf 20 Personen begrenzt, bei Bedarf wird im
Anschluss eine zweite Führung angeboten.

Weitere Informationen unter den Telefonnummern 05 61/7 87-50 24
(vormittags) sowie 05 61/50 71.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 7. Juni 2019

Stadt Kassel

Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus, Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@stadt-kassel.de

Internet: www.kassel.de
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DAS BLÄTTCHEN/1901: Institutionalisierter Nachruhm


Das Blättchen - Zeitschrift für Politik, Kunst und Wirtschaft

22. Jahrgang | Nummer 11 | 27. Mai 2019

Institutionalisierter Nachruhm

von Ulrich Busch



Spinoza, Kleist, Hölderlin, Franz Schubert, Nietzsche und Kafka arbeiteten
für den Nachruhm. Aber sie wussten es nicht und hatten es anders gewollt.
Entweder sind sie zu früh gestorben oder sie waren ihrer Zeit zu weit
voraus, so dass ihnen die Anerkennung durch die Zeitgenossen versagt blieb.
Sie fanden diese erst im Nachruhm, der ihnen bis heute zu Teil wird. Auf
ihm basiert ihre Würdigung als Wissenschaftler und Künstler. - Aber wie
gelangt man im Leben zu Nachruhm?

Michel de Montaigne meint "Was uns die Zeit nicht gegeben hat, das schenkt
uns die Ewigkeit." Danach wäre der Nachruhm ein Geschenk? Der Autor
verweist aber auch auf die Zufälligkeit eines solchen Geschenks: "Was ist
zufälliger als die Nachrede?" Ein positives Andenken der Nachwelt an das
Vollbrachte wäre danach "eine reine Sache des Glücks". Der eigene Nachruhm
ein bloßer Zufall oder reines Glück?

Das ist schwer anzunehmen. Schließlich geht es hier um die Verewigung der
Existenz, um den Unsterblichkeitsanspruch von Personen und
Lebensleistungen. Was wüssten wir zum Beispiel heute über den tapferen
Steinzeitjäger und Alpinisten Ötzi, hätten nicht Bergwanderer 1991 zufällig
seine Überreste in den Alpen entdeckt? Allein durch diesen Fund wurde er
berühmt. Fünftausend Jahre nach seinem Tode! Sein Nachruhm verdankt sich
vollständig dem Zufall. Darauf aber lässt sich kaum bauen.

Nehmen wir ein anderes Beispiel: Was wüssten wir heute noch von
Shakespeare, hätten nicht Schauspieler seine Texte auswendig gelernt und
nach seinem Tode weiter verbreitet? Autorisierte Handschriften gibt es
nicht. Der unsterbliche (Nach-)Ruhm des Dichters gründet sich komplett auf
zufällige Überlieferungen. Aber kann man sich darauf verlassen, dass auf
ein Leben voller Arbeit und großartiger Leistungen ein gerechter Nachruhm
folgt, wenn Glück und Zufall dabei den Ausschlag geben? Offensichtlich
nicht! Das Wort Senecas, wonach "dem Verdienste sein Ruhm unfehlbar folge,
wie dem Körper sein Schatten", gilt offenbar nicht für den Nachruhm. Und
auch Schopenhauer irrt, wenn er sich damit tröstet, dass "der Beifall der
Nachwelt nicht anders, als auf Kosten des Beifalls der Mitwelt erworben
wird, und umgekehrt". - Wer im Leben Ruhm erworben hat, büßt diesen unter
Umständen mit dem Tode wieder ein. Und wer zu Lebzeiten ruhmlos blieb, darf
nicht zwangsläufig auf Nachruhm hoffen.

Seinem Wesen nach gehört der Nachruhm zum Ruhm, ist er dessen Fortsetzung
nach dem Tode. Er gehört damit quasi zum Nachlass eines Menschen. Wie groß
er aber ausfällt, das hängt nicht nur von dem geschaffenen Werk ab, sondern
auch von seiner Wirkung in der Zeit, von dessen Nachhaltigkeit und
Zukunftspotenzial. Hierüber aber gibt es zu Lebzeiten keine Gewissheit,
sondern nur Annahmen, unklare Vorstellungen und Erwartungen. Nicht selten
auch Illusionen und Fehlkalkulationen. Die Vorstellung vom Fortwirken in
der Ewigkeit verschafft so manchem Menschen ein Glücksgefühl. Dies umso
mehr, je weniger seinem Wirken in der Endlichkeit des irdischen Lebens der
erhoffte Erfolg beschieden war. Auf diese Weise wird die Erwartung eines
Nachruhms zum Ersatz für den zuvor ausgebliebenen Ruhm. Dabei
spielen die Gründe für das Ausbleiben keine Rolle. Sie können historischer
wie persönlicher Natur sein, gesetzmäßig oder rein zufällig.

In jedem Fall aber bilden Menschen, die für den Nachruhm empfänglich sind,
die ihn förmlich suchen und deshalb schon zu Lebzeiten darauf hinarbeiten,
eine besondere Spezies. Es sind Wissenschaftler, Künstler, Unternehmer,
Politiker und vornehmlich Männer, Menschen, die in ihrem Leben etwas
Besonderes geleistet haben, oder dies zumindest glauben, die etwas
geschaffen, etwas hervorgebracht haben, das das gewöhnliche Maß übersteigt.
Meistens sind sie, wie Friedrich Hebbel glaubt, von ihren "Aussichten auf
die Unsterblichkeit" vollkommen überzeugt. Nichtsdestotrotz aber sorgen sie
vor und sichern sich ihren Nachruhm bereits zu Lebzeiten durch
entsprechende Verfügungen. Goethe war hierin ein Meister. Er hat mehr als
dreißig Jahre seines Lebens darauf verwendet. Auch Schopenhauer wirkte in
dieser Richtung. Ebenso Bertold Brecht und Thomas Mann.

Seinen Nachruhm schon "zu Lebzeiten" sucht aber auch derjenige, so Theodor
W. Adorno, der daran zweifelt, "dass ihn überlebt, was er geschaffen hat".
Wer also fürchtet, sein Werk könnte nach seinem Tode der Vergessenheit
anheimfallen, von Plagiatoren geraubt oder von Banausen missbraucht werden,
wird hier vorsorgend handeln. Dies gilt für alle, deren Nachruhm
ungewiss ist. Sie geben sich nicht mit der Hoffnung zufrieden, dass
ihr Werk nach ihrem Ableben die erwartete Anerkennung findet oder dass dem
als unzureichend empfundenen Ruhm posthum ein größerer Nachruhm
folgt. Nein, sie werden schon vorher aktiv, indem sie Stiftungen,
Akademien, Sozietäten und Vereine gründen und mit Bibliotheken, Archiven
und Verlagen entsprechende Verträge abschließen.

Was für diese gilt, muss aber mehr noch für jene zutreffen, die definitiv
keinen Nachruhm zu erwarten haben. Man denke hier zum Beispiel an die
Gelehrten, Künstler, Architekten, Techniker et cetera, die ihre
Lebensleistung in der DDR erbracht haben, deren Verdienste nach erfolgter
Abwicklung, Umstrukturierung, Transformation und Auslöschung aber keine
Anerkennung mehr finden. Ihr Ruhm fand mit dem Untergang ihres Staates ein
abruptes Ende. Und auf einen Nachruhm dürfen sie nicht hoffen. Für sie ist
der von Adorno geäußerte Zweifel, ob einen überlebt, was man geschaffen
hat, zur Gewissheit geworden: Es überlebt nicht! Vielmehr haben wir
es hier mit dem umgekehrten Fall zu tun: die Menschen haben ihr Werk
überlebt. Dies aber wollen sie nicht akzeptieren. Was soll man tun?
Eine mögliche Antwort hierauf wäre, zu resignieren, eine
andere, sich mit Leben und Werk im Lichte der eingetretenen
Veränderungen kritisch auseinander zu setzen. Eine dritte aber
besteht im Entwurf eines kontrafaktischen Geschichtsbildes und der
Selbstkonstruktion eines Nachruhms. Dabei wird versucht, diesen als
"Schatten einstiger Taten" herbeizureden und zu beschwören. Als probate
Mittel dafür bieten sich an: Autobiografien und Zeitzeugenprojekte,
Rückblicke aller Art und Nekrologe. Geeignete Organisationsformen und Riten
sind Traditions-, Begräbnis- und Heimatvereine, Gedächtnisfeiern,
Jahrestage, Jubiläen und Totengedenken. All diese Formen stehen im Zeichen
der Suche nach einem Ruhm post mortem. Das Streben danach wird hier
faktisch institutionalisiert. Dies verleiht derartigen Veranstaltungen,
Feiern, Auftritten, Editionen und weiteren Äußerungsformen etwas
Vergangenheitslastiges, überdies etwas Unwirkliches und aus der Zeit
Gefallenes. Die Vergangenheit wird hier vergegenwärtigt, aber nicht in
kritischer Auseinandersetzung und zeitgemäßer Bewertung als Historie,
sondern als Flucht aus der Gegenwart und "Geisterbeschwörung". Dies führt
nicht selten zu Verrenkungen und Irritationen, zur Selbstbeweihr
äucherung und Selbstmusealisierung, verbunden mit einer gehörigen Portion
Realitätsverlust.

Auch wenn das Bestreben, den Nachruhm schon zu Lebzeiten zu suchen, nicht
selten grotesk anmutet, so erreicht es doch seinen Zweck, nämlich die
Konstruktion eines Nachruhms, den es sonst nicht geben würde. Dumm ist
bloß, dass dieser auf den Wirkungskreis und die Lebenszeit seiner
Protagonisten beschränkt bleibt und deshalb letztlich doch kein
richtiger Nachruhm ist, sondern nur der Schein eines solchen.

 * 

Quelle:

Das Blättchen Nr. 11/2019 vom 27. Mai 2019, Online-Ausgabe

E-Mail: redaktion@das-blaettchen.de

Internet: https://das-blaettchen.de
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IMI/952: Keinen Tag der Bundeswehr - Gegen die Normalisierung des Militärs


IMI - Informationsstelle Militarisierung e.V.

IMI-Standpunkt 2019/021 vom 7. Juni 2019

Keinen Tag der Bundeswehr - Gegen die Normalisierung des
Militärs

von Jacqueline Andres



Ende Mai 2014 stellte die Bundesministerin der Verteidigung Ursula von
der Leyen die sogenannte Attraktivitätsoffensive vor, mit der sie
seither versucht, die leeren Ränge bei der Bundeswehr mit Rekrut_innen
zu füllen. Ganze 29 Maßnahmen mit einem Gesamtvolumen von 100 Mio.
Euro sollten bis 2020 dafür sorgen, "die Bundeswehr zu einem der
attraktivsten Arbeitgeber in Deutschland zu machen". Eines der acht
Themenfelder umfassenden Agenda "Bundeswehr in Führung - Aktiv.
Attraktiv. Anders" heißt "Verankerung in der Gesellschaft". Neben dem
"Fördern lokaler Ausstellungen von Bundeswehr-Standorten, die
Geschichte und Verankerung in der Region dokumentieren" und der
Einführung des Preises "Bundeswehr und Gesellschaft"[1], der "Personen
und Institutionen [auszeichnet], die sich auf allen gesellschaftlichen
Ebenen in besonderem Maße für die Belange der Bundeswehr oder ihrer
Angehörigen einsetzen"[2], wurde auch der bundesweite, jährliche Tag
der Bundeswehr (TdBW) als Teil einer größer angelegten Werbe- und
Rekrutierungsstrategie eingeführt. Seit 2015 versucht die Bundeswehr
an diesem Tag, die überwiegend kritische Haltung in der Bevölkerung
gegenüber den Auslandseinsätzen der Bundeswehr und dem stetig
steigenden Rüstungshaushalt zu beeinflussen und das weiterhin
bestehende Problem der fehlenden Rekrut_innen anzugehen. Das Motto
lautet auch dieses Jahr wieder "Willkommen Neugier" - Neugier vor dem
noch Unbekannten, Ungewohnten, welches danach vertraut wirken soll.
Das Militär holt die Gesellschaft in seine Kasernen, um in
Volksfestatmosphäre seine Kriegsgeräte zu präsentieren und mittels
Technikbegeisterung und Abenteuerlust zu rekrutieren. Auffallend ist,
dass an den meisten Standorten explizit ein Kinderprogramm auf die
Beine gestellt wird - somit droht das Militär durch das "persönliche
Erleben" von früh auf mit vermeintlichem Spaß und Spiel konnotiert zu
werden. Die Bundesregierung betont selbst: "Die Bundesregierung
erachtet das öffentliche Auftreten von Soldatinnen und Soldaten der
Bundeswehr in Uniform als eine selbstverständliche Normalität und als
gelebten Ausdruck des Leitbildes des Staatsbürgers in Uniform."[3]
Beim TdBW geht es auch darum, diese angestrebte Normalisierung der
Militäruniform und dessen, wofür diese steht, zu erlangen. Umso
wichtiger ist es daher, diesen Versuch der Normalisierung zu stören.


TdBW der letzten Jahre

In den letzten Jahren fand der TdBW an jeweils vierzehn bis sechzehn
Standorten statt - entweder fuhren die Soldat_innen mit ihren
Kriegsgeräten in die Städte wie z.B. mitten auf den Domplatz in Erfurt
oder öffneten die Tore ihrer Kasernen und Institute. Die Kosten dieses
militärverherrlichenden Spektakels lagen im Jahr 2017 bei rund 24,63
Millionen Euro[4] - aktuellere Zahlen sind noch nicht veröffentlicht
worden. Doch bisher blieben diese inszenierten Militärgroßereignisse
"für die ganze Familie" oft hinter den Erwartungen zurück: Aus der
offiziellen Bilanz des Jahres 2015 hieß es, von 400.000 erwarteten
Besucher_innen kamen "lediglich" 250.000.[5] Im Jahr 2018 lagen die
Besucher_innenzahlen bei 220.000.[6] Wie zuverlässig die Zahlen sind,
ist unklar. Im Jahr 2016 enthüllte dieser Normalisierungstag der
Bundeswehr sogar ein imageschädigendes Vorgehen: In Stetten am Kalten
Markt fotografierten Antimilitarist_innen, wie Soldat_innen
Kleinkindern Schusswaffen in die Hände gaben. Dies verstößt nicht nur
gegen die Militärvorschrift, sondern auch gegen die Moralvorstellung
vieler Menschen bundesweit. Noch ist bei solchen Vorkommnissen ein
Empörungspotenzial da, welches unbedingt erhalten und erhöht werden
muss. Es scheint für viele erschreckenderweise einen Unterschied zu
machen, ob ein Kleinkind nun mit einer Schusswaf
fe spielt oder auf einen Kampfpanzer klettert, auch wenn es sich in
beiden Fällen um tödliche Waffen handelt.

An allen Standorten gab es unterschiedliches Programm - wobei
Ähnlichkeiten erkennbar sind. Ausgestellt werden mit Drohnen,
Kampfjets, Panzern und Transportfahrzeugen unterschiedliche
Waffensysteme und Großgeräte. Oftmals werden
Diskussionsveranstaltungen organisiert, bei denen die Bundeswehr und
die Bundesregierung die Möglichkeit haben, einseitig für
Auslandseinsätze und militaristische Politik zu werben. Die Planung
des Tages erlaubt es der Bundeswehr zudem, ihre zivil-militärische
Zusammenarbeit auszuweiten: "Ob Städte, Gemeinden oder Landkreise, ob
Vereine, Verbände oder Reservisten - sie alle organisieren die
regionale Ausplanung dieses besonderen Tages Seite an Seite."[7] Mit
dabei sind auch immer wieder unterschiedliche Forschungseinrichten,
wie dieses Jahr z.B. das Fraunhofer-Institut für Hochfrequenzphysik
und Radartechnik FHR, die u.a. zu drohnengestützter hochaufgelöster
Radarbildgebung arbeiten.[8] Jedes Jahr ergibt sich die Chance, neue
Kooperationspartner_innen zu finden oder bestehende Beziehungen zu
vertiefen - und sich bereits in den Wochen und Monaten zuvor
Aufmerksamkeit zu verschaffen. In der bayerischen Gemeinde Eching am
Ammersee unweit der Landeshauptstadt München wurde bereits Mitte April
ein Schulbus der RBA Regionalbus Augsburg GmbH gesichtet, dessen
Seitenscheiben mit einem übergroßen Abbild eines Panzers als Werbung
für den Tag der Bundeswehr versehen wurden.


Denormalisierung der Militärstandorte und ihres Militarisierungspotenzials

Auch dieses Jahr beteiligen sich einige zivile Einrichtungen an dem
Propagandatag der Bundeswehr. Tatsächlich befinden sich viele der
eingebundenen Standorte in Garnisonsstädten, die zum Teil mit den
Militäreinrichtungen ge- und verwachsen sind. Die Anwesenheit der
Bundeswehr reicht über die Zäune ihrer Kasernen hinaus und in die
lokalen Gefüge hinein. Zudem hat sich die Bundeswehr mit der
Attraktivitätsoffensive explizit den Auftrag gegeben, mehr mit der
Bevölkerung "auf Tuchfühlung" zu gehen.

In der niedersächsischen Gemeinde Faßberg im Landkreis Celle wird am
so genannten TdBW ein mit der Luftwaffe durchgeführtes Schulprojekt,
in das auch Grundschüler_innen eingebunden waren, vorgestellt. Anlass
ist das 70-jährige "Luftbrückenjubiläum", das zeitgleich mit dem
Werbetag begangen wird.[9] Im Vorfeld führten bereits rund 80
Grundschüler_innen und Gymnasiast_innen je ein Schulprojekt durch:
Über mehrere Wochen interviewten und filmten sie Zeitzeug_innen. Aus
dem Filmmaterial haben "das Fachmedienzentrum auf dem Fliegerhorst
Faßberg und das Presse- und Informationszentrum der Luftwaffe in
Berlin-Gatow einen professionellen Film gemacht".[10] Es ist mehr als
fragwürdig, ob solche Projekte zwischen Grundschule und dem Militär
von den Grundschüler_innen tatsächlich schon in ihrer Tragweite
verstanden werden können und ob bei der Einbindung von Schüler_innen
in die Aktivitäten des Militärspektakels nicht von
Instrumentalisierung gesprochen werden muss. Gleichzeitig konstruiert
der zuständige Projektoffizier auf verquere Weise eine beschönigende
Geschichte des Ortes und der Rolle der Bundeswehr, die in Bezug auf
die Luftbrücke "auch weltweit bei humanitären Einsätzen mit
Hubschraubern und Transportflugzeugen [ein starkes Team ist]. Das hat
in Faßberg jetzt seit 70 Jahren Tradition".[11] Das geplante
Schaufliegen der Kampfjets Eurofighter und Tornado scheint hier kein
Widerspruch zu der herbeifantasierten Identität als Ort und Kaserne
der humanitären Hilfe zu sein.

Ein weiteres Beispiel für abstruses zivil-militärisches Zusammenrücken
bietet die Gemeinde Kropp im Kreis Schleswig-Flensburg. Dort tauschten
der Bürgermeister Stefan Ploog und Oberst Kristof Conrath der
Kai-Uwe-von-Hassel-Kaserne für einen Tag ihre Arbeitsplätze, um für
das regionale "Großevent" TdBW19 zu werben und "das gute Verhältnis
zwischen der Gemeinde und der Bundeswehr stärken".[12] Mit dem Wappen
der Gemeinde am Jackett soll Kristof Conrath u.a. den Neubau eines
Kindergartens besucht haben und der Stefan Ploog hingegen durfte in
Uniform "zwei Soldaten für gute Leistungen einen Bestpreis
verleihen".[13] Mit gravierender Leichtigkeit durfte das Militär hier
als PR-Gag in die Rolle von zivilen, demokratisch gewählten
Amtsträgern schlüpfen.

Ein weiteres Beispiel für die Militarisierungseffekte des
Propagandatags findet sich in der Brandenburger Kleinstadt Schlieben:
"Das örtliche Stadtfest wird zum ersten Mal in seiner über
500-jährigen Geschichte verschoben - auf den Tag der Bundeswehr."[14]
Laut Amtsdirektor Polz, der in der Vergangenheit selbst bei der
Bundeswehr war, sei dies der Wunsch der Bewohner_innen "um das Event
noch schöner zu machen."[15] Somit droht das sonst zivil gehaltene
Stadtfest zum militärischen Volksfest werden.


KTdBW der letzten Jahre

In den letzten Jahren etablierten antimilitaristische Gruppen
bundesweit den Protesttag "Kein Tag der Bundeswehr" (KTdBW). Zwar
blendet die Bundesregierung diesen Widerstand gerne in ihren Berichten
aus, doch bislang gelingt es, an fast allen Standorten Protest zu
organisieren. Die Protestformen sind zahlreich: Auf dem
Segelschulschiff "Gorch Fock" in Flensburg hängten Aktivist_innen ein
Banner mit der Aufschrift "War starts here" und eine Piratenflagge
auf, die einen Totenkopf mit zerbrochenen Gewehren zeigte.[16] Das
junge Netzwerk für politische Aktionen blockierte mit einer
Sitzblockade eine "Lehrvorführung im Objektschutz" in Appen - dabei
rollten sie auch ein Banner aus, auf dem zu lesen war, "Ihr übt Krieg,
wir üben Frieden".[17] Weitere Gruppen organisierten Die-Ins in der
Kaserne, verteilten Flyer und Luftballons, diskutierten und
informierten diejenigen, die sich auf dem Weg zum Militärspektakel
befanden. Diese Aktionen erinnern daran, dass die Bundeswehr entgegen
ihrer bemühten Eigendarstellung als "familienfreundlicher" Spielplatz
dafür da ist, tödliche Krieg einzuüben und durchzuführen, um die
wirtschaftlichen und geopolitischen Interessen der Bundesregierung
militärisch durchzusetzen. Auch dieses Jahr läuft die Mobilisierung
des Protests bereits auf Hochtouren. Auf der Seite
keintagderbundeswehr.dfg-vk.de werden alle Informationen über geplante
Aktionen zusammengetragen.
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Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

Europawahlen

Rechte und grüne Erfolge

von Angela Klein



Noch nie ist eine Europawahl auf so großes öffentliches Interesse
gestoßen wie diesmal, die Wahlbeteiligung lag europaweit bei dem
Rekordwert von über 50 Prozent - in Osteuropa, wo sie bislang am
niedrigsten lag, hat sie sich zum Teil mehr als verdoppelt.


Die Wahlbeteiligung sagt nichts darüber aus, wie die Menschen
zur EU stehen, auch die Parteien der sog. EU-Skeptiker haben zur Wahl
aufgerufen und konnten ihre Wähler mobilisieren. Europa ist schlicht
eine politische Dimension geworden, die im Alltagsgeschehen immer
präsenter wird - dazu haben die Flüchtlinge viel beigetragen.

 * 

Das erste Ergebnis, das ins Auge springt, ist die fortgesetzte Erosion
der sog. Volksparteien, die seit Bestehen der Europäischen
Gemeinschaft stets den Ton angegeben haben. Im Europaparlament (EP)
bildeten sie eine Art Dauer-GroKo. Das ist mit dieser Wahl vorbei, die
Fraktionen von EVP und SPE kriegen zusammen keine absolute Mehrheit
mehr. Das ist für die Willensbildung kein Problem, es lässt sich da
wunderbar mit wechselnden Mehrheiten arbeiten, weil das EP ja keine
Regierung wählen kann. Es ist dennoch eine Zäsur.

Die Konservativen streben in zwei Richtung, eine rückwärtsgewandte,
rechtsnationale und eine liberale, die ebenfalls nach rechts strebt,
aber den Weltmarkt im Auge hat und deswegen nicht einfach alle
Schotten dicht machen will. Eine Volkspartei auf der Basis eines
modernen Konservatismus gibt es nicht, auch die CDU wird lernen
müssen, dass es nicht an Rezo liegt, wenn ihre Zahlen in den Keller
gehen. Auf Kosten der Konservativen sind die Fraktionen der Liberalen
und der Rechtsextremen stärker geworden.

Die Sozialdemokraten pulverisieren sich vielerorts, ebenso die Reste
der KPn. Ausnahmen wie in den Niederlanden, Schweden oder auf der
Iberischen Halbinsel, wo sie nochmal stärkste Partei geworden sind,
bestätigen da nur die Regel. Die SPE hat knapp ein Drittel ihrer Sitze
eingebüßt; die stärkste Partei darin ist jetzt die spanische PSOE.

 * 

Die extreme Rechte ist weiter im Aufschwung, aber der Traum von
Lega-Chef Matteo Salvini, drittstärkste Fraktion im EP zu werden, geht
nicht in Erfüllung: Er ist der einzige geblieben, der einen steilen
Aufschwung hingelegt hat. Frau Le Pen wurde erste vor Macron,
stagniert aber bei 24%. Die Wilders-Partei in den Niederlanden und die
Dänische Volkspartei sind eingebrochen. Die AfD lahmt, sie hat mit 11%
eingestandenermaßen ihr Wahlziel von 20 Prozent nicht erreicht, in den
Bundesländern Brandenburg und Sachsen ist sie allerdings stärkste
Partei geworden. Darüberhinaus haben noch der Vlaams Belang in
Belgien und die Schwedendemokraten zweistellige Zahlen erobert; der
Rest ist zu klein, um was herzumachen.

Der Selbstfindungsprozess der extremen Rechten ist auch noch lange
nicht abgeschlossen, Parteien schießen aus dem Boden und stürzen
wieder ab. Die Wilders-Partei z.B. ist nicht einmal mehr ins EP
gekommen, sie wurde abgelöst durch eine noch windigere und noch
sozialdarwinistischere Formation, das Forum voor Democratie.

 * 

Für die Linke sind die Wahlen ein Debakel. Ihre Fraktion ist auf ein
Drittel geschrumpft.
Einige Parteien haben den Sprung ins EP nicht mehr geschafft: Sinistra
in Italien kommt nur noch auf 1,9%, die SP der Niederlande auf 3,4%,
die PCF in Frankreich auf 2,5%. LO in Frankreich ist mit 0,8% dort, wo
sie Ende der 90er Jahre schon einmal war.

Die großen Linksparteien haben fast alle Federn gelassen: Die LINKE in
Deutschland kommt auf 5,5% (-1,9 Prozentpunkte), Mélenchon in
Frankreich auf 6,3% (-0,3), Podemos in Spanien auf 10% (2014 holte sie
7,8%, aber da kandidierte zugleich die IU, die allein 10% holte), KSCM
in Tschechien 6,9% (-4,1), VAS in Finnland 6,9% (-2,4), KKE in
Griechenland 5% (-1,1), déi Lénk in Luxemburg 4,8 (-1). Die CDU in
Portugal (ein Bündnis von KP und Grünen) auf ca. 6% (2014:12,7%).
Lewica in Slowenien holt trotz Zuwächsen auf 6,4% keinen Sitz.

Die LINKE in Deutschland hat prozentual in allen Bundesländern
verloren, in zweistelliger Größenordnung jedoch im Osten. In absoluten
Zahlen hat sie (mit Ausnahme von Rheinland-Pfalz) im Westen zugelegt,
im Osten hingegen verloren. Herausragend die Verluste in Berlin (-4,8
Prozentpunkte) und Thüringen (-8,7), wo sie an der Regierung beteiligt
ist. Vom Niedergang der Sozialdemokratie kann sie nicht profitieren.

Es gibt auch positive Entwicklungen: Der Bloco in Portugal konnte
seinen Stimmenanteil fast verdoppeln und kommt auf 9,7%. In Belgien
erobert die PTB mit 5,3% einen Sitz; ebenso die Enhedslisten (Rot-
Grüne-Allianz) in Dänemark (5,1%, 1 Sitz) - sie hat zum erstenmal
kandidiert, da sie bislang immer die Volksbewegung gegen die EU
unterstützt hat, diese ist aber von 8,1 auf 3,7% abgestürzt.

In Griechenland ist Syriza von 25 auf 23,7% gesunken und damit nur
zweitsärkste Partei geworden, die Nea Democratia ist an ihr
vorbeispaziert. Da Tsipras den ersten Platz aber zur Schickalsfrage
erklärt hatte, hat er nun Neuwahlen ausgerufen. Ohnehin ist unklar, ob
Syriza in der Fraktion der Linken bleibt oder zur SPE überwechselt.
Die Liste Varoufakis hat mit 3% einen Achtungserfolg errungen. Die
Volkseinheit LAE landet abgeschlagen bei 0,6%, ANTARSYA verharrt mit
0,7% auf gleich niedrigem Niveau.

 * 

Der spektakulärste Gewinner der EP-Wahlen sind die Grünen, vor allem
in Deutschland. Hier haben sie ihren Anteil auf 20,5% verdoppelt und
sind zweitstärkste Kraft im Bund geworden. Mit einem Wahlkampf, der
zwei klare Botschaften hatte: gegen Nationalismus und für das Klima,
haben sie in fast 50 Städten (darunter einigen Kreisen) den ersten
Platz geholt. Sogar in den ostdeutschen Bundesländern sind sie mit 14%
drittstärkste Kraft hinter CDU und AfD.

Die Tage der Großen Koalition dürften damit gezählt sein - ohnehin
wird sie auch in den eigenen Parteien immer unbeliebter. Man wird die
Landtagswahlen in Brandenburg, Sachsen und Thüringen im Herbst noch
abwarten, doch dann sind Neuwahlen und Jamaika möglich. Die
Koalitionsbildung nach der Bürgerschaftswahl in Bremen deutet bereits
darauf hin. Dort hatte Die Linke schon auf Rot-Rot-Grün spekuliert,
doch die Verluste der SPD haben diese Hoffnung zunichte gemacht.

Die Grünen haben mit ihren Themen zweifellos den Nerv der jungen
Generation getroffen. Selbst unter jungen GewerkschafterInnen ist Grün
mit knapp 24% die stärkste Wahlpräferenz; auch bei Gewerkschaftsfrauen
liegen sie mit 23% vorn und unter Gewerkschaftsmitgliedern allgemein
sind sie mit 18% die drittstärkste Kraft. Die Zeiten, wo Gewerkschaft
und Grün sich spinnefeind waren, sind vorbei.

 * 

Was sagt uns das? Zwei Dinge:

1. Mit einer platten Raus-aus-der-EU-Position erreicht man die jungen
Leute nicht. Da muss erarbeitet werden, was die Linke bislang nicht
vorzuweisen hat: eine konkrete Vision für ein soziales und
ökologisches Europa.

2. Ökosozialismus ist oberstes Gebot. Die soziale Frage hat sich nicht
erledigt, sie stellt sich aber neu angesichts der Herausforderung,
dass bei einer drohenden Zunahme der Massenerwerbslosigkeit nicht
einfach die alten Arbeitsplätze verteidigt, sondern neue und
nachhaltige geschaffen werden müssen. Ein Bündnis von Arbeit und
Umwelt müsste zu schmieden sein. Von den Grünen ist das nicht zu
erwarten.


Alle Ergebnisse der EU-Wahlen auf sozonline.de:
http://www.sozonline.de/wp-content/uploads/2019/05/Ergebnisse-EU-Wahlen.pdf

 * 
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VORWÄRTS/1470: "Es gibt eine Zukunft und wir wollen viel mehr erreichen"


vorwärts - die sozialistische zeitung, Nr. 15/16 vom 16. Mai 2019

"Es gibt eine Zukunft und wir wollen viel mehr erreichen"

von Sabine Hunziker



Der argentinische Feminismus hat Vorbildcharakter für die ganze
Welt. Letztes Jahr konnten bei Protesten eine Million Personen
mobilisiert werden. Es ist eine kraftvolle Bewegung am entstehen. Die
Aktivistin Natalia di Marco berichtet im neuen Berner Streikbüro.


Kollektiven Kampf, weltweit vernetzen: das will Natalia di Marco
von der argentinischen feministischen Bewegung. Eine grosse
Verantwortung. Wenn sie auf Reisen ist, will sie von Bewegungen in
anderen Ländern lernen und zugleich Energie in Kämpfe einbringen.
Natalia di Marco selber ist seit 20 Jahren als Antikapitalistin und
Feministin politisch aktiv. Eine lange Zeit, weil die feministische
Bewegung in Argentinien noch nicht so lange kraftvoll ist. Die
Aktivistin wirkte bei verschiedenen Initiativen mit zu Themen wie
"Gewalt an Frauen*", "legale und sichere Abtreibung" oder bei
Volksbildungsinitiativen, wo das alte ursprüngliche Wissen zurück in
die Community getragen wird.

Die erste Veranstaltung im Frauen*streikbüro in Bern hatte den
argentinischen Feminismus zum Thema, eine Bewegung mit
Vorbildcharakter für die ganze Welt. Letztes Jahr wurden mehr als eine
Million Personen mobilisiert. Natalia erzählte, dass in ihrem Land die
jetzigen Prozesse von der Regierung und Teilen der Öffentlichkeit
heruntergespielt werden. Sie sagen, es sei nichts Neues und meinen
damit, dass es nicht lange dauern wird. Umso wichtiger ist es, dass
die feministische Bewegung ihre Geschichte kennt. Mehr Wissen zum
Thema Widerstand gegen das System, denn man weiss oft nicht viel von
Protesten, die in den nahen Communitys passieren. "Wir reagieren so,
weil es eine Geschichte davor gibt", meinte Natalia di Marco. "Wichtig
ist bei der Geschichte zu betonen, dass es einen Prozess gibt. Es gibt
eine Zukunft und wir wollen viel mehr erreichen." So entsteht eine
Kraft, die es über ganz Mittel- und Südamerika zu verteilen gilt. Die
hiesigen konservativen bis hin zu ultrarechten Parteien und
Regierungen haben dazu geführt, dass eine grosse Zahl von Menschen
mobilisiert werden konnte. In Argentinien selber waren zwei Dinge
wichtiger Motor bei der Mobilisierung: Indigene Frauen*, die Teil des
Widerstandes geworden sind, und der Einfluss von Frauen* mit
ursprünglich afrikanischer Herkunft in den Communitys. Anders ist die
Realität in der herkömmlichen Öffentlichkeit. Hier wird die
Urbevölkerung ignoriert und mehr ursprünglich europäische Wurzeln ins
Zentrum gestellt.


Frauen* gehen anders zurück, als sie gekommen sind

Die Nase voll hat die feministische Bewegung von dieser Akzentuierung.
Sie wollen stattdessen die Vielfalt anerkennen und nennen so ihre
nationalen Treffen neu "pluralistische Treffen". Letztes Jahr haben an
den drei Tagen mit Vorträgen und Workshops mit über 60 Themen 90.000
Frauen* teilgenommen. Seit 34 Jahren finden diese Zusammenkünfte statt
und Natalia di Marco sagte, dass "Frauen* anders zurück gehen, als sie
gekommen sind". Sie sind voller Energie und Inspiration durch den
Austausch.

Angefangen 1986 mit etwa 1000 Frauen*, die das Treffen besucht haben,
ist dieses Gefäss heute ein wichtiger Begleiter der feministischen
Bewegung in Argentinien. Sitzungen finden dazwischen in diversen
Regionen statt, diese sind auch wichtig. Während all der Jahre hat
sich dadurch ein Netzwerk aufgebaut, in dem Leute mit
unterschiedlichen Perspektiven zusammen kämpfen. Obwohl mit diesen
Erfolgen die argentinische Bewegung bereits selber Vorbildcharakter
hat, haben sich die Feminist*innen von Argentinien auch von
Gruppen/Organisationen oder Strömungen aus der Geschichte inspirieren
lassen. So sind Sozialismus und Kommunismus wichtig, sowie auch die
Mütter und Grossmütter, die sich während der Militärdiktatur den
öffentlichen Raum genommen haben, um gegen Tote und Verschwundene zu
protestieren, die Freilassung von Verhafteten zu fordern oder
Informationen über den Verbleib ihrer Verwandten einzuholen.
Markenzeichen der Madres de Plaza de Mayo ist das weisse Kopftuch.
Diese wichtige Menschenrechtsorganisation in Argentinien engagiert
sich heute für eine strafrechtliche Aufarbeitung der
Menschenrechtsverletzungen und Aufarbeitung des Zeitraumes um 1976 bis
1983. Dieses Prinzip der "Mutterschaft" - allerdings in
kollektivierter Form - besteht hier immer noch als politisches Subjekt
im Sinn von "Wir sind die Mütter aller Verschwundenen".


Recht auf Abtreibung und gegen Gewalt an Frauen*

2005 wurde die Initiative für eine sichere und legale Abtreibung, die
kostenlos ist, lanciert. Erste Gedanken dazu stammen aus den 1980er
Jahren. Es gab eine Organisation, die das Thema Abtreibung in die
Bewegung hineinbrachte und es fanden Gespräche dazu statt. Ein Teil
der Frauen* fand damals, dass Schwangerschaftsabbruch in den privaten
Bereich hineingehört. Dass es dann doch Kampagnen dazu gab, war ein
Erfolg. Hier hat eine Entwicklung stattgefunden. Als dann die
Initiative dazu kam, wurde sehr unterschiedlich dafür gekämpft.
Autonome Gruppen machten Strassenaktionen, andere Lobbyarbeit oder
künstlerische Aktionen. Auch mit "Ni una menos" wurde 2015 ein
besserer Schutz der Frauen* durch den Staat gefordert. So wurden Morde
an Frauen* nicht mehr als "Verbrechen" bezeichnet, sondern als Teil
des patriarchalen Systems, das es zu bekämpfen gilt.

Das Wort "Femizid", als Tötung von Menschen aufgrund ihres weiblichen
Geschlechts, etablierte sich beispielsweise in vielen
spanischsprachigen Ländern wie Mittel- oder Südamerika oder Spanien.
Natalia di Marco erinnerte sich daran, dass der Begriff wohl aufgrund
der Frauen*morde in Mexiko entstand. Mit "Femizid" gilt es diese Art
von Verbrechen zu typisieren, um dagegen kämpfen zu können. Es galt
Strategien dazu zu entwickeln und umzusetzen. Mit Erfolg: in Mexiko
beispielsweise steht der geschlechterspezifische Mord als Straftat
seit 2011 im Gesetz. Ni una menos: nicht eine mehr! 2015 ereignete
sich der schreckliche Tötungsfall, wo eine 14-Jährige umgebracht
wurde. Dieser und andere Morde brachten das Fass zum überlaufen. Es
heisst, alle 31 Stunden wird in Argentinien eine Frau* von ihrem
Lebensgefährten oder Ex-Partner umgebracht. Diese und andere
Realitäten waren Auslöser und in Folge organisierten sich Frauen* nach
dem Aufruf #NiUnaMenos. "Wenn unser Leben keinen Wert mehr hat" war
das Fazit und daraus entstanden Forderungen wie, dass mehr
Haushaltsmittel für Aufklärung, Betreuung und Schutz der Opfer
eingesetzt werden müssen. Doch auch auf Belästigung am Arbeitsplatz
wurde aufmerksam gemacht, dass Frauen* weniger Lohn für gleichwertige
Arbeit erhalten wie auch auf die Problematik der "unbezahlten Arbeit."


Kämpfende Frauen* mit verschiedenen Realitäten

Dass Frauen* nun wieder stärker die Kraft haben politisches Subjekt zu
sein, gibt ihnen die Möglichkeit die Gesellschaft zu gestalten. Sie
machen dies in Argentinien, so meinte Natalia di Marco, aber nicht wie
die traditionelle Linke. Es gibt kein grosses Ziel, dem
Diskriminierungsformen untergeordnet sind. Teil des Kampfes sind
Frauen* mit verschiedenen Realitäten. So gilt es Frauen* in armen
Quartieren zu stützen, Frauen* zur Abtreibung zu begleiten, Kämpfe der
Arbeiter*innen voranzutreiben oder Proteste gegen Transfemizide zu
unterstützen. Diese sehr unterschiedlichen Themen werden zu den
nationalen Treffen getragen, diskutiert und versucht, konkret dazu zu
mobilisieren. Hier hat niemand Angst vor Konflikten, die bei
Diskussionen entstehen, weil sich daran Frauen* mit unterschiedlichen
Perspektiven beteiligen.

Eine Frau aus dem Publikum im Streikbüro Bern meinte, dass in der
Schweiz dies nicht der Fall sei und die Bewegung aus diesem Grund
"atomisiert" (individualisiert) wird. Natalia di Marco konkretisierte
daraufhin ihre Erzählung, das bei den nationalen Treffen das Ziel sei,
einen Konsens für die Kämpfe und Kampagnen zu schaffen. Bisher wurde
oft geschafft, dass Organisationen mit Hilfe von minimalen
Kompromissen Organisationen, Gruppen oder Einzelpersonen vereinen
konnten, wie dies sonst wohl nicht möglich gewesen wäre. Mit diesen
Jahren wurden der Bewegung folgende Punkte wichtig: Vielfalt
anzuerkennen und Mittel zu finden, trotz Konflikten Gemeinsamkeiten zu
suchen. Als Lösung, um das zu schaffen, boten sich folgende
Möglichkeiten an: dass auf nationaler Ebene Aktionen mit starken
Kampagnen stattfinden, wo ein Konsens gemacht wurde. Viel Autonomie
bezüglich Protesten herrscht in den Regionen vor. Hier gibt es eine
thematische und strategische Diversität.


Panuelazos-Bewegung mobilisiert

Grüne Halstücher überall. Panuelo verde, angelehnt an die weissen
Tücher der Proteste der Madres de Plaza de Mayo (die Mütter des
Platzes der Mairevolution) ist in Argentinien zum Symbol für die
Legalisierung der Abtreibung geworden. Natalia erklärte, dass
Abtreibung trotz viel Politarbeit noch nicht legal ist. Mitte 2018
wurde gegen eine Legalisierung abgestimmt und die Gesetzesvorlage
abgelehnt. So sind Schwangerschaftsabbrüche nur im Falle einer
Vergewaltigung oder eines hohen Gesundheitsrisikos für Mutter oder
Kind erlaubt. Für die Aktivistin ist trotzdem ein kleiner Teilerfolg
da, denn die grünen Halstücher sind nicht nur überall in Argentinien
zu sehen. Auch in Bewegungen anderer Länder findet sich das Symbol als
Zeichen der Solidarität. Mit dem Tuch und den damit verbundenen
Kämpfen wurde das Thema bis weit in die Gesellschaft hineingetragen.
Es wird hier mehr darüber gesprochen, als in Ländern, in denen die
Abtreibung zwar legal, aber noch ein Tabuthema ist. Viele Frauen*
weinten letzten Sommer, als es mit der Legalisierung nicht klappte.
Natalia di Marco aber meinte, "wir sind am gewinnen". Aktivist*innen
der Bewegung sind zuversichtlich, dass es das nächste Mal klappen
wird: "Wir haben aus der Vergangenheit viel gelernt." Abtreibungen
sind ein Fakt, so wie ungewollte Schwangerschaften und die Todesfälle,
die passierten bei illegal durchgeführten Abtreibungen. Das Thema wird
nicht verschwinden und in der Bewegung wird bereits über neue
Kampagnen und Aktionen dazu nachgedacht.

 * 
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MELDUNG/1001: Integrationsauftrag aktueller denn je (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Pressemitteilung vom 07.06.2019

Dritte Sitzung des Hörfunkrats 2019

Integrationsauftrag aktueller denn je



Bernd Holznagel (Universität Münster) stellt Ergebnisse seines
Gutachtens zum bundesweiten Hörfunk vor. Frank Schildt fordert, die
Gestaltungsspielräume des Rundfunkänderungsstaatsvertrags zu nutzen.

Am 6. Juni 2019 kam der Deutschlandradio-Hörfunkrat zu seiner dritten
Sitzung im Jahr 2019 im Funkhaus in Köln zusammen.

Prof. Bernd Holznagel (Universität Münster) stellte zentrale
Ergebnisse seiner Untersuchung "Deutschlandradio - sein bundesweiter
Auftrag. Ausgestaltung, Leistung und Herausforderung" (Leipzig 2019)
vor und betonte die Alleinstellungsmerkmale von Deutschlandradio als
bundesweitem Radiosender: "Der klare Integrationsauftrag von
Deutschlandradio für Gesamtdeutschland ist aktueller denn je."
Holznagel führte aus, dass das Bundesverfassungsgericht mit seiner
Entscheidung im Juli 2018 die Rolle der öffentlich-rechtlichen Sender
als "mediale Infrastruktur der Demokratie" explizit betont habe.
Daraus ergebe sich der Auftrag, im Sinne einer gesellschaftlichen
Kontrolle wahr und umfassend zu berichten, ebenso wie das Gebot der
gesellschaftlichen Finanzierung.

Der Staatsrechtler forderte die öffentlich-rechtlichen Sender auf,
noch stärker eigenständige audiovisuelle Inhalte online zu verbreiten,
die eigenen Angebote miteinander zu vernetzen und die Verlinkung mit
Kultur- und Wissenschaftseinrichtungen zu stärken. Insgesamt bedeute
dies eine deutliche Schwerpunktverlagerung in den Onlinebereich. In
der Diskussion betonte der Hörfunkratsvorsitzende Frank Schildt: "Das
Gutachten ist Rückenwind für die Konvergenzbestrebungen von
Deutschlandradio. Der Sender muss die Chancen und
Gestaltungsspielräume, die der 22. Rundfunkänderungsstaatsvertrag im
Onlinebereich bietet, konsequent weiter nutzen." Intendant Stefan Raue
machte deutlich, dass Deutschlandradio neben den Anstrengungen im
digitalen Bereich bei weiter wachsenden Hörerzahlen auch im Linearen
die klassischen Radiohörer nicht vernachlässigen dürfe. "Klassisches
Radio hat eine Zukunft. Unser Ziel ist, die linearen und
nicht-linearen Angebote auf Augenhöhe zu bringen." Anschließend
stellte Programmdirektor Andreas-Peter Weber den Abschluss der ersten
Phase der Konvergenzstrategie und den Sachstand der Umsetzung des
Telemedienauftrags nach dem 22. Rundfunkänderungsstaatsvertrag vor:
"Es geht um nichts weniger als unsere Zukunft. Wir müssen Hörerinnen
und Hörer da erreichen, wo sie sind, unsere Angebote stärker
personalisieren und unsere Inhalte auf die neuen Verbreitungswege
zuschneiden."

Der Hörfunkrat informierte sich über die Planungen der
Deutschlandradio-Programme zum 30. Jubiläum der friedlichen Revolution
in der ehemaligen DDR, die über das gesamte Jahr 2019 einen
Schwerpunkt der drei Programme bilden. Programmdirektor Andreas-Peter
Weber hob hervor, dass Deutschlandradio auch ein Sonderprojekt bei der
KEF beantragt habe, um die Inhalte seines einzigartigen
deutsch-deutschen Archivs einer breiteren Öffentlichkeit zugänglich zu
machen.

In seinem Bericht nahm Deutschlandradio-Intendant Stefan Raue Stellung
zum Täuschungsverdacht gegen eine freie Autorin Stellung, die in
Deutschlandfunk Nova und anderen Medien über den Aufbau einer Klinik
zu Sexualberatung in Indien berichtet habe. Nach Recherchen des
Spiegels sind wesentliche Angaben des Berichts unwahr. Der Fall wurde
in den Redaktionen intensiv diskutiert und im Programm behandelt.
Zusätzlich ergänzt derzeit eine Arbeitsgruppe unter der Leitung von
Deutschlandfunk-Chefredakteurin Birgit Wentzien das "Journalistische
Leitbild" mit dem Ziel, die redaktionellen Prüfverfahren weiter zu
schärfen. Anschließend informierte Stefan Raue die Mitglieder des
Hörfunkrats über ausgewählte Aktivitäten der
Deutschlandradio-Denkfabrik, die sich den Themen "Klimawandel" und "70
Jahre Grundgesetz" widmen. Die Abstimmung und Themenauswahl für die
zweite Runde 2020 wird gerade direktionsübergreifend vorbereitet und
soll im Juli 2019 starten.

Die Gleichstellungsbeauftragten Antje Kosubek und Ulrike Stengel
stellten die Ergebnisse des Gleichstellungsberichtes 2018 vor, nachdem
der Anteil von Frauen in Führungspositionen bei 26% liegt und
Deutschlandradio damit das Schlusslicht unter den
öffentlich-rechtlichen Sendern bildet (Funkhaus Köln 39%, Funkhaus
Berlin 5%). In der Diskussion betonte Intendant Stefan Raue, dass das
Haus mit den Zahlen nicht zufrieden sein könne und man die Zahlen
nicht beschönigen dürfe. Trotzdem gehöre es auch zur Wahrheit, dass
beispielsweise mit der Deutschlandfunk-Chefredaktion oder der Leitung
der Hauptabteilung Intendanz zentrale Positionen im Haus mit Frauen
besetzt sind. In den strategischen Zielen, die derzeit in der
Geschäftsleitung formuliert werden, spielt die Stärkung des
Frauenanteils in Führungspositionen eine wichtige Rolle. Intendant
Raue: "Wir werden bei jeder frei werdenden Führungsaufgabe gezielt
Kolleginnen ansprechen." Der Hörfunkrat machte klar, dass für ihn die
Situation nicht befriedigend sei. Er erwarte von der Geschäftsleitung,
dass sie sich diesem Problem weiter
intensiv widme.

Die Vorsitzende des Programmausschusses Helga Diener berichtete von
der Sitzung des Vortrags, in dem unter anderem die Online-Strategie
der drei Programme und der neue Kakadu-Podcast behandelt wurde.

Der Deutschlandradio-Hörfunkrat besteht aus Vertretern aller
Bundesländer, Abgesandten der Bundesregierung sowie Repräsentanten der
Landesverbände und gesellschaftlich relevanter Gruppen. Er hat unter
anderem die Aufgabe, Richtlinien für die Sendungen aufzustellen und
deren Einhaltung gemäß der im Staatsvertrag aufgeführten Bestimmungen
zu überwachen. Der Hörfunkrat tagt in der Regel öffentlich. Die
nächste Sitzung findet am 6. September 2019 im Funkhaus Berlin statt.

Mehr Informationen:

www.deutschlandradio.de/hoerfunkrat

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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PREIS/2241: "Goldener Spatz" für WDR-Magazin "Wissen macht Ah!" (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 7. Juni 2019

"Goldener Spatz" für WDR-Magazin "Wissen macht Ah!"



"Wissen macht Ah!" ist "Beste Information" 2019: Das von Clarissa
Corrêa da Silva und Ralph Caspers moderierte WDR-Magazin wurde heute
beim renommierten Kindermedienfestival "Goldener Spatz" in Erfurt als
Sieger in der Kategorie "Information/Dokumentation/Dokumentarfilm"
ausgezeichnet: "Die Machart, die Moderation, der Humor (...)
überzeugten alle von uns", begründete die Kinderjury ihre Entscheidung
für die Folge "Ein Pfund Gehacktes": "Begeistert haben uns ebenfalls
die simplen und gut nachvollziehbaren Erklärungen (...). Gefahren im
Internet - ein topaktuelles Thema, das vor allem bei der heutigen
Jugend eine größere Rolle spielt und nicht sehr ernst genommen wird.
(...) Alles in allem war es eine großartige Ausgabe."

In der Folge "Wissen macht Ah! - Ein Pfund Gehacktes" geht es um
Algorithmen, warum sie unser Online-Leben bestimmen und weitere Fragen
zum digitalen Leben. Die Folge war ein WDR-Beitrag im
KiKA-Themenschwerpunkt 2018 "Respekt für meine Rechte! Abenteuer
digital". "Wissen macht Ah!" feierte gerade seine Volljährigkeit. Am
21. April 2001 ging das schräge WDR-Wissensmagazin erstmals auf
Sendung. Eine ganze Generation verdankt dem "Ah!"-Team ihr
Schulhofwissen, das auch unter www.wisenmachtah.de jederzeit abgerufen
werden kann.

Im Wettbewerb um die "Goldenen Spatzen" gingen beim 27. Deutschen
Kinder Medien Festival 31 Filme und Fernsehbeiträge in fünf
unterschiedlichen Kategorien an den Start. Der "Goldene Spatz" wird
seit 1979 jährlich verliehen. Die Auszeichnung gilt als eine der
renommiertesten für Kinderfernsehen, Kinderfilm und Webangebote
hierzulande.

"Wissen macht Ah!" ist eine Produktion des WDR, die Einspielfilme
produziert die tvision GmbH im Auftrag des WDR.

Redaktion: Hilla Stadtbäumer (WDR)

 * 
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HÖRSPIEL/1944: Deutschlandfunk Kultur - "Drei Menschen und das Salz im Meer" von Mathieu Beurton, 12.6.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Drei Menschen und das Salz im Meer

Von Mathieu Beurton

Regie: Marguerite Gateau

DKultur/SR 2013/56'30

Hörspiel

Mittwoch, 12. Juni 2019, 21.30 - 22.30 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Zwei Männer und eine Frau. Jeder mit der Bitterkeit ungelebter
Sehnsucht, trostlos im rauen Alltag am Meer. "Wozu wieder aufstehen?",
fragt sich Jenny, die kinderlos ungeliebte Frau des Fischers Kevin.
Einst war sie die Dorfschönste und von allen begehrt. Heimlich rettet
sie sich in die heißen Umarmungen von Joe, der in der Fischnetzfabrik
arbeitet. Sie fordert noch einmal ihr Glück heraus, sie nimmt es sich
gegen alle Regeln. Ein Leben zu dritt beginnt. Das Stück erzählt von
drei jungen Menschen in einer Lebenskrise.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 4. Juni 2019
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MELDUNG/1905: Deutschlandfunk - Salzburger Stier 2019, 12.6.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Salzburger Stier 2019

Der Eröffnungsabend mit Gerhard Polt

Querköpfe _ Kabarett, Comedy & schräge Lieder

Mittwoch, 12. Juni 2019, 21.05 - 22.00 Uhr, Deutschlandfunk



Der Salzburger Stier, auch Kabarett Oscar genannt, ist der
renommierteste Kleinkunstpreis im deutschen Sprachraum. Er wird
jährlich von den öffentlich-rechtlichen Radiosendern an Künstlerinnen
und Künstler aus Deutschland, Österreich und der Schweiz verliehen.
1982 wurde er zum ersten Mal vergeben und 15 Jahre lang in Salzburg
überreicht, seitdem geht er auf Reisen und ist 2019 in Meran
angekommen. Den Eröffnungsabend am 10. Mai bestritten Gerhard Polt und
die Well-Brüder aus'm Biermoos. Seit über 40 Jahren brilliert Gerhard
Polt als Kabarettist und Satiriker, als Filmregisseur und
Hörspielmacher, als Geschichtenerzähler, Philosoph und Beobachter. Für
seine Arbeit bekam er in diesem Jahr den Ehrenstier verliehen.

 * 

Quelle:
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MUSIK/2915: Deutschlandfunk - Der Tenor Kurt Equiluz, 13.6.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Nicht nur Evangelist, sondern auch Buffo und Wanderer

Der Tenor Kurt Equiluz (*1929)

Von Bernd Heyder

Historische Aufnahmen

Donnerstag, 13. Juni 2019, 22.05 - 22.50 Uhr, Deutschlandfunk



Noch heute dient die Klarheit seiner Stimme, die Deutlichkeit seiner
Diktion und die Flexibilität seiner Gestaltung auch außerhalb der
historisch-informierten Gesangsschule als Leitbild: Kurt Equiluz ist
ein Bach-Tenor par excellence. Doch nicht nur im Konzert- und
Oratorienfach war der einstige Wiener Sängerknabe sein Leben lang zu
Hause: Für mehr als drei Jahrzehnte, von 1950 bis 1983, gehörte er dem
Ensemble der Wiener Staatsoper an und sang dort vornehmlich im
Buffo-Fach Partien von Mozart bis Strawinsky unter Dirigenten wie
Herbert von Karajan, Georg Solti und Karl Böhm. An seinem 90.
Geburtstag stellen die "Historischen Aufnahmen" Kurt Equiluz nicht nur
als unvergessenen Bach-Evangelisten vor, sondern auch als
Charakterdarsteller im Operetten-Repertoire der Wiener Volksoper sowie
als sensiblen Liedinterpreten.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 4. Juni 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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MUSIK/2914: Deutschlandfunk Kultur - Chormusik von Antoine Brumel, John Barber, Juan Esquivel u.a., 13.6.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Desire

A Song of Songs collection

Werke von Antoine Brumel, John Barber, Juan Esquivel u.a.

Ora Singers

Leitung: Suzi Digby

Chormusik

Donnerstag, 13. Juni 2019, 22.00 - 22.30 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Die britische Chordirigentin Suzy Digby hat die "Ora Singers" 2016 in
London gegründet, 18 professionelle Sängerinnen und Sänger, die sie
weniger als Chorsänger sieht denn als singende Musiker. Ihre Mission:
die Schaffung eines neuen Chorrepertoires auf der Basis der
Renaissance. Und so verbinden die Ora Singers Musik aus dem Goldenen
Zeitalter der Chormusik mit Musik für das neue goldene Zeitalter der
Chormusik. Werke also des ausgehenden 16. Jahrhunderts mit
Kompositionen unserer Tage. Hier im Fokus: das Hohelied Salomos, "The
Song of Songs". Im Abstand von bis zu 500 Jahren haben Komponisten den
gleichen Text vertont.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 4. Juni 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803
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STANDPUNKT/046: PIRATEN warnen vor Nimses App (Piratenpartei)


Piratenpartei Deutschland - Pressemitteilung vom 10. Juni 2019

PIRATEN warnen vor Nimses App



Berlin - Am 7. Juni hat Felix Kjellberg aka "Pewdiepie" in einem Video auf
Youtube die App "Nimses" beworben [1]. Pewdiepie ist mit einer Reichweite
von 96,5 Mio der größte Youtuber der Welt und trägt damit eine große
publizistische Verantwortung, welcher er leider nicht im Ansatz nachkommt.
Die beworbene App, welche ein neues Soziales Netzwerk ist, ist unter dem
Aspekt des Datenschutzes äußerst bedenklich.

"Dass Youtuber in ihren Videos auch ihre eigenen Produkte sowie Produkte
Dritter bewerben, ist eine Selbstverständlichkeit. Leider handelt es sich
bei der App, die Pewdiepie hier bewirbt, nicht um irgendein lustiges Spiel
oder neues Online-Gimmick. Nimses ist das Online-Äquivalent des Verkaufs
der eigenen Seele. Mit dem Akzeptieren der Nutzungsbedingungen überschreibt
der Nutzer die Rechte an der eigenen Onlinepräsenz an das Unternehmen.
Ähnlich wie bei Google, Facebook oder Apple benötigt diese App Zugang zu
bestimmten Informationen und fragt permanent Daten ab. Im Gegensatz zu den
althergebrachten Anwendungen veröffentlicht Nimses diese Informationen und
ist immer aktiv. Wenn Nutzer online sind, werden sie von der App überwacht.
Dabei nutzt die App auch auf dem Telefon gespeicherte Kontakte. Mit am
erschreckendsten ist, dass Nutzer die exakte Position anderer Nutzer in der
App nachschauen können. Spätestens hier hört für uns PIRATEN der Spaß auf,
denn solche Informationen online verfügbar zu machen, kann zu realen
Gefahren für Nutzer*innen dieser App führen," so Daniel Mönch, Politischer
Geschäftsführer der Piratenpartei.

Wir warnen ausdrücklich alle Jugendlichen, welche weder von ihren Freunden
noch von ihren Eltern überwacht werden wollen, diese App zu installieren.
Und wir appellieren auch an die Eltern, ihre Kinder über die möglichen
Folgen und Konsequenzen des Datenschutzes aufzuklären.

Nutzer haben keinerlei Möglichkeiten, den Grad ihrer Privatsphäre
einzustellen. Grundsätzlich verlangt die App kontinuierlichen Zugriff auf
den Standort - auch wenn sie nicht geöffnet ist. Wo auch immer Sie sich
befinden, können Sie durch befreundete und fremde Nutzer ausfindig gemacht
werden. Ein Deaktivieren der Standortbestimmung oder Entziehen der Rechte
seitens des Betriebssystems führt dazu, dass die App nicht mehr
funktioniert [2].

Des Weiteren führen die Nutzerbedingungen aus, dass das Mindestalter bei
mind. 13 Jahren liegt. Bei einer App, welche den Standort für alle sichtbar
anzeigt und so Stalking und Mobbing Tür und Tor öffnet, ist das absolut
unverantwortlich, da die Privatsphäre nicht eingestellt werden kann [3].

Die Piratenpartei setzt sich dafür ein, dass Apps, welche im Appstore der
unterschiedlichen Unternehmen angeboten wird, auch den guten europäischen
Datenschutzrichtlinien entsprechen müssen!


Quellen/Fußnoten:

[1] Pewdiepie Video 7. Juni www.youtube.com/watch?v=CzZ80Dl9Moo

[2] Nimses Terms of Service nimses.com/en/terms/

[3] Nimses Privacy policy nimses.com/en/privacy/

 * 

Quelle:

Piratenpartei Deutschland

Pflugstraße 9a, 10115 Berlin

Telefon: +49 30 / 60 98 97 511

E-Mail: presse@piratenpartei.de

Internet: www.piratenpartei.de, www.die-sozialliberalen.de
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KURSUS/1915: Bocholt - PC-Schnupperkurs für Senioren und PC-Sprechstunde, Termine bis Ende 2019


Stadt Bocholt

PC-Schnupperkurs für Senioren

Start Dienstag, 18. Juni // Kostenlos



Bocholt (PID). Für Senioren, die erste Erfahrungen mit dem Computer
sammeln möchten, findet jetzt ein dreiteiliger Schnupperkurs statt.
Beginn ist am Dienstag, 18. Juni, im Apollonia Diepenbrock Haus
(Moltkestraße 4). An drei Vormittagen von 9:30-11 Uhr vermitteln
Ehrenamtliche der Gruppe "Mouse Mobil" kostenlos Grundkenntnisse im
Umgang mit PC, Tablet und Smartphone. Anmeldungen zu dem Schnupperkurs
nimmt das Seniorenbüro der Stadt Bocholt unter Tel. 02871 953-758
entgegen.

Die Kurse finden im Rahmen der Initiative "Engagiert in Bocholt"
statt. "Engagiert in Bocholt" wird vom Seniorenbüro der Stadt Bocholt,
dem Verein "Leben im Alter" und der Stadtsparkasse Bocholt gefördert
und inhaltlich begleitet.

Zusätzliche "PC-Sprechstunden"

Darüber hinaus bietet die Gruppe "Mouse Mobil" offene
"PC-Sprechstunden" für Senioren an. Hier können individuelle Fragen zu
Technik, Software und Datensicherheit geklärt werden. Sie finden
dienstags von 11-12:30 Uhr in der Freiwilligenagentur
(Langenbergstraße 18) statt, außerdem jeden ersten Montag im Monat von
10-11:30 Uhr im Ludgerushof Spork (Glockenstraße 6a) sowie jeden 2.
Montag im Monat von 10-11:30 Uhr im Apollonia Diepenbrock Haus.

Auch bei der Lebenhilfe (Werther Str. 173, jeden 3. Montag im Monat
von 10-11:30 Uhr), im Bürgerzentrum Biemenhorst (jeden letzten
Donnerstag im Monat von 10-12 Uhr) und im Caritas Café (Nordwall
44-46, am 11. Juli, 12. September und 14. November 2019 von 9:30-11
Uhr) sind die freiwilligen PC-Helfer im Einsatz.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 5. Juni 2019

Stadt Bocholt

PRESSE- und INFORMATIONSDIENST

Berliner Platz 1, 46395 Bocholt

Telefon: (0 28 71) 953-327, -209, -571

Fax: (0 28 71) 953-189

E-Mail: pid@mail.bocholt.de

Internet: www.bocholt.de
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TAGUNG/201: Köln - "Wahrheit oder Ware?". 5. Kölner Forum für Journalismuskritik, 14.6.2019 


Deutschlandradio - Pressemitteilung vom 06.06.2019

"Wahrheit oder Ware?"

5. Kölner Forum für Journalismuskritik am 14. Juni



Mit einem vielseitigen Programm und prominent besetzten
Diskussionsforen findet am 14. Juni das 5. Kölner Forum für
Journalismuskritik statt.

Im Mittelpunkt steht in diesem Jahr der Journalismus im Spannungsfeld
zwischen Wahrheit und Ware: Geschichten müssen sich verkaufen. Darüber
hinaus befasst sich das Forum mit Religion und Weltanschauung in den
Medien, Nachrichtenjournalismus in Europa und der Berichterstattung
über Recht und Justiz. In einem Exkurs wird gefragt, ob barrierefreie
Medienangebote tatsächlich nur ein Nischenthema sind, in einem
weiteren Panel diskutieren junge Journalistinnen und Journalisten mit
Deutschlandradio-Intendant Stefan Raue über die Zukunft der Medien.

Zum ersten kleinen Jubiläum des Forums für Journalismuskritik werden
zahlreiche prominente Akteure und ausgewiesene Expertinnen und
Experten aus Medien, Justiz und Gesellschaft erwartet, darunter unter
anderem Lale Akgün, Ingrid Matthäus-Maier, Tanit Koch und Thomas
Fischer. Am Nachmittag sendet das Medienmagazins @mediasres live und
mit Hörerbeteiligung von der Veranstaltung.

Das Kölner Forum für Journalismuskritik hat sich mittlerweile als
feste Adresse für aktuelle Debatten über Journalismus und
Medienpolitik etabliert. Es wird gemeinsam von der
Deutschlandfunk-Nachrichtenredaktion und der Initiative
Nachrichtenaufklärung e.V. veranstaltet. Der Eintritt ist frei. Der
Deutschlandfunk überträgt per Livestream und im Digitalradio auf dem
Kanal "Dokumente und Debatten".

Weitere Informationen finden Sie unter

www.deutschlandfunk.de/journalismuskritik

Anmeldung per E-Mail an veranstaltung@deutschlandfunk.de

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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SPORTMEDIZIN/341: Sport im Alter - was geht noch? (idw)


Gesellschaft für Orthopädisch-Traumatologische Sportmedizin (GOTS) - 06.06.2019

Sport im Alter - was geht noch?



Obwohl es im Sport ständig neue Alters-Rekorde gibt, nimmt die
physiologische Leistungsfähigkeit insgesamt mit zunehmendem Alter ab.
Woran liegt das? Welche physiologischen Prozesse sind dafür hauptsächlich
verantwortlich? Und welcher Sport geht im Alter am besten? Wissenschaftler
werteten umfangreiche Datensätze aus den Weltmeisterschaften der Senioren
aus. Die Ergebnisse präsentieren sie auf dem Kongress der Gesellschaft für
Orthopädisch-Traumatologische Sportmedizin im Juni in Salzburg.

Prof. Dr. med. habil. Georg Neumann forschte am Institut für Körperkultur
und Sport (FKS) Leipzig, arbeitete für das Institut für Angewandte
Trainingswissenschaft (IAT) Leipzig im Bereich Leistungssport und zuletzt
für die Universität Halle im Bereich Trainingswissenschaft.

Sein Fazit: "Bis Mitte, manchmal Ende 30 werden Rekorde erbracht. Danach
ist man als Sportler 'alt'. Ab 40 Jahren beginnt bei jedem Menschen dann
ein Muskelschwund (Sarkopenie) von durchschnittlich ein bis zwei Prozent
pro Jahr. Frauen sind im Leistungssport ein Leben lang durchschnittlich 10
Prozent weniger leistungsfähig als Männer. Im Alter wird dieser
Unterschied noch größer."

In der Sportart Leichtathletik wurden Datensätze von der Altersklasse (AK)
35 bis zur AK 70 ausgewertet. Doch trotz intensiven Trainings nimmt die
sportliche Leistungsfähigkeit kontinuierlich ab. Dafür gibt es
verschiedene Gründe.

Erste Ursache ist der Muskelschwund. Ab 40 Jahren verschwinden zuerst vor
allem die schnellen Muskelfasern. Sie werden durch Fett- und
Bindegewebseinlagerungen ersetzt. Mit 80 Jahren steht dem Alterssportler
dann nur noch rund 50 Prozent der aktiven Muskelmasse zu Verfügung.

Neumann: "Die, die trainieren, trainieren also ihren "Muskelrest".
Empfehlungen aus Amerika legen den Alten als Minimum 150 Minuten schnelles
Gehen pro Woche, jeweils mit anschließender Dehnung (Stretching), ans
Herz. Das Optimum liegt bei 150 min Belastung pro Woche im aeroben Bereich
und etwas Krafttraining."

Zu den Ursachen des Alterns gibt es verschiedene Theorien. Forscher haben
erkannt, dass sogenannte Telomere- die Endpunkte an den Chromosomen- sich
mit zunehmendem Alter vermindern. Neue Daten in der Telomerenforschung
belegen, dass nur das Ausdauertraining die Telomerenaktivität erhöht und
die Telomerenlänge positiv beeinflusst. Die Telomerenlänge soll die
Lebenserwartung beeinflussen. Das Krafttraining war in diesem Punkt
wirkungslos.

In den Leistungsklassen bringen Senioren sehr lange gute Ergebnisse in den
Ausdauersportarten (Marathon, Halbmarathon, 10.000 m, Radsport). Auch in
weiteren leichtathletischen Disziplinen (Speerwerfen, Weit- und
Hochsprung) werden im Alter noch beachtliche Leistungen erbracht. Ein
einhundert Jahre alter Inder zum Beispiel bewältigte den Marathon 2011
noch in 8 Stunden, 25 Minuten und 11 Sekunden. Ein 105 jähriger Franzose
fuhr mit dem Rennrad auf der Bahn 22,5 km in der Stunde.
Die Sportart der Zukunft für den Alterssport allgemein wird aber wohl das
Joggen, schnelle Gehen, Nordic Walking (Walken), meint der renommierte
Wissenschaftler. Dazu kommen Schwimmen und Radfahren. Insgesamt
verletzungsarme Dauerbelastungen.

Warum aber brauchen die Senioren überhaupt Bewegung und Sport?

Neumann: "Das Gehirn gibt für Bewegungen einen Befehl an den Muskel. Der
Muskel muss sich mit Stoffwechsel, Energiezufuhr, Hormonen, Durchblutung
und vielem mehr auseinander setzen. Über Botenstoffe, sogenannte Myokine,
kommuniziert der Muskel dann mit anderen Organen, um die gewünschte
Funktion ausführen zu können. Der Muskel ist als größtes Organ im Körper
viel aktiver als bisher angenommen. Nichtstun reduziert die
Myokinexpression auf ein Minimum. Beim Skifahren beispielsweise merkt
jeder besonders, wenn einmal der Muskel nicht vorbereitet ist, die
Verletzungsgefahr steigt. Bekannt ist, dass Astronauten nach dem Leben in
Schwerelosigkeit nicht einmal mehr stehen oder Gehen können, wenn sie
zurück zur Erde kommen. Auch hier sind die fehlenden Impulse, wie sie
durch Bewegung bei Schwerkraft auf der Erde stattfinden und auf die
Myokinaktivität wirken, 'schuld'".

Prof. Dr. Georg Neumann, der seit kurzem im Ruhestand ist, hat lange Zeit
Leistungssportler im Skilanglauf, Radsport, in der Leichtathletik und
zuletzt im Triathlon betreut.


Weitere Informationen finden Sie unter

http://gots-kongress.org/news-presse/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution2362

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Gesellschaft für Orthopädisch-Traumatologische Sportmedizin (GOTS) - 06.06.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ZAHN/280: Zähneknirschen ist keine Krankheit - ernste Folgen für die Gesundheit sind aber möglich (idw)


Deutsche Gesellschaft für Zahn-, Mund- und Kieferheilkunde e.V. - 06.06.2019

Zähneknirschen ist keine Krankheit - ernste Folgen für die Gesundheit sind aber möglich

DGFDT und DGZMK stellen neue S3-Leitlinie und Patienteninformation zum
Thema Bruxismus vor



06. Juni 2019 - Berlin. Zähneknirschen (Fachbegriff Bruxismus) entsteht
durch wiederholte Aktivität der Kaumuskulatur. Davon ist jede/r Fünfte in
Deutschland betroffen. "Das Zähneknirschen selbst wird nicht als Krankheit
angesehen, es kann jedoch ernsthafte Folgen für die Gesundheit der Zähne,
Kaumuskulatur und Kiefergelenke haben", fasst die Präsidentin der
Deutschen Gesellschaft für Funktionsdiagnostik und -therapie (DGFDT),
Prof. Dr. Ingrid Peroz (Charité Berlin), die Ergebnisse der ersten
deutschen Leitlinie zum Bruxismus zusammen. Die S3-Leitlinie wurde von
DGFDT, DGZMK sowie 30 involvierten Fachgesellschaften und Institutionen
erarbeitet und wird heute veröffentlicht 

(https://www.dgzmk.de/zahnaerzte/wissenschaft-forschung/leitlinien/details/document/diagnostik-und-behandlung-von-bruxismus-s3.html). 

Diese Zusammenfassung der aktuellen
wissenschaftlichen Erkenntnisse auf abgesichertem Niveau ist ein
Meilenstein und trägt zu mehr Sicherheit beim Umgang mit dem häufigen
Phänomen Bruxismus bei.

Auf der wissenschaftlichen Pressekonferenz der Deutschen Gesellschaft für
Zahn-, Mund- und Kieferheilkunde (DGZMK) in Berlin erläuterte Prof. Peroz
gemeinsam mit Dr. Matthias Lange (Europäischen Akademie für
kraniomandibuläre Dysfunktionen/Berlin) den aktuellen wissenschaftlichen Stand. Neben Schädigungen an der
Zahnhartsubstanz oder Funktionsstörungen im Kauorgan könne Bruxismus auch
schützende Funktionen für die Gesundheit erzeugen. Der aktuelle
Wissensstand steht Interessierten in einer anschaulichen
Patienteninformation zum Zähneknirschen kostenfrei unter dem Link
www.zahnmedizinische-patienteninformationen.de/patienteninformationen
zur Verfügung. Sie klärt über die Diagnose und mögliche Folgen des
Bruxismus auf und stellt verschiedene, wissenschaftlich fundierte
Therapieansätze (auch zur Selbsthilfe) vor.

Zähneknirschen ist wie das Zähnepressen oder das Anspannen der Kiefer ohne
Zahnkontakt eine wiederholte Aktivität der Kaumuskulatur, die man unter
dem Begriff Bruxismus zusammenfasst. Diese Aktivitäten können rhythmisch
verlaufen (phasischer Bruxismus) oder aber über einen gewissen Zeitraum
andauern (tonischer Bruxismus). Zudem unterscheidet man, ob Bruxismus im
Wachzustand auftritt (Wachbruxismus) oder während des Schlafs
(Schlafbruxismus). Bruxismus kann bereits mit dem Durchbruch der ersten
Zähne beginnen, tritt am häufigsten im zweiten bis dritten Lebensjahrzehnt
auf und nimmt mit zunehmendem Alter eher ab. Wachbruxismus ist bei
Erwachsenen häufiger als Schlafbruxismus. Männer und Frauen sind
gleichermaßen betroffen.

Ursachen nicht eindeutig identifiziert

Die Ursachen für Bruxismus sind nicht eindeutig identifiziert. Während man
früher noch annahm, dass fehlerhafte Zahnkontakte Auslöser seien, stehen
heute zentrale Faktoren im Vordergrund, wie emotionaler Stress,
Angststörungen, Schlafstörungen (z. B. Insomnie), Reflux, Nikotin-,
Alkohol-, Koffein- und Drogenkonsum, Nebenwirkungen von Medikamenten oder
genetische Faktoren. Wachbruxismus scheint eher psychologisch bedingt
(emotionaler Stress und andere emotionale Faktoren), während
Schlafbruxismus eher als zentralnervöse Störung angesehen wird. Es wird
diskutiert, dass Bruxismus eine stressabbauende Funktion hat. Dies wäre
eine Erklärung für eine physiologische Funktion des Bruxismus in
Zusammenhang mit Stress.

Gelegentlich durchgeführte wiederholte Muskelaktivitäten sind ein völlig
harmloses Verhalten. Häufig sind sich Patienten dieser Muskelaktivitäten
gar nicht bewusst. Jeder kennt aber Situationen, in denen solche
Muskelanspannungen vorkommen. Auch Sprachbilder weisen auf Bruxismus hin:
z. B. die Zähne zusammenbeißen, sich in ein Problem verbeißen,
zerknirscht sein.

Bruxismus kann auch protektive Auswirkungen auf die Gesundheit haben. So
tritt er häufig in Verbindung mit schlafbezogenen Atmungsstörungen auf (z.
B. Schlafapnoe), wobei die Muskelanspannungen die oberen Atemwege
offenhalten. Bei Sodbrennen (Reflux) bewirkt Bruxismus eine vermehrte
Speichelproduktion und damit eine Reduktion der Säurewirkung.

Entstehen von Funktionsstörungen möglich

Bruxismus ist ein Risiko für das Entstehen von Beschwerden und/oder
Funktionsstörungen an den Zähnen, der Kaumuskulatur oder den
Kiefergelenken (craniomandibuläre Dysfunktionen). Durch die Überbelastung
der Zähne und durch den Abrieb von Zahnsubstanz werden die Zähne
überempfindlich auf Heiß und Kalt, Süß oder Sauer. Die Kaumuskulatur kann
auf die wiederholten Aktivitäten mit Muskelbeschwerden reagieren, wobei
die Regionen der Wange und der Schläfe am häufigsten betroffen sind. Es
sind die weniger starken Muskelanspannungen, die zu schmerzhaften
Muskelreaktionen oder zur morgendlicher Muskelsteifigkeit führen.

Die Anspannung der Kaumuskulatur kann auch zur Überlastung der
Kiefergelenke führen. Als Symptome treten Schmerzen im Bereich der
Kiefergelenke auf z. B. beim Kauen harter Speisen, bei weiter
Kieferöffnung oder bei Seitwärtsbewegungen des Unterkiefers.
Kiefergelenkgeräusche oder blockierte Kiefergelenke sind ebenfalls
häufiger mit Bruxismus verknüpft.

Diagnose durch Screening

Mit Hilfe eines kurzen Befundes (Screening) können Anzeichen für Bruxismus
aufgedeckt werden. Erste Hinweise liefern Berichte von Patienten, die von
ihrer Familie oder ihrem Partner auf Knirschgeräusche im Schlaf aufmerksam
gemacht werden oder nachts mit zusammengebissenen Zähnen erwachen.
Typische Anzeichen, wie Schäden und Abnutzungserscheinungen an den Zähnen,
Schmerzen in der Kaumuskulatur und Berichten über kurzzeitige
Schwierigkeiten bei der Mundöffnung oder im Tagesverlauf auftretender
Überempfindlichkeit der Zähne ergänzen das Bild. Die klinische
Untersuchung beginnt mit der Beurteilung der Kaumuskulatur. Es folgt eine
Bestandsaufnahme der durch das Knirschen und Pressen verursachten Schäden
an der Zahnhartsubstanz und die Bewertung des Zahnabnutzungsgrades.

Therapie zielt auf Schutz der Zähne

Da gegenwärtig keine Therapie zur Heilung oder zur Beseitigung von
Bruxismus bekannt ist, zielt die Behandlung vor allem auf den Schutz der
Zähne und der Restaurationen, die Reduktion der Bruxismusaktivität und die
Linderung von Schmerzen ab. Als Interventionsmaßnahmen werden
Aufklärung/Beratung, Schienen, Verhaltenstherapie und Biofeedback
empfohlen. Botulinumtoxininjektionen können erwogen werden. Bruxismus gilt
als eine Ursache für die übermäßige Abnutzung der Zähne. Ob und wann eine
zahnärztliche Intervention eingeleitet werden muss, hängt neben dem Grad
der Abnutzung und der Anzahl der betroffenen Zähne auch vom Alter der
Patienten, der Abnutzungsgeschwindigkeit und der Art der auslösenden
Faktoren ab.


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution310

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Gesellschaft für Zahn-, Mund- und Kieferheilkunde e.V. - 06.06.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ETHIK/1292: Patientenwille rechtzeitig festhalten (idw)


Arbeitsgemeinschaft der Wissenschaftlichen Medizinischen Fachgesellschaften e.V.Medizin - Kommunikation, 06.06.2019 


Patientenwille rechtzeitig festhalten



Die Medizin bringt immer neue Möglichkeiten hervor, selbst todkranke und
sehr alte Menschen am Leben zu erhalten. Doch am Lebensende entscheiden
viele Betroffene und Angehörige anders: Bei 70 Prozent der Todesfälle auf
einer Intensivstation geht ein Behandlungsverzicht oder eine
Therapielimitierung voran. In diesem Spannungsfeld kommt dem
Patientenwillen eine wachsende Bedeutung zu, wie die DGIIN betont. Im
Rahmen einer Pressekonferenz der DGIIN informieren Experten am 12. Juni
2019 in Berlin, welche Rolle Patientenverfügungen spielen, um den
Patientenwillen zu ermitteln und warum es wichtig ist, Therapieziele in
der intensivmedizinischen Behandlung festzulegen.

Rund jeder achte Todesfall in Deutschland ereignet sich auf einer
Intensivstation, und meist kommt der Tod dort nicht plötzlich oder
überraschend. "In vielen Fällen geht dem Sterben auf der Intensivstation
ein Behandlungsverzicht voran - lebenserhaltende Maßnahmen werden also
bewusst beendet, begrenzt oder gar nicht erst begonnen", sagt Professor
Dr. med. Uwe Janssens, Chefarzt der Klinik für Innere Medizin und
Internistische Intensivmedizin am St. Antonius-Hospital Eschweiler und
Generalsekretär der DGIIN.

Alle intensivmedizinischen Entscheidungen basieren auf dem
Patientenwillen, der jeweils individuell ermittelt werden muss. Im
Idealfall ist der Patient selbst noch in der Lage, in eine Behandlung
einzuwilligen oder sie abzulehnen. Ist dies nicht der Fall, kommt der
Patientenverfügung eine wichtige Rolle zu. Am besten liegt sie als
individuell ausformuliertes Dokument vor, das möglichst viele
Behandlungssituationen abdeckt. Weit weniger aussagekräftig sind
vorgefertigte Formulare aus dem Internet, die nur angekreuzt werden
müssen. "Hier besteht die Gefahr, dass dem Patienten nicht alle
Konsequenzen seiner Wünsche wirklich bewusst sind", betont Janssens. Doch
selbst eine individuelle und ausführliche Verfügung lasse sich nicht immer
auf die aktuelle Situation anwenden - zu vielfältig seien die
gesundheitlichen Voraussetzungen und die sich daraus ergebenden
intensivmedizinischen Möglichkeiten. "Bei der Erstellung einer
Patientenverfügung ist es sinnvoll, sich vom Arzt oder anderen
fachkundigen Personen beraten zu lassen. Auch wenn eine Patientenverfügung
nicht alle möglichen Behandlungsfälle abdecken kann, sollte sie dennoch
vorliegen, da sie eine wichtige Grundlage bei der Ermittlung des
Patientenwillen bietet", sagt Janssens.

Liegt keine Patientenverfügung vor und ist der Patient selbst nicht mehr
entscheidungsfähig, wird ein Bevollmächtigter oder Betreuer in die
Entscheidungsfindung mit einbezogen. Diese können vorher vom Patienten für
solche Fälle bestimmt werden. Wurde dieser Fall nicht geregelt, muss eine
Betreuung beantragt werden. Auch Gespräche mit den Angehörigen können
Aufschluss über den mutmaßlichen Patientenwillen geben.

Der Patientenwille ist dabei nicht als starr anzusehen, sondern muss immer
neu auf die aktuelle medizinische Situation bezogen werden - die
medizinische Situation bildet neben der Patientenverfügung die zweite
wichtige Entscheidungsgrundlage. "Besteht keine Aussicht auf eine
grundlegende Besserung des Gesundheitszustands oder den Erhalt der
Lebensqualität, oder stünde eine Weiterbehandlung klar im Widerspruch zum
Patientenwillen, dann muss das Therapieziel der Heilung verlassen werden",
sagt Janssens. In der Folge müssten sämtliche therapeutischen und
pflegerischen Maßnahmen daraufhin überprüft werden, ob sie unter
palliativen Gesichtspunkten noch sinnvoll seien. "Sollte das Therapieziel
hin zu einer palliativen Behandlung geändert werden, erhält der
Patient selbstverständlich weiterhin die für ihn optimale Therapie",
betont Janssens. Das könne beispielsweise die Linderung von Beschwerden
sein. Auch belastende Symptome wie Atemnot oder Mundtrockenheit können
gemildert werden.

"Bei einer intensivmedizinischen Behandlung gilt es, die Grenzen und
Möglichkeiten auszuloten und dem Patienten verständlich zu erläutern.
Patienten und Ihre Stellvertreter sollen sich mit den dem Behandlungsteam
beraten und gemeinsam zu einem Therapieziel finden. Das kann tatsächlich
ein weiteres Leben aber auch ein würdevolles Sterben ohne Leid und Not
bedeuten", so der Experte abschließend.

Welche weiteren ethischen Fragestellungen intensivmedizinische
Behandlungen mit sich bringen können, erläutert die DGIIN im Rahmen einer
Pressekonferenz am 12. Juni in Berlin.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution76
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FORSCHUNG/4053: Antibiotische Schmuckschnalle (idw)


Gesellschaft Deutscher Chemiker e.V. - 06.06.2019

Antibiotische Schmuckschnalle

Chemische Synthese zeigt: Antibiotikum aus der menschlichen Nase wirkt
durch Protonen-Translokation



Antibiotika-resistente Bakterien sind ein zunehmendes Gesundheitsproblem.
Neuartige Antibiotika tun Not. Deutsche Forscher wurden kürzlich fündig:
In der menschlichen Nase entdeckten sie Lugdunin, ein neuartiges
zyklisches Peptid, das aus dem Bakterium Staphylococcus lugdunensis stammt
und stark antimikrobiell wirksam ist - unter anderem gegen resistente
Staphylococcus aureus-Stämme. Anhand synthetischer Varianten gelang ihnen
jetzt die Aufklärung des Wirkmechanismus. Wie sie in der Zeitschrift
Angewandte Chemie erläutern, handelt es sich um einen Protonen-Transport
über die bakterielle Membran.

Das interessanteste Bauelement von Lugdunin ist seine Thiazolidin-Gruppe
(Fünfring aus drei Kohlenstoffatomen, einem Stickstoff- und einem
Schwefelatom), die Teil des Peptid-Rings ist. Dieser Fünfring erinnert an
eine Spange, die den Peptid-Ring "verziert". Daher nannten die Forscher
die neue Stoffklasse "Fibupeptide" von lat. fibula: Spange. Den Forschern
war bereits die Synthese des natürlichen Lugdunins gelungen. Nun
optimierte das Team von der Universität Tübingen und der Universität
Göttingen den Syntheseweg, um viele verschiedene Derivate des Naturstoffs
für eine umfassende Studie des bisher unbekannten Wirkmechanismus
durchzuführen. So ersetzten sie etwa nacheinander jede Aminosäure des
Peptid-Rings durch die Aminosäure Alanin, ließen die "Zierspange" weg und
stellten ein spiegelbildlich aufgebautes Fibupepdid her. Mit den Derivaten
führten sie Aktivitätstests durch.

Auf diese Weise fand das Team aus Chemikern, Biochemikern und
Mikrobiologen heraus, dass der zyklische Aufbau des Peptids, die
Thiazolidin-"Spange", aber auch zwei der Aminosäuren, Tryptophan und
Leucin, unabdingbar für die antibiotische Wirkung sind. Außerdem muss der
Peptid-Ring immer abwechselnd aus D- und L-Aminosäuren aufgebaut sein. Ob
Original oder Spiegelbild ist dagegen egal. "Das spricht gegen eine
stereospezifische Rezeptor-Ligand-Wechselwirkung", so Nadine Schilling aus
der Forschungsgruppe von Stephanie Grond, "sondern für die Interaktion mit
einem kleinen Molekül oder Ion."

Darüberhinaus fanden die Autoren, dass aktive Lugdunin-Derivate das
elektrische Potential (Spannungsdifferenz zwischen der Außen- und
Innenseite) bakterieller Zellmembranen zusammenbrechen lässt und die
Bakterien so abtötet. Der Einbau eines zusätzlichen Trypthophans
intensivierte die Wechselwirkungen mit Membranen - und verstärkte die
antibakterielle Wirkung. Grond: "Diese Ergebnisse legten einen
Ionentransport über die bakterielle Membran nahe." Um dies näher zu
beleuchten, wurden künstliche Vesikel mit einem pH-Gradienten gegenüber
der umgebenden Lösung erzeugt. Zugabe aktiver Fibupeptide führte zu einem
raschen pH-Ausgleich - ohne die Membranen zu zerstören oder Poren zu
bilden. "Der Wirkmechanismus besteht offenbar in einer Translokation von
Protonen über die Membran", so Grond. "Ob Lugdunin dabei als mobiler
Transporter oder als Protonenkanal agiert, muss noch geklärt werden."

Angewandte Chemie: Presseinfo 15/2019

Autor: 

Stephanie Grond, Eberhard-Karls-Universität Tübingen (Germany),

https://www.mnf.uni-tuebingen.de/fachbereiche/chemie/institute/organische-chemie/professoren/prof-dr-stephanie-grond/mitarbeiter.html

Originalpublikation:

https://doi.org/10.1002/ange.201901589


Weitere Informationen finden Sie unter

http://presse.angewandte.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:
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FORSCHUNG/4052: Untersuchungskommission stellt wissenschaftliches Fehlverhalten durch Hirnforscher fest (idw)


Eberhard Karls Universität Tübingen - 06.06.2019

Untersuchungskommission stellt wissenschaftliches Fehlverhalten durch Tübinger Hirnforscher fest

Gremium der Universität Tübingen kritisiert Wissenschaftler für Umgang mit
Untersuchungsdaten und fordert Konsequenzen



Eine Untersuchungskommission der Universität Tübingen hat im Fall zweier
Hirnforscher wissenschaftliches Fehlverhalten festgestellt. Die Kommission
kam nach der Überprüfung einer im Fachmagazin PLOS Biology
veröffentlichten Studie zu dem Ergebnis, dass Untersuchungsdaten in
relevantem Umfang nicht ausgewertet beziehungsweise nicht berücksichtigt
wurden. Die Kriterien für den Ausschluss dieser Daten seien von den
Forschern nicht transparent gemacht worden. Darüber hinaus ließen sich die
in der Studie publizierten Ergebnisse in vielen Fällen nicht auf das
vorhandene Datenmaterial zurückführen. Das Rektorat der Universität
kündigte Konsequenzen an.

Eine Forschergruppe unter der Leitung eines Seniorprofessors der
Universität Tübingen hatte im Jahr 2014 Untersuchungen an insgesamt vier
Patienten durchgeführt, die an fortgeschrittener Amyotropher
Lateralsklerose (ALS) erkrankt waren. ALS ist eine neurodegenerative
Erkrankung, die dazu führt, dass Betroffene schrittweise die Fähigkeit
verlieren, ihre Muskulatur zu steuern. Im Endstadium sind Patienten
vollständig gelähmt und nicht mehr in der Lage, sich ihrer Umgebung
mitzuteilen. Man spricht dann von einem "Completely Locked-In Status". Die
Hirnforscher hatten in der Vergangenheit versucht, eine Technik zu
entwickeln, um mit diesen vollständig gelähmten Patienten wieder
kommunizieren zu können. Dazu wurde die Hirnaktivität mit Hilfe von
Infrarotspektroskopie und Elektroenzephalographie (EEG) gemessen. Die
Wissenschaftler nahmen an, dass aus diesen Messdaten Rückschlüsse auf die
Gedanken der Patienten möglich sind.

Wie die Kommission für Fehlverhalten in der Wissenschaft in ihrem
Beschluss feststellt, stieß das Untersuchungsgremium auf eine Reihe von
Verstößen gegen die gute wissenschaftliche Praxis:

1. Selektive Datenauswahl bei der Datenerhebung

Die Wissenschaftler haben nach dem Ergebnis der Kommission einen Teil
ihrer Datensätze bei der Auswertung nicht berücksichtigt, ohne klar
definierte und nachprüfbare Kriterien für ihre Auswahl festzulegen.
Vielmehr blieben Daten teils aufgrund von angeführten technischen
Problemen bei der Erhebung, teils aufgrund persönlicher Entscheidungen des
Seniorprofessors unberücksichtigt. Diese Praxis stellt nach Einschätzung
der Kommission eine "Verfälschung von Daten durch Zurückweisen
unerwünschter Ergebnisse ohne Offenlegung" dar und steht zudem im
Widerspruch zu Angaben, die beide Wissenschaftler in ihrem Fachartikel
selbst gemacht haben.

2. Fehlende Offenlegung von Daten und Skripten

In ihrem Fachartikel haben die Wissenschaftler Internet-Links gesetzt, die
den Leser zu verschiedenen Datensätzen führen sollen. Darunter fehlt nach
dem Ergebnis der Kommission jedoch das Skript, mit welchem einem
Computerprogramm Vorgaben zur Auswertung der Daten gemacht wurden. Nach
Aufforderung der Kommission hat einer der beiden Hirnforscher dem Gremium
zwar Daten zur Verfügung gestellt. Auch aus diesen Daten ließen sich die
im Artikel gemachten Angaben jedoch nicht nachvollziehen. Bis zum
Abschluss der Untersuchung haben die beiden Wissenschaftler keinen
vollständigen Datenbestand nachgewiesen. So fehlen beispielsweise auch die
im Artikel dargestellten EEG-Daten. Die Kommission erkennt darin eine
"Verfälschung von Daten durch Unterdrücken von relevanten Belegen".

3. Fehlende Daten

Die Wissenschaftler haben nach eigener Darstellung die von ihnen
entwickelte Technik einer Gehirn-Computer-Schnittstelle (BCI) bei
insgesamt vier Patienten eingesetzt. Die Zahl der Tage, an denen BCI bei
den einzelnen Patienten eingesetzt wurde, variiert nach den Angaben im
genannten Fachartikel zwischen 6 und 17 Tagen pro Patient. Nach den
Ermittlungen der Kommission stimmt die Anzahl der Tage, zu denen Daten
vorliegen, mit der Anzahl der Tage, für die im Artikel Auswertungen
dargestellt werden, in keinem Fall überein. Beispielsweise wurden bei
einem Patienten in PLOS Biology Ergebnisse für zwölf Tage aufgeführt. Der
Kommission lagen jedoch nur Daten für acht Tage vor. Bei einem weiteren
Patienten werden im Artikel Ergebnisse für 14 Tage aufgeführt, obwohl der
Kommission nur Daten für zwölf Tage vorlagen. Die Kommission schloss
daraus, dass im Artikel Ergebnisse dargestellt wurden, zu denen keine
Daten vorliegen.

4. Mögliche Datenverfälschung durch fehlerhafte Analyse

Die beim Einsatz am Patienten mittels BCI erzeugten Rohdaten sind von den
Wissenschaftlern mithilfe elektronischer Datenverarbeitung analysiert
worden. Wesentliche Software-Komponenten der eingesetzten EDV-Systeme
wurden von den Wissenschaftlern gegenüber der Kommission nicht
offengelegt, so dass eine Beurteilung der eingesetzten Methoden nicht
möglich war. Ob die computergestützte Auswertung der Daten korrekt
validiert wurde, ließ sich nicht mehr nachvollziehen. Die Kommission
konnte allerdings ermitteln, dass ein ehemaliger Mitarbeiter des
Seniorprofessors diesen bereits im November 2015 darauf hingewiesen hatte,
dass sich aus den Daten in statistisch korrekter Auswertung keine
signifikanten Ergebnisse belegen lassen. Diese Informationen legen nach
Ansicht der Kommission nahe, dass eine Datenverfälschung stattfand.

Universität kündigt Anlaufstelle für Patienten an

Die Kommission hat dem Rektorat der Universität in ihrem Beschluss eine
Reihe von Konsequenzen vorgeschlagen. So forderte das Gremium, die beiden
Wissenschaftler müssten die umstrittene Studie in PLOS Biology
zurückziehen. Ergänzend müssten die Herausgeber der Zeitschrift ebenfalls
aufgefordert werden, die Studie zurückzuziehen. Alle Organisationen, die
die Studie finanziell gefördert hätten, sowie die Spitzenverbände der
deutschen Krankenkassen seien ebenfalls über das Ergebnis zu informieren.
Für alle Publikationen, an denen die beiden betroffenen Wissenschaftler
seit 2014 mitgewirkt haben, schlägt das Gremium eine nachträgliche
Überprüfung durch externe Gutachter vor. Darüber hinaus forderte die
Kommission das Rektorat auf, den Status des Seniorprofessors der
Universität Tübingen zu überprüfen. Nicht zuletzt wird in dem Beschluss
angeregt, eine Anlaufstelle für die betroffenen Patienten und ihre
Angehörigen zu schaffen.

Der Rektor der Universität, Professor Bernd Engler, sagte, die
Hochschulleitung werde über die Empfehlungen der Kommission beraten und
sehr zeitnah die nun gebotenen Schritte einleiten. Wichtigste Aufgabe sei
es, zügig ein Beratungsangebot für die betroffenen Patientinnen und
Patienten sowie ihre Angehörigen zu schaffen. Die Betroffenen könnten sich
in dieser Angelegenheit an das Dekanat der Medizinischen Fakultät wenden.
Engler dankte den Kommissionsmitgliedern und den Vertrauensleuten für ihre
zielstrebige Arbeit. Die beteiligten Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler hätten sich akribisch und mit hohem Aufwand in eine
komplizierte Materie eingearbeitet und ihre Untersuchungen sehr zeitnah
abgeschlossen. "Kommission und Vertrauensleute haben unter Beweis
gestellt, dass die Kontrolle der Wissenschaft durch unabhängige
Forscherinnen und Forscher an der Universität Tübingen funktioniert",
sagte der Rektor.

Die Überprüfung der in PLOS Biology publizierten Studie war im Frühjahr
2018 durch einen wissenschaftlichen Mitarbeiter der Universität ausgelöst
worden, der sich an die Vertrauensleute der Medizinischen Fakultät gewandt
hatte. Die Vertrauensleute untersuchten die Vorwürfe rund ein halbes Jahr
lang intensiv und übergaben ihren Bericht schließlich am 22. November 2018
an die universitäre Kommission für Fehlverhalten in der Wissenschaft. Die
Kommission beschloss daraufhin Anfang 2019, ein förmliches Verfahren
einzuleiten.

Engler betonte, für eine internationale Forschungsuniversität sei die
Einhaltung der Prinzipien guter wissenschaftlicher Praxis von
fundamentaler Bedeutung: "Vor diesem Hintergrund unternehmen wir seit
vielen Jahren erhebliche Anstrengungen, allen Forschenden und Studierenden
die Prinzipien guter Wissenschaft nahezubringen." Die Universität werde
den aktuellen Fall - unabhängig von den weiteren Schritten - zum Anlass
nehmen, ihre Anstrengungen nochmals zu erhöhen: "Wir werden künftig
innerhalb der Universität noch deutlicher kommunizieren, dass wir über ein
klares Regelwerk und verlässliche Strukturen verfügen, auf die jede
Wissenschaftlerin und jeder Wissenschaftler zurückgreifen kann, sobald
ein begründeter Verdacht auf wissenschaftliches Fehlverhalten vorliegt."
Hinweisgeber, die sich an Vertrauenspersonen wenden, hätten in solchen
Fällen selbstverständlich ein Anrecht darauf, vor Repressalien geschützt
zu werden. Jedes Mitglied der Universität habe hier Verantwortung
gegenüber der Wissenschaft und ihrer Glaubwürdigkeit zu übernehmen.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution81
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DEMENZ/441: Ernährung - Logopädin im Interview. Unterstützung bei Problemen mit der Nahrungsaufnahme (Alzheimer Info)


Alzheimer Info, Ausgabe 1/2019

Nachrichten der Deutschen Alzheimer Gesellschaft Selbsthilfe Demenz

Unterstützung durch Logopädie 

Interview von Susanna Saxl, DAlzG



Svea Jäger ist Logopädin und fachliche Leiterin beim
Ergotherapiezentrum S. Kleindienst in Grömitz. Sie hat uns einige
Fragen dazu beantwortet, wie Logopädinnen und Logopäden Menschen mit
Demenz unterstützen können.


Alzheimer Info: Logopädie bringt man allgemein mit der
Unterstützung bei Sprachstörungen in Verbindung. Wie können Logopäden
Menschen mit Demenz bei Problemen mit der Nahrungsaufnahme
unterstützen? Helfen sie auch den Angehörigen? Was sind die Ziele der
Logopädie in diesem Fall?

Svea Jäger: Das primäre Ziel bei der Behandlung von Menschen
mit Demenz ist zunächst, die Teilhabe am Leben so lange wie möglich zu
erhalten. Dazu gehört es, die selbstständige Nahrungsaufnahme zu
sichern und Alternativen wie die Ernährung über eine Magensonde
hinauszuzögern. Da auch die Kommunikationsfähigkeit mit
fortschreitender Erkrankung abnimmt und somit Verständigungsprobleme
mit Angehörigen und Pflegepersonen auftreten können, bieten Logopäden
verschiedene Übungsprogramme an, zum Beispiel für Sprachverständnis
und Wortfindung, und zeigen individuelle Bewältigungsstrategien auf.

Zu Beginn der Therapie findet ein Anamnesegespräch mit den Angehörigen
statt, bei dem diese auch beraten werden. Oftmals sind sie zutiefst
beunruhigt, wie es weitergehen soll, daher gehört die Aufklärung und
Sensibilisierung der Angehörigen ebenfalls zu den Aufgaben einer
Logopädin bzw. eines Logopäden. Informationen über den
Behandlungsablauf und -verlauf sollten stets weitergeleitet werden,
damit Kommunikationsprobleme zwischen Angehörigen und Betroffenen
vermieden werden können und Sicherheit im Umgang miteinander gegeben
ist.

Bei der Ernährungssituation wird mit der geraden Sitzposition, der
Kostanpassung und Essensregeln gearbeitet. Aber auch das Üben
logischer Handlungsabfolgen, zum Beispiel das Essen auf den Löffel
nehmen und zum Mund führen, ist Teil der Behandlung.

Wie gehen Sie vor, wenn Sie einen Patienten mit Demenz kennenlernen? 

Die oberste Regel ist für mich das aktive Zuhören. Menschen mit Demenz
haben häufig einen hohen Redebedarf. Auch wenn sie für Menschen in
ihrem Umfeld scheinbar unverständlich und durcheinander reden, bringen
sie damit doch ihre Gefühle zum Ausdruck. Deshalb ist es wichtig, dass
sie Gehör finden. Ich bespreche den Krankheitsverlauf zusammen mit der
oder dem Betroffenen, den Angehörigen und/oder dem Pflegepersonal.
Hierbei wird erörtert, wo die hauptsächlichen Schwierigkeiten liegen
(Sprache oder Schlucken) und wie weit die Demenz fortgeschritten ist.

Die Begleitung beim Essen bringt viele Erkenntnisse über die
Betroffenen und ihre Ressourcen, deshalb nehme ich an verschiedenen
Mahlzeiten von Patienten teil. Mithilfe meiner Beobachtungen erstelle
ich einen individuellen Therapieplan und formuliere Therapieziele, die
genau an den aktuell vorhandenen Ressourcen der oder des Patienten
anknüpfen.

Flüssigkeitszufuhr ist wichtig. Was kann man tun, wenn der oder die
Betreffende sich beim Trinken verschluckt? 

Hier gilt besondere Vorsicht. Beim Verschlucken gelangt die
Flüssigkeit in die Lunge und fördert damit oftmals die Entwicklung
einer Lungenentzündung. In jedem Fall sollte ein Arzt konsultiert
werden, wenn der Verdacht besteht, dass Nahrung oder Flüssigkeit in
die Lunge gelangt ist.

Wenn sich jemand verschluckt, sollte man in der akuten Situation
Folgendes tun:


	Den Oberkörper der oder des Betroffenen in eine gerade Position bringen,

	das Kinn möglichst tief zur Brust neigen

	und mehrmals nachschlucken lassen.



Auf keinen Fall sollte man auf den Rücken klopfen! Dadurch können die
Speisen weiter nach unten Richtung Lunge befördert werden. Versuchen
Sie, Ruhe zu bewahren, und fordern Sie die bzw. den Betreffenden zum
Husten auf, um das Verschluckte aus den Atemwegen hoch zu husten.

Die Kost sollte entsprechend angepasst werden, die Flüssigkeiten
reicht man angedickt, um die Fließgeschwindigkeit zu reduzieren.
Abhängig vom Schweregrad der Demenz und dem Sprachverständnis lehnen
die Betroffenen angedickte Getränke leider häufig ab, da sie sie als
unnatürlich empfinden. Hier sind dann kreative Ideen gefragt:
Probieren Sie es doch mal mit Saftschorlen in verschiedenen
Geschmacksrichtungen und trinken Sie ebenfalls etwas - das kann
anregend wirken.

Was kann man tun, wenn eine Schluck-Apraxie vorliegt, also der
Vorgang / die Bewegung des Schluckens an sich nicht mehr richtig
ausgeführt wird?

Es gibt leider kein Allheilmittel für eine Schluckstörung. Der
Schluckakt an sich ist so komplex, dass er in verschiedenen Bereichen
gestört sein kann und somit auch die verschiedensten
Behandlungsmaßnahmen benötigt.

Grundsätzlich gilt dennoch: Schaffen Sie eine ruhige Atmosphäre bei
den Mahlzeiten, unterstützen Sie den Demenzkranken, eine gerade
Körperhaltung (90°-Winkel) einzunehmen und den Kopf nach vorne zu
neigen ("Kopf auf die Brust legen").

Speziell für die Therapie bei Demenz geschulte Logopäden kennen
verschiedene kleine Handgriffe und "Tricks", um das Schlucken zu
erleichtern. Wir beobachten die Schwierigkeiten unserer Patienten und
entwickeln dann mitunter auch ganz neue individuelle Lösungen.

Gibt es Speisen oder Darreichungsformen, die bei Schluckstörungen
besonders geeignet sind?

Götterspeise (Wackelpudding) ist besonders gut geeignet: Durch die
Kälte kann sie im Mundraum gut wahrgenommen und kontrolliert werden.
Trinkgefäße sollten eine möglichst große, weite Öffnung oder direkt
einen Nasen-Ausschnitt haben. Damit wird vermieden, dass der Kopf beim
Schlucken in den Nacken gelegt wird. Schnabeltassen sind eher nicht
geeignet. Griffverdickungen für Besteck helfen den Betroffenen
ungemein bei der Nahrungsaufnahme. Neben den Spezialbestecken, die man
im Fachhandel kaufen kann, funktioniert hier auch ein Stück
Moosgummi-Röhrchen, das man über den Griff des vorhandenen Bestecks
schiebt. Werden die Speisen angereicht, sollte die helfende Person vor
der oder dem Erkrankten sitzen und somit die Kopfkontrolle
unterstützen. Geflügel, Mischbrot, Streichkäse, Schmierwurst und
Weißbrot (ohne Rinde) können leicht geschluckt werden und sind somit
besser geeignet als beispielsweise paniertes und trockenes Fleisch,
Käse mit Nuss-/Pfefferstücken oder Reis.

Wie findet man einen Logopäden oder eine Logopädin, die sich mit
Demenz auskennt?

Der Deutsche Bundesverband der akademischen Sprachtherapeuten
(www.dbs-ev.de) sowie der Deutsche Bundesverband für Logopädie e.V.
(www.dbl-ev.de) helfen Angehörigen, einen wohnortnahen Spezialisten
für die Therapie bei Demenz zu finden. Damit die Krankenkassen die
Behandlung übernehmen, ist allerdings eine ärztliche Verordnung
erforderlich. Nicht immer sind den Ärzten die
Unterstützungsmöglichkeiten der Logopädie bekannt, deshalb sollten
Angehörige die Ärzte gezielt darauf ansprechen. Seit 2017 kann bei
Demenz Logopädie als Dauerbehandlung "außerhalb des Regelfalls"
verordnet werden. Dadurch belastet sie nicht das Budget der
verordnenden Ärzte.

Wir danken Ihnen für das Gespräch!


Info



Wenn es mit dem Kochen nicht mehr geht, sind Alternativen gefragt,
zum Beispiel:

• Essen auf Rädern

• Besuch einer Kantine, Mensa oder Fleischerei

• Mittagstisch bei der Nachbarschaftshilfe, dem Familienzentrum
oder in einem Mehrgenerationenhaus

• Seniorenheime, die einen Mittagstisch für Gäste anbieten

 * 

Quelle:

Alzheimer Info, Ausgabe 1/19, S. 8 - 9

Nachrichten der Deutschen Alzheimer Gesellschaft Selbsthilfe Demenz

Friedrichstraße 236, 10969 Berlin

Telefon: 030/259 37 95-0, Fax: 030/259 37 95-29

Alzheimer-Telefon: 030/259 37 95-14

E-Mail: info@deutsche-alzheimer.de

Internet: www.deutsche-alzheimer.de

 

Das Alzheimer Info erscheint vierteljährlich.

Jahresabonnement: 12,00 Euro, Einzelheft: 3,00 Euro
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FORSCHUNG/807: Wachstumsfaktor hemmt natürliche Killerzellen - Krankenhausinfektionen verhindern (idw)


Universität Duisburg-Essen - 06.06.2019

Wachstumsfaktor hemmt natürliche Killerzellen - Krankenhausinfektionen verhindern



Patienten, die auf der Intensivstation liegen, leiden oft an einer
sogenannten systemischen Entzündung. Ihr geschwächtes Immunsystem ist
besonders anfällig für Krankenhausinfektionen. Warum das so ist, war
bisher völlig unklar. Ein Wissenschaftlerteam der Medizinischen Fakultät
der Universität Duisburg-Essen (UDE) hat nun herausgefunden, dass ein
bestimmter Zelltyp des Immunsystems beeinträchtigt ist und so die
Infektabwehr schwächt: die natürlichen Killerzellen.

Die Forscher haben die weißen Blutkörperchen von Patienten nach
lebensbedrohlichen Verletzungen analysiert und im Laborversuch getestet,
wie diese Zellen auf Bakterien reagieren.

"Wir haben gesehen, dass die natürlichen Killerzellen bereits innerhalb
von 24 Stunden deutlich in ihrer Funktion eingeschränkt sind", so Prof.
Dr. Stefanie Flohé, die als Biologin das experimentelle Forschungslabor
der Klinik für Unfall-, Hand- und Wiederherstellungschirurgie des
Universitätsklinikums Essen leitet. "Dieser Effekt hält mindestens für
etwa vier Wochen an, in denen die Patienten anfällig für Infektionen
sind."

Bei genaueren Untersuchungen kamen Wissenschaftler einer der Ursache für
die geschwächten natürlichen Killerzellen auf die Spur. Der
Wachstumsfaktor GDF-15 löst einen hemmenden Effekt auf die Killerzellen
aus. "Dazu passt unser Befund, dass GDF-15 bereits 24 Stunden nach einem
Trauma im Serum von Patienten nachweisbar war - und zwar fünf bis sechs
Tage, bevor sie sich infizieren", so Prof. Flohé. Die Forscher hoffen,
dass GDF-15 zukünftig als Marker dienen kann, um Patienten mit einem
besonders hohen Risiko für Krankenhausinfektionen frühzeitig zu erkennen
und dann besser behandeln zu können.

Das Wissenschaftlerteam weiß auch schon, wie man die Killerzellen wieder
aktiviert. "Wir haben im Labor den Rezeptor blockiert, über den GDF-15 die
Killerzellen hemmt. In der Folge waren die Zellen dann wieder normal
aktiv." Die Forscher halten es für möglich, dass hier Rezeptor-Inhibitoren, 
die bereits bei Tumorerkrankungen eingesetzt werden,
ebenfalls wirkungsvoll sein könnten.

Originalpublikation:

https://doi.org/10.1016/j.ebiom.2019.04.018

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution801
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universität Duisburg-Essen - 06.06.2019
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FORSCHUNG/806: Krankmachende Proteinfasern abbauen (idw)


Eidgenössische Technische Hochschule Zürich (ETH Zürich), Hochschulkommunikation - 06.06.2019

Krankmachende Proteinfasern abbauen



ETH-Forschende haben einen neuen Mechanismus gefunden, mit dem sich
Hirnzellen vor Proteinanhäufungen schützen. Die Anhäufungen spielen eine
Rolle bei der Parkinson-Krankheit und weiteren neurodegenerativen Leiden.
Darauf aufbauend liessen sich nun neue Therapieansätze entwickeln.

Anhäufungen des Proteins Alpha-Synuclein in den Nervenzellen des Gehirns
spielen eine wichtige Rolle bei der Parkinson-Krankheit und bei weiteren
neurodegenerativen Krankheiten. Es gibt Hinweise, dass solche
Proteinanhäufungen von Nervenzelle zu Nervenzelle wandern können, was zum
Fortschreiten der Krankheit führt. Ein Forscherteam unter der Leitung von
ETH-Wissenschaftlern hat diesen Transport nun untersucht und dabei
herausgefunden, wie der Körper die schädlichen Anhäufungen beseitigen
kann. Die Erkenntnis eröffnet neue Ansätze für die Therapie von
neurodegenerativen Krankheiten.

Krankheitsrelevant sind lange Fasern (Fibrillen), zu denen sich eine
Vielzahl von Alpha-Synuclein-Molekülen zusammenlagern können. Die
einzelnen, nicht zusammengelagerten Alpha-Synuclein-Moleküle hingegen sind
für die Funktion des gesunden Hirns zentral: Das Protein spielt eine
wichtige Rolle bei der Ausschüttung des Neurobotenstoffs Dopamin in den
Synapsen von Nervenzellen. Lagert sich das Protein in Nervenzellen von
Patienten zu Fibrillen zusammen, wozu es zunächst seine dreidimensionale
Form ändern muss, kann es diese Funktion nicht mehr wahrnehmen. Ausserdem
sind die Fibrillen für die Nervenzellen toxisch. Dopaminproduzierende
Zellen sterben, es kommt im Gehirn zu einer Dopamin-Unterversorgung und
als Folge davon zu den für die Parkinson-Krankheit typischen Symptomen wie
dem Muskelzittern.

Abbaumechanismus entschlüsselt

In Zellkulturexperimenten zeigten die Forschenden, dass es die
Alpha-Synuclein-Fibrillen sind, welche von gesunden Zellen aufgenommen werden
und sich in diesen anhäufen. «Nachdem die Fibrillen in eine neue Zelle
gelangt sind, rekrutieren sie dort weitere Alpha-Synuclein-Moleküle,
welche ihre Form ändern und sich anlagern. Man nimmt an, dass die
Fibrillen auf diese Wiese Zelle um Zelle und mit der Zeit ganze
Hirnregionen infizieren», erklärt Paola Picotti, Professorin für die
Biologie von Proteinnetzwerken an der ETH Zürich. Sie konzipierte die
Studie, die Juan Gerez, ein ehemaliger Postdoktorand in ihrer Gruppe,
leitete und in der jüngsten Ausgabe des Fachmagazins Science Translational
Medicine [http://dx.doi.org/10.1126/scitranslmed.aau6722] veröffentlichte.

Ausserdem konnten die Wissenschaftler der ETH Zürich, des
Universitätsspitals Zürich und der Universität von Kalifornien in San
Diego einen zellulären Mechanismus entschlüsseln, mit dem
Alpha-Synuclein-Fibrillen natürlicherweise abgebaut werden. Es handelt sich dabei um einen
als SCF bezeichneten Proteinkomplex, der die Alpha-Synuclein-Fibrillen
spezifisch erkennt und sie einem bekannten zellulären Abbaumechanismus
zuführt. Auf diese Weise wird die Ausbreitung der Fibrillen blockiert, wie
die Wissenschaftler in Versuchen bei Mäusen zeigen: Schalteten die
Forschenden die Funktion von SCF aus, wurden die Alpha-Synuclein-Fibrillen
den Nervenzellen nämlich nicht mehr abgebaut. Stattdessen häuften sie sich
in den Zellen an und breiteten sich im Gehirn aus.

Stammzell- oder Gentherapie

Picotti und Gerez sehen Möglichkeiten, wie dieser SCF-Abbaumechanismus
therapeutisch genutzt werden kann. «Je aktiver der SCF-Komplex ist, desto
stärker werden die Alpha-Synuclein-Fibrillen abgebaut, was dem
Fortschreiten von neurodegenerativen Krankheiten entgegenwirken könnte»,
sagt Gerez. Der SCF-Komplex sei sehr kurzlebig und zerfällt innerhalb von
Minuten. In therapeutischen Ansätzen gehe es einerseits darum, diesen
Komplex zu stabilisieren, und andererseits, seine Fähigkeit zu erhöhen,
mit Alpha-Synuclein-Fibrillen zu wechselwirken. Dazu könnten zum Beispiel
Medikamente entwickelt werden.

Ein weiterer Ansatz, Parkinsonpatienten zu helfen, sei die Transplantation
von Nerven-Stammzellen ins Gehirn von Patienten, erklärt Picotti.
Bisherige Versuche seien wenig erfolgreich gewesen, weil die gesunden
Zellen im Gehirn wiederum von Alpha-Synuclein-Fibrillen infiziert worden
seien. «Wenn es uns gelingt, die Stammzellen so zu verändern, dass sie
keine Fibrillen aufnehmen oder aufgenommene Fibrillen sofort wieder
abbauen, könne dies die Stammzelltherapie entscheidend voranbringen», sagt
die ETH-Professorin. Und schliesslich könnte auch mittels Gentherapie
versucht werden, in Nervenzellen den SCF-Komplex zu stabilisieren und
damit seine Aktivität zu erhöhen. «Was mögliche Therapien angeht, stehen
wir jedoch noch ganz am Anfang», betont Gerez. «Und ob sich eine wirksame
Therapie entwickeln lässt, ist noch nicht klar.»


Originalpublikation:

Gerez et al.: A cullin-RING ubiquitin ligase targets exogenous
alpha-synuclein and inhibits Lewy body-like pathology. Science Translational
Medicine 2019: eaau6722

doi: 10.1126/scitranslmed.aau6722

[http://dx.doi.org/10.1126/scitranslmed.aau6722]

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.ethz.ch/de/news-und-veranstaltungen/eth-news/news/2019/06/parkinson-fibrillen-abbauen.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution104

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung
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GENETIK/144: Forscher identifizieren 166 neue Risiko-Gene für Nierenerkrankungen (idw)


Universität Leipzig - 06.06.2019

Forscher identifizieren 166 neue Risiko-Gene für Nierenerkrankungen



Forscher der Medizinischen Fakultät der Universität Leipzig haben in
Zusammenarbeit mit einem weltweiten Konsortium das Genom von mehr als
einer Million Patienten analysiert und 116 neue Gene entdeckt, die zu
chronischen Nierenerkrankungen führen. Sie bieten nun neue Ansatzpunkte
für Therapie und Diagnostik. In die genomweite Meta-Analyse brachten die
Leipziger Forscher rund 14.000 Datensätze aus den LIFE-Kohorten sowie der
Sorben-Studie mit ein. Die Untersuchung erschien kürzlich im Fachmagazin
Nature Genetics.

Etwa acht Millionen Menschen leiden in Deutschland unter einer chronischen
Nierenkrankheit, 8.000 von ihnen benötigen eine Nierentransplantation.
Doch zur Entwicklung neuer effektiver Therapeutika fehlt ein umfassendes
Verständnis der zugrundeliegenden Prozesse der chronischen
Nierenerkrankung. Ein Wissenschaftlerteam aus mehr als 270
Forschungsabteilungen weltweit hat nun in einem dreijährigen Projekt das
Genom von 1,05 Millionen Studienteilnehmern analysiert und ausgewertet.
Sie fanden neue Genorte und neue Risiko-Gene, die mit Nierenerkrankungen
assoziiert sind. Besonders im Blick hatten die Forscher die Gene, die die
Fähigkeit der Niere beeinflussen, das Blut durch Filtration von
Schadstoffen zu reinigen.

Rund 14.000 Datensätze kommen aus Leipzig

Um nachzuweisen, dass bestimmte Gene im Zusammenhang mit der Erkrankung
stehen, führten die Wissenschaftler unter Federführung des
Universitätsklinikums Freiburg große Datenanalysen durch. Dafür werteten
sie Datensätze des internationalen "Chronic Kidney Disease Genetics
(CKDGen) Consortiums" und des US-amerikanischen "Million Veteran Program"
aus. Etwa 100 Studien weltweit trugen die Ergebnisse zusammen. "Die Größe
des Datensatzes machte es möglich, so viele neue und statistisch
signifikante Gene und Genorte zu lokalisieren sowie genetische
Zusammenhänge zu anderen Merkmalen wie zum Beispiel Körpermaße und
Stoffwechselparameter", sagt Prof. Dr. Markus Scholz, Seniorautor und
Professor für Genetische Statistik und Biomathematische Modellierung am
Institut für Medizinische Informatik, Statistik und Epidemiologie (IMISE).
Neben der hohen Expertise im Bereich der genetischen Statistik brachten
die Leipziger Wissenschaftler auch Datensätze aus den Studien des
Leipziger Forschungszentrums für Zivilisationserkrankungen (LIFE) und der
Sorben-Studie mit ein. "Aus allen drei großen LIFE-Kohorten, der
Erwachsenenstudie, der Herzstudie und der Kinderstudie, konnten wir die
Daten von etwa 14.000 Menschen einbringen und sind damit weltweit unter
den zehn größten Partnern des Konsortiums. Diese hohen Fallzahlen
ermöglichen es uns, die häufig vielfältigen genetischen Ursachen für
Erkrankungen zu erkennen", sagt Prof. Scholz.

Elf Gene besonders aussichtsreich für neue Therapie-Ansätze

Im Ergebnis konnte die Studie 166 neue Genorte erstmals nachweisen. "Wir
gehen davon aus, dass Veränderungen in diesen Genen eine Nierenerkrankung
begünstigen können. Auf der Grundlage unserer Studie kann man nun das
individuelle genetische Risiko für die Entwicklung einer Nierenerkrankung
besser einschätzen", so Scholz. Risikovarianten in elf dieser Gene sind
nach Ansicht der Forscher direkt ursächlich und könnten somit unter
anderem für die Entwicklung neuer Medikamente wichtig sein. Außerdem
verglichen die Wissenschaftler die Genaktivität von 46 Gewebetypen des
gesamten Körpers und konnten zeigen, dass viele relevante Genveränderungen
zu einer Veränderung der Genaktivität im Gewebe der Nieren und des
Urogenitaltrakts führen.

Nieren sorgen für Entgiftung

Die Nieren reinigen und filtern unser Blut. Pro Tag säubern sie rund 300
Mal die etwa sechs Liter Blut im Körper: Wichtige Substanzen wie Eiweiße
oder Mineralien bleiben im Blut, Stoffwechselabfallprodukte hingegen
filtert das Organ heraus und scheidet sie über den Urin aus. Aus circa 180
Litern, die täglich aus dem Blut gefiltert werden, gelangen nur zwei bis
drei Liter konzentriert in die Harnblase - der Rest bleibt dem Körper
erhalten. Die Nierenfunktion nimmt bei Erwachsenen kontinuierlich mit dem
Alter ab. Ist sie nachhaltig eingeschränkt, kann es zu vielfältigen
Beschwerden kommen. Dazu gehören Schwellungen der Beine oder des Gesichts,
Müdigkeit, Übelkeit, Gewichtsverlust oder Muskelkrämpfe bis hin zum
Nierenversagen im Endstadium. Chronische Nierenkrankheiten gehören zu den
am stärksten ansteigenden Todesursachen in den vergangenen zehn Jahren.


Originalpublikation:

"A catalog of genetic loci associated with kidney function from analyses
of a million individuals", 

DOI: 10.1038/s41588-019-0407-x

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution232
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INFEKTION/1809: Forschung - Leisen Killern auf der Spur (idw)


Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg - 06.06.2019

Leisen Killern auf der Spur



Emerging Viral Diseases - hinter dem Begriff verbergen sich Erreger wie
das Ebolavirus. Zwar können sich Menschen mithilfe von Impfungen schützen,
ist die Erkrankung jedoch ausgebrochen, besteht Bedarf an
Behandlungsmöglichkeiten. Das neue Forscherkonsortium, das vom National
Institute for Allergy and Infectious Diseases, USA, im Rahmen des Centres
for Excellence in Translational Research Programms mit 35 Millionen Dollar
gefördert wird, will sie weiter erforschen. Neben Partnern wie der
Harvard-Universität, dem Massachusetts-Institut für Technologie (MIT) und
industriellen Partnern ist die Friedrich-Alexander-Universität
Erlangen-Nürnberg (FAU) an dem Forschungsverbund beteiligt.

Eine Infektion mit Viren wie dem Ebola-, Lassa- oder Hantavirus kann
hämorrhagische Fiebererkrankungen hervorrufen, die zu schweren
Organschädigungen führen und im Fall von Ebola häufig tödlich verlaufen.
In den vergangenen Jahren gab es gehäuft größere Ausbrüche von Ebola in
Afrika, die sich nur schwer kontrollieren ließen. In Bayern wiederum
treten immer wieder Infektionen mit dem Hantavirus auf, welches durch
Mäusekot auf den Menschen übertragen wird.

Obwohl mit Hochdruck an neuen Impfungen gearbeitet wird, erschweren die
Verhältnisse zum Beispiel in afrikanischen Ländern eine erfolgreiche
flächendeckende Impfung. Zudem helfen Impfungen vor allem vorbeugend,
nicht aber wenn die Erkrankung bereits ausgebrochen ist. Daher besteht
weiterhin ein sehr großer Bedarf an therapeutischen Möglichkeiten zur
Behandlung bereits erkrankter Menschen.

"Ziel des Konsortiums ist es, herauszufinden, wie das Immunsystem
betroffener Individuen es geschafft hat, die Erkrankung zu besiegen", sagt
Prof. Dr. Falk Nimmerjahn, Leiter des Lehrstuhls für Genetik der FAU und
Mitglied des internationalen Konsortiums.

In Zusammenarbeit mit der Harvard-Universität fokussieren sich die
FAU-Wissenschaftler besonders auf die Analyse der Antikörperantwort.
Antikörper sind Eiweißstoffe, die das Immunsystem passgenau für Erreger
herstellen kann und die im Prinzip in der Lage sein sollten, solche
Erkrankungen zu besiegen. Warum dies allerdings bei manchen Krankheiten
nur sehr selten gelingt, ist unklar.

Aus Vorarbeiten von Prof. Dr. Erica Ollmann Saphire vom La Jolla Institut
für Immunologie, USA, die das neue Konsortium leitet, ist bekannt, dass
bestimmte Antikörpervarianten mit einem Schutz vor den tödlichen
Erkrankungen korrelieren. Hierbei ist nicht nur wichtig, wie gut die
Antikörper sich an das Virus binden, sondern vor allem wie gut sie in der
Lage sind, Immunzellen zu aktivieren. "Jede Virusinfektion hinterlässt
sozusagen einen molekularen Fußabdruck in Form einer spezifischen
Antikörperantwort. Wenn es uns gelingt, den Code, der in diesem Abdruck
vorhanden ist zu entschlüsseln und damit die Antikörpervarianten zu
isolieren, die in der Lage sind, das Virus unschädlich zu machen, können
wir diese Antikörper gezielt herstellen und betroffenen Patienten auch
nach Ausbruch der Erkrankung verabreichen", erläutert Prof. Nimmerjahn
weiter. Das wäre ein wichtiger Schritt auf dem Weg, Ausbrüche schneller zu
kontrollieren, und den vielen Betroffenen eine wirksame Therapie
anzubieten bis effektive und flächendeckende Impfungen zur Verfügung
stehen.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution18
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LUNGE/281: Erforschung der Lungenkrankheit COPD (idw)


Universität des Saarlandes - 06.06.2019

Wissenschaftler der Universität des Saarlandes erforschen Lungenkrankheit COPD



Sie ist weltweit die dritthäufigste Todesursache, alleine in Deutschland
leiden knapp sieben Millionen Menschen darunter: die Lungenkrankheit COPD
(Chronic Obstructive Pulmonary Disease). Bislang ist es nicht gelungen,
ein Heilmittel gegen die oft tödliche Krankheit zu finden, in deren
Verlauf sich die Lungen der Patienten zusehends zersetzen. Forscher der
Universität des Saarlandes suchen nun nach einer Möglichkeit, wie sich
zerstörtes Lungengewebe wieder regenerieren kann. Das Vorhaben der
Mediziner und Pharmazeuten wird von der Stiftung "Forschung für Leben"
gefördert.

Raucher sind besonders gefährdet: Etwa 80 bis 90 Prozent aller Patienten,
die an COPD erkrankt sind, sind Raucher oder ehemalige Raucher. Auch
einige andere Faktoren erhöhen die Wahrscheinlichkeit, an COPD zu
erkranken, zum Beispiel, wenn man berufsbedingt Feinstäube einatmen muss
(bspw. Bergleute) oder wenn man dauerhaft einer hohen Konzentration von
Luftschadstoffen ausgesetzt ist. Das ist vor allem in ärmeren Ländern der
Fall, wo häufig an offenen Feuerstellen gekocht wird. Fachleute gehen
davon aus, dass weltweit ca. 90 Prozent aller COPD-Fälle in Regionen mit
niedrigem und mittlerem Einkommen auftreten (s. hierzu die Webseite
www.lungeninformationsdienst.de des Helmholtz-Zentrums München und des
Deutschen Zentrums für Lungenforschung). Insgesamt schätzt die
Weltgesundheitsorganisation die Zahl der Erkrankungen auf rund 250
Millionen weltweit. Mit drei Millionen Menschen, die jährlich an COPD
sterben, rangiert sie nach koronaren Herzerkrankungen und Schlaganfall auf
Rang drei der weltweit häufigsten Todesursachen.

Auch in Deutschland ist die Krankheit weit verbreitet. Mediziner gehen von
rund sieben Millionen Betroffenen aus, Tendenz steigend. Gegen die
Krankheit, in deren Verlauf sich das Lungengewebe zusehends zersetzt, gibt
es bislang kein Heilmittel. Viele Patienten der schweren Lungenerkrankung,
die mit Husten und Auswurf einhergeht, leiden und sterben an dieser
chronischen Entzündung der Lunge. Nun erhalten die Ärzte und
Lungenforscher Prof. Dr. Dr. Robert Bals, Prof. Dr. Thomas Tschernig sowie
der Pharmazeut Prof. Dr. Claus-Michael Lehr von der Universität des
Saarlandes eine Förderung der Stiftung "Forschung für Leben", um zu
erforschen, wie zerstörtes Lungengewebe regeneriert werden kann.

"Bisher ist es nicht möglich, das zerstörte Gewebe wieder herzustellen",
erläutert Robert Bals, Direktor der Klinik für Pneumologie, Allergologie,
Beatmungs- und Umweltmedizin am Universitätsklinikum des Saarlandes und
Professor für Innere Medizin. Im Zuge der Krankheit werden die sich immer
feiner verästelnden Strukturen der Lunge zerstört, beginnend bei den
kleinsten Lungenbläschen, von denen aus der eingeatmete Sauerstoff ins
Blut gelangt. Je nach Schwere der Krankheit kann sie somit tödlich enden,
indem die Patienten ersticken, wenn der Sauerstoff nicht mehr in
ausreichender Menge in den Körper aufgenommen werden kann.

"Wir möchten in unserem Forschungsprojekt eine Reihe von Substanzen
testen, um herauszufinden, ob diese die Regeneration der zerstörten
Lungenstrukturen anregen", erläutert Professor Bals das interdisziplinäre
Vorhaben. Mithilfe von Claus-Michael Lehr, Leiter der Abteilung
Wirkstofftransport am Helmholtz-Institut für Pharmazeutische Forschung
Saarland, sollen die Testsubstanzen möglichst zielgenau an ihren Wirkort
in der Lunge gelangen und dort die Regeneration anregen. "Es handelt sich
hierbei um reine Grundlagenforschung", erklärt Professor Bals weiter. Eine
schnelle Lösung des Problems ist damit also nicht in Sicht.

Die Wissenschaftler erhoffen sich von ihrem zweijährigen Pilotprojekt
allerdings wichtige Impulse für die weitere Forschung in der
Lungenmedizin. Sollten sie - auch dank der Unterstützung des Unternehmers
Eduard Kastner - Hinweise finden, welche Substanzen vielversprechend sein
könnten, wäre dies ein Ausgangspunkt für weitere Forschungen dieser Art,
an deren Ende irgendwann ein Heilmittel gegen die CODP stehen könnte.

Die gemeinnützige Stiftung "Forschung für Leben" widmet sich in der
Medizin allen unheilbaren, tödlichen Krankheiten. Darüber hinaus stößt sie
Projekte an, die die Welternährung sichern. Dazu zählt auch die Vermeidung
von Kriegen und die Bekämpfung ihrer Ursachen, ebenso die Vermeidung der
Welterwärmung. Vorstand der Stiftung ist der bayerische Medienunternehmer
Eduard Kastner.


Weitere Informationen finden Sie unter

https://f-leben.de/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution8

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universität des Saarlandes - 06.06.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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COMPUTER/601: Wie Künstliche Intelligenz seltene Krankheiten aufspürt (idw)


Rheinische Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn - 06.06.2019

Wie Künstliche Intelligenz seltene Krankheiten aufspürt



Weltweit werden rund eine halbe Million Kinder Jahr für Jahr mit einer
seltenen Erbkrankheit geboren. Eine sichere Diagnose ist schwierig und
langwierig. Wissenschaftler der Universität Bonn und der Charité -
Universitätsmedizin Berlin zeigen in einer Studie an 679 Patienten mit 105
verschiedenen seltenen Krankheiten, dass mit Hilfe Künstlicher Intelligenz
die Diagnose effizienter und sicherer erfolgen kann. Ein neuronales
Netzwerk kombiniert automatisch Porträtfotos mit Gen- und Patientendaten.
Die Ergebnisse werden nun im Journal "Genetics in Medicine" vorgestellt.

Viele Patienten mit seltenen Erkrankungen durchlaufen eine lange Odyssee,
bis bei ihnen die richtige Diagnose gestellt wird. "Dadurch geht wertvolle
Zeit verloren, die eigentlich für eine frühzeitige Therapie gebraucht
wird, um unter anderem fortschreitende Schädigungen abzuwenden", sagt
Prof. Dr. med. Dipl. Phys. Peter Krawitz vom Institut für Genomische
Statistik und Bioinformatik des Universitätsklinikums Bonn (UKB). Zusammen
mit einem internationalen Forscherteam zeigt er, wie sich mit Künstlicher
Intelligenz bei der Gesichtserkennung vergleichsweise rasche und sichere
Diagnosen erstellen lassen.

Die Forscher nutzten die Daten von 679 Patienten mit 105 verschiedenen
Erkrankungen, die durch die Veränderung an einem einzigen Gen ausgelöst
werden. Dazu zählt etwa die Mukopolysaccharidose (MPS), bei der es unter
anderem zu Knochenverformungen, zur Minderung der geistigen Fähigkeiten
und Kleinwuchs kommt. Das Mabry-Syndrom führt ebenfalls zu einer mentalen
Entwicklungsverzögerung. All diesen Erkrankungen ist gemeinsam, dass die
Gesichtszüge der Betroffenen Auffälligkeiten aufzeigen. Besonders
charakteristisch ist dies beispielsweise beim Kabuki-Syndrom, das an die
Schminke einer traditionellen japanischen Form des Theaters erinnert. Die
Augenbrauen setzen hoch an, der Augenabstand ist weit und die Lidspalten
sind lang.

Diese Besonderheiten im Erscheinungsbild kann die eingesetzte Software
automatisch aus einem Foto herauslesen. Zusammen mit den klinischen
Symptomen der Patienten und Erbgutdaten lässt sich mit hoher
Treffsicherheit berechnen, um welche Erkrankung es sich handelt. Das
digitale Gesundheits-Unternehmen FDNA hat das neuronale Netzwerk
DeepGestalt entwickelt, das die Forscher als Werkzeug der Künstlichen
Intelligenz für ihre Studie nutzen. "PEDIA ist ein einzigartiges Beispiel
für die Technologien der nächsten Generation der Phänotypisierung", sagte
Dekel Gelbman, CEO der FDNA. "Die Integration eines fortschrittlichen
KI- und Gesichtsanalyse-Frameworks wie DeepGestalt in den Workflow der
Variantenanalyse wird zu einem neuen Paradigma für überlegene Gentests
führen."

Forscher trainieren das neuronale Netzwerk mit 30.000 Bildern

Die Wissenschaftler trainierten dieses Computer-Programm mit rund 30.000
Porträtbildern von Menschen, die von seltenen syndromalen Erkankungen
betroffen sind. "In Kombination mit der Gesichtsanalyse lassen sich die
entscheidenden genetischen Faktoren herausfiltern und Gene priorisieren",
sagt Krawitz. "Die Zusammenführung der Daten im neuronalen Netzwerk
reduziert die Zeit der Datenanalyse und führt zu einer höheren
Diagnosequote."

Der Leiter des Instituts für Genomische Statistik und Bioinformatik am UKB
arbeitet schon seit Längerem mit FDNA zusammen. "Das ist für uns
wissenschaftlich hoch interessant, und wir können auch bei so manchem noch
ungelösten Fall helfen, eine Ursache zu finden", sagt Krawitz. Derzeit
sind noch immer viele Patienten auf der Suche nach einer Erklärung für
ihre Symptome.

Die Studie ist eine Teamleistung zwischen Computerwissenschaften und
Medizin. Dies zeigt sich auch an der geteilten Erstautorenschaft des
Informatikers Tzung-Chien Hsieh, Doktorand am Institut von Professor
Krawitz, und Dr. Martin Atta Mensah, Arzt am Institut für Medizinische
Genetik und Humangenetik der Charité sowie Fellow des Clinician Scientist
Program von Charité und Berlin Institute of Health (BIH). Prof. Dr. Stefan
Mundlos, Direktor des Instituts für Medizinische Genetik und Humangenetik
der Charité, hat ebenfalls an der Studie mitgewirkt wie auch über 90
weitere Wissenschaftler.

"Die Patienten wünschen sich eine zeitnahe und korrekte Diagnosestellung.
Künstliche Intelligenz unterstützt Ärzte und Wissenschaftler darin, den
Weg zu verkürzen", sagt Dr. Christine Mundlos, stellvertretende
Geschäftsführerin der Allianz Chronischer Seltener Erkrankungen (ACHSE)
e.V. "Damit wird auch ein stückweit die Lebensqualität der Betroffenen
verbessert."

Ergebnisse werden bei internationaler Konferenz vorgestellt

Bei der Konferenz der Europäischen Gesellschaft für Humangenetik (ESHG)
vom 15. bis 18. Juni in Göteborg (Schweden) stellen die Wissenschaftler
ihre Studie vor. FDNA wird bei der Tagung ebenfalls dabei sein.


Originalpublikation:

PEDIA: Priorization of Exome Data by Image Analysis, Genetics in Medicine,

DOI: https://www.nature.com/articles/s41436-019-0566-2

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution123

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Rheinische Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn - 06.06.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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VORTRAG/853: Halle (Saale) - Astronauten unter extremen Umweltbedingungen des Weltraums, 14.06.2019


Nationale Akademie der Wissenschaften Leopoldina - 06.06.2019

Weltraummediziner spricht an der Leopoldina über körperliche und psychische Belastungen durch extreme Umwelten



Unter den extremen Umweltbedingungen des Weltraums sind Astronauten
besonderen körperlichen wie psychischen Belastungen ausgesetzt. Der
Weltraummediziner Prof. Dr. Hanns-Christian Gunga gibt in einem Vortrag,
den die Nationale Akademie der Wissenschaften Leopoldina gemeinsam mit dem
Planetarium Halle veranstaltet, Einblicke in die Forschung zur Medizin in
extremen Umwelten und zeigt Möglichkeiten auf, um die Leistungsfähigkeit
im All dennoch aufrechtzuerhalten. Dabei spricht er auch über die
Bedeutung dieser Erkenntnisse für medizinische Therapiemöglichkeiten auf
der Erde.

Weltraummedizin und Medizin in extremen Umwelten - Was können wir davon

für den Alltag lernen?

Leopoldina-Gespräch

Freitag, 14. Juni 2019, 17.30 bis 19.00 Uhr

Festsaal der Leopoldina, Jägerberg 1, 06108 Halle (Saale)

Hanns-Christian Gunga studierte Geologie, Paläontologie und Medizin und
beschäftigt sich seit seiner Promotion mit Medizin unter extremen
Umweltbedingungen. Seit 2003 leitet er die Arbeitsgruppe für
Weltraummedizin und extreme Umwelten an der Charité - Universitätsmedizin
Berlin. 2004 trat er die Nathan-Zuntz-Professur am Institut für
Physiologie der Berliner Charité an und ist seit 2008 stellvertretender
Institutsdirektor. Er war als Wissenschaftler maßgeblich an Missionen und
Experimenten verschiedener Weltraumorganisationen wie der NASA, der
Europäischen Weltraumorganisation (ESA) oder des Deutschen Zentrums für
Luft- und Raumfahrt (DLR) beteiligt.

Der Vortrag ist Teil einer Veranstaltungsreihe, die Leopoldina und
Planetarium Halle anlässlich des 50-jährigen Jubiläums der Mondlandung
organisieren. 

Die Teilnahme ist kostenlos.  Um eine Anmeldung wird bis zum 12. Juni gebeten.

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.leopoldina.org/veranstaltungen/veranstaltung/event/2715/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution743

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Nationale Akademie der Wissenschaften Leopoldina - 06.06.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AKTION/2764: Münsterland - Reihe "Trompetenbaum und Geigenfeige" in Gärten und Parks startet am 16.6.19


Kreis Borken

"Trompetenbaum und Geigenfeige" startet: Musik - von Klassik bis
Rock - in Gärten und Parks

Von Juni bis September finden zwölf Konzert-Events im Münsterland und
im benachbarten niederländischen Grenzraum statt



Münsterland. Big-Band-Sound im imposanten Barockgarten oder voller
Bläserklang in privater Kleingartenanlage: Da, wo das Münsterland am
schönsten ist, verbindet die Reihe "Trompetenbaum und Geigenfeige"
jedes Jahr im Sommer Musikgenuss und Gartenkultur. Von Juni bis
September tourt die Reihe nun durch das Münsterland - und macht
zusätzlich drei Abstecher in die Niederlande. Der Auftakt findet in
diesem Jahr im Kreis Coesfeld statt: Los geht's am "Schlösser- und
Burgentag Münsterland" am Sonntag, 16. Juni, um 12 Uhr im Park der
Burg Vischering in Lüdinghausen. Bis zum "Finale" am Sonntag, 8.
September, im Garten der Barockkirche Zwillbrock in Vreden (Kreis
Borken) locken insgesamt zwölf vielfältige Konzerte von Klassik bis
Rock, vor allem im breiten Spektrum des Jazz, einheimische und
auswärtige Gäste in die "grünen Schatzkästchen" der Region.

Veranstalter der Musik-Reihe sind die Münsterlandkreise Borken,
Coesfeld, Steinfurt und Warendorf. Die Organisation übernimmt die
Kulturabteilung der Borkener Kreisverwaltung gemeinsam mit dem
Münsterland e.V.. Das Land NRW fördert "Trompetenbaum und Geigenfeige"
aus Mitteln der Regionalen Kulturförderung Münsterland.

Vor oder nach den Konzerten werden Fachleute die Besucherinnen und
Besucher durch die jeweilige Location - Garten oder Park - führen und
deren Geschichte, Aufbau und Besonderheiten erläutern. Und falls es an
einem der Termine mal regnen sollte, können Musikerinnen und Musiker
sowie das Publikum in der Regel in einen überdachten
Veranstaltungsort, beispielsweise in eine benachbarte Kirche oder
Räume im Schloss, ausweichen.

Zeiten, Treffpunkte und nähere Informationen finden sich im
Programmheft, das in den Rathäusern der Städte und Gemeinden im
Münsterland, in den Kreisverwaltungen Borken, Coesfeld, Steinfurt und
Warendorf, in den Touristikbüros und Verkehrsämtern sowie den Filialen
der Sparkasse Westmünsterland in den Kreisen Borken und Coesfeld
ausliegt. 

Alle Infos gibt es auch im Internet unter www.trompetenbaum-geigenfeige.eu 
und in den Vorankündigungen zu den einzelnen
Veranstaltungen. Der Eintritt zu Konzert und Gartenführung beträgt
jeweils 10 Euro, Ermäßigungen gibt es für Kinder, Schüler, Studenten
und Auszubildende.

Terminübersicht:

Sonntag, 16. Juni, 12 Uhr

Burg Vischering, Lüdinghausen

Musik: Bigband Exposure

im Rahmen des "Schlösser- und Burgentages Münsterland"

Sonntag, 23. Juni, 10.30 Uhr

Erve Kots, Lievelde (NL)

Musik: Big Bang

im Programm des grenzüberschreitenden Dialektfestivals "Grenzenloos
 
Platt", das von 11.30 bis 18 Uhr auf dem Gelände des
Freiluftmuseums Erve Kots stattfindet

Sonntag, 30. Juni, 16 Uhr

Sfeer van Weleer/Erve Veldhoes, Rekken (NL)

Musik: Combo Complett

Sonntag, 7. Juli, 16 Uhr

Burg Hülshoff, Havixbeck

Musik: Brassomir Blechbläserquintett

Sonntag, 14. Juli, 16 Uhr

HeinrichNeuyBauhausMuseum, Steinfurt-Borghorst

Musik: Knut Hagedorn Quartett

Sonntag, 21. Juli, 16 Uhr

Stenings Scheune, Altenberge

Musik: Die Zwillinge Jazzuniversität

Sonntag, 28. Juli, 16 Uhr

Dorfspeicher, Telgte-Westbevern

Musik: EASY COVER compact

Sonntag, 4. August, 16 Uhr

Drostenhof, Münster-Wolbeck

Musik: Hootin' The Blues

Sonntag, 11. August, 16 Uhr

Het Grinterbosch, Haaksbergen (NL)

Musik: Nikola Materne & Band

Sonntag, 25. August, 16 Uhr

Bolands Hof, Bocholt-Suderwick

Musik: Lauschsalon

Sonntag, 1. September, 16 Uhr

Haus Hülshoff, Tecklenburg

Musik: SUSTANIA / Bonsai-Bühne

Sonntag, 8. September, 16 Uhr

Barockkirche Zwillbrock, Vreden-Zwillbrock

Musik: BBL Jazz Combo & Herman Nijkamp

Weitere Informationen zur Reihe gibt es beim Münsterland e.V. -
Tourismus-Center, Tel. 02571/949392 (Montag bis Freitag, 9 bis 17
Uhr), E-Mail: touristik@muensterland.com. Dort können auch
Eintrittskarten reserviert und kostenfrei Programmhefte angefordert
werden. Karten sind vornehmlich an der Konzertkasse am
Veranstaltungsort eine Stunde vor Konzertbeginn erhältlich. Aktuelle
Informationen gibt es im Internet unter
www.trompetenbaum-geigenfeige.eu oder beim Kreis Borken, Fachabteilung
Kultur, Tel. 02564/9899-110, E-Mail: kulturamt@kreis-borken.de. Die
Telefonnummer ist auch am jeweiligen Veranstaltungstag erreichbar.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 5. Juni 2019

Kreis Borken

Pressestelle, Burloer Straße 93, 46325 Borken

Telefon: (0 28 61) 82 21 - 11 / 13

Fax: (0 28 61) 82 - 13 41

E-Mail: pressestelle@kreis-borken.de
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CROSSOVER/494: Mönchengladbach - Barock, Blockflöte trifft Bigband am 16.6.2019


Stadt Mönchengladbach

Jazz trifft Barock, Blockflöte trifft Bigband

Konzert der Musikschule im St. Kamillus Kolumbarium am 16.06.2019



Ein kontrastreiches Programm werden die Bigband "Jazz Pampers", das
Ensemble "Suono Vivace", SchülerInnen der Blockflötenklassen und das
Bläservororchester "Premiere" am 16. Juni 2019, 17:00 Uhr im Kamillus
Kolumbarium, Kamillianerstr.40 vorstellen.

Das St. Kamillus Kolumbarium bietet wieder den stimmungsvollen Rahmen
und Raum für einen musikalischen Mix aus Moderne, Klassik, Barock,
Jazz, Pop, Crossover mit den verschiedenen Ensembles und Solisten.
Abwechslungsreich und in ungewöhnlicher Kombination erklingt die
Musik, gespielt vom jungen Nachwuchs der Musikschule.

Leitung: Annette Bauernfeind-Gormanns, Markus Türk

Eintritt: 4,- Euro/ 2,- Euro

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 11. Juni 2019

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 12. Juni 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MUSIK / VERANSTALTUNGEN





CROSSOVER/493: Wertheim - "Simon & Garfunkel"-Tribute trifft Klassik am 15. Juni 2019


Stadt Wertheim

"Simon & Garfunkel"-Tribute trifft Klassik

Duo "Graceland" mit Streichquartett auf der Burg



Wertheim. Seit einigen Jahren spürt das Duo "Graceland" dem
musikalischen Geist seiner Vorbilder intensiv nach und tourt mit dem
Programm "A Tribute to Simon & Garfunkel" durch die Republik. Am
Samstag, 15. Juni, gastiert "Graceland" beim "Sommer auf der Burg" in
Wertheim. Das Konzert beginnt um 19 Uhr, Einlass ist ab 18 Uhr.

Mit Liedern wie "The Sound of Silence" und "Cecilia" schufen "Simon &
Garfunkel" poetische Hymnen für eine ganze Generation. "Mrs. Robinson"
wurde 1969 weltberühmt durch den US-amerikanischen Spielfilm "Die
Reifeprüfung". 1968 schrieb das US-amerikanische Duo mit "The Boxer"
ein hochemotionales Loblied auf einen Überlebenskünstler. Als
Botschaft der Hoffnung ging zwei Jahre später mit "Bridge Over
Troubled Water" eine Komposition von schlichter Schönheit in die
Musikgeschichte ein.

Schnell erkannten Thomas Wacker (Paul Simon) und Thorsten Gary (Art
Garfunkel), dass die Musik von "Simon & Garfunkel" wie geschaffen
dafür ist, die unzähligen Klassiker des wohl bekanntesten
Folkrock-Duos der Welt mit dem unverkennbaren Klang eines klassischen
Streichensembles zu vereinen. Das Zusammenspiel der beiden Stimmen und
zweier Gitarren mit den klassischen Instrumenten lässt die Songs von
"Simon & Garfunkel" zu einem ausdrucksstarken und außergewöhnlichen
Musikerlebnis werden, wie es in der Ankündigung der Veranstalter
heißt.

Die Konzertbesucher erwartet ein Abend voller Emotion, eine Hommage an
die 60er und 70er Jahre und eine seltene musikalische Vielfalt. Mit
Band und Quartett durchstreift das Duo die gefühlvollen Lieder und
"rocken" an anderer Stelle Ihr Publikum.

Karten gibt es bei allen bekannten Vorverkaufsstellen sowie unter
www.echt-hartmann.de oder www.eventim.de im Internet.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Samstag, 8. Juni 2019

Stadtverwaltung Wertheim - Presse und Information

97877 Wertheim

Tel.: 09342/301-300 oder -301

Fax: 09342/301-503

E-Mail: pressestelle@wertheim.de
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MATINEE/067: Münster - Ein süßscharfer verbal-musikalischer Cocktail aus Reim und Un-Reim am 16.6.19


Stadt Münster

Matinee in der Stadtbücherei



Münster (SMS) "Zum Schütteln - ein süßscharfer verbal-musikalischer
Cocktail aus Reim und Un-Reim": Unter diesem Motto lädt der
Freundeskreis der Stadtbücherei am Sonntag, 16. Juni, von 11 bis 13
Uhr zur Jazz-Matinee mit literarischen Texten ins Café Colibiri ein.
Carsten Bender, Marion Bertling, Doris Götting, Monica Leuer-Rose und
Beate Reker lesen heitere Episoden zum Beispiel von Robert Gernhardt,
Mascha Kaléko oder Erich Kästner. Für die Musik sorgen Christian Kappe
mit Flügelhorn und Trompete sowie Burkhard Jasper am Piano. Durch die
Matinee begleitet Moderatorin Doris Götting. Das Publikum kann sich
nicht nur unterhalten sondern auch den Freundeskreis der Stadtbücherei
kennenzulernen. Neue Mitglieder nehmen an dem Tag an einer Verlosung
von Buch-Gutscheinen teil. Der Eintritt ist frei.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 10. Juni 2019

Stadt Münster

Presse- und Informationsamt, 48127 Münster

Telefon: 0251 / 492 1301

Fax: 0251 / 492 7712

Internet: http://www.muenster.de/stadt/medien
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AUSLAND/9093: Aus aller Welt - 11.06.2019 (SB)




MELDUNGEN



Ermordeter Kim Jong Nam war CIA-Informant

Der vor zwei Jahren ermordete Halbruder des nordkoreanischen
Staatschefs Kim Jong Un soll mit dem amerikanischen
Auslandsgeheimdienst CIA zusammengearbeitet haben. Kim Jong Nam war
ein Informant der Central Intelligence Agency (CIA), berichtete das
"Wall Street Journal" (WSJ) am Dienstag unter Berufung auf eine
Quelle, die mit der Angelegenheit vertraut sei. Dem Bericht zufolge
reiste Kim Jong Nam im Februar 2017 nach Malaysia, um seine
CIA-Kontaktperson zu treffen. Der überwiegend im Exil in Macao
lebende Nordkoreaner war am 13. Februar 2017 am Flughafen von Kuala
Lumpur einem Giftanschlag zum Opfer gefallen.

11. Juni 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/9093: Kriminalität und Rechtsprechung - 11.06.2019 (SB)




MELDUNGEN



Festnahmen nach Massenschlägerei in Dortmund

Eine Massenschlägerei in der Dortmunder Nordstadt hat einen
Großeinsatz der Polizei ausgelöst. Etwa 80 Menschen unterschiedlicher
Nationalitäten waren am Montagnachmittag im Bereich des Schleswiger
Platzes mit Stuhlbeinen, Holzlatten und diversen Werkzeugen
aufeinander losgegangen. Auch brennende Molotowcocktails seien
verwendet worden, heißt es in einer Mitteilung der Behörden. Beim
Eintreffen der Polizei flüchteten die Beteiligten. Drei
Tatverdächtige wurden festgenommen und zurückgelassene "gefährliche
Gegenstände" sichergestellt. Zu den möglichen Hintergründen der
Auseinandersetzung äußerten sich die Behörden bisher nicht.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/9090: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 11.06.2019 (SB)




MELDUNGEN



USA stoppen Ausbildung für türkische F-35-Piloten

Im Streit um die geplante Lieferung russischer
S-400-Luftabwehrraketen an die Türkei erhöhen die USA ihren Druck auf
Ankara. Nach Mitteilung des Pentagons wird die Ausbildung türkischer
Piloten an F-35 Kampfjets auf dem Luftwaffenstützpunkt "Luke" in
Arizona ab sofort unterbrochen. Außerdem droht Washington mit einem
Lieferstopp von F-35-Kampfjets, sollte die Türkei nicht auf den Kauf
des russischen S-400-Systems verzichten. Derzeit trainieren vier
türkische Piloten auf der Airbase in Arizona, zwei weitere arbeiten
dort als Ausbilder. Darüber hinaus befinden sich 20 türkische
Flugzeugtechniker auf einem Militärflugplatz in Florida in der
Schulung.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/9092: Aus Parlament und Gesellschaft - 11.06.2019 (SB)




MELDUNGEN



CDU-Politiker: Kanzlerkandidatenfrage erst bei Neuwahlen

Der Parlamentarische Geschäftsführer der Unionsfraktion, Michael
Grosse-Brömer, warnte die CDU und CSU vor einer verfrühten Diskussion
über eine Kanzlerkandidatur. Solche Fragen stellten sich erst dann,
wenn neu gewählt werden müsse, sagte der CDU-Politiker am Dienstag
dem Radiosender NDR Info. Das sehe er momentan nicht. Nach dem
schlechten Abschneiden bei der Europawahl und dem Umgang mit dem
Anti-CDU-Video des Youtubers Rezo wachsen in der Union die Zweifel an
der Eignung von CDU-Chefin Annegret Kramp-Karrenbauer als nächste
Kanzlerkandidatin.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/9091: Tragisches und Kurioses - 11.06.2019 (SB)




MELDUNGEN



Hubschrauber verunglückt auf Hochhausdach in New York

Im New Yorker Stadtbezirk Manhattan ist am Dienstag ein Hubschrauber
auf dem Dach eines 54stöckigen Bürogebäudes abgestürzt. Der Pilot der
Maschine kam dabei ums Leben. In dem Gebäude wurde nach Angaben des
Gouverneurs des Bundesstaats New York, Andrew Cuomo, niemand
verletzt. Offenbar sei der Helikopter bei dem Versuch einer
Notlandung auf dem Hochhausdach an der 7th Avenue verunglückt,
erklärte Cuomo. Dabei brach ein Feuer aus, das die Feuerwehr nach
eigenen Angaben schnell löschen konnte. Zum Zeitpunkt des Vorfalls
herrschte in der Ostküstenmetropole schlechte Sicht und strömender
Regen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8176: Aus Forschung und Technik - 11.06.2019 (SB)




MELDUNGEN



Historischer Startplatz Nr. 1 in Baikonur bleibt erhalten

Der russische Direktinvestitionsfonds (RDIF) wird zusammen mit dem
Unternehmen GK Launch Services und der Weltraumorganisation Roskosmos
sowie Investoren aus dem Nahen Osten 87 Millionen Dollar für die
Modernisierung des Startplatzes Nr. 1 auf dem Kosmodrom Baikonur in
Kasachstan aufbringen. Das kündigte Kirill Dmitriev, der Chief
Executive Officer des Russischen Fonds für Direktinvestitionen
(RDIF), einem Bericht der Nachrichtenagentur Tass zufolge bei einem
Treffen zwischen dem russischen Präsidenten Wladimir Putin und dem
Internationalen Beirat des RDIF an. Die historische Rampe soll für
Starts der digitalen Sojus-Trägerraketen der Typen 2.1a und 2.1b
überholt werden. Am 12. April 1961 war Raumfahrtpionier Juri Gagarin
vom Startplatz Nr. 1 als erster Mensch in den Weltraum geflogen. Die
Zukunft der alten Anlage war bisher ungewiß.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8189: Aus aller Welt - 11.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Illegal Eingewanderte in Kalifornien bekommen Zugang zu Medicaid

In Kalifornien sollen Zuwanderer ohne legalen Aufenthaltsstatus ab
Januar 2020 Zugang zum staatlichen Gesundheitssystem Medicaid
bekommen. Die demokratische Regierung unter Gouverneur Gavin Newsom
will das entsprechende Gesetz Ende der Woche verabschieden. Die in
den USA einzigartige Regelung gilt nicht für alle in Frage kommenden
Migranten, jedoch für illegal eingewanderte Personen mit niedrigem
Einkommen in der Altersgruppe von 19 bis 25 Jahre. Für die etwa
90.000 Menschen wird die Regierung des Bundesstaates jährlich rund 100
Millionen Dollar bereitstellen. Menschen, die keine
Krankenversicherung abschließen, sollen mit einem Bußgeld zur
Finanzierung beitragen, wie US-Medien am Montag (Ortszeit)
berichteten. Demnach plant die Regierung Kaliforniens auch die
Unterstützung von Familien mit mittlerem Einkommen bei den Beiträgen
für die Krankenkasse. Vierköpfige Familien mit einem Jahreseinkommen
über 150.000 Dollar bekommen einen staatlichen Zuschuß von 100 Dollar
im Monat.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8148: Medizin und Gesundheitswesen - 11.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Immer mehr Lieferengpässe bei Arzneimitteln

Ärzte schlagen Alarm. In Deutschland häufen sich bei Arzneimitteln
die Lieferengpässe. Wurden 2013 laut Deutschem Ärzteblatt dem in Bonn
ansässigen Bundesinstitut nur 40 Medikamente mit Lieferproblemen
gemeldet, waren es letztes Jahr schon 264. Unter ihnen auch Klassiker
wie das Schmerzmittel Ibuprofen. Einer der Gründe solcher Engpässe
besteht darin, daß viele Arzneimittelwirkstoffe in Indien, China und
Israel produziert und von deutschen Herstellern nur noch zu Tabletten
gepreßt und verpackt werden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8177: Kriminalität und Rechtsprechung - 11.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Oberstes Gericht Brasiliens überprüft Verurteilung Lula da Silvas

Brasiliens Oberster Gerichtshof wird in rund zwei Wochen die Haft des
früheren Präsidenten Lula da Silva überprüfen. Die Internetplattform
The Intercept hatte am Sonntag dem amtierenden Justizminister Sergio
Moro vorgeworfen, in seiner Zeit als Richter die Staatsanwaltschaft
unter Druck gesetzt zu haben, um den linksgerichteten Politiker
verurteilen und damit an einer erneuten Kandidatur für das
Präsidentenamt im vergangenen Jahr zu hindern. Da Silva war laut
Umfragen ein Wahlsieg gewiß gewesen. In der Folge des Verfahrens war
der rechtsextreme, militaristische Bolsonaro an die Macht gekommen.
Anschließend holte er Moro in sein Kabinett. Der heute 73 Jahre alte
Lula da Silva hat stets die gegen ihn erhobenen Vorwürfe hinsichtlich
Korruption und Geldwäsche bestritten. The Intercept beruft sich auf
zugespieltes Datenmaterial, welches schwere Rechtsverletzungen,
unethisches Verhalten und systematischen Betrug belegen soll. Demnach
hätten die Ermittler erhebliche Zweifel an der Schuld da Silvas
gehabt. Der Mitbegründer der Plattform, der Journalist Glenn
Greenwald, kündigte über Twitter weitere brisante Veröffentlichungen
zum Thema an.

11. Juni 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8100: Sprache, Kunst und Medium - 11.06.2019 (SB)




VOM TAGE



New York Times will politische Karikaturen streichen

Offenbar soll künftig auch in der internationalen Ausgabe der New York
Times die tägliche politische Karikatur nicht mehr erscheinen. Nachdem
die Kritiken mit dem Zeichenstift in der US-Ausgabe bereits
verschwunden sind, würden entsprechende Pläne seit über einem Jahr
auch für die internationale Version diskutiert. Ziel sei angeblich
eine Angleichung der Zeitungsformate.

Laut Deutschlandfunk Kultur hatte Karikaturist Patrick Chappatte
dagegen erklärt, Auslöser sei eine Zeichnung aus dem April dieses
Jahres gewesen, die Israels Ministerpräsidenten Netanjahu als
Blindenhund mit Davidstern als Steuermarke zeigt, der einen blinden
Donald Trump führt. Obendrein trägt der US-Präsident auf dem Bild 
eine Kippa.

Diese Darstellung hatte in der jüdischen Gemeinde der Vereinigten
Staaten einen Sturm der Entrüstung ausgelöst und die Karikatur als
antisemitisch verdammt. Später entschuldigte sich die Zeitung für die
Veröffentlichung.

Kritiker sehen in der drastischen Entscheidung wiederum eine
Beschneidung der Pressefreiheit.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8167: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 11.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Gefahr für den Weltfrieden

Bundesaußenminister Heiko Maas hat sich am Dienstag in Stockholm auf
Einladung des schwedischen Außenamtschefs mit zahlreichen
Amtskollegen und -kolleginnen über nukleare Abrüstung und die
Nichtverbreitung von Atomwaffen beraten. Vor dem Treffen sprach
der SPD-Politiker angesichts der Krise des Atomwaffensperrvertrags
von einer aktuellen Gefahr für den Weltfrieden und forderte, daß dem
Negativtrend etwas entgegengesetzt wird. Die Kernwaffenstaaten müßten
ihrer Verantwortung für weitere Abrüstungsschritte besser nachkommen.
Gleichzeitig müsse man verhindern, daß weitere Staaten in den Besitz
von Nuklearwaffen kommen, sagte Maas. Der Atomwaffensperrvertrag
regelt seit fünf Jahrzehnten die wechselseitige Abschreckung der
Nuklearmächte und den Status all jener Staaten, die über kein
Atomwaffenarsenal verfügen. Der ergänzende New-Start-Vertrag von
Rußland und den USA wird 2021 ablaufen, wenn er nicht von den
Regierungen in Moskau und Washington verlängert wird. Die an der
Stockholmer Konferenz beteiligten Staaten Argentinien, Äthiopien,
Deutschland, Finnland, Indonesien, Japan, Jordanien, Kanada,
Kasachstan, Niederlande, Neuseeland, Norwegen, Schweden,
Schweiz, Spanien und Südkorea besitzen keine eigenen Atomwaffen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8181: Aus Parlament und Gesellschaft - 11.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Wirtschaft muß den Menschen dienen und nicht umgekehrt

Bundeskanzlerin Merkel ist auf der Festveranstaltung zum 100jährigen
Bestehen der Internationalen Arbeitsorganisation ILO in Genf als
Rednerin aufgetreten. Sie plädierte dafür, daß die Wirtschaft den
Menschen dient und nicht umgekehrt. Sie sollten nicht als
Produktionsfaktoren eingesetzt werden, sondern müßten sich
verwirklichen und ihre Talente entfalten können. In einer eng
vernetzten Welt müsse man deutlich besser Wirtschaftswachstum zu
tatsächlichem sozialen Fortschritt entwickeln. Angesichts der
arbeitsteiligen Wirtschaft mit ihren vielen Abhängigkeiten seien eine
verläßliche internationale Zusammenarbeit und gemeinsame Regeln
unverzichtbar. Das gelte nicht nur mit Blick auf die
Internationale Arbeitsorganisation, sondern auch auf die
Welthandelsorganisation. Der Kompromiß sei Teil der internationalen
Kooperation.

Zu den von der ILO eingeladenen 13 Rednern und Rednerinnen gehörten
auch Rußlands Ministerpräsident Medwedew und Frankreichs Präsident
Macron. Letzterer sprach sich gegen die Dominanz des Neoliberalismus 
aus und warf dem Kapitalismus die beschleunigte Anhäufung von 
Reichtümern bei wachsender Ungleichheit vor. Das Projekt Europa, so 
Macron, sollte nicht nur für Freiheit, sondern auch Solidarität 
stehen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8150: Tragisches und Kurioses - 11.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Hamburg will seinen Beamten Diensträder schmackhaft machen

Die Hansestadt Hamburg will ihren etwa 40.000 Beamtinnen und Beamten
Dienstfahrräder anbieten, die auch privat genutzt werden können.

Wie NDR 90,3 berichtete, haben die rot-grünen Regierungsfraktionen
einen entsprechenden Antrag in die Hamburgische Bürgerschaft
eingebracht. Sie erhoffen sich, daß mit der Unterstützung von mehr
Radverkehr die Luft- und Lärmbelastung in der Hansestadt
zurückgeschraubt werden kann und der Individualverkehr abnimmt.

Aber die Diensträder werden von der Stadt nicht etwa kostenlos zur
Verfügung gestellt. Vielmehr sollen Zweiräder geleast und die
monatlichen Raten von den Gehaltskonten abgebucht werden. Das werde
jedoch steuerlichen gefördert.

Für bei der Stadt lediglich angestellte Mitarbeiter soll das Angebot
nicht gelten.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8178: Arbeit, Soziales und Familie - 11.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Verdi kämpft weiter um Tarifvertrag bei Amazon

Die Beschäftigten von Amazon in Leipzig waren am Dienstag von Verdi zu
einem 24stündigen Streik aufgerufen worden. Die Gewerkschaft führt
das gute Geschäftsergebnis von Amazon unter anderem darauf zurück,
daß der US-Konzern die Vorteile der hiesigen Infrastruktur auch zu
Lasten der Beschäftigten nutzt und ihnen gleichzeitig die
branchenüblichen Tarifbedingungen verweigert. Verdi kämpft seit sechs
Jahren für Tarifverträge bei Amazon entsprechend denen im Einzel- und
Versandhandel. Dem aktuellen BrandZ Report des Analyseinstituts
Kantar zufolge ist Amazon nach einer Wertsteigerung von mehr als 52 Prozent
im vergangenen Jahr mit einem Markenwert von 278 Milliarden Dollar
zum wertvollsten Unternehmen der Welt aufgestiegen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8159: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 11.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Vogelberingung auf Helgoland

Jahr für Jahr die gleiche Prozedur. Nicht weniger als 180.000 Vögeln
verpassen Mitarbeiter der Vogelwarte Helgoland (IfV) laut dpa jedes
Jahr Aluminiumringe, um darüber Hinweise auf Überlebensstrategien und
die großen Vogelzüge zu erhalten. Das IfV ist die Beringungszentrale
für Niedersachsen, Bremen, Hamburg, Schleswig-Holstein,
Nordrhein-Westfalen und Hessen. In den knapp 110 Jahren seines
Bestehens sind etwa neun Millionen Vögel mit Ringen des Instituts
versehen worden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8166: Märkte und Finanzen - 11.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Signa-Holding wird alleiniger Eigner von Galeria Karstadt Kaufhof

Die österreichische Signa-Holding kauft nach eigenen Angaben dem
kanadischen Einzelhandelskonzern Hudson's Bay Company (HBC) seinen
Minderheitsanteil von 49,99 Prozent des Warenhauskonzerns Galeria
Karstadt Kaufhof einschließlich Immobilienbestand für rund eine
Milliarde Euro ab. Die Signa-Holding des Immobilieninvestors René Benko
wird damit alleiniger Anteilseigner an der Warenhauskette mit
europaweit 243 Standorten sowie rund 32.000 Mitarbeitern und
Mitarbeiterinnen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/8182: Aus Forschung und Technik - 11.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Samsungs Faltsmartphone weiter in der Warteschleife

Eigentlich sollte es der große Wurf werden. Doch jetzt scheint es wie
Blei in den Läden zu liegen. Mit großer Vehemenz hatte Samsung das 
faltbare Smartphone Galaxy Fold herausgebracht, um als erster 
Hersteller mit der neuen Technologie zu glänzen. Die Fangemeinde der 
Südkoreaner schien ihnen nachzusehen, daß das Smartphone unter 
Kinderkrankheiten litt. Schließlich ging sie davon aus, daß die Fehler 
schnell erkannt und ausgemerzt würden. Davon ist inzwischen nicht mehr 
die Rede. Laut computerbase.de sieht sich das südkoreanische 
Hightech-Unternehmen zur Zeit noch nicht einmal in der Lage, einen 
neuen Termin für das faltbare Smartphone zu nennen. Statt dessen 
spricht Samsung vage von einer Ankündigung eines neuen 
Marktstarttermins in einigen Wochen. Kritiker prognostizieren sogar, 
daß Samsung die Probleme gar nicht in den Griff bekommen wird. Zu 
schwerwiegend waren sie. So gelangten immer wieder kleine Fremdkörper 
über das Scharnier hinter das Display und zerstörten es. Auch ließ 
sich die schützende Folie zu leicht abziehen, was ebenfalls das 
Display sterben ließ.

11. Juni 2019
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MELDUNG/199: NameExoWorlds - Wir dürfen eine fremde Welt benennen (idw)


Max-Planck-Institut für Astronomie - 07.06.2019

NameExoWorlds: Wir dürfen eine fremde Welt benennen!



Fremde Sterne und Planeten außerhalb unseres Sonnensystems bekommen in
der Astronomie nur sehr selten offizielle Eigennamen, sondern üblicherweise
nur Katalognummern. In diesem Jahr wird nach 2015 aus Anlass des
100-jährigen Jubiläums der Internationalen Astronomischen Union (IAU)
wieder die Möglichkeit für die Öffentlichkeit geben, das zu ändern. In
Deutschland gilt es, Namen für den Stern HD 32518 und seinen vor 10 Jahren
entdeckten Planeten HD 32518b zu finden, einen Gasplaneten mit etwa
dreifachen Masse des Jupiter. Parallel dazu starten in anderen Ländern
entsprechende Aktionen für andere Sterne und ihre Planeten.


Worum geht es?

Die deutsche Öffentlichkeit darf einem Exoplaneten und seinem Stern einen
Namen geben. Der Name, den wir auswählen, wird von der Internationalen
Astronomischen Union (IAU), die für die Benennung von Himmelsobjekten
zuständig ist, anschließend als ein offizieller Name geführt. Planet und
Stern tragen derzeit lediglich eine Katalognummer: HD 32518 ist der Stern,
HD 32518b ist der Planet. Dass Exoplaneten, also Planeten, die einen
anderen Stern umkreisen als die Sonne, einen echten Namen erhalten, ist
äußerst selten. Bislang gab es erst eine entsprechende Aktion, im Jahre
2015. Ein Namensvorschlag aus Deutschland wurde damals nicht ausgewählt.
Dieses Jahr hat Deutschland einen "eigenen" Planeten, den wir benennen
dürfen. Anlass der Aktion ist das hundertjährige Bestehen der
Internationalen Astronomischen Union als weltweite Organisation der
professionellen Astronomen.

Was ist das für ein Stern? Was ist das für ein Planet?

HD 32518 b ist ein Exoplanet, also ein Planet, der einen anderen Stern als
die Sonne umkreist, nämlich den Stern HD 32518. (Die Bezeichnungen sind
astronomische Katalognummern. HD steht für den US-amerikanischen 
Henry-Draper-Katalog aus der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts.)
Der Planet HD 32518 b ist ein Riesen-Jupiter mit rund der dreifachen
Jupiter-Masse. Er umkreist seinen Stern alle 157,5 Tage. Der Planet wurde
2009 von Michaela Döllinger (damals bei der ESO), Artie Hatzes
(Landessternwarte Tautenburg), Luca Pasquini (ESO), Eike Guenther (LST)
und Michael Hartmann (LST) mit der sogenannten
Radialgeschwindigkeitsmethode entdeckt.

Der Stern mit der Katalognummer HD 32518 ist ein roter Riesenstern im
nördlichen Sternbild Giraffe. Er hat ungefähr dieselbe Masse, aber einen
zehn Mal größeren Durchmesser wie die Sonne. Das unscheinbare Sternbild
Giraffe (Kamelopard) liegt in der Nähe des Polarsterns. HD 32518 ist mit
dem Fernglas, für sehr geübte Beobachter unter besten Bedingungen auch mit
bloßem Auge sichtbar.

Wer darf Namen vorschlagen?

In der ersten Phase des Projekts vom 7. Juni bis zum 20. September 2019
sammeln wir Namensvorschläge. Vorschlagsberechtigt sind Schulklassen,
Kindergartengruppen und Amateurastronomische Vereinigungen. Pro
Schulklasse/Kindergartengruppe/Vereinigung soll nur ein Vorschlag (ein
Name für den Stern plus ein Name für den Planeten) eingereicht werden.
Vorschläge können nur auf der Webseite http://www.exoplanet-benennen.de
eingereicht werden. Ein paar Regeln gibt es dabei zu beachten; einige
Arten von Namen sind nicht zulässig. Mehr dazu steht auf der Webseite
sowie (auf Englisch) unter

http://www.nameexoworlds.iau.org/naming-rules

Der Auftakt

Der offizielle Auftakt der deutschen Version von NameExoWorlds ist (ein
kleiner) Teil der DLR_Raumfahrt_Show, die am 7. Juni 2019 im Erfurter
Stadion vor 15.000 Schülerinnen und Schülern stattfindet und bei der unter
anderem die Astronauten Alexander Gerst und Ulf Merbold auftreten werden.
Unser Projekt wird im Rahmen der Show von Dr. Michaela Döllinger
(Landessternwarte Tautenburg, Mitentdeckerin von HD 32518 b) und Dr.
Markus Pössel (Haus der Astronomie Heidelberg, National Outreach
Coordinator der IAU für Deutschland) kurz vorgestellt werden.

Wer trifft die Vorauswahl?

Aus den Namensvorschlägen wählt eine IAU-Kommission fünf Vorschläge aus,
die dann zur öffentlichen Abstimmung gestellt werden. Der Kommission
gehören an:


	Dr. Michaela Döllinger (Landessternwarte Tautenburg, Mit-Entdeckerin des Planeten)

	Prof. Dr. Thomas Henning (Max-Planck-Institut für Astronomie, Heidelberg)

	Dr. Carolin Liefke (Vereinigung der Sternfreunde e.V.)

	Dr. Markus Pössel (National Outreach Coordinator für Deutschland der IAU)

	Dr. Ruth Titz-Weider (DLR, Institut für Planetenforschung, Berlin)

	Prof. Dr. Joachim Wambsganß (Präsident der Astronomischen Gesellschaft)



Wie wird abgestimmt?

Wer in Deutschland ansässig ist, darf vom 10. Oktober bis 10. November
2019 online unter http://www.exoplanet-benennen.de über die fünf
"Finalisten" abstimmen. Derjenige Vorschlag, der die meisten Stimmen auf
sich vereinigt, wird der IAU für die offizielle Namensgebung übermittelt.

Das IAU100-Jubiläum

In diesem Jahr feiert die Internationale Astronomische Union (IAU), die
weltweite Vereinigung der professionellen Astronomen, unter dem Motto "100
Jahre unter einem Himmel" ihr hundertjähriges Bestehen.

Die IAU fördert Forschung, Bildung und Wissenschaft im Bereich der
Astronomie, insbesondere durch die Ausrichtung wissenschaftlicher
Konferenzen. Die IAU ist außerdem für die offizielle Namensgebung von
Himmelsobjekten zuständig.

Als eine von vielen Aktionen zum IAU100-Jubiläumsjahr dürfen 
IAU-Mitgliedsländer in diesem Jahr je einen Exoplaneten und den Stern
benennen, den dieser Planet umkreist. Die deutsche Öffentlichkeit darf den
Stern HD 32518 und seinen Planeten HD 32518b im nördlichen Sternbild
Giraffe benennen.

Partner der Aktion

Die Exoplaneten-Benennung findet im Rahmen der weltweiten Aktion
NameExoWorlds der Internationalen Astronomischen Union statt.
Kooperationspartner in Deutschland sind das Haus der Astronomie, das
Max-Planck-Institut für Astronomie und das Schwerpunktprogramm SPP-1992
"Exoplanet Diversity" der Deutschen Forschungsgemeinschaft (DFG).


Weitere Informationen unter:

http://www.exoplanet-benennen.de

- Webseite der Aktion mit weiteren Informationen und Online-Formular
zur Einreichung von Namensvorschlägen

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1413

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Max-Planck-Institut für Astronomie, 07.06.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/580: Biophysik - Sex war in der Evolution vorteilhafter als bisher bekannt (idw)


Universität zu Köln - 07.06.2019

Biophysik: Sex war in der Evolution vorteilhafter als bisher bekannt

• Modellrechnungen mit Bakterienzellen zeigen, dass bei der
Fortpflanzung ohne Sex die grundlegende Zellmaschinerie stärker abgenutzt
wird als bisher angenommen

• Veröffentlichung in "Nature Communications"



In Modellrechnungen mit Bakterienzellen konnten Forscher und
Forscherinnen am Institut für Biophysik der Uni Köln neue Hinweise finden,
warum sich Sex im Laufe der Evolution als besonders vorteilhaft erwies.
Denn im Vergleich haben Mutationen bei der Fortpflanzung ohne
Geschlechtsverkehr laut der aktuellen Studie deutlich negativere
Auswirkungen als bisher bekannt. Professor Dr. Michael Lässig und seine
Kolleginnen und Kollegen arbeiten im DFG-geförderten
Sonderforschungsbereich "Vorhersagbarkeit der Evolution" an der
Universität zu Köln, der sich mit der Evolution von Bakterien, Viren und
Krebszellen beschäftigt. Die Ergebnisse ihrer neuen Studie sind diese
Woche in der Fachzeitschrift "Nature Communications" veröffentlicht
worden.

Die Kombination zweier Genome zu einem neuen Individuum durch Sex ist weit
verbreitet. Warum sich diese Form der Reproduktion aber so stark
durchsetzte, wird in der Biologie noch immer viel diskutiert. In ihrer
aktuellen Studie nahmen die Forscher die Physik innerhalb von
Bakterienzellen unter die Lupe. Proteine und ihre biochemischen Prozesse
bilden die grundlegende Maschinerie, die Zellen zum Leben brauchen.

Innerhalb der Zelle transportieren die Proteine andere Moleküle,
katalysieren chemische Reaktionen oder erkennen Signalstoffe. Die Forscher
berechneten, wie Mutationen in den Genen der Zellen die Teile dieser
Maschinerie abnutzen. Es stellte sich heraus, dass der Abnutzungseffekt
der Mutationen bei Reproduktion ohne Sex um ein Vielfaches größer war als
in bisherigen Modellen der Evolution. "Damit hat Sex einen viel größeren
Vorteil. Denn diese Fortpflanzungsform kann die Abnutzungen der Zellen
reparieren, indem intakte Gene beider Elternteile kombiniert werden", sagt
Michael Lässig, Physiker und Evolutionsbiologe an der Uni Köln und
Hauptautor der Studie.

Neben dem besseren Verständnis der Evolution könnten die aktuellen
Forschungsergebnisse in Zukunft auch auf konkrete Anwendungsgebiete
übertragen werden. "Krebszellen zum Beispiel entwickeln sich zu Lebzeiten
des Menschen, aber sie kombinieren ihr Genom nicht neu. Sie reproduzieren
sich also ohne Sex", sagt Lässig. "Wenn wir diese Vorgänge und damit die
Schwächen der Krebszellen in der Reproduktion besser verstehen, kann das
letzten Endes dazu beitragen, Krebstherapien zu verbessern."




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution19

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität zu Köln, 07.06.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ZOOLOGIE/1643: Trilobiten hatten Augen wie Insekten und Krebse (idw)


Museum für Naturkunde - Leibniz-Institut für Evolutions- und
Biodiversitätsforschung - 07.06.2019

Trilobiten hatten Augen wie Insekten und Krebse



In Nature Communications berichtet ein Forscherteam unter Beteiligung von
Jason Dunlop vom Museum für Naturkunde Berlin über neue Erkenntnisse zur
Feinstruktur von Trilobitenaugen. Die Autoren nutzten Synchroton- und
Mikro-Computer-Tomografie, um die interne Anatomie der Augen aus gut
erhaltenen Fossilresten zu rekonstruieren und die kontrovers diskutierte
Position der Trilobiten im Stammbaum der Gliederfüßer zu beleuchten. Sie
konnten unter anderem an Hand von Material aus der Forschungssammlung des
Museums für Naturkunde Berlin erstmalig nachweisen, dass der Aufbau der
Trilobitenaugen dem der Augen von Krebsen, Insekten und Tausendfüßern
entspricht und nicht dem der Spinnentiere.

Trilobiten sind wohl die evolutiv erfolgreichsten und bekanntesten
fossilen Gliederfüßer. Beginnend mit dem unteren Kambrium besiedelten sie
mit mehr als 20.000 Arten die paläozoischen Meere für über 300 Millionen
Jahre, bis sie gegen Ende des Perms ausstarben. Trotz zahlreicher Studien
zu ihrer Biologie ist die Frage nach der Position der Trilobiten im
Stammbaum der Gliederfüßer ungeklärt und wird kontrovers diskutiert.
Einerseits werden sie aufgrund ihres Körperbaus und ihrer Extremitäten,
die denen der modernen Schwertschwänze ähneln, als nahe Verwandte der
Spinnentiere gesehen. Anderseits besitzen sie wie Insekten, Krebse und
Tausendfüßer Fühler am Vorderende ihres Kopfes. Die Feinstruktur der
Facettenaugen bildet ein weiteres wichtiges Merkmal, das die Großgruppen
der lebenden Gliederfüßer unterscheidet.

Eine wichtige Frage für das Verständnis der Evolution der Gliederfüßer
ist, ob die Trilobiten näher mit den Chelicerata (Kieferklauenträger:
Schwertschwänze und Spinnentiere) oder den Mandibulata (Tausendfüßer,
Krebse und Insekten) verwandt sind. Der Körperbau der Trilobiten ähnelt in
einigen Aspekten den Schwertschwänzen innerhalb der Chelicerata. Die
Mandibulata besitzen kauende Mundwerkzeuge (Mandibeln), die den Trilobiten
fehlen. Aber Trilobiten und die Mandibulata verfügen über Fühler
(Antennen), die wiederum den Chelicerata fehlen. Ein weiteres wichtiges
Merkmal, welches Chelicerata und Mandibulata trennt, ist die Feinstruktur
der Facettenaugen. Alle Gliederfüßer müssen das Licht von den zahlreichen
Linsen auf die lichtempfindlichen Rezeptorzellen leiten und fokussieren.

Die Chelicerata (Schwertschwänze) nutzen dafür eine zapfenartige
Verlängerung der aus dem Außenskelett (Kutikula) gebildeten Linsen,
während die Augen der Mandibulaten zu diesem Zweck so genannte
Kristallkegel evolviert haben. Diese sind aus einem durchsichtigen Zelltyp
geformte, unterhalb der relativ flachen Linsen liegende kegelartige
Strukturen, die die Verbindung zu den Lichtsinneszellen herstellen. Die
vorliegende Studie zeigt nun am Beispiel außergewöhnlich gut erhaltener
Fossilien zweier Arten (Asaphus sp. aus dem Ordovizium und Archegonus
warsteinenesis aus dem Devon) und mittels moderner Analyseverfahren wie
Synchroton- und Mikro-Computer-Tomographie sowie
Rasterelektronenmikroskopie die innere Struktur der Augen von Trilobiten
in bisher nicht gekannter Auflösung. Neben Kristallkegeln konnten
erstmalig auch die lichtaufnehmenden Strukturen der Lichtrezeptozellen
(Rhabdome) an diesen Fossilien gezeigt werden. Der gesamte Aufbau der
Trilobitenaugen gleicht damit detailliert dem der Augen moderner Insekten,
Krebse und Tausendfüßer. Dies spricht sehr für eine nähere Verwandtschaft
der Trilobiten mit diesen Gruppen.


Published in: 

Scholtz, G., Staude, A. & Dunlop, J. A. 2019. 

Trilobite compound eyes with crystalline cones and rhabdoms show
mandibulate affinities. 

Nature Communications 10: 2503.

https://www.nature.com/articles/s41467-019-10459-8.pdf

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1323

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Museum für Naturkunde -

Leibniz-Institut für Evolutions- und Biodiversitätsforschung, 07.06.2019
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FORSCHUNG/555: Auf der Suche nach Stickstoff - Wie Brassinosteroide Wurzeln bei Stickstoffmangel wachsen lassen (idw)


Leibniz-Institut für Pflanzengenetik und Kulturpflanzenforschung -
07.06.2019

Auf der Suche nach Stickstoff - Wie Brassinosteroide Wurzeln bei
Stickstoffmangel wachsen lassen



Bis vor Kurzem war die "Foraging Reaktion" die am wenigsten verstandene
Anpassung von Wurzeln an den Stickstoffgehalt im Boden.
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler des Leibniz-Instituts für
Pflanzengenetik und Kulturpflanzenforschung (IPK) in Gatersleben haben nun
den Hormonsignalweg, welcher "Foraging" bei niedrigem Stickstoffgehalt
reguliert, sowie ein Gen für die Anpassung der Reaktionsintensität,
identifiziert. Die Erkenntnisse ermöglichen die Züchtung neuer
Kulturpflanzensorten mit Wurzelsystemen, die Stickstoff effizienter
aufnehmen können.

Als ortsgebundene Lebewesen können Pflanzen lediglich auf Veränderungen
des Nährstoffangebotes im Boden reagieren, indem sie die Entwicklung und
das Wachstum ihrer Wurzeln anpassen. Wenn Pflanzen einem geringen
Stickstoffangebot ausgesetzt sind, werden ihre Haupt- und Seitenwurzeln
zum Wachstum angeregt. Diese Anpassung an einen Mangel eines
lebenswichtigen Nährstoffs wird als "Foraging Reaktion" (in etwa
"Nährstoffsuche-Reaktion) bezeichnet und ist für Pflanzenforscher von
besonderem Interesse, da hierbei das Wurzelsystem ein größeres
Bodenvolumen für die Nährstoffaufnahme erschließt und ausschöpft. Bis vor
Kurzem war die "Foraging Reaktion" die am wenigsten verstandene Anpassung
von Wurzeln an den Stickstoffgehalt im Boden. Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler des Leibniz-Instituts für Pflanzengenetik und
Kulturpflanzenforschung (IPK) in Gatersleben haben nun den
Hormonsignalweg, welcher "Foraging" bei niedrigem Stickstoffgehalt
reguliert, sowie ein Gen für die Anpassung der Reaktionsintensität,
identifiziert. Die Erkenntnisse ermöglichen die Züchtung neuer
Kulturpflanzensorten mit Wurzelsystemen, die Stickstoff effizienter
aufnehmen können.

Bodenbedingungen, wie die Feuchtigkeit oder mikrobielle Aktivität, führen
dazu, dass sich Menge und Form der verfügbaren Nährstoffe in Böden stets
verändern. Pflanzen nehmen diese Änderungen des Nährstoffgehaltes wahr und
reagieren durch die Anpassung des Wachstums und der Entwicklung ihrer
Wurzeln. So finden in bestimmten Teilen des Wurzelsystems Modifikationen
des Verzweigungsgrads, der Anordnung und der Wachstumsrichtung, aber auch
Verlängerungen von bestimmten Wurzeln statt. Einer der wichtigsten
Mineral- und Nährstoffe für Pflanzen ist Stickstoff. Pflanzen, welche in
Böden mit niedrigem Stickstoffgehalt wachsen, breiten ihre lateralen
Wurzeln aus, um gezielt stickstoffreichere Erde aufzusuchen. Wenn eine
Pflanze jedoch unter zunehmendem Stickstoffmangel wächst, wird eine
"Foraging Reaktion" ausgelöst, bei der die Wurzeln zum Wachsen angeregt
werden, damit sie ein größeres Bodenvolumen erschließen können. Bisher war
der zugrundeliegende regulierende Mechanismus dieser stickstoffabhängigen
Anpassung von Wurzeln unbekannt. Nun haben Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler des IPKs in Gatersleben festgestellt, dass eine Klasse von
Steroidhormonen das "Foraging" von Wurzeln bei niedrigem Stickstoffgehalt
steuert und das Ausmaß dieser Anpassung kontrolliert. Die Erkenntnisse
wurden in Nature Communications veröffentlicht.

In der Studie untersuchten Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler der
Forschungsgruppe "Molekulare Pflanzenernährung", unter der Leitung von
Prof. N. von Wirén, die natürliche Variation des Wurzellängenwachstums bei
mildem Stickstoffmangel in 200 Akzessionen der Modellpflanze Arabidopsis
thaliana. Durch eine genomweite Assoziationskartierung, durchgeführt mit
Unterstützung der Forschungsgruppe "Heterosis" unter der Leitung von Prof.
T. Altmann, konnten die Forscher zeigen, dass BSK3, eine Kinase im
Signalweg der Brassinosteroide, das Ausmaß des Wurzellängenwachstums bei
geringem Stickstoffangebot reguliert. Des Weiteren demonstrierten sie,
dass bei leichtem Stickstoffmangel die Sensitivität gegenüber
Brassinosteroiden in Wurzelzellen erhöht wird, indem die Transkription des
Brassinosteroid-Corezeptors BAK1 hochreguliert wird.

Die Ergebnisse enthüllen eine bisher unbekannte Funktion von
Pflanzenhormonen aus der Gruppe der Brassinosteroide bei der Anpassung von
Wurzelsystemen an Nährstoffmangel. Die neuen Erkenntnisse verbessern das
Verständnis, dass sich Pflanzen an veränderte Stickstoffverfügbarkeiten
anpassen. Zudem lässt sich eine praktische Anwendung dieser Erkenntnisse
in der Landwirtschaft ableiten.

Als "Motor des Pflanzenwachstums" ist Stickstoff ein unentbehrlicher
Bestandteil in der landwirtschaftlichen Pflanzenproduktion. Jedoch muss
Stickstoffdünger besonnen eingesetzt werden, da überschüssiger Stickstoff
zu Bodenversauerung oder Eutrophierung von Gewässern führen und damit die
Umwelt belasten kann. Daher wird die Züchtung von Feldfruchtarten
angestrebt, welche die im Boden vorliegenden Nährstoffe effektiver
ausschöpfen können und folglich weniger Dünger benötigen. Die Forscher der
Studie sehen die regulierende Funktion von BSK3 als neuartige Möglichkeit,
diese Problematik anzugehen. Durch die Nutzung natürlich vorkommender
allelischer Varianten von BSK3 oder durch die Erzeugung neuer Varianten
über die Genomeditierung könnten Pflanzenzüchter neue Kulturpflanzensorten
mit längeren Wurzelsystemen entwickeln. Somit wäre es möglich,
Nutzpflanzen diesen vorteilhaften Mechanismus mitzugeben.


Originalpublikation:

Zhongtao J. et al (2019).

Natural variation of BSK3 tunes brassinosteroid signaling to regulate root
foraging under low nitrogen.

DOI: 10.1038/s41467-019-10331-9

https://www.nature.com/articles/s41467-019-10331-9


Weitere Informationen unter:

https://www.ipk-gatersleben.de/fileadmin/content-ipk/content-ipk-institut/Presseinformationen/2019/190607_PM_2019_15_Brassinosteroide_DE.pdf

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution2011
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MELDUNG/367: 100 Jahre Forschungs- und Lehrbergwerk "Reiche Zeche" (idw)


Helmholtz-Zentrum Potsdam - Deutsches GeoForschungsZentrum GFZ - 07.06.2019

100 Jahre Forschungs- und Lehrbergwerk "Reiche Zeche"

• Das GFZ betreibt seit 1998 ein Untertagelabor an der Einrichtung der
TU Bergakademie Freiberg

• Tests für Schweizer Gotthard-Tunnel



Am 7. Juni 2019 feierte das Forschungs- und Lehrbergwerk "Reiche Zeche"
der TU Bergakademie Freiberg im Beisein des sächsischen Umweltministers
Thomas Schmid mit einem Festakt sein hundertjähriges Bestehen. Als am 1.
Mai 1919 die Schachtanlagen "Alte Elisabeth" und "Reiche Zeche" als
Lehrgrube der Bergakademie wiedereröffnet wurden, war die Umwidmung einer
voll ausgebauten Bergbauanlage zu wissenschaftlichen Zwecken ein
außergewöhnlicher Vorgang.

Auch heute noch ist die "Reiche Zeche" einzigartig in Europa. Ein
hochschul-eigenes Bergwerk mit einer bergbaurechtlichen Bewilligung für
die Gewinnung von Rohstoffen und als Versuchsgrube gibt es nur dort. Das
Grubenfeld umfasst derzeit eine Fläche von vier Quadratkilometern mit
einem Streckennetz von knapp 20 Kilometern auf fünf Sohlen in rund 230
Metern Tiefe. Untertage befinden sich 33 Labore und Praxisstände von 50
Partnern wie Hochschulen, Forschungseinrichtungen und Unternehmen. Eines
davon ist das UntertageLabor des Deutschen GeoForschungsZentrums GFZ.

Seit 1998 betreibt das GFZ 150 Meter unter der Erde sein UntertageLabor in
der "Reichen Zeche". Bei der Wahl des Standortes waren die vorhandene
Bergwerksinfrastruktur (Lastenbeförderung, Strom, Licht, Internet), die
konstanten Umweltbedingungen unter Tage sowie die gute Erreichbarkeit von
Potsdam aus die wesentlichen Punkte.

In drei "Strecken" (so nennen Bergleute höchstens leicht abschüssige
Abzweige eines Schachtes) finden dort Experimente zur dreidimensionalen
Vermessung der Eigenschaften des Untergrunds statt. In mehr als dreißig
ein und zwei Meter tiefen Bohrungen lässt sich ein Netz von Sensoren
installieren, das seismische Wellen umfassend registrieren kann. Ausgelöst
werden diese Wellen durch von den GFZ-Forschenden entwickelte
Quellsysteme. Unter anderem fanden im UntertageLabor von 1998 bis 2005
gemeinsam mit Industriepartnern Tests für den Bau des Gotthard-Tunnels in
der Schweiz statt.

Rüdiger Giese, Leiter des GFZ-UntertageLabors: "Das Forschungs- und
Lehrbergwerk "Reiche Zeche" ist für uns wissenschaftlich von
außerordentlicher Bedeutung. Ich bin mehrmals im Jahr selbst dort vor Ort.
Wir können in den Bohrungen verschiedene neue Ansätze testen, mit denen
sich detaillierte Informationen über die Umgebung inmitten des Gesteins
gewinnen lassen."

Weitere Infos:

Forschungs- und Lehrbergwerk "Reiche Zeche" wird hundert Jahre alt

https://tu-freiberg.de/presse/forschungs-und-lehrbergwerk-reiche-zeche-wird-hundert-jahre-alt

Integrated Seismic Imaging System ISIS

https://www.gfz-potsdam.de/sektion/geomechanik-und-wissenschaftliches-bohren/projekte/ingenieurgeophysik/isis/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution42

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Helmholtz-Zentrum Potsdam - Deutsches GeoForschungsZentrum GFZ, 07.06.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ARTIKEL/389: Inklusive Katastrophenvorsorge und Risikominderung in der Praxis - das Fallbeispiel Haiti (bezev)


Behinderung und internationale Entwicklung 1/2019

Inklusive Katastrophenvorsorge und Risikominderung in der Praxis:
das Fallbeispiel Haiti 

von Eileen Schuldt



Der folgende Artikel bezieht sich auf Aktivitäten zur inklusiven
Katastrophenvorsorge in Haiti, durchgeführt von Handicap International
(HI) und lokalen Partnern. Seit dem Erdbeben von 2010 setzt sich HI
für die Verbesserung der Katastrophenvorsorge auf nationaler und
kommunaler Ebene ein, unter besonderem Einbezug von Menschen mit
Behinderungen. Seit 2013 unterstützt das Bundesministerium für
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung diese Maßnahmen
finanziell.


Einführung

Haiti ist hochgradig anfällig für natürliche Risiken wie Hurrikans,
Dürren und Erdbeben. Durch Umweltzerstörungen, unkontrollierte
Waldnutzung und Klimawandel werden die Auswirkungen dieser
Katastrophen noch verstärkt. Das Aufeinanderfolgen der klimatischen
Schocks führt zu stetig wiederkehrender Ernährungsunsicherheit von
landesweit 32,4 % der Bevölkerung (CNSA 2018).

Bedarfsanalysen vor Ort haben ergeben, dass das Nationale Risiko- und
Katastrophenmanagementsystem oft nicht bis zur lokalen Ebene angewandt
wird. Zudem werden die Bedarfe von Menschen mit Behinderungen und
anderen vulnerablen Gruppen nur selten bis gar nicht in die Vorsorge-
und Reaktionspläne einbezogen.

Und dabei sind es vor allem vulnerable Gruppen und deren Angehörige
(bezogen auf Gender, Behinderung, Alter, Armut, Isolation etc.), die
im Falle einer Katastrophe den größten Risiken für ihr Leben und ihre
Lebensgrundlagen ausgesetzt sind.

Denn Erfahrungen in Haiti zeigen, dass beispielsweise Menschen mit
Behinderungen beim Ausbau ihrer wirtschaftlichen Aktivitäten häufig
Hindernissen wie Mobilitätseinschränkungen und mangelndem Zugang zur
Gesundheitsversorgung gegenüberstehen und somit einer Arbeit
nachgehen, die oft wenig rentabel und unsicher zugleich ist. Mit einem
geringen Einkommen wohnen und arbeiten betroffene Personen zudem oft
in risikoanfälligen Gebieten. Ein zugleich niedrigeres Bildungsniveau
und fehlende Anbindung an soziale Netzwerke schwächen zudem die
Möglichkeiten, im und nach einem Katastrophenfall angemessen zu
reagieren.

Vorgehen

Folgt man dem Modell der Disaster Risk Equation dann nimmt die
Wahrscheinlichkeit schädlicher Folgen oder erwarteter Verluste (also
des Risikos) zu, wenn häufige und/oder schwere Katastrophen auf
vulnerable Gebiete oder Bevölkerungsgruppen treffen, deren
Bewältigungskapazitäten nur begrenzt sind (Lafrenière/Walbaum 2017).

Ziel von Inklusiver Katastrophenvorsorge ist es daher, die
Verwundbarkeit der am stärksten ausgegrenzten Personen zu verringern
und gleichzeitig ihre eigenen Kapazitäten zur Risikoreduzierung und
zur Bewältigung aufgetretener Katastrophen zu erhöhen. Inklusive
Katastrophenvorsorge ist zudem auch die Anerkennung des Rechts dieser
Gruppen, von den Maßnahmen zur Katastrophenvorsorge zu profitieren und
sich gleichberechtigt daran zu beteiligen.

Um das Ziel einer Inklusiven Katastrophenvorsorge zu erreichen, nutzt
Handicap International den Twin-Track Approach. Dabei gilt es zum
einen, das System der Katastrophenvorsorge und des
Katastrophenmanagements als Ganzes inklusiver zu gestalten. Zum
anderen steht aber auch die Widerstandsfähigkeit der vulnerablen
Gruppen bzw. der at-risk Gruppen im Fokus.

Die HI-Interventionen basieren auf dem Menschenrechtsansatz der
UN-Behindertenrechtskonvention, der Dhaka Declaration on Disability
and Disaster Risk Management, dem Sendai Framework sowie den
Verpflichtungen des World Humanitarian Summits von 2016 "to leave no
one behind, including most at risk groups and people with
disabilities". Demnach sind universelles Design, Zugänglichkeit, freie
und verständliche Informationen sowie Beteiligung aller
Bevölkerungsgruppen Schlüsselkomponenten einer effektiven
Katastrophenvorsorge.

Inklusive Katastrophenvorsorge in Haiti

Im Folgenden werden Erfahrungen in Haiti beschrieben, wie
Katastrophenvorsorge inklusiver gestaltet werden kann. Dabei wird
neben dem Twin-Track Approach auch ein partizipativer,
gemeindebasierter Ansatz genutzt. So findet die Umsetzung der
Maßnahmen nicht nur auf nationaler und regionaler Ebene statt, sondern
in Dörfern und kleinen Ortschaften. Denn im Falle einer Katastrophe
sind es vor allem die lokalen Gemeinschaften, die erste
Notfallressourcen zur Verfügung stellen müssen, bevor weitere Hilfe
eintrifft.

Erfahrungen mit der Datenerhebung

Alle hier dargestellten Maßnahmen basieren auf einer grundlegenden
Analyse und Datenerhebung zu Risiken, Vulnerabilitäten der Gemeinden
(Häufigkeit auftretender Naturereignisse, natürliches Profil, lokale
wirtschaftliche Resilienz etc.), Vulnerabilitäten einzelner Haushalte
(wirtschaftliche Grundlagen, Bildungsniveau, Angehörige mit besonderem
Unterstützungsbedarf, etc.) sowie der vorhandenen strukturellen und
nicht-strukturellen Bewältigungskapazitäten.

Dabei gestaltet sich vor allem die Identifizierung vulnerabler
Haushalte schwierig. Die vom haitianischen Ministerium des Inneren und
der Gebietskörperschaften (MICT) bereitgestellten Übersichten zu
vulnerablen Personengruppen können oft nur bedingt genutzt werden, da
sowohl die angewandten Kriterien für die Erfassung von
Schutzbedürftigkeit als auch für die geografische Verteilung
schutzbedürftiger Gruppen nicht eindeutig erklärt und daher kaum
nachvollziehbar sind. Zugleich werden Behinderungen in der
haitianischen Gesellschaft tabuisiert. Die dadurch kaum vorhandene
Sichtbarkeit von Menschen mit Behinderungen erschwert die
Datenerhebung zusätzlich.

Nach Konsultationen mit lokalen Akteuren (Bürgermeistern, Behörden,
zivilgesellschaftliche Organisationen) sowie mehr als 2500
Haushaltsumfragen zu Vulnerabilitäten, Risiken, Kenntnissen und Praxis
der Katastrophenvorsorge konnten in den Interventionsregionen von HI
letztlich sowohl die am meisten vulnerablen Ortschaften als auch die
besonders zu unterstützenden Haushalte identifiziert werden.

Partizipative Maßnahmen zur Katastrophenvorbereitung

Inklusive Ansätze und das Mainstreaming der Inklusion von Menschen mit
Behinderungen sind im überarbeiteten Nationalen Risiko- und
Katastrophenmanagementplan von 2016 institutionalisiert. So ist die
allgemeine, offene und nicht diskriminierende Beteiligung von Menschen
mit Behinderungen und anderen vulnerablen Gruppen in allen Phasen des
Katastrophenmanagements festgeschrieben. Auch wurde ein barrierefreies
Informations- und Frühwarnsystem eingeführt sowie die Mechanismen für
die Informationserfassung zu Schutzbedürftigkeit und Risiken
verbessert. Nun unterstützt Handicap International die lokalen
Katastrophenbehörden, diese neuen Ansätze auch in ihre Vorsorge- und
Notfallpläne zu überführen.

Dazu gehört beispielsweise ein umfassendes kommunales Mapping der
Risiken und Risikogebiete, der Bevölkerungsstruktur und von Menschen
und Familien, die im Katastrophenfall besonderen Unterstützungsbedarf
haben.

Durch eine ausgewogene Stärkung der
 Katastrophenbewältigungskapazitäten auf kommunaler und
 individueller Ebene können die negativen Auswirkungen von
 Naturkatastrophen auf vulnerable Gruppen nachweislich reduziert
 werden.



Auch eine bessere Identifizierung und Ausstattung sicherer
Notfallunterkünfte für mögliche Evakuierungen wurde durchgeführt. In
Kooperation mit HI werden die Notunterkünfte in den Hochrisikogebieten
saniert und barrierefrei ausgebaut. Die lokalen Komitees zur
Evakuierung und Verwaltung der Notunterkünfte werden zudem mit Blick
auf die Bedarfe von Menschen mit Behinderungen und anderen vulnerablen
Gruppen sensibilisiert. Die freiwilligen Helfenden werden darüber
hinaus zu spezifischen Kommunikationsbarrieren und dem sicheren
Transport von Menschen mit Verletzungen und Behinderungen geschult, um
weitere Beeinträchtigungen zu vermeiden.

Wie bereits erwähnt, beinhaltet Inklusive Katastrophenvorsorge die
aktive Teilnahme vulnerabler Gruppen und Personen an den Maßnahmen zur
Katastrophenvorbereitung. Häufig wird dies über die Einbindung von
Selbstvertretungsorganisationen in die kommunalen
Katastrophenmanagementsysteme gewährleistet.

So wirbt HI bei der Entwicklung von Reaktionsplänen und bei der
Gründung von lokalen Katastrophenschutzkomitees immer wieder
erfolgreich für die Beteiligung von Selbsthilfe- und
Behindertenorganisationen. Bis dato konnten 14
Selbstvertretungsorganisationen langfristig in die dezentralen
Strukturen der Katastrophenschutzbehörden eingebunden werden. Durch
diese Einbindung legen heute viele regionale Reaktionspläne einen
besonderen Fokus auf die Unterstützung vulnerabler Bevölkerungsgruppen
in den Bereichen Gesundheit, Ernährungssicherheit und sozialem Schutz.

Beteiligung gelingt jedoch nur über eine kontinuierliche
Bewusstseinsbildung aller wichtigen Stakeholder. Parallel dazu müssen
zumeist auch die Interessensverbände kontinuierlich gestärkt werden,
um deren effektive Teilnahme sicherzustellen. So erhalten sie neben
Schulungen zur inklusiven Katastrophenvorsorge auch Schulungen zu
Rechten und Möglichkeiten zur Überwindung von Barrieren. Gleichzeitig
unterstützt HI die Selbstvertretungsorganisationen bei eigenen
Maßnahmen zur Bewusstseinssteigerung. In Haiti wurden so
beispielsweise bereits kulturelle Abende und Kunstaktionen zu den
Herausforderungen für Menschen mit Behinderungen im Katastrophenfall
sowie Demonstrationen für die Rechte von Menschen mit Behinderungen
durchgeführt.

Auf Ebene der vulnerablen Haushalte wird sichergestellt, dass diese
über individuelle Risikoanalysen und Familiennotfallpläne verfügen.
Die Entwicklung solcher Pläne wird von den lokalen
Katastrophenbehörden begleitet. Der Familiennotfallplan wird mit allen
Mitgliedern eines Haushaltes ausgearbeitet und ermöglicht es der
Familie, im Falle von bevorstehenden Bedrohungen rechtzeitig und
angemessen zu reagieren. Der Familiennotfallplan besteht aus 5
Elementen:

1. Analyse der Risiken (Standort des Hauses, Verwundbarkeit der
Lebensgrundlage, usw.)

2. Kenntnis der besonderen Bedarfe innerhalb der Familie

3. Kenntnis des lokalen Warnsystems, der Notunterkünfte, der
Katastrophenschutzverantwortlichen

4. Kenntnis der sicheren Orte und Straßen im Fall einer Evakuierung

5. Bereithaltung eines Familiennotfallkits, das für einen Zeitraum von
mindestens drei Monaten angepasst ist.

Inklusive Frühwarnsysteme

Auch die Frühwarnsysteme gilt es inklusiver auszurichten. Häufig
werden Warnmeldungen in Haiti nur über das Radio ausgegeben. Daher ist
es notwendig, zusammen mit unterschiedlichen Bevölkerungsgruppen
angepasste Methoden der Frühwarnung sowie eine kommunale
Weitergabekette von Warnmeldungen zu entwickeln. So wurden in einer
Gemeinde beispielweise ehrenamtliche Gemeindegruppen gebildet, die
vorher identifizierte Haushalte persönlich über bevorstehende
Ereignisse informiert haben. Neben Radiomitteilungen der Behörden
wurde ein behördliches Informationssystem über SMS installiert und
mehrere Fahnenmasten zentral errichtet, um über Flaggensignale den
Schweregrad des bevorstehenden Ereignisses anzukündigen. Eine Umfrage
nach dem Tropensturm Erika 2015 hat ergeben, dass über diese Maßnahmen
99 % der Familien über den bevorstehenden Sturm informiert waren.
Dabei zeigte sich die Mobilisierung durch die Gemeindegruppen, das
Radio sowie die Fahnensignale als am effektivsten (Handicap
International 2015).

Wirkungen

Evaluierungen nach dem Tropensturm Erika 2015 und dem Hurrikan Matthew
2016 haben gezeigt, dass alle im Vorfeld identifizierten Personen mit
besonderem Unterstützungsbedarf oder isoliert lebende Personen die
notwendigen Warnmeldungen erhalten haben. Auch konnten die
entsprechenden Familien im vorgesehenen Zeitrahmen mit Hilfe
freiwilliger Helfer evakuiert werden. Es stellte sich heraus, dass die
sanierten Notfallunterkünfte angemessen ausgestattet und auf besondere
Schutzbedarfe vorbereitet waren.

Trotz materieller Schäden (beschädigte Häuser, Verlust von Erntegut
und Vieh) gab es in keiner der Projektlokalitäten Tote oder Verletzte
im Gegensatz zu anliegenden Lokalitäten (MICT 2016).

Auch hat sich gezeigt, dass die Familien in der Projektregion
angemessene Schutzmaßnahmen durchführten (bspw. Abschneiden von Ästen,
Absicherung der Häuser, Schutz von wichtigen Unterlagen). Die im
Vorfeld als vulnerabel identifizierten Haushalte erhielten dabei
Unterstützung durch die Gemeindeeingreifgruppen (Handicap
International 2015).

Gleichzeitig stellte sich jedoch heraus, dass die wirtschaftliche
Grundlage vor allem von vulnerablen Gruppen zumeist nachhaltig
geschädigt war. Da weder Vorsorge zur Sicherung der Produktionsmittel
getroffen wurde, noch die Existenzgrundlagen ausreichend
widerstandsfähig waren. Nach diesen Erfahrungen wurde ein verstärkter
Fokus auf die Stärkung der wirtschaftlichen Resilienz und der
Bewältigungskapazitäten von Gemeinschaften sowie einzelnen Haushalten
gesetzt.

Stärkung der wirtschaftlichen Resilienz

Im Falle Haitis bilden vornehmlich Landwirtschaft, Viehzucht,
Fischerei und Handel die wirtschaftlichen Grundlagen. Um diese zu
stärken und widerstandsfähiger zu machen, werden Maßnahmen sowohl mit
Kleinerzeugerverbänden als auch mit vorher identifizierten vulnerablen
Haushalten entwickelt. Zum einen werden die Produzenten über Risiken
und nachteilige Verhaltensweisen aufgeklärt (unkontrollierte
Holzwirtschaft, unkontrollierte Viehhaltung, Überfischung) und zu
verbesserten Produktionstechniken geschult. Zum anderen werden aber
auch Aktivitäten zur Diversifizierung der Einkommensquellen
unterstützt. Auch steht die bessere Sicherung der Lebensgrundlage
(Gerätschaften, Fischerboote, Vieh, Saatgut, etc.) im Fokus dieser
Aktivitäten. Auf Ebene der Gemeinden werden Fonds eingerichtet, mit
Hilfe derer die Bevölkerung Anpassungen zur Risikominderung
finanzieren kann.

Im Vorfeld identifizierte Haushalte von beispielsweise Menschen mit
Behinderungen erhalten darüber hinaus eine sogenannte "personalisierte
Unterstützung". Ziel ist es, die Rentabilität ihrer wirtschaftlichen
Tätigkeiten durch kleinere Anpassungen zu erhöhen. Über die Ausgabe
von Mobilitätshilfen und anderen Hilfsmitteln wird zudem die Autonomie
der Betroffenen verbessert. Auch sollen die familiären
Einkommensquellen diversifiziert und die soziale Isolation reduziert
werden. So wurden einigen Familien Finanzmittel zur Verfügung
gestellt, mit denen sie Ziegen erwarben und ihre bis dato einzige
Einkommensquelle des Gemüseanbaus erweiterten. Andere Haushalte haben
sich auf neue widerstandsfähigere landwirtschaftliche Produkte
spezialisiert. Anschließend werden die Familien dabei begleitet, sich
einem Erzeugerverband anzuschließen, dadurch aus der Isolation zu
treten und Zugang zu weiteren Unterstützungsleistungen und
Mikrofinanzierungen zu erhalten.

Maßnahmen zur Risikominderung

Die meisten Gemeinden verfügen über Pläne zur Risikominderung, in
denen strukturelle und nicht-strukturelle Maßnahmen zur Begrenzung der
nachteiligen Auswirkungen von natürlichen und anthropogenen Risiken
enthalten sind.

Zur Verbesserung der Katastrophenvorsorge werden diese Pläne von HI
zusammen mit verschiedenen Interessensvertretungen auf ihre Relevanz
überprüft. Zu den anschließenden Minderungsmaßnahmen, die HI in
Kooperation mit den lokalen Akteuren durchführt, gehören: die
Verbesserung von Straßenanbindungen zu Notfalleinrichtungen, der Bau
von Wasserrückhaltebecken für die Viehhaltung oder auch der Ausbau von
Erosionsrinnen und Wehren. Ähnliche Maßnahmen um die Auswirkungen von
beispielsweise Starkregen zu verringern, werden auch mit den vorher
identifizierten Haushalten durchgeführt. Dies beinhaltet
beispielsweise die Befestigung von abschüssig gelegenen Gärten oder
den Bau von hauseigenen Trinkwassertanks in entlegenen Gebieten. Bei
den einzelnen Vorhaben wird darauf geachtet, dass diese einfach,
kostengünstig und vor Ort durch die Haushalte oder die Gemeinden
instandgehalten werden können.

Zusammenfassung

Inklusive Katastrophenvorsorge kann dann gelingen, wenn gleichzeitig
auf struktureller und individueller Ebene gearbeitet wird. Auch sollte
ein ganzheitlicher Ansatz verfolgt werden, der nicht nur die
Vorbereitung auf den Katastrophenfall beinhaltet, sondern auch die
Stärkung von kommunalen und individuellen Bewältigungskapazitäten
sowie die Minderung von Vulnerabilitäten. Für eine langfristige
Einbindung inklusiver Ansätze bedarf es einer kontinuierlichen
Bewusstseinsbildung, die langfristig nur über starke
Selbstvertretungen sichergestellt werden kann. Diese gilt es von
vornherein aktiv in die Maßnahmen einzubinden und zu stärken.
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GESUNDHEIT/1033: Aktionsplan gegen sogenannte "Konversionstherapien" ist längst überfällig


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 11. Juni 2019

Aktionsplan gegen sogenannte "Konversionstherapien" ist längst überfällig



Zum Ergebnis von zwei wissenschaftlichen Gutachten bezüglich eines
Verbots sogenannter "Konversionstherapien" erklärt Ulle Schauws,
Sprecherin für Queerpolitik:

Es ist ein Skandal, dass im Jahr 2019 Pseudotherapien, die darauf
abzielen, die homosexuelle Orientierung zu ändern, nach wie vor in
Deutschland stattfinden. Wir begrüßen die Ergebnisse der Kommission,
wonach ein wirksames Verbot von sogenannten Konversionstherapien
verfassungsrechtlich möglich sei. Nun muss die Koalition schnell einen
Gesetzentwurf vorlegen oder den grünen Entwurf, der bereits im
parlamentarischen Verfahren ist, unterstützen. Der
Bundesgesundheitsminister hat dazu eine Initiative bis zum Sommer
versprochen. Wir hoffen, dass er sein Wort diesbezüglich hält.

Darüber hinaus müssen auch trans- und intergeschlechtliche Menschen
davor geschützt werden, dass sie Objekt ähnlicher Pseudotherapien
werden. Solche Versuche sind mit dem geschlechtlichen
Selbstbestimmungsrecht ebenfalls nicht vereinbar. Hier sollen
Maßnahmen gemeinsam mit den Verbänden entwickelt werden.

Allerdings brauchen wir mehr als ein Verbot. Zu den uns
vorgeschlagenen Maßnahmen gehören außerdem Kampagnen, die die
Akzeptanz der Vielfalt sexueller Orientierungen und geschlechtlicher
Identitäten ausbauen und über die Gefahr von Behandlungen aufklären.
Hiermit sollen die Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung, die
Bundeszentrale für politische Bildung sowie Jugendhilfeeinrichtungen
beauftragt werden. Zivilgesellschaftliche Organisationen, die
Aufklärungsarbeit leisten, sollen finanziell unterstützt werden. Zudem
sollen die Richtlinien des Leistungskatalogs der gesetzlichen
Krankenversicherung überprüft werden, damit die sogenannten
"Konversions"- oder "Reparations"-Therapien nicht unter anderen
Leistungen abgerechnet werden können. Und schließlich muss klar sein,
dass das Anbieten solcher Pseudotherapien, die die grundrechtlich
geschützte Menschenwürde der Betroffenen verletzt, der
Gemeinnützigkeit entgegensteht.

 * 
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Pressemitteilung vom 11. Juni 2019
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AUSSEN/1843: Albanien - Alle Seiten sollten jetzt Weg der Versöhnung suchen


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 9. Juni 2019

Albanien: Alle Seiten sollten jetzt Weg der Versöhnung suchen



Gestern Abend hat der albanische Staatspräsident Ilir Meta die für
den 30.6. angesetzten Kommunalwahlen auf unbestimmte Zeit verschoben
und die Streitparteien aus Regierung und Opposition zum Dialog
aufgefordert. Er hat zugleich ausländische Partner gebeten, bei
diesem Dialog vermittelnd zu helfen. Zu der Entscheidung des
albanischen Präsidenten erklärt der stellvertretende Vorsitzende der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Johann David Wadephul:

"Nach dieser Entscheidung des Präsidenten gibt es eine neue
politische Lage. Alle Seiten sollten jetzt den Weg der Versöhnung
suchen. Dazu gehören demokratische Lokalwahlen mit mehreren möglichen
Bewerbern. Das setzt voraus, dass alle die Entscheidung des
Präsidenten akzeptieren und sich danach am politischen Wettbewerb
beteiligen. Alles andere wäre uneuropäisch und würde die Zweifel an
der Sinnhaftigkeit eines Beitrittsprozesses unnötig verstärken. Damit
wäre auch eine neue Grundlage zu einem friedlichen Miteinander der
politischen Wettbewerber geschaffen.

In Europa muss jede Regierung eine kritische Opposition, jede
Opposition eine handlungsfähige Regierung akzeptieren. Das ist
unerlässliche Grundlage für einen gleichermaßen stabilen wie
demokratischen Staat. Wenn Albanien diesen Weg Richtung Europa gehen
möchte, wird es sicher jede Unterstützung aus Deutschland erhalten."

 * 
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ARBEIT/1868: Scheele schätzt Arbeitsmarkt falsch ein


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 11. Juni 2019

Scheele schätzt Arbeitsmarkt falsch ein



"Die Arbeitslosenversicherung muss für den Konjunkturabschwung stark
gemacht werden. Wenn die Bundesagentur für Arbeit nun besorgt
nachrechnen muss, ob sie den erwarteten Anstieg beim Kurzarbeitergeld
stemmen kann, dann zeigt sich: Die Absenkung des
Arbeitslosenversicherungsbeitrags war ein grober Fehler. Die
Bundesregierung muss in der Arbeitsmarktpolitik eine 180-Grad-Wende
vollziehen. Denn der konjunkturelle Abschwung wird früher oder später
auch die Erwerbslosigkeit ansteigen lassen. Die Bundesagentur für
Arbeit redet dieses Risiko klein", erklärt Sabine Zimmermann,
arbeitsmarktpolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, zu einem
aktuellen Interview des Vorstandsvorsitzenden der Bundesagentur für
Arbeit, Detlef Scheele, mit der Augsburger Allgemeinen. Zimmermann
weiter:

"Wenn der Chef der Bundesagentur für Arbeit meint, das
Entlassungsrisiko sei in Deutschland noch nie so gering gewesen wie
heute, argumentiert er an der Realität vorbei. Das Entlassungsrisiko
in Deutschland steigt und fällt mit der Konjunktur. Noch im April war
im Monatsbericht der Bundesagentur für Arbeit zu lesen, dass sich der
Arbeitsmarkt gegenüber der Konjunktur 'robust' verhalte, was Scheele
im aktuellen Interview erneut betont. Doch schon im Monatsbericht Mai
hieß es, dass sich auf dem Arbeitsmarkt 'erste Auswirkungen der
konjunkturellen Abschwächung' zeigten.

Bereits seit dem Frühjahr/Sommer 2018 hat sich der Rückgang der
Erwerbslosigkeit im Vergleich zum Vorjahreszeitraum verlangsamt -
parallel zur Abschwächung des Wirtschaftswachstums. Gleichzeitig hat
die Zunahme der Zahl der offenen Stellen abgenommen.
Arbeitskräfteangebot und Arbeitskräftenachfrage zeigen sich also seit
rund einem Jahr nicht robust gegenüber der Konjunktur. Dass eine
'Rückkehr zu einer spürbaren Arbeitslosigkeit' 'weit entfernt' sei,
wie der Chef der Bundesagentur es formuliert, kann ich nicht
nachvollziehen. Verzichtet man auf statistische Schönrechnerei, sind
immer noch 3,2 Millionen Menschen erwerbslos. Für sie ist die
Erwerbslosigkeit sehr konkret spürbar."

 * 

Quelle:
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INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





AUSSEN/1874: Bernd Riexinger zur Intercept-Recherche zum Lula-Prozess


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 11. Juni 2019

Intercept-Recherche zu Lula-Prozess



Das Online-Nachrichtenmagazin The Intercept hat die Ergebnisse einer
Recherche veröffentlicht, in der explizit deutlich wird, dass Richter
und Staatsanwälte in Brasilien vor den letzten Wahlen politisch
motivierte Prozesse gegen die Arbeiterpartei (PT) angestrengt haben.
Bernd Riexinger, Vorsitzender der Partei DIE LINKE, dazu:

Die Recherche von Intercept hat zum Vorschein gebracht, was wir
bereits seit Beginn des Prozesses gegen Lula da Silva vermutet hatten.
Der Prozess gegen den linken Hoffnungsträger Brasiliens war politisch
motiviert. Ziel war niemals, die Korruption zu bekämpfen, sondern die
linken Kräfte in dem Land zu schwächen.

Schon der Putsch gegen Dilma Rousseff basierte darauf, die Justiz für
politische Machtspiele zu missbrauchen. Jetzt wissen wir: nach dem
Putsch wurde Lula da Silva durch gezielte Prozesse und Verhaftung
daran gehindert, an den Wahlen teilzunehmen. Wieder einmal zeigt sich,
dass die radikalen Rechten zwar laut nach Recht und Ordnung schreien,
sich selbst jedoch mit hoher krimineller Energie an die Macht kämpfen.

Der von Beginn an fragwürdigen Inhaftierung Lulas ist jetzt auch der
letzte Boden entzogen worden. Wir fordern seine sofortige Freilassung
und ein Ende der Verfolgung linker Kräfte in Brasilien.

 * 

Quelle:
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INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





AUSSEN/1873: Emirate für Jemen-Krieg nicht weiter belohnen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 9. Juni 2019

Emirate für Jemen-Krieg nicht weiter belohnen



"Wer wie die Bundesregierung die Kriegsverbrechen der Vereinigten
Arabischen Emirate im Jemen mit neuen Rüstungsexporten belohnt, macht
sich im Kampf für ein humanitäres Völkerrecht unglaubwürdig.
Bundesaußenminister Heiko Maas darf nicht weiter als Lobbyist der
deutschen Rüstungsindustrie in Abu Dhabi auftreten", erklärt Sevim
Dagdelen, stellvertretende Vorsitzende und abrüstungspolitische
Sprecherin der Fraktion DIE LINKE. Dagdelen weiter:

"Bundesaußenminister Maas muss die brutale Kriegführung im Jemen und
die Hungerblockade gegen die dortige Zivilbevölkerung verurteilen, bei
der auch deutsche Rüstungsgüter zum Einsatz kommen und die zur größten
humanitären Katastrophe unserer Tage geführt haben. Die
Bundesregierung muss die Waffenexporte an die VAE und alle anderen
Länder der Jemen-Kriegskoalition stoppen."

 * 

Quelle:
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SOZIALES/2632: Wenn das Einkommen an den Zähnen ablesbar ist, hat das Sozialsystem versagt


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 11. Juni 2019

Wenn das Einkommen an den Zähnen ablesbar ist, hat das Sozialsystem versagt



"Der Report der BARMER zeigt auf, dass die Inanspruchnahme der
Regelversorgung als Referenzversorgung stetig abnimmt und somit immer
mehr gesetzlich Versicherte Zuzahlungen leisten. Notwendige
Zahnbehandlungen dürfen aber nicht zum Armutsrisiko werden. Eine
hochwertige zahnmedizinische Versorgung muss jedem Menschen in
Deutschland offenstehen. Wenn das Einkommen an den Zähnen ablesbar
ist, hat das Sozialsystem versagt", erklärt Achim Kessler, Sprecher
für Gesundheitsökonomie der Fraktion DIE LINKE und Obmann im Ausschuss
für Gesundheit, mit Blick auf die Veröffentlichung des
BARMER-Zahnreports 2019. Kessler weiter:

"In keinem anderen Versorgungsbereich sind für eine Versorgung auf dem
aktuellen Stand des Wissens derart hohe Eigenleistungen von den
Versicherten zu erbringen. Die boomenden privaten
Zahnzusatzversicherungen machen das Systemversagen deutlich. Wir
wollen den Zahnersatz wieder vollständig zur Regelleistung der
Krankenkassen machen. Die Regelleistungen müssen schnellstmöglich auf
den neuesten Stand gebracht und Abzockerei von schwarzen Schafen in
der Zahnmedizin endlich wirksam verhindert werden."

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/8524: Heute im Bundestag Nr. 667 - 11.06.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 667

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 11. Juni 2019, Redaktionsschluss: 14.48 Uhr

1. Ächtung autonomer Waffensysteme

2. Menschenrecht auf Frieden

3. Lösung des Konflikts in Nicaragua

4. Förderung außenpolitischer Expertise

5. Schwerpunkt Klima und Sicherheit

6. Nicht-mandatierte Bundeswehreinsätze



1. Ächtung autonomer Waffensysteme

Auswärtiges/Antrag

Berlin: (hib/AHE) Die Fraktion Bündnis/90 Die Grünen fordert die
Bundesregierung auf, sich für eine völkerrechtliche Ächtung autonomer
Waffensysteme einzusetzen. "Eine Entwicklung, die dazu führt, dass Waffen
selbständig Ziele erkennen und diese bekämpfen, ohne dass ein Mensch noch
eingreifen kann, muss unbedingt verhindert werden", heißt es in einem
Antrag der Fraktion (19/10637). Die Weiterentwicklung und Verbreitung
autonomer Waffensysteme drohe die Hemmschwelle für militärische Konflikte
herabzusetzen und erhöhe die Gefahr von massiven Völkerrechtsverletzungen
sowie eines neuen Wettrüstens.

Die Bundesregierung wird aufgefordert, sich ausdrücklich für ein Verbot
letaler autonomer Waffensysteme auszusprechen, sich im Rahmen der
Konvention über bestimmte konventionelle Waffen (CCW) für die Aufnahme von
Verhandlungen für ein Verbot letaler autonomer Waffensysteme einzusetzen
und Verhandlungen über einen verbindlichen Verbotsvertrag einzufordern.
Außerdem soll sie bis zur Entwicklung eines völkerrechtlichen
Instrumentariums ein nationales Moratorium für die Entwicklung und
Anschaffung derartiger Waffen erlassen.

 * 

2. Menschenrecht auf Frieden

Menschenrechte/Antrag

Berlin: (hib/AHE) Die Fraktion Die Linke dringt auf die Anerkennung eines
Menschenrechts auf Frieden. "Frieden ist eine unabdingbare Voraussetzung
für die Verwirklichung der Menschenrechte und die umfassende menschliche
Entwicklung", schreiben die Abgeordneten in einem Antrag (19/10753).
"Frieden geht über die Abwesenheit von bewaffneten Konflikten hinaus und
bedeutet die Beseitigung aller Arten von Gewalt, ob direkte, politische,
strukturelle, wirtschaftliche oder kulturelle Gewalt sowohl im öffentlichen
als auch im privaten Sektor (positive Dimension des Rechts auf Friedens,
nach der Santiago Deklaration)."

Die Abgeordneten fordern die Bundesregierung auf, "sich innerhalb der
UN-Gremien für die Umsetzung des Rechts auf Frieden im Sinne der Santiago
Deklaration durch Verankerung in einem völkerrechtlichen Vertrag
einzusetzen und diesen in allem politischen Handeln konsequent umzusetzen".
Weitere Forderungen zielen auf die Beendigung sämtlicher Auslandseinsätze
der Bundeswehr und den Stopp aller deutschen Rüstungsexporte.

 * 

3. Lösung des Konflikts in Nicaragua

Auswärtiges/Antrag

Berlin: (hib/AHE) Die Fraktion Bündnis/90 Die Grünen fordert die
Bundesregierung auf, Menschen- und Bürgerrechtsverletzungen in Nicaragua zu
verurteilen und Friedensbemühungen zu unterstützen. "Seit April 2018
protestieren große Teile der Bevölkerung gegen die Regierung des
Präsidenten Daniel Ortega und der seit 2017 amtierenden Vizepräsidentin
Rosario Murillo, die zugleich die Ehefrau des Präsidenten ist", heißt es in
einem Antrag (19/10634) der Abgeordneten. "Die weitgehend friedlichen
Proteste, die sich gegen die Erosion der Demokratie richteten und durch die
geplanten Sozialreformen ausgelöst wurden, werden seither mit heftiger
staatlicher Gewalt unterdrückt und kriminalisiert."

Die Bundesregierung wird aufgefordert, "öffentlich die Unterdrückung der
friedlichen Proteste in Nicaragua zu verurteilen und sich gemeinsam mit den
europäischen und lateinamerikanischen Partnern stärker für ein sofortiges
Ende der Gewalt einzusetzen" sowie die Forderung nach vorgezogenen
Neuwahlen zu unterstützen. Zudem solle die Regierung Nicaraguas
aufgefordert werden, Fälle von Polizeigewalt, von Verfolgung von
Menschenrechtsverteidigern und Oppositionellen strafrechtlich aufzuklären.

 * 

4. Förderung außenpolitischer Expertise

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Einen Überblick über die Förderung des Bundes von
Einrichtungen der Außen-, Sicherheits- und Entwicklungspolitik gibt die
Bundesregierung in der Antwort (19/10494) auf eine Kleine Anfrage der
FDP-Fraktion (19/9380). Dargestellt sind darin die Mittel für die
Bundesakademie für Sicherheitspolitik (BAKS), das Deutsche Institut für
Entwicklungspolitik (DIE), die Deutsche Gesellschaft für Auswärtige Politik
(DGAP), die Deutsche Stiftung Friedensforschung (DSF), das German Institute
of Global and Area Studies (GIGA), die Hessische Stiftung Friedens- und
Konfliktforschung (HSFK), das Institut für Friedensforschung und
Sicherheitspolitik an der Universität Hamburg (IFSH), die Münchner
Sicherheitskonferenz (MSC), das Zentrum für Osteuropa- und internationale
Studien (ZOiS) und die Stiftung Wissenschaft und Politik (SWP).

 * 

5. Schwerpunkt Klima und Sicherheit

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Mit dem selbstgewählten Schwerpunkt Klima und Sicherheit
während der zweijährigen deutschen Mitgliedschaft im Sicherheitsrat der
Vereinten Nationen will die Bundesregierung unter anderem zur Verbesserung
der Analyse und des Managements zu Risiken infolge des Klimawandels
beitragen. Wie sie in der Antwort (19/10474) auf eine Kleine Anfrage
(19/9475) der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen schreibt, unterstütze sie dazu
den am Hauptsitz der Vereinten Nationen in New York neu geschaffenen 
Klima-Sicherheits-Mechanismus. Die Bundesregierung ziele in diesem Kontext auf
den Ausbau der Informationsbasis der Vereinten Nationen zu Klima und
Sicherheit, die Verbesserung der Klima-Risikoanalyse und des
Risikomanagements sowie auf die Entwicklung operativer Lösungsansätze, etwa
durch den Aufbau von Frühwarnmechanismen.

 * 

6. Nicht-mandatierte Bundeswehreinsätze

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Nicht-mandatierte Auslandseinsätze der Bundeswehr stellt
die Fraktion Die Linke in den Mittelpunkt einer Kleinen Anfrage (19/10386).
Die Abgeordneten erkundigen sich nach Land, Zahl der Soldaten, Einsatzgrund
und -zweck, Einsatzbeginn und Kosten jener Auslandseinsätze, die nach
Ansicht der Bundesregierung nicht durch den Deutschen Bundestag mandatiert
werden müssen. Die Bundesregierung soll auch Angaben machen, welche
Standorte, Feldlager, Luftwaffenbasen, logistische Stützpunkte die
Bundeswehr im Ausland unterhält und welche Spezialkräfte sich aktuell im
Ausland befinden.

 * 
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Heute im Bundestag Nr. 667 - 11. Juni 2019 - 14.48 Uhr

Herausgeber: Deutscher Bundestag

Parlamentsnachrichten, PuK 2

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: +49 30 227-35642, Telefax: +49 30 227-36191

E-Mail: mail@bundestag.de

Internet: www.bundestag.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 12. Juni 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / FAKTEN





BUNDESTAG/8523: Heute im Bundestag Nr. 666 - 11.06.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 666

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 11. Juni 2019, Redaktionsschluss: 13.24 Uhr

1. Linke fordert freien Museumseintritt

2. Linke fordert Berufsbildungsqualitätsgesetz

3. Zuschuss für Kampfmittelbeseitigung

4. Keine Bedenken gegen Erbschaftsteuer

5. Kosten des Bundes für Flüchtlinge



1. Linke fordert freien Museumseintritt

Kultur und Medien/Antrag

Berlin: (hib/AW) Die Fraktion Die Linke fordert die Bundesregierung
auf, den kostenfreien Eintritt für alle vom Bund geförderten
Kultureinrichtungen, insbesondere zu Dauerausstellungen und an
bestimmten Tagen auch zu Sonderausstellungen zu gewährleisten. In
ihrem entsprechenden Antrag (19/10754) spricht sie sich zudem dafür
aus, die Ausstellungen mit pädagogischen, partizipativen und
kulturvermittelnden Maßnahmen und Programmen zu begleiten.

Nach Ansicht der Linksfraktion erreichen öffentlich geförderte
Kulturangebote nur eine "privilegierte Minderheit der Bevölkerung".
Ihre Inanspruchnahme sei maßgeblich von Bildung, Herkunft und
Einkommen beeinflusst. Öffentliche Kultureinrichtungen dürften aber
keine Orte der unsichtbaren Sozial- und Klassenschranken sein. Mit
einem kostenfreien Eintritt könnten nicht nur Zugangsbarrieren
abgebaut, sondern auch die Besucherzahlen erhöht und die
Dauerausstellungen wieder attraktiver werden. Mit ergänzenden
Maßnahmen, insbesondere mit Blick auf die Ansprache einer
vielfältigeren Zielgruppe, lasse sich das Museumspublikum darüber
hinaus diverser gestalten.

 * 

2. Linke fordert Berufsbildungsqualitätsgesetz

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Antrag

Berlin: (hib/ROL) Das Berufsbildungsgesetz soll zum
Berufsbildungsqualitätsgesetz ausgebaut werden. Das fordert die
Fraktion Die Linke in einem Antrag (19/10757). Das vorliegende
Berufsbildungsmodernisierungsgesetz (BBiMoG) sehe eine Reihe von
Maßnahmen vor, die die Attraktivität der beruflichen Ausbildung
erhöhen und fit für die Zukunft machen sollen. Diese Zielsetzung sei
prinzipiell richtig. Allerdings bleibe der Gesetzentwurf deutlich
hinter den notwendigen Regelungsnotwendigkeiten zurück, enthalte zudem
noch Regelungslücken und werde voraussichtlich die großen Probleme und
Herausforderungen am Ausbildungsmarkt und in der beruflichen Bildung
nicht lösen.

Ein Blick in den Berufsbildungsbericht und in die integrierte
Ausbildungsstatistik zeige, dass die Lage am Ausbildungsmarkt für
Jugendliche nach wie vor sehr angespannt sei. So bildeten nicht einmal
mehr 20 Prozent der Betriebe überhaupt noch aus. Ein Bestandsverlust
sei vor allem darauf zurückzuführen, dass sich insbesondere Klein- und
Kleinstbetriebe nicht mehr an Ausbildung beteiligen. In der Konsequenz
klage die Wirtschaft über einen drohenden Fachkräftemangel. Dabei sei
sie diejenige, die die Hauptverantwortung für eine qualitativ
hochwertige Ausbildung von Nachwuchsfachkräften trage. Anstatt allen
jungen Ausbildungsinteressierten ein attraktives Angebot zu machen,
sei auf dem Ausbildungsmarkt mittlerweile eine Schließungstendenz für
Jugendliche mit Haupt- und Realschulabschluss zu beobachten. Diese
"Bestenauslese" führe dazu, dass viele Ausbildungsinteressierte
schlechte Chancen auf einen vollqualifizierenden Berufsabschluss
haben. So bleibe Schulabgängern mit maximal einem Hauptschulabschluss
der Zugang zu dreijährigen und damit vollqualifizierenden
Ausbildungsberufen größtenteils verwehrt, weil sie sich auf mehr als
60 Prozent der angebotenen Ausbildungsplätzen in der Lehrstellenbörse
der Industrie- und Handelskammern (IHK) nicht einmal bewerben können.
Ihnen stünden dann trotz Schulabschluss größtenteils nur Berufe mit
niedrigen Qualifizierungsvoraussetzungen offen. Hierzu zählten vor
allem die zweijährigen Ausbildungsberufe. Allerdings seien die Chancen
auf dem Arbeitsmarkt nach einer kurzen Ausbildung deutlich geringer,
da Fachkräfte mit einer drei- oder dreieinhalbjährigen Ausbildung für
Betriebe attraktiver seien. Um das Risiko von prekärer Beschäftigung
oder Arbeitslosigkeit zu verringern, müsse der verbindliche Durchstieg
von zwei- in dreijährige Ausbildungsberufe im BBiG festgeschrieben
werden, schreiben die Abgeordneten.

Um die berufliche Ausbildung für junge Menschen attraktiver zu machen,
müssen ihrer Ansicht nach Qualitätsparameter in den Blick genommen
werden. Dort, wo schlechte Ausbildungsbedingungen vorzufinden seien,
treffe man häufig auf Besetzungsprobleme und hohe
Vertragsauflösungsquoten. Unverbindliche Appelle seien hierbei nicht
ausreichend. Im Berufsbildungsgesetz (BBiG) sollten klare und
belastbare Standards zur Qualitätssicherung der Ausbildung
festgeschrieben werden. Vor allem kleine und mittlere Unternehmen
würden sich aus Tarifvereinbarungen zurückziehen, um an der
Ausbildungsvergütung sparen zu können. Daher bedürfe es im BBiG neben
der Verankerung einer Mindestausbildungsvergütung einer Klarstellung,
dass der Ausbildungsträger für alle Lernmittelkosten für alle Lernorte
sowie die Fahrt- und Unterbringungskosten, die für die Ausbildung
notwendig sind, aufkommen soll.

Das BBiG soll e außerdem auf alle Praxisphasen dualer Studiengänge
erweitert werden. Dual Studenten in praxisintegrierten Studiengängen
müssten die gleichen Rechte haben wie dual Auszubildende. Die Linke
fordert zudem, dass im Zuge der Novellierung des
Berufsbildungsgesetzes eine Mindestausbildungsvergütung gesetzlich
festgelegt werden muss, die einheitlich bei 80 Prozent der
durchschnittlichen tariflichen Ausbildungsvergütungen aller Branchen
des jeweiligen Ausbildungsjahres liegen soll. Zudem soll ein
Gesetzentwurf vorgelegt werden, um einen Rechtsanspruch auf Ausbildung
grundgesetzlich zu verankern, sodass allen jungen Menschen ermöglicht
wird, eine vollqualifizierende, mindestens dreijährige Ausbildung
aufzunehmen. Zudem fordert die Linke, eine solidarische
Umlagefinanzierung zu schaffen, die alle Betriebe für die Ausbildung
junger Menschen in die Pflicht nimmt.

 * 

3. Zuschuss für Kampfmittelbeseitigung

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Der Bund zahlt den Ländern als einmalige und
freiwillige Maßnahme vorübergehend bis zu 50 Prozent der ihnen
tatsächlich entstandenen und nachgewiesenen Kosten für die Beseitigung
von bestimmten Kriegsaltlasten. Konkret geht es dabei um die
Beseitigung ehemals alliierter Kampfmittel auf nicht bundeseigenen
Liegenschaften sowie von Weltkriegsmunition ungeklärter oder
gemischter Herkunft, heißt es in der Antwort der Bundesregierung
(19/10512) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/10140).
Angaben zu den Mengen entsorgter Kampfmittel und zur Größe
kampfmittelbelasteter Flächen auf dem Gebiet der Bundesrepublik
Deutschland kann die Bundesregierung nicht machen. Die
Kampfmittelbeseitigung als Maßnahme die Gefahrenabwehr sei Aufgabe der
Bundesländer.

 * 

4. Keine Bedenken gegen Erbschaftsteuer

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Die teilweise in der Literatur vorgetragenen
verfassungsrechtlichen Bedenken gegen die Erbschaftsteuerreform werden
von der Bundesregierung nicht geteilt. Dies schreibt sie in ihrer
Antwort (19/10526) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion. Mit den
neuen Regelungen zur Verschonung betrieblichen Vermögens habe der
Gesetzgeber die Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts erfüllt.

 * 

5. Kosten des Bundes für Flüchtlinge

Finanzen/Unterrichtung

Berlin: (hib/HLE) Der Bund hat Länder und Kommunen im Jahr 2018 im
Bereich der Flüchtlings- und Integrationskosten mit insgesamt rund 7,5
Milliarden Euro unterstützt. Dies schreibt die Bundesregierung in
ihrem als Unterrichtung (19/10650) vorgelegten Bericht über Maßnahmen
des Bundes zur Unterstützung von Ländern und Kommunen im Bereich der
Flüchtlings- und Integrationskosten und die Mittelverwendung durch die
Länder im Jahr 2018.

Über die Unterstützungszahlungen in Höhe von 7,5 Milliarden Euro
hinaus habe der Bund im Jahr 2018 weitere Ausgaben in Höhe von rund
15,5 Milliarden Euro getragen, an denen sich die Länder nicht
beteiligt hätten. Davon seien rund 7,9 Milliarden auf die Bekämpfung
der Fluchtursachen entfallen, schreibt die Bundesregierung.

Bei den größten Maßnahmen zur kassenwirksamen Entlastung von Ländern
und Kommunen handelt es sich um die sogenannte Integrationspauschale
in Höhe von zwei Milliarden Euro und die Beteiligung an Ausgaben für
Asylsuchende von der Registrierung bis zur Erteilung eines Bescheides
durch das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge und pauschale
Zahlung bei ablehnendem Bescheid in Höhe von rund 1,6 Milliarden Euro.
Der Bericht führt außerdem Angaben der Bundesländer zu ihren Ausgaben
im Bereich der Flüchtlings- und Integrationskosten auf.

 * 
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BUNDESTAG/8522: Heute im Bundestag Nr. 665 - 11.06.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 665

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 11. Juni 2019, Redaktionsschluss: 11.41 Uhr

1. Plädoyer für regionale Daseinsvorsorge

2. Linke will Wohngeld ausweiten

3. Hilfe für Rekommunalisierungs-Vorhaben

4. Zukunft der Städtebauförderung

5. Prognose für Unternehmensnachfolgen



1. Plädoyer für regionale Daseinsvorsorge

Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen/Antrag

Berlin: (hib/PEZ) Einen "Pakt für lebenswerte Regionen" fordert die
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in einem Antrag (19/10640). Die
Bundesregierung solle gemeinsam mit den Ländern auf gleichwertige
Lebensverhältnisse für alle hinwirken, und zwar auf Basis einer neuen
Gemeinschaftsaufgabe Regionale Daseinsvorsorge. In diesem Zusammenhang
solle ein gemeinsames Finanzierungsinstrument eingeführt werden mit
einer ersten Ausstattung in Höhe von insgesamt 1,1 Milliarden Euro im
Jahr. Die Hälfte davon käme vom Bund (550 Millionen Euro). Mit dem
Geld könnte Regionen geholfen werden, die heute mit großen
Versorgungsproblemen zu kämpfen hätten, erklären die Abgeordneten. Sie
führen in dem Antrag konkrete Projektansätze auf, genauso wie sie sich
zu Möglichkeiten der Daseinsvorsorge-Sicherung äußern und ihre
Vorstellungen von einer "regionalen Mobilitätsgarantie" erläutern.

Das Auseinanderklaffen von Lebensverhältnissen und die Strukturbrüche
in Regionen in Ost und West seien eine Gefahr für den
gesellschaftlichen Zusammenhalt und müssten gestoppt werden, heißt es
zur Begründung.

 * 

2. Linke will Wohngeld ausweiten

Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen/Antrag

Berlin: (hib/PEZ) Eine Ausweitung des Wohngelds fordert die Fraktion
Die Linke in einem Antrag (19/10752). Die seit Jahren vielerorts stark
ansteigenden Mietpreise hätten sich von den Einkommen entkoppelt,
erklären die Abgeordneten. Zugleich fehlten Millionen Sozialwohnungen.
Die von der Bundesregierung geplante Wohngelderhöhung sei nicht
ausreichend.

Nach Vorstellung der Abgeordneten sollen Anspruchsberechtigte künftig
nicht mehr als 30 Prozent ihres Haushaltsnettoeinkommens für die
Bruttowarmmiete oder für die Belastung durch Wohneigentum in einer
angemessen großen und ausgestatteten Wohnung ausgeben müssen. Der
Anspruch aus Wohngeld solle ausgeweitet werden mit Einkommensgrenzen,
die sich an den Bemessungsgrenzen für Wohnberechtigungsscheine
orientieren. Die Abgeordneten plädieren zudem für eine
Klimakomponente, die den Anspruch in energetisch sanierten Wohnungen
anpasst.

 * 

3. Hilfe für Rekommunalisierungs-Vorhaben

Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen/Antrag

Berlin: (hib/PEZ) Die Fraktion Die Linke möchte Gemeinden mit einem
Rekommunalisierungsgesetz unterstützen. In einem Antrag (19/10755)
erklären die Abgeordneten, darin müssten Rekommunalisierungsprozesse
neu geregelt werden auf Basis einer neu zu gründenden Anstalt
öffentlichen Rechts. Die KfW solle außerdem Projekte in
öffentlich-privater Partnerschaft nicht mehr über ein spezielles
Kreditprogramm fördern, sondern stattdessen Kommunen bei
Rekommunalisierungsvorhaben zinsfreie Darlehen zur Verfügung stellen.
Rekommunalisierungen und die öffentliche Hand als Eigentümerin dieser
Betriebe würden garantieren, dass die Versorgungssicherheit der
Einwohner an oberster Stelle stehe, begründen die Abgeordneten ihren
Vorstoß.

 * 

4. Zukunft der Städtebauförderung

Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Die Städtebauförderung soll sich künftig vermutlich
auf den Erhalt von Stadt- und Ortskernen als identitätsstiftende
Bereiche, die soziale Stadtentwicklung und Stärkung des sozialen
Zusammenhalts sowie die nachhaltige Modernisierung von Städten und
Gemeinden konzentrieren. Das geht aus der Antwort (19/10365) auf eine
Kleine Anfrage (19/9823) der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hervor.
Die Themen hätten sich in der bisherigen Diskussion mit Ländern und
Verbänden herauskristallisiert. Verbindlich würden sie allerdings erst
nach der bisher andauernden Abstimmung zwischen Bund und Ländern, und
zwar in einer im vierten Quartal dieses Jahres abzuschließenden
Verwaltungsvereinbarung Städtebauförderung 2020.

In einer Vorbemerkung erklärt die Bundesregierung, das Instrument
solle gemäß Koalitionsvertrag mit Blick auf die Förderung von
strukturschwachen Regionen und einer Stärkung von interkommunalen
Kooperationen und Stadt-/Umlandpartnerschaften weiterentwickelt
werden. Die Städtebauförderung solle als eigenständige Maßnahme neben
den Gemeinschaftsaufgaben beibehalten und die finanzielle Ausstattung
in der laufenden Legislaturperiode mindestens auf dem bestehenden
Niveau fortgeführt werden.

 * 

5. Prognose für Unternehmensnachfolgen

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) In etwa 150.000 Unternehmen stehen zwischen 2018 und
2022 Firmennachfolgen an. Dies berichtet die Bundesregierung in der
Antwort (19/10453) auf eine Kleine Anfrage (19/9879) der FDP-Fraktion
und beruft sich dabei auf das Institut für Mittelstandsforschung Bonn.
Durchschnittlich würden je 1.000 Unternehmen in diesem Zeitraum 43
Unternehmen eine Übergabe vorbereiten, in Ostdeutschland seien es etwa
40. Die Zahl nehme im Vergleich zu früheren Analysen zu, heißt es
weiter. Es sei zwar mit keiner Nachfolgelücke zu rechnen, jedoch seien
regionale und branchenspezifische Engpässe nicht auszuschließen. Die
Abgeordneten der FDP hatten insbesondere nach der Situation im
Hotel- und Gaststättengewerbe gefragt; detaillierte Auswertungen
hierzu lägen nicht vor, erklärt die Bundesregierung. In der Antwort
skizziert sie weiter Unterstützungsinstrumente besonders für Kleine
und Mittlere Unternehmen.

 * 
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WIRTSCHAFT/3057: Zukunftsfitte Automobilindustrie braucht mehr Marktwirtschaft und Technologieoffenheit


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 7. Juni 2019

LUKSIC: Zukunftsfitte Automobilindustrie braucht mehr
Marktwirtschaft und Technologieoffenheit



Zu den Forderungen der Ministerpräsidenten Kretschmann, Söder und
Weil zur Zukunft der Automobilindustrie erklärt der
verkehrspolitische Sprecher der FDP-Fraktion Oliver Luksic:

"Die Automobilländer sind zu Recht in Sorge. Denn wenn die Großen
Koalition nicht schnell ihre Politik ändert, werden Wertschöpfung und
Arbeitsplätze verloren gehen oder ins Ausland abwandern. Die von der
Politik verordnete planwirtschaftliche Festlegung auf die
batteriebetriebene E-Mobilität ist industriepolitisch und ökologisch
fragwürdig. Zudem kann sie nur durch viel Steuergeld realisiert
werden. Um die Automobilindustrie zukunftsfit zu machen, brauchen wir
aber nicht mehr Subventionen und Kaufprämien, sondern mehr
Marktwirtschaft und einen technologieoffenen Ansatz. Die FDP-Fraktion
erwartet, dass die Ministerpräsidenten dieses Bekenntnis von ihren
Parteifreunden einfordern. Zudem muss eine möglichst flächendeckende
Infrastruktur für alle Antriebsarten aufgebaut werden, damit der
Kunde eine echte Wahlfreiheit bekommt, mit welchem Fahrzeug er
künftig fährt. Zusätzlich muss die CO2-Flottenregulierung geändert
werden, E-Fuels sollten nicht weiter außen vor bleiben."

 * 
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BADEN-WÜRTTEMBERG/1117: Zahl der Landtagsbesucher deutlich gestiegen (LBW)


Landtag von Baden-Württemberg - Pressemitteilung 64/2019

Zahl der Landtagsbesucher deutlich gestiegen

60.300 Gäste kamen 2018 in den Landtag - 7.000 mehr als im Jahr zuvor



Stuttgart. Rund 60.300 Gäste haben im Jahr 2018 den Landtag von
Baden-Württemberg besucht. Das sind rund 7.000 Personen mehr als im
Jahr zuvor. "Ich freue mich sehr, dass so viele Menschen zu uns in den
Landtag gekommen sind. Das zeigt das breite Interesse an politischen
Prozessen und ist eine schöne Bestätigung unserer Arbeit und unserer
Angebote", sagte Landtagspräsidentin Muhterem Aras (Grüne) am
Dienstag, 11. Juni 2019.

Den größten Anteil an den Landtagsgästen bilden Schüler- und
Erwachsenengruppen, die vom Besucherdienst des Landtags oder von
Abgeordneten durch das Landtagsgebäude sowie in den Plenarsaal geführt
werden und besondere Einblicke in das parlamentarische Geschehen
erhalten. "Hier konnte die Besucherzahl im Vergleich zum Vorjahr von
36.309 auf 43.613 Personen erheblich gesteigert werden", sagte Aras.
"Das war unser Ziel und es wurde erreicht." Etwa 15.000 weitere
Besucherinnen und Besucher kamen zu den zahlreichen Veranstaltungen im
Landtag wie der "stuttgartnacht" oder der Veranstaltung "Zukunft der
EU-Finanzen" mit EU-Haushaltskommissar Günther H. Oettinger.

Besonders freut sich Aras, dass die zahlreichen Kinder- und
Jugendveranstaltungen, die der Landtag anbietet, stark nachgefragt
sind. "Ob Kindergipfel, Planspiel Junges Europäisches Parlament,
Schülerwettbewerb oder Kinderferienprogramm - der Landtag unternimmt
fraktionsübergreifend sehr viel, um Kinder und Jugendliche so früh wie
möglich an die parlamentarische Demokratie heranzuführen", so die
Präsidentin.

Außerdem zählte der Landtag im vergangenen Jahr 863 Personen bei den
Samstagsöffnungen, 270 Gäste, die zu Ausschüssen und Anhörungen kamen,
sowie 470 Gäste, die protokollarisch empfangen wurden wie Botschafter,
Konsuln oder ausländische Abgeordnete, aber auch Gäste aus anderen
Parlamenten sowie zivilgesellschaftliche "Hoheiten" wie
Weinköniginnen.

Landtagspräsidentin Aras ist optimistisch, dass das Interesse am
Landtag auch in Zukunft hoch bleibt: "Die vielfältigen Angebote des
Landtags, seine Arbeit nach außen hin verständlich und transparent zu
kommunizieren, werden sicherlich dazu beitragen", so Aras. Dazu
zählten etwa das Bürger- und Medienzentrum mit seiner interaktiven
Dauerausstellung, die Social-Media-Aktivitäten, die
Veranstaltungsreihe "Wertsachen", die vielen Kinder- und
Jugendveranstaltungen sowie zahlreiche weitere Aktivitäten des
Parlaments.

 * 
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HAMBURG/4786: Immer mehr erfolgreiche Widersprüche gegen Hartz IV-Bescheide (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 11. Juni 2019

Immer mehr erfolgreiche Widersprüche gegen Hartz IV-Bescheide



17.538 Widersprüche gegen Jobcenter-Bescheide gab es 2018 in Hamburg.
Die Zahlen steigen seit 2016 kontinuierlich - in den ersten vier
Monaten des laufenden Jahres gab es bereits 6.640 Widersprüche. Ein
neuer Höchstwert. Das ergibt eine Anfrage der Fraktion DIE LINKE in
der Hamburgischen Bürgerschaft (Drs. 21/17240). Noch wichtiger:
Kontinuierlich sind 40 bis 45 Prozent der Widersprüche erfolgreich.

"Das zeigt, dass man eigentlich bei jedem Hartz IV-Bescheid damit
rechnen muss, dass er falsch ist. Denn es gibt ja auch noch eine
Dunkelziffer von falschen Bescheiden, gegen die sich Betroffene nicht
wehren. Gut, dass dies immer mehr Menschen tun. Aber für mich steht
die Rechtsstaatlichkeit bei einer so hohen Fehlerquote im Bereich des
SGB II grundsätzlich in Frage", erklärt Carola Ensslen, die
arbeitsmarktpolitische Sprecherin der Fraktion.

Hinzu kommt noch die steigende Zahl von Untätigkeitsklagen. Diese
können eingereicht werden, wenn länger als drei Monate nicht über
einen Widerspruch entschieden wurde. Waren es im Jahr 2018 noch 657
neue Untätigkeitsklagen, sind es Ende April 2019 schon 303 Klagen.
"Die lange Dauer bis zur Entscheidung ist für die Betroffenen sehr
belastend", so Ensslen. "Im SGB II gilt die Besonderheit, dass eine
Klage keine aufschiebende Wirkung hat. Die Betroffenen erhalten also
keine oder weniger Leistungen, bis das Verfahren abgeschlossen ist,
und geraten so in Existenznot. Angesichts der hohen Fehlerquote ist
das völlig ungerechtfertigt."

 * 
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ASIEN/990: Modis BJP siegt bei den Wahlen in Indien auf ganzer Linie (UZ)


UZ - Unsere Zeit, Nr. 22 vom 31. Mai 2019

Sozialistische Wochenzeitung - Zeitung der DKP

Welle des Nationalismus

Modis BJP siegt bei den Wahlen in Indien auf ganzer Linie

von Manfred Idler



Bei den Wahlen ist über Indien eine nationalistische Welle
zusammengeschlagen. Von den 542 Sitzen im indischen Unterhaus, der Lok
Sabha, wird Narendra Modis Janata-Partei (BJP) in Zukunft 303
besetzen. Das ist weit mehr als die absolute Mehrheit. Modi
triumphierte schon während der Auszählung, "Wieder gewinnt Indien",
und erhob damit für sich und seine Partei den Alleinanspruch auf die
Nation. Amit Shah, der Vorsitzende der BJP, kommentierte euphorisch
das Walergebnis: "Dieser große Sieg ist der Sieg des Vertrauens des
Volkes nach fünf Jahren fortschrittlicher und starker Führung durch
Premierminister Modi."

Der Zugewinn der größten Oppositionspartei, der Kongresspartei, um
acht Sitze auf jetzt 52 kann nicht überdecken, dass diese
traditionsreiche Partei bisher kein Mittel gefunden hat, ihren
Niedergang aufzuhalten. Zumal sie auch in den Bundesstaaten
Chhattisgarh, Madhya Pradesh und Rajastan, wo sie im vergangenen Jahr
die Regionalwahlen gewonnen hatte, nicht weiter punkten konnte. Nur
die Bundesstaaten Tamil Nadu und Kerala im Süden des Riesenlandes
wurden nicht von der Welle erfasst. Das Bündnis um die Kongresspartei
errang hier 19 Sitze.

Die einzigen beiden Staaten, die sich widersetzt haben, sind Tamil
Nadu und Kerala (Süden). In Letzterem, einem ihrer Stammländer, errang
die Kommunistische Partei Indiens (Marxisten) im Regionalparlament
gerade noch einen Sitz. In Westbengalen kamen die Kommunisten, die den
Bundesstaat bis 2011 regiert hatten, nur noch auf 3 Prozent.

Narendra Modi ist in wirtschaftlichen Fragen ein Vertreter des Big
Business, eingefleischter Neoliberaler. Er gehorcht den
"Reform"befehlen der Weltbank aufs Wort und reißt die Türen des
indischen Wirtschaftsraums sperrangelweit auf für ausländische
Investitionen. Als fanatischer Hindunationalist ermutigt er
gewalttätige Gruppen vom rechten Rand zu Gewalt und Lynchmorden an
Muslimen und anderen religiösen Minderheiten sowie fortschrittlichen
politischen Bewegungen und den Dalits, die "Unberührbaren" des
hinduistischen Kastenwesens, die auch heute noch die unterste soziale
Schicht des Landes stellen. Von den 1,3 Milliarden Menschen in Indien
waren nach der letzten Zählung aus dem Jahr 2011 über 14 Prozent
Muslime. Die Einflussnahme auf Medien und staatliche Institutionen hat
in den vergangenen fünf Jahren Modi-Regierung stark zugenommen - bis
hin zur Repression.

Außenpolitisch profiliert sich Modi mit einer Politik, die den
Konflikt mit dem Nachbarn Pakistan sucht. Wie Reaktionäre in aller
Welt nutzt er die Phrase vom "Krieg gegen den Terror" für aggressive
Drohungen nach innen und außen. Sein "Programm": "Das neue Indien wird
in die Häuser der Terroristen eindringen und sie töten. Wir werden auf
eine Kugel mit einer Kanone antworten."

Seit einem Pogrom an der muslimischen Bevölkerung in der Provinz
Gujarat im Jahre 2002 wird Modi hinter vorgehaltener Hand als "Henker
von Gujarat" bezeichnet. Zwar wurde Modis Anteil an dem Massenmord nie
ganz aufgeklärt, doch hat diese Bezeichnung in nationalistischen
Kreisen heute schon den Beiklang von Hochachtung.

Der Zuspruch für die säkularen Parteien ist in den letzten fünf Jahren
massiv zurückgegangen. Die einst dominierende Kongresspartei hat keine
überzeugende Konzeption mehr - weder ideologisch noch
wirtschaftspolitisch. Die Linke, darunter die Kommunistische Partei
Indiens (CPI) und die Kommunistische Partei Indiens - Marxisten
(CPI-M), ist geschrumpft. Immerhin gelang es der CPI-M, noch, eine
beachtliche Bewegung der landlosen Bauern zu initiieren. Die
Verteidigungsposition zwingt die kommunistischen Parteien zu neuen
Bündnissen. Im Bundesstaat Telangana gelang der CPI-M die Gründung
einer Linksfront mit anderen linken Parteien.

 * 
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LATEINAMERIKA/1885: Chiapas, Mexiko - Indigene und Behörden schließen Nichtangriffspakt (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Mexiko 

Chiapas: Indigene und Behörden schließen Nichtangriffspakt



(Lima, 6. Juni 2019, servindi/poonal) - Nach jahrelangen
Auseinandersetzungen haben Vertreter*innen indigener Völker und der
Regierung des südmexikanischen Bundesstaates Chiapas einen
Nichtangriffspakt geschlossen. Damit soll ein Schlussstrich unter die
Feindseligkeiten gezogen werden, die allein in diesem Jahr bereits 34
Todesopfer gefordert haben. Teil der Vereinbarung ist eine bessere
Infrastruktur für die Indigenen und die Freilassung politischer
Gefangener von indigenen Tsotziles und Tseltales. Befriedet ist die
Region damit jedoch noch nicht.

Nach jahrzehntelangen Auseinandersetzungen haben die indigenen
Gemeinden Chalchihuitán und Chenalhó einen "Nichtangriffspakt" mit der
Regierung von Chiapas geschlossen. Damit soll ein Konflikt beendet
werden, der sich 2019 verschärft hatte und in diesem Jahr bereits 34
Todesopfer gefordert hat. Teil des Übereinkommens ist die Öffnung
zweier Straßen zwischen beiden Gemeinden im Hochland von Chiapas, die
wegen den Auseinandersetzungen gesperrt waren. Die Regierung von
Chiapas und die mexikanische Bundesregierung verpflichten sich,
Gesundheitsstationen einzurichten; zudem soll in diesem Teil von
Chiapas eine Zweigstelle der Universität Benito Juárez eröffnet
werden.

"Im Hochland von Chiapas wurde zwischen indigenen Behörden und
Regierungsvertretern ein Nichtangriffspakt unterzeichnet", erklärte
der mexikanische Staatssekretär für Menschenrechte, Alejandro Encinas
[1]. "Entscheidend war der ausdrückliche politische Willen der
Gemeinden (Aldama, Chalchihuitán und Chenalhó), um ein Abkommen für
Frieden und Wiedergutmachung zu erreichen." In Anwesenheit des
mexikanischen Präsidenten Andrés Manuel López Obrador erklärte Encinas
in Mexiko-Stadt, dass auf diesem Verhandlungsweg versucht werden soll,
sozialen Frieden und Toleranz wieder herzustellen.


Gebiete seit Jahrzehnten umstritten

Ein noch ungelöster Teil des Konfliktes ist der Streit um ein 60
Hektar großes Stück Ackerland, das den Indigenen gehört. Seit der
Agrarreform in den 1970er Jahren befinden sich die Gemeinden Aldama
und Chenalhó im Streit um dieses Gebiet. Im Jahr 2016 hatte sich der
Streit zu einer bewaffneten Auseinandersetzung und der Vertreibung [2]
hunderter Familien ausgeweitet.

Der unterzeichnete Vertrag soll nun diesen Konflikt beenden. Zudem
wurde eine Gruppe Indigener freigelassen, die 2017 im Zuge dieses
Konflikts festgenommen worden waren. Staatssekretär Encinas selbst
sagte, diese Menschen seien kriminalisiert worden, weil sie ihr Land
verteidigt hätten. "Dies ist der geeignete Moment, um diesen
Nichtangriffspakt zu unterzeichnen. Wir wollen keine Gewalt, keine
bewaffneten Auseinandersetzungen und kein Blutvergießen mehr", heißt
es in dem Vertrag, für dessen Unterzeichnung sich der mexikanische
Präsident eingesetzt hatte.

Allerdings ist nach der Unterzeichnung der Vertrags erneut eine
EZLN-Gemeinde von Heckenschützen von Chenalhó aus beschossen worden,
ohne dass es Verletzte gab. Ein Medienbericht [3] kritisierte, der
Vertrag sei "heimlich" geschlossen worden und werde nicht von allen
Beteiligten des Konflikts unterstützt. Die EZLN selbst macht den Staat
für die Auseinandersetzungen verantwortlich.


Anmerkungen:

[1] https://es.wikipedia.org/wiki/Alejandro_Encinas_Rodr%C3%ADguez

[2] https://www.npla.de/poonal/indigene-gemeinden-in-chiapas-unter-beschuss/

[3] http://diariobasta.com/2019/06/07/grupo-armado-ataca-bastion-del-ezln-en-chiapas/
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USA/417: US-Regierung beschränkt Reisen nach Kuba (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Kuba / USA 

US-Regierung beschränkt Reisen nach Kuba



(Washington, 5. Juni 2019, democracy now) - Die US-Regierung von
Donald Trump hat die Beendigung des Programmes "People to People" [1]
für Reisen nach Kuba angekündigt. Dieses Programm, mit dem
Gruppenreisen organisiert werden, war die am häufigsten genutzte
Methode für US-Bürger*innen, um trotz des Embargos nach Kuba reisen zu
können. Darüber hinaus wurden Fahrten privater Kreuzfahrtschiffe nach
Kuba verboten.

Dieses Verbot sei eine Vergeltungsmaßnahme gegen Kuba, heißt es in
einer Erklärung [2] des US-Finanzministers Steven Mnuchin, da das Land
"einen kommunistischen Stützpunkt in der Region darstellt und die
Gegner der USA in Ländern wie Venezuela und Nicaragua unterstützt".
Diese Maßnahme ist die Jüngste von den Versuchen der Trump-Regierung,
die kubanische Wirtschaft zu schwächen. Ende April hatte die Regierung
den US-Bürger*innen erlaubt, Unternehmen zu verklagen, wenn sie
Geschäfte in Kuba machen, die in Zusammenhang mit in Kuba
verstaatlichtem Privatbesitz stehen, der während der kubanischen
Revolution beschlagnahmt worden ist.


Díaz-Canel: "Sie werden uns nicht stoppen"

Der kubanische Präsident, Miguel Díaz-Canel, reagierte trotzig auf
diese Nachricht: "Kuba lässt sich von neuen Drohungen und
Beschränkungen weder einschüchtern noch ablenken. Wir antworten mit
Arbeit, Kreativität, Kraft und Widerstand. Sie haben es nicht
geschafft, uns zu ersticken und sie werden uns nicht stoppen."


Anmerkungen:

[1] https://en.wikipedia.org/wiki/People_to_People_International

[2] https://home.treasury.gov/news/press-releases/sm700
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HOCHSCHULE/2290: Gesellschaftliches Engagement von Hochschulen wird wieder dringlicher (idw)


Hochschulrektorenkonferenz (HRK) - 07.06.2019

Gesellschaftliches Engagement von Hochschulen wird wieder dringlicher -
drittes Global University Leaders Council Hamburg



Wachsende Erwartungen und Legitimationsdruck: Beim dritten Global
University Leaders Council Hamburg diskutierten 45 Hochschulleitungen aus
23 Ländern vom 5. bis 7. Juni über das Verhältnis von Hochschule und
Gesellschaft. Dieses ist von zunehmenden, teils widersprüchlichen
Erwartungen an Hochschulen geprägt, neben ihrem Kernauftrag von Forschung
und Lehre zu gesellschaftlichen Entwicklung beizutragen.

Als ein Ergebnis ihres Austauschs verabschiedeten die Teilnehmerinnen und
Teilnehmer des von der Hochschulrektorenkonferenz (HRK), der
Körber-Stiftung und der Universität Hamburg getragenen Councils die
Erklärung »Rebuilding University - Society Relationships«. Darin erkennen
sie die gesellschaftliche Verantwortung von Hochschulen an. In der Erklärung
formuliert der Council Empfehlungen, wie die Hochschulen diese
Verantwortung mit Leben füllen und dabei den Erfordernissen von
Wissenschaftsfreiheit, politischen Zielvorstellungen und den Erwartungen
gesellschaftlicher Partner Rechnung tragen können.

"Angesichts tiefgreifender politischer und gesellschaftlicher Umbrüche
sowie der wachsenden Bedeutung der Hochschulen für die soziale Mobilität
und für den ökonomischen Erfolg eines Landes wird gesellschaftliches
Engagement von Hochschulen wieder dringlicher", erklärte HRK-Präsident
Prof. Dr. Peter-André Alt. "Dabei müssen Hochschulen mit Blick auf ihre
jeweiligen Profile und Möglichkeiten klar definieren und vermitteln, was
sie zusätzlich zu ihrem Kernauftrag leisten können und wollen - und was
nicht."

Um das große Potenzial der Hochschulen an Information, Beratung und
Innovation zukünftig noch besser auszuschöpfen, sollte solches Engagement
durch entsprechende rechtliche Rahmenbedingungen und Anreizstrukturen -
etwa Berücksichtigung bei Leistungsbewertungen und Förderprogrammen -
anerkannt und gefördert werden.

Hochschulen als Modelle für eine offene Gesellschaft
In ihrer Deklaration unterstreicht der Council zudem die Ausrichtung der
Hochschulen auf das Leitbild einer vielfältigen und inklusiven
Gesellschaft. So sollten Hochschulen etwa Hindernisse beim Zugang zur
Hochschule und dem erfolgreichen Absolvieren eines Studiums ausräumen und
dazu etwa Lernformate anpassen.

"Als Akteure für das Gemeinwohl (agencies for the common good) und
Verfechter der Wissenschaftsfreiheit bilden Hochschulen eine Plattform für
die Gesellschaft", erklärte Prof. Dr. Dr. h.c. Dieter Lenzen, Präsident
der Universität Hamburg. "Hochschulen sollten Orte der Offenheit und des
Respekts sein, Vielfalt befürworten und unterstützen und insofern als
Modelle für Gesellschaft fungieren."

Als entscheidend für die erfolgreiche Gestaltung der Beziehung von
Hochschule und Gesellschaft betonten die Teilnehmer des Council die
Funktion von Kommunikation und Austausch. "Damit Hochschulen die sich
wandelnden gesellschaftlichen Anforderungen wahrnehmen und umgekehrt ihre
Beiträge zu gesellschaftlicher Entwicklung erfolgreich vermitteln können,
ist es nötig, einen Dialog auf Augenhöhe zwischen Hochschule und der
Gesellschaft zu etablieren", erklärte Dr. Lothar Dittmer, Vorsitzender des
Vorstands der Körber-Stiftung.

Über das Global University Leaders Council Hamburg

Das Global University Leaders Council Hamburg bringt Präsidentinnen und
Präsidenten führender Hochschulen aus der ganzen Welt in Hamburg zusammen.
Das Council ist eine gemeinsame Initiative der Hochschulrektorenkonferenz,
der Körber-Stiftung und der Universität Hamburg. Zentrales Anliegen ist
es, den Prozess der weltweiten Hochschulentwicklung bewusst zu gestalten.

Weitere Informationen:

Das Programm des Global University Leaders Council Hamburg, die
Teilnehmerliste und weitere Informationen unter

www.guc-hamburg.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution313

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hochschulrektorenkonferenz (HRK), 07.06.2019
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HOCHSCHULE/2289: Anerkennung für Einigung von Bund und Ländern über Hochschulförderung (idw)


Hochschulrektorenkonferenz (HRK) - 07.06.2019

Präsidenten von DFG und HRK: Anerkennung für Einigung von Bund und Ländern
über Hochschulförderung



Nach der gestrigen Unterzeichnung des "Zukunftsvertrags" und des "Pakts
für Forschung und Innovation" durch Bundeskanzlerin und
Ministerpräsidentinnen und -präsidenten dankten die Deutsche
Forschungsgemeinschaft (DFG) und die Hochschulrektorenkonferenz (HRK) den
Verantwortlichen für deren gemeinsame Kraftanstrengung zugunsten der
Hochschulen.

HRK-Präsident Prof. Dr. Peter-André Alt: "Dass beide Pakte nun auf
höchster Ebene von Bund und Ländern unterzeichnet wurden, unterstreicht
deren Bedeutung. Mit dem 'Zukunftsvertrag' ist ein wichtiger Durchbruch
gelungen, indem der Bund eine dauerhafte Verpflichtung zugunsten der
Hochschulbildung eingegangen ist. Die Länder ihrerseits haben sich
kompromissbereit und flexibel gezeigt und so diesen Erfolg erst möglich
gemacht. In den Hochschulen werden der 'Zukunftsvertrag' und die
langfristige Stärkung der DFG über den 'Pakt für Forschung und Innovation'
sehr deutlich als Ermutigung und ziel- und sachorientiertes Handeln
wahrgenommen."

DFG-Präsident Prof. Dr. Peter Strohschneider: "Wir wissen es sehr zu
schätzen, dass in einer Zeit großer politischer Veränderungen diese
Verständigung erzielt wurde. Es ist eine finanzpolitische Entscheidung von
erheblicher Strahlkraft, die Hochschulen in dieser Weise nachhaltig zu
fördern. Wir verstehen sie als Signal, dass qualitativ hochwertige
Forschung und akademische Bildung von der Politik als eine der
entscheidenden Voraussetzungen für die Bewältigung der großen
Zukunftsaufgaben erkannt wurden. Hier werden in der Tat staatliche
Investitionen getätigt, die sich mittel- und langfristig bestens auszahlen
werden."


Weitere Informationen unter:

http://www.hrk.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution313
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hochschulrektorenkonferenz (HRK), 07.06.2019
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FORSCHUNG/1204: Präzises Modell für den optimalen Fruchtbehang (idw)


Leibniz-Institut für Agrartechnik und Bioökonomie e.V. (ATB) - 06.06.2019

Präzises Modell für den optimalen Fruchtbehang



Brandenburgs Agrar- und Umweltstaatssekretärin Dr. Carolin Schilde
informierte sich bei ihrem gestrigen Besuch am ATB-Forschungsstandort
Marquardt über Ergebnisse des EIP-Agri Projekts PRIMEFRUIT.
Wissenschaftler des Leibniz-Instituts für Agrartechnik und Bioökonomie
erarbeiten derzeit gemeinsam mit Praxispartnern Lösungen für eine präzise
Ertragsregulierung im Erwerbsobstbau. Ziel ist es, auf Grundlage von
Sensordaten und physiologischen Modellen die Ertragskapazität von
Einzelbäumen zu berechnen, um damit zukünftig den Fruchtbehang präzise und
baumindividuell einstellen zu können.

Für eine bestmögliche Vermarktung braucht es optimale Produkte: Früchte
von attraktiver Größe und sehr guten Geschmackseigenschaften. Mit
gezielten Ausdünnungsmaßnahmen in der Blüte bzw. während der
Fruchtentwicklung können Produzenten die Behangstärke der Bäume steuern,
um Früchte hoher Qualität bei kontinuierlichen Erträgen zu ernten.

Für den Brandenburger Erwerbsobstbau stellt die Frage, wie stark
ausgedünnt werden sollte, eine besondere Herausforderung dar. An vielen
Standorten variieren die Bodeneigenschaften deutlich, wodurch sich auch
das Ertragspotenzial der Bäume auf kleinem Raum stark unterscheidet.

Vor diesem Hintergrund entwickeln derzeit Wissenschaftler gemeinsam mit
Praxispartnern im Projekt PRIMEFRUIT einen pflanzenphysiologischen Ansatz
zur Bestimmung der räumlich aufgelösten Ertragskapazität bei Kern- und
Steinobst, ausgehend von Modellen der täglichen Kohlenstoffaufnahme der
Bäume und dem Kohlenstoffverbrauch der Früchte. Die Methode wird im
Projekt an den Apfelsorten 'Gala' und 'Pinova' sowie bei Süßkirschen in
verschiedenen Brandenburger Anbaugebieten untersucht.

Zum Ortstermin informierten sich Staatssekretärin Dr. Carolin Schilde und
Dr. Margret Roffeis, MLUL, in Anwesenheit von Praxis- und
Forschungspartnern über den Stand der Forschung.

"Die Ertragskapazität jedes einzelnen Baumes zu kennen ist eine der
Voraussetzungen, um bestmöglichen Ertrag anzusteuern. Die vorhandene
Blattfläche je Baum bestimmt letztendlich, ob ein Baum 50 oder 200 Früchte
optimaler Qualität ernähren kann", erläuterte ATB-Wissenschaftlerin Dr.
Manuela Zude-Sasse, die das Projekt PRIMEFRUIT koordiniert.

Die Bestimmung der einzelbaumspezifischen Ertragskapazität erfolgt mit
Hilfe von Gaswechselmessungen und durch Ermittlung der Blattfläche. Ein am
Traktor montierter Laserscanner (LiDAR) liefert räumlich aufgelöste
Informationen zur einzelbaumspezifischen Blattfläche, Gaswechselmessungen
liefern Daten zum Kohlenstoffverbrauch der Pflanzenorgane relativ zur
gemessenen Blattfläche. Die Daten werden georeferenziert und für
unterschiedliche Böden bewertet. "Es ist entscheidend, kleinräumige
Besonderheiten eines Standorts ins Visier zunehmen", so Zude-Sasse. "Die
Bodenverhältnisse der Brandenburger Anbaugebiete variieren zum Teil stark,
Sand- und Lehmlinsen liegen oft direkt nebeneinander." Aus den Daten
modellieren die Wissenschaftler die Assimilationsleistung und ermitteln
den optimalen Fruchtbehang als Zielwert für die Blüten- oder
Fruchtausdünnung.

"Durch teilflächenspezifische Bewirtschaftung und präzise Ausdünnung
konnten wir bereits bis zu fünf Tonnen Mehrertrag je Hektar erzielen",
fasste Zude-Sasse zusammen. Abschließende Ergebnisse des Projekts sind zum
Ende der Laufzeit 2020 zu erwarten.

Mehrere Praxisbetriebe arbeiten derzeit engagiert im Projekt mit in der
Erwartung, dass sich künftig durch einzelbaumspezifische Ausdünnung nicht
nur der Ertrag, sondern auch die Qualität vermarktungsfähiger Produkte bei
vertretbarem Aufwand gezielt verbessern lassen. Die vorhandenen Ressourcen
präzise und effizient einzusetzen, werde angesichts von
Produktionsrisiken durch Spätfrost und Trockenheit für Obstproduzenten
zunehmend zu einer existentiellen Frage.

Brandenburgs Agrar- und Umweltstaatssekretärin Dr. Carolin Schilde
unterstrich beim Ortstermin die Bedeutung der EIP-Förderung: "Mit unserem
EIP Förderprogramm wollen wir die Brandenburger Obstbaubetriebe darin
bestärken, sich zukunftsfähig aufzustellen. In Technik zu investieren,
muss sich für die Betriebe auch lohnen. Die enge Zusammenarbeit von
Wissenschaft und Praxis im Rahmen der EIP-Projekte kann den Transfer von
effizienzsteigernden Technologien in die Praxis durch die hohe Akzeptanz
seitens der Nutzer beschleunigen. Schließlich kann der Einsatz digitaler
Technologien in Landwirtschaft und Gartenbau auch dazu beitragen, die
Attraktivität der Branche für den Nachwuchs zu erhöhen und damit
langfristig dem Fachkräftemangel entgegenwirken."

Das Projekt "Bewertung des optimalen Fruchtbehangs bei Kern- und Steinobst
- PRIMEFRUIT" wird im Rahmen des Entwicklungsprogramms für den ländlichen
Raum in Brandenburg und Berlin für die Förderperiode 2014 bis 2020 -
Maßnahme M16 (Zusammenarbeit - Unterstützung für die Einrichtung und
Tätigkeit operationeller Gruppen der EIP) über eine Laufzeit von 4 Jahren
bis Ende 2020 gefördert.

Das Leibniz-Institut für Agrartechnik und Bioökonomie (ATB) koordiniert
das Projekt und bringt seine u. a. in transnationalen Forschungsnetzwerken
erworbene wissenschaftliche Expertise im Bereich "Präzisionsgartenbau" in
die gemeinsame Projektarbeit ein. Partner im Projekt sind die Apfelgalerie
Claudia Schernus und Thomas Bröcker GbR, Frankfurt (Oder), die BB
Brandenburger Obst GmbH Wesendahl, die Havelfrucht GmbH Werder, der
Obsthof Lindicke aus Werder, der Obsthof Wilhelm Herzberg Frankfurt
(Oder), das Obstgut Marquardt GbR, die Märkische Obstbau GmbH Schmergow
sowie die Humboldt-Universität zu Berlin, Bereich Agrarklimatologie.

Für Projekte im Rahmen der Europäischen Innovationspartnerschaft (EIP)
werden von der Europäischen Kommission im Rahmen des Agrarfonds ELER
Fördermittel zur Verfügung gestellt, um Forschung und Wertschöpfung in der
Agrar- und Ernährungswirtschaft zu unterstützen. Dafür stehen im Land
Brandenburg bis 2020 25,6 Millionen Euro zur Verfügung. Organisatorisch
umgesetzt wird die Arbeit, indem Landwirte, Wissenschaftler und andere
Akteure Operationelle Gruppen gründen. Die Landwirte übernehmen dabei eine
Schlüsselrolle: Ihre Probleme bestimmen die Forschungsagenda. Sie sind
gleichzeitig Akteure im Prozess der Lösungsfindung und auch die ersten
Nutzer der zu erwartenden Ergebnisse. (Informationen zu Brandenburger 
EIP-Projekten:

https://eip-agri.brandenburg.de)




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution448
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VERBRAUCHERSCHUTZ/1332: Roh und sicher? Mikrobiologische Qualität von Gemüse im Fokus (idw)


Max Rubner-Institut - Bundesforschungsinstitut für Ernährung und
Lebensmittel - 07.06.2019

Roh und sicher? Mikrobiologische Qualität von Gemüse im Fokus



Das Max Rubner-Institut hat in einem dreijährigen Forschungsprojekt die
mikrobiologische Qualität frischer, pflanzlicher Produkte untersucht und
nun einen Bericht mit den Ergebnissen vorgelegt. Im Mittelpunkt standen
gesundheitsschädliche Bakterien, wie Listerien, Salmonellen oder
Escherichia coli. Die gute Nachricht: die mikrobiologische Qualität von
Gurken, Karotten und Speisepilzen war gut. Die schlechte: Verzehrfertige
Mischsalate und Sprossen bleiben mikrobiologisch betrachtet
problematisch.

Gemüse und Obst werden oft roh verzehrt, daher ist eine gute
mikrobiologische Qualität besonders wichtig. Der Ausbruch einer Infektion
mit EHEC, krankheitsauslösenden enterohämorrhagischen Escherichia coli, im
Jahr 2011 verdeutlichte noch einmal, dass auch pflanzliche Produkte mit
humanpathogenen, also gesundheitsschädlichen Mikroorganismen belastet sein
können.

In der MRI-Studie wurden insgesamt wurden 600 frische, pflanzliche
Produkte beprobt. Diese umfassten Blatt-, Pflück- und Mischsalate,
verzehrfertige Salate (d.h. vorgeschnittene, gewaschene Salatmischungen
sowie Ready-to-Eat-Salate), Gurken, Kräuter, Karotten und Sprossen.
Zusätzlich wurden Speisepilze einbezogen. Die Produkte wurden sowohl in
Nord- als auch in Süddeutschland im Einzelhandel eingekauft. Neben der
mikrobiologischen Qualität wurde das Vorkommen der relevanten
humanpathogenen Bakterien Listeria monocytogenes, Salmonella, pathogene
Escherichia coli sowie der Toxinbildner Staphylococcus aureus und Bacillus
cereus untersucht.

Die mikrobiologische Qualität der Gurken, Karotten und Speisepilze war
durchweg gut. Humanpathogene Bakterien konnten in Karotten und
Speisepilzen - wenn überhaupt - nur vereinzelt in geringer Anzahl
nachgewiesen werden, Gurken waren nicht zu beanstanden. Die
mikrobiologische Qualität der Kräuter war akzeptabel. Zwar war die
Gesamtkeimbelastung im Mittel relativ hoch, humanpathogene Bakterien
konnten jedoch nicht nachgewiesen werden. Die mikrobiologische Qualität
der Kopf-, Blatt- und Pflücksalate wurde als gut bis mittel bewertet. Zwar
wurden vereinzelt humanpathogene Bakterien nachgewiesen, jedoch wird hier
die Keimbelastung durch Maßnahmen wie Putzen und Waschen vor dem Verzehr
durch den Verbraucher reduziert.

Allerdings war die mikrobiologische Qualität der verzehrfertigen
Mischsalate ungenügend: Diese Produktgruppe zeigte mit sechs Prozent den
höchsten prozentualen Anteil im Vergleich der Produktgruppen, die mit
humanpathogenen Bakterien belasteten waren. Die Deutsche Gesellschaft für
Hygiene und Mikrobiologie (DGHM) definiert Richt- und Warnwerte für
verzehrfertige Mischsalate und Sprossen. Diese Werte stellen eine
Empfehlung hinsichtlich des hygienisch-mikrobiologischen Produktstatus
dar. Bei den verzehrfertigen Mischsalaten lagen 42 Prozent der
untersuchten Proben über dem Richtwerten für die Gesamtkeimzahl, 16
Prozent über dem Richtwert für präsumtive Bacillus cereus und 76 Prozent
über dem Richtwert für Hefen. Eine Überschreitung der Warnwerte erfolgte
bei 9 Prozent der Proben für präsumtive B. cereus und bei 22 Prozent für
Schimmelpilze. Erschwerend kommt hinzu, dass Verbraucher verzehrfertige
Mischsalate, wie der Name schon sagt, direkt verzehren.

Ebenfalls ungenügend war die mikrobiologische Qualität der Sprossen, auch
hier war die Gesamtkeimzahl sehr hoch, vereinzelt konnten humanpathogene
Bakterien nachgewiesen werden. Bei Sprossenproben konnte für die Gruppe
präsumtive B. cereus bei 29 Prozent eine Überschreitung des Richtwerts und
bei 11 Prozent der Proben eine Überschreitung des Warnwertes festgestellt
werden. Aufgrund der Überschreitung der Warnwerte für präsumtive Bacillus
cereus in einigen verzehrfertigen Mischsalaten und Sprossen ist eine
Gesundheitsgefährdung von Verbrauchern nicht auszuschließen.

In dieser Studie durchgeführte Versuche zur Lagerung von verzehrfertigen
Salaten und Sprossen zeigten, dass insbesondere bei nicht sachgemäßer
Lagerung (erhöhte Temperatur, lange Lagerdauer) eine Vermehrung und
Besiedelung mit humanpathogenen Bakterien stattfinden kann. Das Max
Rubner-Institut rät daher: Sprossen sollten nicht roh verzehrt, sondern
immer blanchiert werden. Die Lagerdauer verzehrfertiger Mischsalate ist
auf ein Minimum zu reduzieren, die Lagertemperatur sollte 4°C nicht
übersteigen. Verzehrfertige Salate sollten nach dem Öffnen der Verpackung
unmittelbar verzehrt werden.

Abschlussbericht des Projektes

'Humanpathogene in der pflanzlichen Erzeugung: Status quo,
Dekontamination, Eintragswege und Einfluss der Lagerungsbedingungen'

Weitere Informationen unter:

http://www.mri.bund.de

https://www.un.org/en/events/foodsafetyday/background.shtml

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1266

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Max Rubner-Institut -

Bundesforschungsinstitut für Ernährung und Lebensmittel, 07.06.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ASYL/1383: Runder Tisch am Rande der Innenministerkonferenz in Kiel (Flüchtlingsrat Niedersachsen)


Flüchtlingsrat Niedersachsen - 11. Juni 2019

Runder Tisch am Rande der Innenministerkonferenz (IMK) in Kiel:

Nichtregierungsorganisationen treffen sich mit IMK-Vertretern, appellieren
an den Widerstand der Bundesländer gegen das vom Bundestag verabschiedete
Migrationspaket und fordern Abschiebungsstopps, u. a. für Afghanistan.



Bei einem Runden Tisch anlässlich der Innenministerkonferenz (IMK) in Kiel
haben Kirchen, Gewerkschaften, Wohlfahrtsverbände, Selbstorganisationen
sowie Menschenrechts- und Flüchtlingsorganisationen ihre Forderungen an die
tagenden Innenminister aus Bund und Ländern gerichtet. Im Fokus stand der
Appell an die Bundesländer, der Politik des Bundes gegen Schutzsuchende
ihren Widerstand entgegenzustellen.

"Die vom Bund mit dem aktuellen Migrationspaket betriebene Verschärfung
aller möglichen flüchtlingsspezifischen Rechtslagen geht vor allem zu
Lasten der Länder, die langfristig mit den Folgen von Ausgrenzung und
Desintegration konfrontiert sein werden", mahnte Günter Burkhardt,
Geschäftsführer bei PRO ASYL e.V. Er forderte die Bundesländer zum
Widerstand auf gegen das vom Bund euphemistisch "Geordnete-Rückkehr-Gesetz"
bezeichnete Gesetz und erinnerte an die Zustimmungsbedürftigkeit durch den
Bundesrat zu den vorgenommenen weitgehenden Gesetzesänderungen. "Die mit
diesem Gesetz einhergehende Ausweitung von Gründen, Geflüchtete in Haft zu
nehmen, ist rechtswidrig und stößt daher auch beim Antifolterkomitee des
Europarats auf erhebliche Kritik", so Burkhardt weiter.

Auch die Vollzugspraxis bei Abschiebungen stand in der Kritik. "In der
Praxis beobachten wir, dass ärztliche Atteste von den für
Aufenthaltsbeendigungen zuständigen Behörden ignoriert werden", beklagte
Heiko Habbe, Jurist bei der Kirchlichen Hilfsstelle Fluchtpunkt in Hamburg.
"Ohne erkennbare medizinische Expertise wischen Behördenmitarbeiter
regelmäßig Diagnosen und Therapiebedarfe vom Tisch. In anderen Fällen
werden die Betroffenen durch Ärzte und Ärztinnen im Behördenauftrag
reisetauglich geschrieben. Eine zunehmend kritische Rechtsprechung hat kaum
Einfluss auf das restriktive Verwaltungshandeln", sagte Habbe und forderte
generell eine höhere Sensibilität bei der Entscheidung über die Abschiebung
kranker Menschen.

Die Strategie des Bundesinnenministeriums, Geflüchtete künftig langfristig
und bei einigen Gruppen während des gesamten Aufenthalts in Deutschland in
Lagern zu isolieren, stößt auf entschiedene Kritik. Mit Blick auf die
Erfahrungen mit der in Bayern schon lange angewandten Praxis erklärte
Katharina Grote vom Bayerischen Flüchtlingsrat: "Die Asylsuchenden werden
uninformiert und unvorbereitet in die komplexen und für sie kaum
durchschaubaren Asylverfahren getrieben." Folge seien Fehlentscheidungen
durch das BAMF, die zahlreiche aufwändige Klageverfahren nach sich zögen.
"Durch die Isolation der Menschen in verkehrsungünstig gelegenen, für
Unterstützer*innen in der Regel nicht zugänglichen Lagern werden zudem
rassistische Vorurteile in der Gesellschaft befördert", ergänzte Grote.

"Ein besonderes Problem sind noch immer fehlende Partizipation und
Gewaltschutz für Frauen und Minderjährige in Gemeinschaftsunterkünften",
konstatierte Katharina Wulf vom Landesverband Frauenberatung
Schleswig-Holstein. "Wenn wir weiterhin auf Fremdbestimmung setzen, anstatt
Machtverhältnisse abzubauen, produzieren wir Konfliktlagen, die Frauen und
Kinder am härtesten treffen."

Durch das am 7. Juni im Bundestag beschlossene Gesetzespaket werden auch
die Chancen auf eine nachhaltige Integration für Geflüchtete weitgehend
konterkariert. "Im sogenannten 'Geordnete-Rückkehr-Gesetz' werden die
Arbeitsverbote insbesondere für Asylsuchende durch eine längere Wohnpflicht
in Erstaufnahmeeinrichtungen erheblich ausgeweitet", kritisierte Barbara
Weiser, Juristin beim Caritasverband für die Diözese Osnabrück. Weiser
forderte die Länder auf, u. a. bestehende Spielräume bei der Verteilung zu
nutzen und bei der Passbeschaffung die Möglichkeit und Zumutbarkeit von
Mitwirkungshandlungen adäquat zu prüfen. Mit Blick auf das neue
Beschäftigungsduldungsgesetz kritisierte Weiser: "Hiermit wurde keine
Aufenthaltserlaubnis bei Ausbildungsaufnahme geschaffen - was systemkonform
gewesen wäre, sondern die Hürden für den Erhalt einer Ausbildungsduldung
wurden deutlich erhöht."

Ihren größeren Ermessensspielraum sollten die Länder auch bei der Umsetzung
einer vom Bund geforderten restriktiven Abschiebungspolitik nutzen. Die
Bundesländer sind aufgefordert, sich der vom Bund geforderten Ausweitung
von Abschiebungen nach Afghanistan zu widersetzen. "Sichere Gebiete in
Afghanistan gibt es nicht", erklärte Thomas Ruttig vom Afghanistan Analysts
Network. Nirgends gibt es mehr Kriegstote, mehr Hungernde gibt es nur in
Jemen und von den wenigen Abgeschobenen, die für eine Erhebung erreicht
werden konnten, waren die meisten besonderer Verfolgung ausgesetzt. Anstatt
geflüchtete Afghanen abzuschieben ist es "angesichts der Situation
gerechtfertigt, afghanischen Asylbewerbern generell zumindest subsidiären
Schutz zu gewähren", erklärte Ruttig.

Auch für die Staaten Syrien, Sudan und Gambia forderten die Vertreter_innen
der Nichtregierungsorganisationen beim heutigen Runden Tisch, auf
Abschiebungen zu verzichten. "Auch Rücküberstellungen von sogenannten
Dublin-Fällen nach Italien sind nicht weiter zumutbar", erklärte Stefan
Schmidt, Vorstandsmitglied bei Borderline Europe e.V. und
Landesflüchtlingsbeauftragter in Schleswig-Holstein: "In Italien erhalten
Geflüchtete weder eine Arbeitserlaubnis noch soziale oder medizinische
Versorgung. Sie sind entweder in großen Lagern interniert oder der
Obdachlosigkeit anheimgestellt. Dort werden sie zum lukrativen Spielball
von organisierter Kriminalität." Weiterwanderung in andere
EU-Mitgliedsstaaten gerate so zu einer alternativlosen Überlebensstrategie
der Betroffenen.

Hinsichtlich der Kriminalisierung zivilgesellschaftlicher Organisationen
der Flüchtlingshilfe wurde beim Runden Tisch festgestellt: Die
Stimmungsmache korrespondiert mit zunehmenden Ermittlungsverfahren gegen
Kirchenasyl gebende Gemeinden, mit einer Kriminalisierung von
Landesflüchtlingsräten und einem Bundesfinanzgerichtshofsurteil, das die
politische Tätigkeit von gemeinnützigen Vereinen in Frage stellt. "Es
belegt eine tiefgreifende Krise des demokratischen Systems, wenn die
politische Klasse konzertiert Front macht gegen zivile und
bürgerschaftliche, in der Flüchtlingshilfe engagierte Initiativen und
Organisationen", mahnte Kai Weber, Geschäftsführer beim Flüchtlingsrat
Niedersachsen.


Hintergrund:

Am Runden Tisch haben am 11. Juni im Gästehaus der Landesregierung
Schleswig-Holstein auf Seiten der Innenministerien teilgenommen der
Vorsitzende der IMK und Minister für Inneres, ländliche Räume und
Integration (MILISH), Hans-Joachim Grote, Staatssekretär Torsten Geerdts
und Abteilungsleiter Norbert Scharbach, beide MILISH, und der
Abteilungsleiter und stellvertretende Staatssekretär im Niedersächsischen
Ministerium für Inneres und Sport Friedhelm Meier. Auf Seiten der
zivilgesellschaftlichen Organisationen nahmen teil Martin Link und Simone
Ludewig, Flüchtlingsrat Schleswig-Holstein e. V., Kiel, Bischof Gothart
Magaard, Evgl.-Luth. Bischof für Schleswig und Holstein, Schleswig, Günter
Burkhardt, PRO ASYL e. V., Frankfurt/a. M., Sebastian Ludwig, Diakonie
Deutschland, Berlin, Thomas Ruttig, Co-Vorsitzender des Afghanistan
Analysts Network, Kabul/Berlin, Stefan Schmidt, Vorsitzender von Borderline
Europe e. V., Lübeck, Julian Staiger, Flüchtlingsrat Baden-Württemberg,
Stuttgart, Daniel Steinmaier, adopt a revolution, Leipzig, Tobias Klaus,
Bundesfachverband unbegleitete minderjährige Flüchtlinge, Berlin, Susanne
Uhl, Regionsgeschäftsführerin des DGB Schleswig-Holstein Nordwest,
Flensburg, Katharina Vogt, AWO Bundesverband, Berlin, Kai Weber,
Flüchtlingsrat Niedersachsen e.V., Hannover, Barbara Weiser, Caritasverband
für die Diözese Osnabrück, Katharina Wulf, Landesverband Frauenberatung
Schleswig-Holstein, Kiel, Katharina Grote, Bayerischer Flüchtlingsrat e.V.,
München, Heiko Habbe, Kirchliche Hilfsstelle fluchtpunkt, Hamburg, Beate
Bäumer, Katholisches Büro Schleswig-Holstein, Erzbistum Hamburg, Dietlind
Jochims, BAG Asyl in der Kirche, Berlin, Harald Löhlein, Paritätischer
Wohlfahrtsverband Gesamtverband, Berlin.



Ein Reader zum "Runden Tisch des Vorsitzenden der Innenministerkonferenz
mit flüchtlingspolitischen Fachorganisationen der Zivilgesellschaft 2019"
ist online herunterzuladen: 

https://www.nds-fluerat.org/wp-content/uploads/2019/06/Reader-IMK-2019-20190610.pdf

 * 

Quelle:

Flüchtlingsrat Niedersachsen e.V.
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MEDIEN/485: Australien - leichtfüßige Verschärfung ... (SB)


Australien - leichtfüßige Verschärfung ...



In Australien bläst der Sicherheitsapparat zum Sturm auf die
Meinungs- und Pressefreiheit. Am 4. Juni hat die Australian Federal
Police (AFP) in Canberra die Wohnung von Annika Smethurst, Chefin der
politischen Redaktion der Zeitung Sunday Telegraph durchsucht und
alles an Recherchematerial, was sie auf Mobiltelefone, Computer,
Festplatten und USB-Sticks ausfindig machen könnten, mitgenommen. Die
unangekündigte Razzia am frühen Morgen fand laut Durchsuchungsbefehl
in Zusammenhang mit einem Bericht Smethursts im vergangenen Jahr,
wonach die National-Liberale Koalitionsregierung von Premierminister
Scott Morrison, die bei Parlamentswahlen am 18. Mai wiedergewählt
worden war, ein Gesetz vorbereitete, der dem Australian Signals
Directorate (ASD), vergleichbar dem amerikanischen National Security
Agency, weitreichende Kontrollbefugnissse über den Telefonverkehr und
Computerdaten aller australischen Bürger aufgetragen hätte. Nach dem
öffentlichen Aufschrei infolge des entsprechenden Smethurst-Artikels
war der Gesetzentwurf in der Schublade des Innenministeriums
geblieben.

Keine 24 Stunden später, nämlich am 5. Juni, hat die australische
Bundespolizei eine großangelegte Razzia beim Hauptquartier des
staatlichen Fernsehsenders ABC in Sydney durchgeführt. Im Visier der
Fahnder standen die Arbeitsplätze der Investigativjournalisten Dan
Oakes und Sam Clark sowie des Büros des Leiters der Politikredaktion
Gaven Morris. Laut Durchsuchungsbefehl stand die Razzia in Verbindung
mit dem aufsehenerregenden Bericht "The Afghan Files" von Juli 2017. Damals
legten die Reporter der Australian Broadcasting Corporation einer
shockierten Öffentlichkeit Belege für schwere Kriegsverbrechen der
australischen Spezialstreitkräfte in Afghanistan vor. Demnach haben
einige von Australiens Elitesoldaten beim Einsatz am Hindukusch
wahllos Zivilisten ermordet, deren Leichen anschließend geschändet und
die Getöteten später schlicht zu "Terroristen" erklärt. Angeblich
führten die Täter in Uniform extra Gewehren bei sich, extra damit sie
sie nach der Mordtat der Leiche zur Seite legen konnten als
angeblichen Beweis, daß es sich bei den Opfern um "feindlichen
Kombattanten" gehandelt habe.

Am 13. Juni muß sich der frühere Militäranwalt David McBride, der als
ABC-Hauptquelle der ABC der Erstellung der "Afghan Files" gilt, vor
dem Obersten Gerichtshof in Canberra. Viele Einzelheiten des Prozesses
sind bekannt, weil sie dem militärischen Zensor unterliegen. Laut
seinem Anwalt will McBride auf nicht-schuldig plädieren und seine
Rolle bei der Aufdeckung schwerster Menschenrechtsverbrechen unter
Verweis auf geltende internationales Kriegsgesetze rechtfertigen.
Sollte McBrides Berufung auf das eigene Gewissen und ethische
Prinzipien von den Richtern nicht überzeugen und sich das Primat der
Geheimhaltung sicherheitspolitischer Belange durchsetzen, droht dem
ABC-Informant eine langjährige Haftstrafe. Was die Enthüllungen
Smethursts in Bezug auf die damals und möglicherweise immer noch
geplante Richtlinie im Bereich der elektronischen Überwachung
betrifft, so versucht die Polizei immer noch die Identität des
Whistleblowers bzw. der Whistleblowerin zu ermitteln.

In beiden Fällen hat die in den Durchsuchungsbefehlen festgehaltenen
Ermächtigungen der AFP die Presse und Bürgerrechtsverbände in Alarm
versetzt. Noch während der Razzia beim ABC beklagte deren
Chefredakteur John Lyons per Tweet das Vorgehen der Polizei: "Ich bin
erschüttert über das Ausmaß des Durchsuchungsbefehls. Es erlaubt der
AFP Material auf den Rechnern der ABC "zu ergänzen, kopieren, löschen
oder verändern". Ich bitte alle Australiern darüber nachzudenken: ab
diesem Moment hat die AFP die Macht, Material auf den Computern der
ABC zu löschen". Auf beiden Durchsuchungsbefehlen wird zur Begründung
der drakonischen Polizeimaßnahme die Notwendigkeit des Schutzes der
"nationalen Sicherheit" Australiens angeführt.

Die staatliche Einschüchterung- und Repressionskampagne gegenüber
Smethurst und die ABC-Journalisten erinnert fatal an die Verfolgung
von Zeuge K und dessen Anwalt Bernard Colleary. Bei Witness K, der
öffentlich nicht anders bezeichnet werden darf, handelt es um den
ehemaligen Leiter der technischen Abteilung beim Australian Secret
Intelligence Service (ASIS), vergleichbar dem deutschen
Bundesnachrichtendiensts. Witness K hat 2004 davon mitbekommen bzw.
war persönlich darin beteiligt, als der ASIS im offiziellen Auftrag
Canberras die Regierung des erst 2002 von Indonesien in die
Unabhängigkeit entlassenen Osttimors mit elektronischen Wanzen
ausspähte. Das Motiv für die zwielichtige Operation war die
Durchsetzung eines Knebelvertrags, mittels dessen Australian
zuungunsten von Osttimor den größeren Anteil aus der Erschließung und
Ausbeutung der Öl- und Gasreserven im Meeresgraben zwischen beiden
Ländern erhalten sollte.

Kurz bevor Witness K im Dezember 2013 in Den Haag reisen konnte, um
zugunsten Osttimors bei deren Klage gegen das bilaterale
Energieabkommen aus dem Jahr 2006 auszusagen, erstürmtem Beamten der
Bundespolizei sowie der Australian Security Intelligence Organisation
(ASIO) seine Wohnung, beschlagnahmten zahlreiche Dokumenten und zogen
den Reisepaß des Manns ein. Auch die Anwaltspraxis von Colleary, einst
Staatsanwalt der Bundeshauptstadt Canberra, wurde von der AFP und dem
australischen Inlandsgeheimdienst durchsucht. Der Prozeß gegen beide
Männer läuft noch - ähnlich dem gegen McBride wegen der "Afghan Files"
- weitgehend hinter verschlossenen Türen. 2018 hat der
parteiunabhängige Abgeordnete Andrew Wilkie unter Berufung seines
parlamentarischen Privilegs im australischen Unterhaus bekanntgemacht,
daß Witness K und Colleary mit "Veschwörung zur Weitergabe von ASIS
Informationen" angeklagt worden war und daß beiden Männern zwei Jahre
Freiheitsstrafe drohte (2014 hat die australische Regierung die Strafe
für besagtes Vergehen auf zehn Jahre erhöht).

Als in Canberra und Sydney die Razzien gegen Smethurst und ABC
stattfanden war Premierminister Morrison auf den Solomon Inseln. Der
Besuch dort fand vor dem Hintergrund wachsender Spannungen zwischen
den USA und China im pazifischen Raum statt. 2018 haben Canberra und
Washington bei der Regierung der Solomon Inseln die Erlaubnis zur
militärischen Nutzung des Hafens von Manus Island erwirkt. Die Anlage
dort diente den Allierten im Zweiten Weltkrieg gegen Japan als
wichtigster Marine- und Luftwaffenstützpunkt im Westpazifik und soll
bei der zunehmenden Konfrontation mit der Volksrepublik China
eventuell eine ähnliche Funktion erfüllen. Angesprochen auf das
vielkritisierte Vorgehen der AFP gegen die Presse daheim in Australien
meinte der bibelfeste Konservativer Morrison lapidar: "Mich beunruhigt
es niemals, wenn unsere Gesetze durchgesetzt werden."

11. Juni 2019
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BERICHT/338: Manifest für Gegenkultur - Gefahren und Chancen ... (SB)


Jedermann weiß, daß mit der Kultur auch die Macht verbunden
ist.

Leopold von Ranke (1795-1886), Berliner Historiker [1]



Kunst in ihrem besten Sinne, heißt es, berührt den Menschen und
ergreift sein Herz. Der aber gleicht einem Spielball und Opfer fremder
Kräfte und Mächte, wankelmütig von seinen unablässig wechselnden und
mithin immer gleichen Überlebensnöten getrieben, die sich von Grund
auf gegen Seinesgleichen kehren. Dein Unglück ist mein Glück, und sei
es das letzte Stück Brot, das ich dir noch zu entreißen vermag. Was
aber sein Herz betrifft, ist dort weder unerschütterlicher Grund noch
fester Anker zu finden, verhallt der Ruf ungehört, sich ein solches zu
fassen. Träfe es aber zu, daß Kunst diese innerste Sphäre womöglich
zum Leben erwecken, zu bilden und formen, ihr Substanz und Kontur zu
verleihen vermag, ist vieles denkbar: Daß sie dem Menschen hilft,
einer zu werden, der dem allgegenwärtigen Streben, Räuber am Menschen,
an allen Wesen und Stoffen zu bleiben, entsagt und sich zum Streit
erhebt. Zugleich aber nicht minder, daß sie ihn Tränen des
Selbstmitleids vergießen, sich im Wohlgefühl des Genusses
einschläfernd wiegen, sich jeglicher herrschenden Ordnung bereitwillig
fügen oder gar in rasendem Haß zu Pogrom und Kriegsgeschrei anstacheln
läßt.

Angenommen, Kunst habe das Potential, wirkmächtig zu inspirieren, wäre
sie zu Werkzeug und Waffe in diametral entgegengesetzte Richtungen
geeignet. Hängt es demnach von der ihr innewohnenden Qualität ab,
welchem Zweck sie dient? Oder sind es vielmehr Hand und Sinn des sie
schöpfenden Menschen, die ihr erst den Auftrag verleiht und ihren Weg
vorbestimmt? Bekanntlich greift diese bloße Dichotomie viel zu kurz,
da sich leichterdings Gegenbeispiele für die eine wie die andere These
anführen lassen. Die daraus resultierende Schwierigkeit, die
Kontroverse schlußfolgernd für beendet zu erklären, verlockt zur
Beliebigkeit, in der sich Alltagsverstand und Wissenschaft gerne die
Hand reichen. Was soll's, sagt sich der ignorante Banause und hält
sich lieber alles offen, solange es ihm nur Spaß macht. Nichts in der
Gemengelage da draußen ist gewiß, bedient flexibler Forscherdrang
worthülsenreich die Nebelmaschine.

Unerträglicher wäre da schon der eigenständige Schritt, auch in höchst
kontroversen Fragen von Kunst und Kultur erlösende Antworten den
Klerikern jeder Couleur zu überlassen, um statt dessen im mühsamen
Ringen Partei zu ergreifen und zuzupacken, ohne den Griff wieder zu
lösen. Das zu praktizieren dürfte noch unattraktiver sein, als es sich
anhört, steht doch weder Erfolg noch Erwerb als Versprechen auf
Zugewinn in Aussicht, weil mit jedem abschließend bewältigten Problem
dahinter nur noch größere Probleme zum Vorschein kommen. Denn wo
anders als in solchen Kämpfen träte die Vielgestalt der Hydra zutage,
der mit jedem abgeschlagenen Kopf zwei neue nachwachsen! Daß es nicht
leichter wird, darf zumindest vorausgesetzt werden, sobald man damit
abgeschlossen hat, sich abspeisen zu lassen, und im Zweifelsfall
selbst das Haar in der Suppe konsensfähiger Verständigung sucht. Oder
anders ausgedrückt: In solchem Geist ist immer Front ohne Etappe, was
verständlicherweise erschreckend anmutet, da der wohlverdiente Rückzug
abhanden gekommen zu sein scheint.

Gegenkultur, so sie dieses Namens würdig ist, navigiert zwischen
Skylla und Charybdis, droht sie doch jederzeit von den imperialen
Kanonenbooten versenkt oder aber im Geschwader des Mainstreams
neutralisiert zu werden. Ob als subkulturelle Schaluppe schlichtweg
übersehen oder am Ballast der Auszeichnungen untergehend, stehen
emanzipatorische Ansätze also eher auf verlorenem Posten. Doch wie
anders als in Umarmung der eigenen Schwäche sollte es künstlerisch
schaffend möglich sein, Partei für die Unterdrückten, Ausgebeuteten
und Verdammten dieser Erde zu ergreifen! Ansonsten hielte man es wie
der aufbegehrende Knecht, der selber Herr werden, aber nicht die
Herrschaft aus der Welt jagen will.
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Künstler-Konferenz zum "Manifest für Gegenkultur"

Mehr als 300 Menschen waren der Einladung der Kulturzeitschrift
Melodie & Rhythmus gefolgt, am 8. Juni im Berliner Heimathafen
Neukölln zu einer ganztägigen Konferenz über Gegenkultur und einer
anschließenden abendlichen Kulturgala zusammenzukommen. Sie erwartete
ein dicht konzipiertes und namhaft besetztes Programm, dessen vier
thematische Podien sich um einen Vortrag Moshe Zuckermanns und ein
Gespräch mit Konstantin Wecker gruppierten. Jedes Podium wurde von
Rolf Becker mit einer einleitenden Rezitation eröffnet. Auf eine
Diskussion mit dem Publikum war verzichtet worden, um den zeitlichen
Ablauf nicht zu torpedieren, doch boten lange Pause ausgiebig
Gelegenheit, miteinander ins Gespräch zu kommen.

Ziel der Zusammenkunft war es, gemeinsam mit Künstlern,
Kulturschaffenden und -interessierten gegen den rechten Zeitgeist
anzutreten. So sollten verdrängte fortschrittliche Ideen von radikal
kritischer Kunst und Kultur wieder aufgerufen, aktualisiert und mit
neuem Leben gefüllt werden. Ungeachtet unterschiedlicher politischer
Traditionen, doch geeint im Ringen um eine Kunst und Kultur,
die bestrebt ist, sich ein konkretes Bild von den Verhältnissen zu
machen, in denen das Individuum existiert und handelt, galt es
Einspruch zu erheben gegen die kapitalistische Herrschaftsordnung und
ihre Unmenschlichkeit. Um einen solchen Formierungsprozeß mit
anzustoßen, sollte die Konferenz ein Forum der Begegnung bieten,
Gedanken auszutauschen und eine angeregte Debatte zu führen. Auch lud
Melodie & Rhythmus dazu ein, gemeinsam über den Entwurf eines
"Manifests für Gegenkultur" [2] zu diskutieren.
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"Anschwellender Bocksgesang" - Zur Rechtsentwicklung in der Kultur

Von Arnold Schölzel (Chefredakteur RotFuchs) moderierend befragt,
verlieh die Schriftstellerin Gisela Steineckert ihrer Zuversicht
Ausdruck: Wir haben das Publikum wieder, das wir verloren glaubten.
Wenn wir brauchbar sind, werden sich Menschen finden, die uns
brauchen. Sie rügte die Frauenunterdrückung auch in der Linken, die
Kandidatinnen nominiere, die es nicht wollen und auch nicht machen.

Wer hätte vor 30 Jahren gedacht, daß unsere Warnung vor einem rechten
Aufmarsch tatsächlich Wirklichkeit würde, so Konstantin Wecker.
Dagegen gelte es Position zu beziehen und Mut zu machen, waren doch
die Rechten nie die Partei der kleinen Leute, sondern eine des
Großkapitals. Er sei bekennender Utopist, der das System Herrschaft
besiegen wolle: Wir müssen ungehorsam sein! 10.000 Jahre der
Herrschaft des Patriarchats seien genug, dessen letztes Aufbäumen man
erlebe. Er hoffe sehr, daß die Bewegung Fridays for Future den alten
Fehler der Zersplitterung nicht wiederhole.
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Arnold Schölzel, Gisela Steineckert
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Konstantin Wecker, Volker Lösch
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Allein werden sie es nicht schaffen, nahm auch der Regisseur Volker
Lösch auf Fridays for Future positiv Bezug, nicht ohne den hohen
Altersdurchschnitt des Konferenzpublikums zu erwähnen. Was aber die
Rechten betreffe, habe es keinen Zweck, mit deren hartem Flügel zu
reden, der jegliche Foren allein für seine Propaganda nutze. Es gelte
vielmehr, ein System zu erklären, das nicht mehr funktioniert, und die
rechten Verbindungen bis in die bürgerliche Mitte offenzulegen. Wir
sind mehr, beschwor Lösch dennoch ein breites Bündnis und empfahl, die
Gegenbewegung künstlerisch zu stärken und eine Gegenerzählung zu
schaffen. Die Zuspitzung des Kapitalismus im Neoliberalismus versetze
die Menschen permanent in Angst, die von rechts ausgebeutet werde.
Gelänge es aber, den demokratischen Sozialismus zu installieren,
bleibe von den Rechten nichts übrig.
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In der Runde Ecken machen
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Was wir machen, wird nur wahr, wenn es konkret wird, legte Rolf Becker
vordringlich Wert auf den Kontakt mit jenen, die unter den
Verhältnissen leiden. Die Eigentumsverhältnisse müssen in Frage
gestellt werden, zumal es keine Rückkehr in die soziale
Marktwirtschaft gebe. Die Frage einer linken Regierungsbeteiligung
halte er für unsinnig, wie allein schon die Haltung der Linkspartei in
der Israelfrage und zur BDS-Kampagne belege. Gehe es um
parteipolitische Karrieren, gerieten die Diäten rasch zum maßgeblichen
Kompaß allen Handelns.
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"Unter den Medien schweigen die Musen" - Im Bann von Manipulationsästhetik und (digitalisierter) Meinungsmache

Ein Land, das Medien hat, braucht keine Zensur, brachte Rolf Becker,
eingangs Peter Hacks rezitierend, die zeitgenössischen
Kontrollmechanismen griffig ins Bild. Dietmar Koschmieder
(Geschäftsführer der jungen Welt) sprach mit einem internationalen und
teils jungem Podium. Ekinsu Devrim Danis (Redakteurin der türkischen
Zeitung Yeni E) betonte, daß nicht die Medien, sondern die
Klassenverhältnisse den Kampf zwischen Wahrheit und Lüge hervorriefen.
Die Mainstreammedien fungierten als Apparate des Staates, doch als sie
seinerzeit nicht über die Gezi-Proteste berichteten, stieg die Zahl
der Twitternutzer von drei auf zehn Millionen. Als die Proteste
gewaltsam zerschlagen wurden, übernahmen die großen Medien die
Regierungsposition. Im postfaktischen Sinne trennen sie ihre Erklärung
von der Wirklichkeit.
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Dietmar Koschmieder, Ekinsu Devrim Danis
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Die in Caracas lebende kolumbianische Redakteurin Julieta Daza
arbeitet für Zeitungen und Radiosender. In Venezuela herrsche noch
kein Sozialismus, doch sei die Revolution weiterhin im Gange. Die
linke Regierung wolle die Bolivarische Revolution fortsetzen. Zugleich
besäßen kapitalistische Konzerne die großen Medien, welche den Konter
unterstützten und in der Vergangenheit den Putschversuch gegen Hugo
Chavez mitbetrieben hätten. Wenngleich auch soziale Medien als
Werkzeuge dieser Interessen Fake News produzierten, gelte es doch, sie
für eigene Zwecke zu nutzen. Und dies um so mehr, als die gegen
Venezuela verhängten Sanktionen auch einen akuten Papiermangel zur
Folge hätten. Zwar sei auch die staatliche Ebene wichtig, doch komme
es bei der Erringung der Volksmacht insbesondere auf die
Gemeindemedien an. Lokale Medien gehören der Gemeinde und beziehen die
dort lebenden Menschen ein.
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Julieta Daza, Ekkehard Sieker
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Ekkehard Sieker, der für Panorama (WDR) und Die Anstalt (ZDF)
recherchiert, unterstrich aus seiner Erfahrung, daß Nischen noch
möglich seien. Mutige Leute im Sender und eine beträchtliche
öffentliche Unterstützung erlaubten den Fortbestand ohne juristische
Kontrolle der Inhalte und chefredaktionelle Abnahme durch den Sender
ZDF. Entscheidend bleibe jedoch, sorgfältig zu recherchieren und
diesbezüglich keine Fehler zu machen. Gelinge es, komplexe
Zusammenhänge griffig zu erklären, werde dem nichts entgegengesetzt,
weil es schlichtweg zutreffe. Da die Postmoderne die Wahrheit
abgeschafft habe, sei es unverzichtbar, die dahinterstehenden
Strukturen zu erhellen. PR-Agenturen produzierten nahezu ohne
Recherche Sendungen bis hin zu Nachrichten. Individualstorys wie jene
über Andrea Nahles setzten auf Emotionen, während die Hintergründe
ausgeblendet blieben. Auch die Satire verwende Emotionen als Anker,
verschreibe sich aber der Wahrhaftigkeit. Es gebe nicht viele
verschiedene Wahrheiten, und die Menschen fragten nach dem Sinn. Daher
gelte es, Zusammenhänge zu entschlüsseln und beispielsweise den
Faschismus auch als Theorie zu erklären oder die Hintergründe des
Antisemitismus auf der einen und der Kritik an Israel auf der anderen
Seite verstehbar zu machen.
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Satirische Intervention: Alles.Scheizse

Das haben sie nun davon. Die "Querfront mit Israel" als Ergebnis des Kampfes
gegen "Nazis, Linke und andere Muslime" steht. Sie ist bestückt mit
PolitikerInnen der Neuen Rechten, die sich von Beatrix von Storch über Viktor
Orban und Steve Bannon bis zu Jair Bolsonaro rühmen, auch ungefragt als
Beschützer des Staates Israel aufzutreten. Zumindest Orban und Bolsonaro
erfreuen sich des ausdrücklichen Zuspruches Benjamin Netanjahus, der keinen
Anstoß daran nimmt, daß sein europäischer Kollege in Ungarn eine Kampagne gegen
den jüdischen Investor George Soros führt, die vor antisemitischen Stereotypien
nur so strotzt. Sie wird besetzt durch VertreterInnen des sogenannten
christlichen Zionismus, die kaum erwarten können, auf dem in Israel verorteten
Schlachtfeld Armageddon die finale Entscheidungsschlacht von Gut und Böse
herbeizuführen. Des daraus angeblich erwachsenden Heiles können JüdInnen nur
teilhaftig werden, wenn sie konvertieren - ein klarer Fall von christlichem
Antijudaismus, der die Harmonie der "Querfront mit Israel" zumindest solange
nicht beeinträchtigt, als evangelikale Eiferer den Annexionsplänen der
israelischen Rechten Flügel verleihen. Sie wird propagiert von sich als links gerierenden
sogenannten Antideutschen etwa um das Magazin Bahamas, die sich von
Feministinnen wie einst die europäischen Juden verfolgt fühlen, für MuslimInnen
nur Verachtung übrig und die radikale Linke, in der sie großgeworden sind,
längst in die Tonne getreten haben.

So haben die RapperInnen von Alles.Scheizse auf der Künstlerkonferenz leichtes
Spiel, im satirischen Overdrive alles miteinander zu kombinieren, was nicht
zusammenpaßt, um die innere Widersprüchlichkeit eines Kampfes gegen den
Antisemitismus, dem sein Gegenstand in ursprünglicher Intention abhanden kam,
weil er als Mittel und Zweck im politischen Kampf um die hegemoniale Stellung
des Staates Israel im Nahen und Mittleren Osten verbraucht wurde, links oder
rechts, wie es der Querfront einerlei ist, zu überholen. Das traurige Ergebnis
der Leichtfertigkeit, mit der Antisemitismus überall dort ausgemacht wird, wo
Widerstand gegen neokoloniale Gewaltverhältnisse geübt wird, um dort nicht mehr
erkannt zu werden, wo sich das Haupt des Menschenhasses erhebt und sich
anschickt, neue Vernichtungsfeldzüge im falschen Namen von Freiheit, Recht und
Zivilisation loszutreten, besteht in anwachsender Verwirrung und Desorientierung
ob der sozialen und politischen Positionen, an denen im sich zuspitzenden Kampf
gegen die neue Barbarei Maß genommen werden kann. 
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Zu den Möglichkeiten und Grenzen widerständiger Kunst und Kultur in der Warengesellschaft

Moshe Zuckermann schöpfte aus der Fülle seiner kunsttheoretischen
Arbeiten, um den Gegenstand seines Vortrags mit prägnanten Beispielen
zu veranschaulichen. So erinnerte er an den immanenten Widersinn etwa
im Elvis-Song "In the Ghetto", zu dem in der Disco getanzt wurde. Dali
strebte als Teil der surrealistischen Bewegung eine Kunst frei von
ästhetischer und ethischer Kontrolle an. Als er aber Hitlers Amme
gemalt hatte und alle schockiert waren, konnte seine Erklärung, er
träume von ihr, seine Vertreibung aus der Bewegung nicht verhindern.
Dann bin ich der einzige Surrealist hier, so Dali. Eine Situation, in
der Kunst scharf verfolgt wird, thematisiert Klaus Manns "Mephisto"
über Gustaf Gründgens, der von den Nazis integriert wurde. Höfgen
verrät nach und nach alle Freunde: Ich wollte doch nur Schauspieler
sein. Es gibt Momente, wo wir Position beziehen müssen, so Zuckermann.
Israels Kulturministerin rühme sich ebenso ignorant wie offen,
Tschechow nie gelesen zu haben, und streiche kritischen Projekten die
Subventionen. Pseudodemokratische Gesellschaften bringen die
Selbstzensur hervor. Als Rembrandt mit seiner "Nachtwache"
revolutionäre Kunst geschaffen und dabei die Vorstellungen der Gilde
übertreten hatte, verlor er alle Klienten und wurde ausgeschaltet.
Einzig die Überschreibung einiger Geschäfte auf Familienmitglieder
bewahrte ihn vor völliger Verarmung. Es ist die Nische, in der wir
denken müssen, mahnte Zuckermann. Francisco Goya war als Hofmaler dem
Herrscherhaus uneingeschränkt verpflichtet. Als er jedoch die
königliche Familie malte, ließ er Carlos IV. wie einen Idioten
aussehen. Man konnte ihm nichts vorwerfen, und doch übte er politische
Kritik. Um mit Adorno zu sprechen: Große Kunst war immer auch Ware,
aber sie war nie nur Ware.
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Stefan Huth, Konstantin Wecker
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Widerstand und Poesie

Im Gespräch mit Stefan Huth (Chefredakteur junge Welt) räumte
Konstantin Wecker unumwunden ein, daß ihm viele gute Texte schlichtweg
passiert und oftmals weicher ausgefallen seien als seine damalige
Machohaltung. Er fördere viele junge Leute und sei auf der Hut, auf
der Bühne nicht der Macht über das Publikum zu erliegen. Mit einem
Opern singenden Großvater und einer dichtenden Mutter habe es nicht
fern gelegen, daß er mit 16 Jahren Gedichte für sich entdeckte. Er sei
auch ein spiritueller Mensch, der Rielke sehr schätze, könne Ratio
doch nicht alles erfassen. Wir brauchen wieder Empathie, die höchste
Errungenschaft des Homo sapiens, so Wecker. Jeder solle sich nach
eigener Fähigkeit engagieren, er tue dies als Liedermacher, ein
anderer vielleicht in der Flüchtlingsarbeit.
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"Utopie von der Freiheit des Menschen" - Revolutionäre Kunst und Kultur heute

Unter Moderation Stefan Huths sprach der deutsch-englische Komponist
Wieland Hoban über sein umstrittenes Stück, das die Besatzung der
Palästinensergebiete thematisiert. Wenngleich er sich dabei
ausschließlich auf Aussagen eines israelischen Soldaten stützt, sieht
er sich heftigen Anfeindungen ausgesetzt, erfährt aber auch
Unterstützung aus vielen Richtungen. Ihn habe dieser Konflikt
interessiert, zumal die Verhältnisse auf extreme Weise verdreht
würden. Er argumentiere mit den Fakten, wie er sie aus der genannten
Quelle erschlossen habe. Inwieweit von Avantgarde oder revolutionärer
Kunst die Rede sein könne, hänge immer vom Kontext ab. Vieles was
heute widerständig sei oder anmute, werde später Konsens und
Mainstream.

Der Schriftsteller Mesut Bayraktar hob anhand seiner Biographie
hervor, daß er schlichtweg Glück gehabt habe, zum Schreiben zu kommen.
In seiner Familie mit Migrationshintergrund existierte Hochkultur
nicht. Erst als er die Grenzen dieses Milieus überschritten habe, sei
es ihm möglich gewesen, die Klassenverhältnisse zu identifizieren. Als
ihn die soziale Frage mehr und mehr beschäftigte, habe er über die
Marx-Lektüre die Klassengewalt geradezu sinnlich erfahren. Er begann
mit 23 Jahren zu schreiben und kontrastierte beispielsweise den Körper
seines hart arbeitenden Vaters, dessen Bandscheibenvorfälle gleichsam
die Schläge des Kapitals repräsentierten, mit den ganz anderen Körpern
der Menschen, die ein Theater besuchen. Bei einem Familientreffen habe
er seine Mutter nach so vielen Jahren erstmals singen gehört, was ihn
lehre, daß es den Menschen oftmals vor allem an Ausdrucksformen fehlt,
nicht aber an Fähigkeiten. Daß er selbst Glück gehabt habe, zeige
indessen, wie viele andere angesichts dieser sozialen Verhältnisse
Unglück hätten.
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Dem schloß sich Konstantin Wecker an, nachdem er von seiner
Zusammenarbeit mit einem international besetzten Kammermusikorchester
und anderen fruchtbaren Begegnungen erzählt und sich selbst als
pazifistischen Anarchisten charakterisiert hatte. Auch bei ihm sei
vieles einfach Glück gewesen, da er etwa mit wunderbaren Künstlerinnen
wie Mercedes Sosa oder Joan Baez singen durfte. Wir haben deshalb
Verantwortung, brachte Wecker seine Konsequenz auf den Punkt.
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"Im Vergangenen den Funken der Hoffnung anfachen" - Erinnerungskultur als Akt der Rettung

Rolf Becker, aus Walter Benjamins Auseinandersetzung mit dem Begriff
der Geschichte rezitierend: Sich einer Erinnerung bemächtigen, wie sie
im Augenblick der Gefahr aufblitzt. Die Chefredakteurin von Melodie &
Rhythmus, Susann Witt-Stahl, moderierte das abschließende vierte
Podium, zu dem sie den österreichischen Schriftsteller Erich Hackl,
Moshe Zuckermann und, gewissermaßen als Ehrengast der Konferenz,
Esther Bejarano begrüßen konnte. Auch sie nahm Bezug auf Benjamin:
Nichts, was sich ereignet hat, ist für die Geschichte
verlorengegangen.

Esther Bejarano nannte angesichts der aktuellen Rechtsentwicklung
zahlreiche Parallelen zur damaligen Zeit. Etwa in der
Flüchtlingspolitik, waren doch seinerzeit viele Menschen vergeblich
vor der Nazidiktatur geflohen, da sie nirgendwo Aufnahme fanden und
ins Verderben zurückkehren mußten. Daß heute wieder Nazis
aufmarschierten und den Hitlergruß zeigten, sei für sie unerträglich.
Die AfD sei voll von solchen Leuten. Schweigen damals wie heute. In
ihrem Leben habe sie am meisten beleidigt, daß ihr in Israel
vorgeworfen wurde, sie habe im KZ kollaboriert. Sie und ihr Mann
konnten nicht wie erhofft in Israel leben, weil sie nicht gegen die
Palästinenser waren. Sie bediene sich zur Aufklärung der Musik und
erzähle jungen Menschen ihre Geschichte. Um sie nicht nur zu
deprimieren, sondern Mut fassen zu lassen, sei Musik ein Schlüssel.
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Angesichts der erneuten Rechtskoalition in Österreich räumte Erich
Hackl ein verbreitetes Gefühl der Ohnmacht ein. Wie lasse sich
Resignation verhindern? Man müsse Menschen um sich haben und
Gemeinschaft herstellen, weshalb er über Menschen schreibe, die im
Widerstand waren, um ihnen ein Leben wiederzugeben. Er gab zu
bedenken, daß angesichts politischer Ohnmacht Kunst diese Lücke nicht
füllen könne. Ihr wohne jedoch ein interventionistisches Moment inne,
etwa die Geschichte bestimmter Menschen zu erzählen, und diesen Weg
nehme er.

Seit Gründung des Staates Israel wurde die Shoa vereinnahmt und
zionisiert, so Moshe Zuckermann: Von der Shoa zur Wiederauferstehung,
Israel als Antwort auf die Shoa, sicherheitspolitisch ohne Rücksicht
auf Menschenrechte anderer. Dies sei die Grundfarbe der
Staatsideologie, die nichts mit den Opfern zu tun habe.
Shoa-Überlebende werden gebraucht, aber nicht als solche wahrgenommen.
Israel sei nicht gegen den Antisemitismus in anderen Ländern, sondern
begrüße ihn sogar als nützliches Instrument. Wiedergutmachung galt
nicht den Opfern, sondern wurde mit dem Staat Israel geregelt, wo doch
die Wunde des Holocaust ohnehin nicht wiedergutgemacht werden könne.
Wie Zuckermann ausführte, ist Adorno zufolge nach Auschwitz ein
Gedicht zu schreiben barbarisch. Dies nahm er 20 Jahre später zurück,
indem er einräumte, daß menschliches Leid ein Recht habe, genannt zu
werden. Als Zuckermann in den 70er Jahren als Soziologe im Militär
junge Offiziere befragte, hätten ihm viele gesagt, daß sie nach der
Erfolgsserie "Holocaust" endlich begriffen hätten, was damals
geschehen sei. Während sie dokumentarische Bilder paralysierten,
entwickelten sie über die Serie emotionale Anbindung. Diese habe
jedoch mit den Opfern so wenig zu tun wie die Tränen Jugendlicher, die
beim Auschwitzbesuch ihrem Liebeskummer freien Lauf lassen könnten.
Besser als die Kitschserie, wenngleich immer noch problematisch, dann
20 Jahre später "Schindlers Liste" von Spielberg, der allen Ernstes
glaubte, er nehme den Oscar im Namen von sechs Millionen ermordeter
Juden entgegen. Die "Todesfuge" Paul Celans sei hingegen ein Gedicht,
in dem man etwas über den Holocaust erfahren könne. Wie kann man
erinnern? Ich habe keine definitive Antwort darauf, warnte Zuckermann
vor versiegelnden Abschlüssen.
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Lesung Esther Bejarano

Foto: © 2019 by Schattenblick



Internationale Front gegen rechts - eine Rede Esther Bejaranos

Zum Abschluß der Konferenz rief Esther Bejarano in einer Rede zum
entschiedenen Widerstand gegen den rechten Vormarsch auf: Ich weiß,
was uns sonst bevorsteht! Wir haben gewarnt und gerufen: Nie wieder
schweigen! Nie wieder darf es einen Holocaust geben! Nach dem Zweiten
Weltkrieg hätten sich viele Nazis in der jungen Bundesrepublik
eingenistet und ihren menschenverachtenden Geist fortgeschrieben.
Heute werde mit Waffen gehandelt, ohne an die Opfer zu denken, würden
Flüchtlinge gnadenlos abgewiesen. Wir müssen aufstehen gegen den
wiederkehrenden Faschismus und für eine menschengerechte Welt! 70
Jahre Grundgesetz werden gefeiert, aber richtet sich die Regierung
danach? Gegen den Aufmarsch der Rechten stehen wir alle gemeinsam auf -
 das ist meine Devise und meine Hoffnung, so die Zeitzeugin damals wie
heute.

(wird mit einem Bericht über die abendliche Kulturgala fortgesetzt)




[image: Signiergelegenheit mit Esther Bejarano - Foto: © 2019 by Schattenblick]

Über die Zeiten hinweg ... 

Foto: © 2019 by Schattenblick




Fußnoten:

[1] www.aphorismen.de/suche?f_thema=Kultur&seite=2

[2] www.melodieundrhythmus.com/mr-1-2019/manifest-fuer-gegenkultur/
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KIND/195: Ausbeuterische Kinderarbeit beenden - jetzt! (Brot für die Welt)


Brot für die Welt - Evangelischer Entwicklungsdienst

Pressemitteilung vom 11. Juni 2019

Ausbeuterische Kinderarbeit beenden - jetzt!



Berlin - "Zum Internationalen Tag gegen Kinderarbeit (12.6.) starten Brot
für die Welt und GEW gemeinsam den Online-Appell "Menschenrechte
verwirklichen: Beenden wir ausbeuterische Kinderarbeit!".

"Kinderarbeit ist ein Skandal. Dass wir durch den Kauf von Produkten
ungefragt und ungewollt daran mitwirken, ebenso. Wir haben es in der Hand,
dem endlich ein Ende zu setzen", sagt Cornelia Füllkrug-Weitzel,
Präsidentin von Brot für die Welt. "Wir rufen alle auf, die es satt haben,
von Firmen, die nicht willens sind, ihre Produzenten zu kontrollieren,
klammheimlich zu Komplizen gemacht zu werden: Unterschreiben Sie und teilen
Sie den Appell: Kinder sollen ein kindgerechtes Leben führen dürfen - nicht
nur unsere eigenen Kinder, sondern alle Kinder auf der Welt!"

Mit ihrer Unterstützung des Online-Appells erklären die Unterzeichner, dass
sie keine Produkte konsumieren wollen, die mit Hilfe ausbeuterischer
Kinderarbeit hergestellt werden. Sie fordern den Bundestag auf, ein Gesetz
zu beschließen, das Unternehmen in Deutschland wirksam dazu verpflichtet,
für die Einhaltung der Menschenrechte entlang der gesamten Lieferkette zu
sorgen.

Weltweit arbeiten laut der Internationalen Arbeitsorganisation (ILO) noch
immer 152 Millionen Kinder. Internationale Verträge wie die
UN-Kinderrechtskonvention garantieren auf dem Papier allen Kindern Rechte
auf Schutz, Fürsorge und Bildung. Die Realität sieht jedoch in vielen
Ländern anders aus: Kinder schuften sich auf Kosten ihrer Gesundheit und
ihrer Bildungschancen viele Stunden am Tag ab. Hauptgrund dafür ist Armut.
Eltern, deren Einkommen nicht ausreicht, um die Familie zu ernähren, sehen
sich oft gezwungen, ihre Kinder arbeiten zu schicken - auch wenn die
Bedingungen katastrophal und die Entlohnung schlecht ist. Dadurch entsteht
ein Teufelskreis: Kinder, die arbeiten anstatt zur Schule zu gehen,
erzielen auch als Erwachsene kein gutes Einkommen. Armut wird dadurch über
Generationen vererbt.

In den Zielen für eine nachhaltige Entwicklung (SDGs) haben sich die
Vereinten Nationen darauf geeinigt, bis 2025 jede Form von Kinderarbeit zu
beenden. Um diesem Ziel näher zu kommen, reichen Selbstverpflichtungen und
Absichtserklärungen der Unternehmen nicht aus. "Wir brauchen ein Gesetz mit
konkreten Sanktionen für Unternehmen, die Kinderarbeit entlang ihrer
Lieferkette dulden ", so Füllkrug-Weitzel. Die Unternehmen müssten
verpflichtet werden, wirksame Melde- und Kontrollsysteme einzuführen und
bei Verstößen sanktioniert werden - etwa durch den Ausschluss von
öffentlichen Aufträgen.

Der gemeinsame Appell von Brot für die Welt und GEW ist Teil der globalen
Kampagne "100 Million" von Friedensnobelpreisträger Kailash Satyarthi. Brot
für die Welt fördert Satyarthis Arbeit für Kinderrechte seit Jahrzehnten.
Gemeinsam mit der GEW hat das Hilfswerk anlässlich der 60. Aktion von Brot
für die Welt vergangenen Herbst die Kampagne 100 Million in Deutschland
gestartet. Ziel ist es, junge Leute zu ermutigen, sich für Kinderrechte
stark zu machen und damit konkrete politische Maßnahmen anzustoßen.


Den Online-Appell und weitere Informationen zum Thema finden Sie
unter: 

www.brot-fuer-die-welt.de/100million

www.gew.de/internationales/fair-childhood/

www.gew.de/aktuelles/detailseite/neuigkeiten/gerd-mueller-will-verbindliche-regeln/

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 11. Juni 2019

Brot für die Welt - Evangelischer Entwicklungsdienst

Evangelisches Werk für Diakonie und Entwicklung e.V.

Caroline-Michaelis-Str.1, 10115 Berlin

Telefon: +49 (0)30 65211 0

E-Mail: online-redaktion@brot-fuer-die-welt.de

Internet: http://www.brot-fuer-die-welt.de
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FORSCHUNG/946: Mitbestimmte Unternehmen haben in der letzten Wirtschaftskrise wirtschaftlich besser abgeschnitten (idw)


Hans-Böckler-Stiftung - 07.06.2019

Mitbestimmte Unternehmen haben in der letzten Wirtschaftskrise und danach
wirtschaftlich deutlich besser abgeschnitten

Forscher: "Mitbestimmung Element einer modernen Corporate Governance"



Unternehmen, bei denen Arbeitnehmer im Aufsichtsrat mitbestimmen, haben
sich während der großen Finanz- und Wirtschaftskrise sowie in den Jahren
danach wirtschaftlich signifikant besser entwickelt als Firmen ohne
Mitbestimmung.

Das gilt sowohl für die operative Rendite, für die Bewertung am
Kapitalmarkt, die Beschäftigungsentwicklung wie auch für die
Investitionen, sowohl in Anlagen als auch in Forschung und Entwicklung. So
lag zum Beispiel die kumulierte Aktienrendite mitbestimmter Unternehmen
zwischen 2006 und 2011 um 25 bis 28 Prozentpunkte höher als bei
vergleichbaren Firmen ohne Arbeitnehmerbeteiligung. Zu diesem Ergebnis
kommt eine neue Studie von Prof. Dr. Marc Steffen Rapp von der Universität
Marburg und Prof. Dr. Michael Wolff von der Universität Göttingen.*

Die unternehmerische Mitbestimmung habe in der Krise "kurzfristiges
Verhalten von Unternehmen verhindert" und danach ein "schnelleres
Umschalten in den Wachstumsmodus ermöglicht", schreiben die beiden
BWL-Professoren in der von der Hans-Böckler-Stiftung geförderten
Untersuchung. Nach Ansicht der Experten sind diese Befunde angesichts von
fortschreitender Digitalisierung und Globalisierung auch für die Zukunft
höchst bedeutsam: Die Arbeitnehmermitbestimmung im Aufsichtsrat könne "als
Element einer modernen Corporate Governance verstanden werden, welche vor
dem Hintergrund immer volatiler werdender wirtschaftlicher
Rahmenbedingungen geeignet ist, mögliche Risiken von strategischen
Transformationsprozessen abzufedern", schreiben die Forscher.

Um die Wirkung der Arbeitnehmerbeteiligung im Aufsichtsrat aussagekräftig
zu überprüfen, haben die Wirtschaftswissenschaftler sich für ein
methodisch anspruchsvolles mehrstufiges Studiendesign entschieden und
damit in Summe 560 börsennotierte europäische Unternehmen untersucht.
Darunter finden sich einerseits 280 deutsche Unternehmen, u.a. die in Dax
30, MDAX, TecDAX und SDAX notierten Firmen. Unter diesen 280 Unternehmen
gibt es Gesellschaften, in denen Vertreter der Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer zahlenmäßig paritätisch mit Vertretern der Kapitalseite im
Aufsichtsrat vertreten sind, andere Firmen, in denen die Beschäftigten ein
Drittel der Aufsichtsratsmitglieder stellen, und schließlich auch solche
ohne Arbeitnehmerbeteiligung.

Da die deutschen Gesetze die Stärke der Mitbestimmung an Mindestschwellen
bei der Beschäftigtenzahl koppeln (Drittelbeteiligung ab 500 Mitarbeiter
in Deutschland, paritätische Mitbestimmung ab 2000), sind Vergleiche auf
dieser Basis wegen des Größeneffekts allerdings nur eingeschränkt
aussagekräftig - ein Problem, vor dem Studien zur wirtschaftlichen Wirkung
der Arbeitnehmerbeteiligung immer wieder stehen. Um nicht "Äpfel mit
Birnen" zu vergleichen, haben die Forscher daher den Unternehmen aus
Deutschland mittels der sogenannten "Propensity-Score-Matching"-Methode
280 passende Firmen aus anderen europäischen Ländern zugeordnet, die eine
sehr ähnliche Größe haben, in derselben Branche aktiv und ähnlich stark
diversifiziert sind - aber keine Mitbestimmung haben. So werden in der
Studie dann beispielsweise Siemens und die Schweizer ABB verglichen oder
Continental und Michelin.

Basierend darauf versuchen Rapp und Wolff durch vielfältige Analysen, ein
möglichst umfassendes Bild über das Verhalten und die Entwicklung der
Unternehmen während und nach der Finanz- und Wirtschaftskrise zu zeichnen.
Dabei greifen sie unter Einbeziehung einer Reihe von Kontrollvariablen auf
ökonometrisch fortschrittliche Analysemethoden zurück, um statistisch
aussagekräftige Zusammenhänge beziehungsweise Unterschiede zu
identifizieren und dabei insbesondere sicherzustellen, dass beobachtete
Unterschiede tatsächlich darauf beruhen, dass Arbeitnehmer in einem Teil
der Unternehmen mitbestimmen, in einem anderen aber nicht - und nicht auf
statistischen "Hintergrundfaktoren".

Die wesentlichen Ergebnisse der Forscher:

Operativer Geschäftserfolg. Als Maßstäbe nutzen die
Wirtschaftswissenschaftler die einschlägigen betriebswirtschaftlichen
Größen Kapital- und Umsatzrentabilität, berechnet als das Verhältnis von
operativem Gewinn zu Bilanzsumme bzw. zu Umsatz. Wenig überraschend zeigt
sich zunächst, dass die Rentabilität während der großen Wirtschaftskrise
ab 2008 und unmittelbar danach in den meisten Unternehmen gelitten hat.
Diese Entwicklung werde aber "mittels der Mitbestimmung reduziert und
teils auch komplett kompensiert", so dass Unternehmen mit
Arbeitnehmerbeteiligung im Aufsichtsrat signifikant besser abschnitten,
schreiben die Wirtschaftsprofessoren. Besonders deutlich ist dies bei der
Umsatzrentabilität zu beobachten: Bei Unternehmen ohne Mitbestimmung sank
die Umsatzrentabilität auf dem Höhepunkt der Krise um 3,1 Prozent, während
sie in paritätisch mitbestimmten Firmen um 2,7 Prozent stieg. Und in den
Jahren nach der Krise ging sie in Firmen ohne Arbeitnehmervertreter
zunächst weiter zurück. In paritätisch mitbestimmten Firmen legte sie
dagegen um weitere 1,4 Prozent zu.

Um die Bewertung am Kapitalmarkt nachzuvollziehen, schauen Rapp und Wolff
auf die Aktienrendite (ergibt sich aus Kursentwicklung und Höhe der
Dividende) und "Tobins Q" (Verhältnis von Kurs- und Substanzwert). Auch
für diese beiden Größen erkennen die Forscher einen signifikant positiven
Einfluss: "Bei der Kapitalmarktperformance verzeichnen mitbestimmte
Unternehmen über den betrachteten Zeitraum höhere Renditen, weisen
geringere Schwankungen auf und ihre Unternehmensbewertungen unterliegen
einem weniger drastischen Verfall" während der akuten Krise. Konkret
betrug die kumulierte Aktienrendite in mitbestimmten Unternehmen von 2006
bis 2011 7,2 Prozent. In der von den Forschern identifizierten
europäischen Vergleichsgruppe ohne Arbeitnehmer in Aufsichtsrat oder Board
lag sie dagegen bei minus 21 Prozent.

Verzicht auf Entlassungen. Die Forscher erklären das deutlich bessere
Abschneiden der mitbestimmten Firmen auch mit systematisch anderen
Unternehmensentscheidungen während der Krise. Am stärksten sticht dabei
heraus, dass mitbestimmte Firmen meist auf größere Entlassungen verzichtet
haben und ihre Beschäftigung recht stabil hielten, während Unternehmen
ohne Arbeitnehmerbeteiligung kräftig Stellen strichen. So ging die
Mitarbeiterzahl in paritätisch mitbestimmten Unternehmen in der akuten
Krisenphase um 2,4 Prozent zurück, legte dann im Anschluss an die Krise
bis 2011 wieder um 4,5 Prozent zu, um in Summe 2,1 Prozent über dem
Vorkrisenniveau zu liegen. In Firmen ohne Mitbestimmung wurde die
Belegschaft dagegen in der Krise um 7 Prozent reduziert und lag
anschließend 1,9 Prozent unter dem Vorkrisenniveau.

Stattdessen, so die Forscher, hätten Unternehmen mit Mitbestimmung
schneller "das Arbeitsentgelt nach unten hin angepasst". Konkret
beobachten sie, dass die durchschnittliche Vergütung in mitbestimmten
Unternehmen vor der Krise spürbar höher war als in Firmen ohne
Mitbestimmung. Während der Krise schwächt sich dieser Vorsprung ab, danach
stellt sich die alte Relation wieder ein. "Dabei dürfte eine große Rolle
gespielt haben, dass große deutsche Firmen in der Krise oft die
Arbeitszeit rasch und deutlich reduziert haben, wie aus anderen Studien
bekannt ist", sagt Dr. Norbert Kluge, Direktor des Instituts für
Mitbestimmung und Unternehmensführung (I.M.U.) der Hans-Böckler-Stiftung.
Beschäftigte konnten Zeitguthaben auf ihren Arbeitszeitkonten "abfeiern"
oder bei der Arbeitszeit sogar ins Minus gehen, der zeitliche "Dispo"
wurde mit Anziehen der Konjunktur wieder ausgeglichen. Aus der
arbeitswissenschaftlichen Forschung ist bekannt, dass solche Konten in
Unternehmen mit Mitbestimmung deutlich häufiger sind als in anderen. Ein
Grund dafür: Wenn sie einen Betriebsrat und tarifvertragliche
Vereinbarungen an ihrer Seite haben, lassen sich Beschäftigte eher darauf
ein, Arbeitszeit ohne sofortige Bezahlung auf die hohe Kante zu legen.

Anders als Unternehmen, die zahlreiche Mitarbeiter entlassen hatten,
konnten mitbestimmte Unternehmen mit konstanten Beschäftigtenzahlen nach
dem Abklingen der Krise schnell wieder ihre Produktion ausweiten.

Höhere und stabilere Investitionen. Als Investitionsgrößen haben die
Wissenschaftler aus Marburg und Göttingen sowohl die Ausgaben für
Forschung und Entwicklung (F&E) als auch die für neue Anlagen ausgewertet.
Bereits für die Zeit vor der Krise liefern die Regressionsrechnungen laut
der Studie einige Indizien dafür, dass mitbestimmte Unternehmen mehr
investieren.

Während der Finanz- und Wirtschaftskrise sehen die beiden
Wirtschaftsprofessoren in ihren Daten konsistente Muster, "dass der
negative Kriseneffekt mittels der Mitbestimmung aufgefangen wird".
Mitbestimmte Unternehmen fuhren ihre Investitionen also im Vergleich
weniger deutlich zurück und weiteten sie nach der Krise stärker wieder
aus. Fazit der Forscher: "Für essentielle Zukunftsinvestitionen ist
insgesamt zu konstatieren, dass mitbestimmte Unternehmen an diesen stärker
in der Krise festhalten, was ein weiterer wichtiger Indikator sein könnte,
warum es mitbestimmten Unternehmen in kürzerer Zeit gelingt, an die
vorherige Performance anzuknüpfen."

Weniger Schulden, weniger Zukäufe. Vor der Krise haben die mitbestimmten
Unternehmen im Sample nach Analyse der Forscher vorsichtiger gehaushaltet.
Sie haben beispielsweise weniger Geld für Aktienrückkäufe ausgegeben und
sich im Vergleich bei Zukäufen stärker zurückgehalten. Zugleich hatten sie
weniger Schulden. In der Krise beobachten die Wissenschaftler keine
signifikanten Unterschiede beim Finanzgebaren - wohl, weil auch die
übrigen Unternehmen zurücksteckten. Nach Ende der Krise sanken die
Schuldenstände in mitbestimmten Firmen dann aber deutlich schneller.

Fazit: Mitbestimmung als Chance. Unter dem Strich zeichnet die Studie
damit im Kontext der zurückliegenden Finanz- und Wirtschaftskrise ein sehr
positives Bild der Mitbestimmung im Aufsichtsrat entlang vieler der
untersuchten Dimensionen. Die Autoren sprechen daher der
Arbeitnehmerbeteiligung an der Unternehmensspitze das Potenzial zu, eine
dreifache Win-Win-Situation erreichen zu können: "In diesem Kontext kann
die unternehmerische Mitbestimmung die Möglichkeit bieten, Risiken in
Hinblick auf die Unternehmenssituation als auch auf die individuelle
Situation von Arbeitnehmern besser abzufangen und damit auch die
Volkswirtschaft als Ganzes zu schützen." Die BWL-Professoren ermutigen zu
einem positiven Blick auf die Mitbestimmung: "Letztlich sollte die
Partizipation von Mitarbeitern im Aufsichtsrat im Rahmen von zukünftigen
Transformationsprozessen damit durchschnittlich nicht als Hindernis,
sondern als Chance verstanden werden."


Originalpublikation:

(*) Marc Steffen Rapp, Michael Wolff, Iuliia Udoieva, Jan C. Hennig:

Mitbestimmung im Aufsichtsrat und ihre Wirkung auf die
Unternehmensführung. Eine empirische Analyse vor dem Hintergrund der
Finanz- und Wirtschaftskrise.

Studie der Hans-Böckler-Stiftung Nr. 424, Juni 2019.

Download: https://www.boeckler.de/pdf/p_study_hbs_424.pdf

Zusammenfassung und Glossar zur Methodik der Studie im

Mitbestimmungsreport Nr. 51:

https://www.boeckler.de/pdf/p_mbf_report_2019_51.pdf

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution621

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hans-Böckler-Stiftung, 07.06.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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GEWERKSCHAFT/1833: Eurowings - Flugbegleiter wollen Mitbestimmung durchsetzen (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
11. Juni 2019

Eurowings: Flugbegleiter wollen Mitbestimmung durchsetzen - ver.di
fordert Arbeitgeber auf, Blockadehaltung aufzugeben



In der Lufthansa-Tochter Eurowings stocken die Tarifverhandlungen um
die Einsetzung einer neuen Personalvertretung. Nach fünf
Verhandlungsrunden ohne Einigung hat die Vereinte
Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) ihre Mitglieder der Airline zum
Verhandlungsstand befragt. 90 Prozent sprechen sich für einen
verbesserten Tarifvertrag aus. Über 80 Prozent sind bereit, sich an
Arbeitskampfmaßnahmen zu beteiligten, um die gesetzlichen Standards
zu erreichen.

"Das ist ein deutliches Zeichen an das Management, die
Blockadehaltung aufzugeben und die gesetzlichen Mindeststandards zu
akzeptieren. Der Luftraum kann kein rechtsfreier Raum sein", betont
ver.di-Verhandlungsführer Volker Nüsse. Mit Blick auf die nächste
Verhandlungsrunde am 12. Juni in Düsseldorf erklärt Nüsse: "Nur wenn
die Gegenseite sich jetzt bewegt, besteht eine Chance, noch vor den
Sommerferien in Nordrhein-Westfalen im Juli zu einer Einigung zu
gelangen." Die Flugbegleiterinnen und Flugbegleiter seien bereit, in
einen Streik zu treten, wenn sich die Lufthansa-Tochter weiterhin
weigere, die gesetzlichen Mindeststandards zuzulassen.

Seit Mai dieses Jahres gilt eine Gesetzesänderung im
Betriebsverfassungsgesetz, die von der Bundesregierung im vergangenen
Jahr als "Lex Ryanair" auf den Weg gebracht wurde, nachdem ver.di
dieses vorangetrieben habe. Damit sollten erstmals gleiche Rechte und
eine "Betriebsratsgarantie" für das fliegende Personal ermöglicht
werden. Für das Kabinenpersonal bei Eurowings kommt diese Regelung
allerdings nur zum Tragen, wenn auch die Airline in einem
Tarifvertrag zustimmt. Hintergrund ist hierbei eine noch bestehende
tarifliche Regelung der UFO e.V., die die gesetzlichen
Mindeststandards an vielen Stellen unterläuft: So besteht die
Vertretung lediglich aus fünf statt gesetzlich vorgesehenen fünfzehn
Mitgliedern. Die Mitbestimmungsrechte sind zudem so sehr beschnitten,
dass die Überwachung der gesetzlichen und tariflichen Regelungen
permanent an Grenzen stößt.

Nach der Übernahme großer Teile des Geschäfts der Air Berlin ist die
Eurowings im vergangenen Jahr auf über 1000 Kabinenmitarbeiter
gewachsen. Im November 2018 kam es am Standort Düsseldorf zu einem
Streik der Kabinenbeschäftigten, mit dem es ver.di gelang,
verbesserte Einsatzbedingungen durchzusetzen.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 11.06.2019

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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INTERNATIONAL/372: Sanktionskrieg um Iran, Teil 4 (german-foreign-policy.com)


Informationen zur Deutschen Außenpolitik - 11. Juni 2019
german-foreign-policy.com

Sanktionskrieg um Iran (IV)



TEHERAN/BERLIN - Außenminister Heiko Maas (SPD) droht Teheran mit
internationaler Isolierung. Maas war am gestrigen Montag in der iranischen
Hauptstadt mit Außenminister Mohammad Javad Zarif und mit Staatspräsident
Hassan Rohani zusammengetroffen, um über Optionen zur Bewahrung des
Atomabkommens zu sprechen. Zarif, dessen Land den Vertrag bislang einhält,
fordert, der Westen müsse dasselbe tun und die Sanktionen beenden: "Der
einzige Weg zu einer Entspannung und Deeskalation ist der Stopp dieses
Wirtschaftskrieges". Tatsächlich bricht die iranische Wirtschaft unter dem
Druck der US-Sanktionen immer stärker ein; die Bevölkerung leidet unter
dramatisch gestiegenen Lebensmittelpreisen und unter deutlich spürbarem
Mangel an Medikamenten. Berlin geht es im Kampf um die Rettung des
Nuklearabkommens vor allem darum, Expansionsinteressen der deutschen
Wirtschaft zu bedienen und sich gegenüber den USA weltpolitisch zu
profilieren. Maas hat gestern eingeräumt, das von Berlin mitgegründete
Finanzvehikel INSTEX werde keinen adäquaten Ersatz für die
Sanktionsverluste schaffen, und geht nun zu Drohungen über.

Kein arabisches Interesse an Krieg

Zu den wenigen Ergebnissen, die die Mittelostreise des deutschen
Außenministers gebracht hat, zählt, dass Heiko Maas in Teheran die
Botschaft aus Abu Dhabi überbringen konnte, die Vereinigten Arabischen
Emirate hätten kein Interesse an einer weiteren Eskalation der Spannungen.
Das war freilich bereits zuvor deutlich erkennbar gewesen. So weigern sich
die Emirate nach wie vor, Iran die Schuld an den Sabotageangriffen auf vier
Öltanker nahe dem Hafen von Fujairah am 12. Mai zuzuschreiben. Fujairah
liegt bei der Straße von Hormuz, durch die rund ein Drittel der globalen
Erdöllieferungen transportiert wird. Teheran hat gedroht, sie für Öltanker
unpassierbar zu machen, sollte es mit Krieg überzogen werden. Am 14. Mai
kam es dann zu einer Drohnenattacke auf eine Ölpipeline, die aus der
Förderregion im Osten Saudi-Arabiens zu einem Verladeterminal am Roten Meer
führt. Die von Iran unterstützten jemenitischen Huthi haben sich zu dem
Angriff bekannt. Er zeigt, dass im Falle einer Sperrung der Straße von
Hormuz auch Ersatzrouten für den Erdöltransport lahmgelegt werden können.
Wegen ihrer eigenen Verwundbarkeit suchen Riad und Abu Dhabi derzeit einen
Krieg gegen Iran, der wohl einen Flächenbrand in der ganzen Region auslösen
würde, zu vermeiden; sie haben sich Washingtons Behauptung, der Anschlag
vom 12. Mai sei mit höchster Wahrscheinlichkeit von iranischen Stellen
verübt worden, bisher nicht offiziell angeschlossen.

"Der einzige Ausweg: Deeskalation"

Mit Blick auf die - bislang nicht aufgeklärten - Sabotageakte erklärte
Irans Außenminister Mohammad Javad Zarif gestern nach seinem Gespräch mit
seinem deutschen Amtskollegen, Iran werde keinesfalls selbst einen Krieg
beginnen. Allerdings werde man sich gegen einen Überfall, wie ihn 
US-Präsident Donald Trump kürzlich androhte, mit allen Mitteln zur Wehr
setzen. "Der einzige Weg zu einer Entspannung und Deeskalation ist der
Stopp dieses Wirtschaftskrieges", äußerte Zarif angesichts der brutalen
Durchsetzung der US-Sanktionen, die extraterritorial sind und die weltweit
faktisch alle Unternehmen mit US-Geschäft einhalten müssen. Teheran fordert
ein unmittelbares Ende der Wirtschaftsblockade und hat keinerlei Zweifel
daran gelassen, dass es nicht bereit ist, auf Dauer am Nuklearabkommen
festzuhalten, wenn nicht nur die USA, sondern auch die Mächte Europas
ihrerseits ihre Zusagen brechen. Sie bestehen darin, Iran eine
Normalisierung der Wirtschaftsbeziehungen zu gewähren. Jüngst hat Teheran
dem Westen ein Ultimatum gesetzt und angekündigt, die Urananreicherung
unbegrenzt aufzunehmen, sollte Iran am 7. Juli unvermindert boykottiert
werden.[1]

Die Wirtschaft stürzt ab

Tatsächlich treffen die US-Sanktionen und der Rückzug nicht nur 
US-amerikanischer, sondern auch zahlreicher anderer westlicher Unternehmen die
iranische Wirtschaft schwer. Bereits im vergangenen Jahr schrumpfte die
Wirtschaftsleistung des Landes laut Schätzung des Internationalen
Währungsfonds (IWF) um 3,9 Prozent. Schon vor der jüngsten Verschärfung der
Sanktionen ging der IWF für dieses Jahr von einem Einbruch um rund sechs
Prozent aus. Im März war Irans Erdölexport von gut 2,5 Millionen Barrel pro
Tag-Stand: April 2018 - auf 1,1 Millionen Barrel gefallen; Experten
schätzten die Verluste, die Teheran daraus entstanden waren, schon im März
auf weit mehr als zehn Milliarden US-Dollar.[2] Seit die 
Trump-Administration Ausnahmegenehmigungen, die sie bislang gewährte, Anfang Mai
außer Kraft gesetzt hat, ist die iranische Ölausfuhr weiter zurückgegangen;
Beobachter sprechen aktuell von um die 400.000 Barrel pro Tag. Der
Erdölverkauf ist Irans mit gewaltigem Abstand wichtigste Einnahmequelle.

Die Bevölkerung leidet

Entsprechend desolat ist die Lage der Bevölkerung. Weil die iranische
Währung stark gefallen ist, sind Importwaren erheblich teurer geworden,
darunter auch weithin benötigte Konsumgüter wie Babywindeln. Stark
gestiegen ist auch der Preis von Nahrungsmitteln; so kosten Milch, Käse und
Eier seit der Einführung der extraterritorialen US-Sanktionen 37 Prozent
mehr als zuvor, Gemüse 47 Prozent, Fleisch und Geflügel 57 Prozent.[3] Zwar
sind Nahrungsmittel und Medikamente offiziell von den Sanktionen
ausgenommen; doch aus Furcht vor den Sanktionen weigern sich Banken sogar,
die notwendigen Transaktionen zum Import medizinischer Güter durchzuführen.
Auch die Medikamentenherstellung im Land selbst gerät immer wieder ins
Stocken, weil die Grundstoffe häufig nicht eingeführt werden können.[4]
Bereits im August 2018 hatte der UN-Sonderberichterstatter zu den negativen
Auswirkungen einseitiger Zwangsmaßnahmen, Idriss Jazairy, gewarnt, die
Sanktionen zerstörten Irans Wirtschaft und Währung und trieben "Millionen
Menschen in die Armut. Perspektivisch müsse man damit rechnen, dass
Patienten in Krankenhäusern stürben, "weil die Medikamente ausgehen".[5]
Dieser Zustand ist erreicht.

Deutsche Weltpolitik

Außenminister Maas hat gestern einmal mehr bekräftigt, den US-Sanktionen
entgegenwirken zu wollen, um das endgültige Scheitern des Nuklearabkommens
abzuwenden. Im Zentrum stehen dabei freilich nicht die Lage der
Bevölkerung, sondern wirtschaftliche sowie politische Interessen. Die
deutsche Ausfuhr nach Iran, einen bisherigen Hoffnungsmarkt, ist im ersten
Quartal 2019 um 50 Prozent gegenüber dem Vorjahreszeitraum eingebrochen;
die Anzahl der deutschen Unternehmen, die in dem Land tätig sind, hat sich
von ungefähr 120 auf nur noch rund 60 halbiert. Wäre das
gesamtwirtschaftlich durchaus zu verschmerzen, so ist Berlin bemüht, sich
im Verbund mit Paris und mit London in der Iranpolitik gegen Washington
durchzusetzen; dies soll den deutschen Anspruch auf eine Weltpolitik, die
nicht von den USA abhängig ist, manifestieren.[6] Das deutsche Streben, das
Nuklearabkommen mit Teheran zu bewahren, gilt als günstiges Testfeld für
einen Machtkampf gegen Washington: Den Ausstieg der Trump-Administration
aus dem Atomvertrag billigen nur sehr wenige Länder weltweit.

Vor dem Scheitern

Freilich ist Berlin bislang nicht in der Lage, die US-Sanktionen zu
überwinden. Dies liegt nicht zuletzt daran, dass die deutsche Wirtschaft
aufgrund ihres umfangreichen US-Geschäfts kein Interesse hat, Letzteres für
kleinere Gewinne in Iran aufs Spiel zu setzen. Das Finanzvehikel INSTEX,
das nach Art einer Tauschbörse funktioniert und den Iranhandel trotz der
Sanktionen wieder in Gang bringen soll, hat bisher keine einzige
Transaktion abgewickelt - nicht einmal die zum Einstieg vorgesehenen
Lieferungen humanitärer Güter. Maas hat am gestrigen Montag in Teheran
eingeräumt, dass INSTEX nicht in der Lage sein werde, die
sanktionsbedingten Schäden auch nur annähernd auszugleichen. Iran ist
unzufrieden. "Beim Atomabkommen sind Ergebnisse wichtig und was genau die
Vertragspartner für die Rettung des Deals erreicht haben", erklärte
Außenminister Zarif nach seinem Gespräch mit Maas: Es genüge nicht, wenn
"da wieder gesagt wird, wir haben es versucht, aber es ging nicht".[7]

Drohungen

Mit Blick auf das absehbare Scheitern von INSTEX und damit wohl auch der
deutschen Bemühungen um eine eigenständige Mittelostpolitik ist Maas
gestern bereits zu Drohungen übergegangen. "Wenn der Atom-Deal scheitert,
droht Iran die internationale Isolierung", erklärte der deutsche
Außenminister in Teheran.[8] Berlin fände sich dann nach einer Phase
demonstrativer Abgrenzung in Sachen Iran de facto an der Seite Washingtons
wieder.


Anmerkungen:

[1] "Wir bemühen uns nach Kräften". tagesschau.de 10.06.2019.

[2], [3] Six charts that show how hard US sanctions have hit Iran. bbc.com
02.05.2019.

[4] Tamara Qiblawi, Frederik Pleitgen, Claudia Otto: Iranians are paying
for US sanctions with their health. cnn.com 22.02.2019.

[5] Iran sanctions are unjust and harmful, says UN expert warning against
generalised economic war. ohchr.org 22.08.2018.

[6] S. dazu Ein "Muskelaufbauprogramm" für die EU.

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/7935/

[7] 19 Stunden für die Rettung des Atomabkommens. faz.net 10.06.2019.

[8] Matthias Gebauer: Maas droht Iran mit internationaler Isolierung.
spiegel.de 10.06.2019.
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Quelle:

www.german-foreign-policy.com
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ARBEITSRECHT/269: Trotz Verbot Pfandgut gesammelt - Kündigung (DAV)


Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 5. Juni 2019

Rubrik: Beruf/Recht/Urteile

Trotz Verbot Pfandgut gesammelt - Kündigung



Erfurt/Berlin (DAV). Sammelt ein Mitarbeiter trotz Verbot und mehrerer
Abmahnungen Pfandflaschen während der Arbeit, rechtfertigt das eine
fristlose Kündigung. Der Arbeitnehmer verstößt damit massiv gegen
seine arbeitsvertraglichen Pflichten. Auf eine entsprechende
Entscheidung des Bundesarbeitsgerichts vom 23. August 2018
(AZ: 2 AZR 235/18) weist die Arbeitsgemeinschaft Arbeitsrecht des
Deutschen Anwaltvereins (DAV) hin.

Die Reinigungskraft war für Gebäude auf dem Flughafengelände
zuständig. 2011 kündigte der Arbeitgeber ihr, weil sie verbotswidrig
Pfandflaschen auf dem Gelände gesammelt hatte. In einem gerichtlichen
Vergleich einigten sich Frau und Arbeitgeber dann jedoch auf den
Fortbestand des Arbeitsverhältnisses. Die Mitarbeiterin sammelte aber
trotzdem weiter Pfandgut. Nachdem der Arbeitgeber erfolglos mehrere
Abmahnungen ausgesprochen hatte, kündigte er der Frau fristlos.

Die Kündigungsschutzklage der Frau ging bis zum Bundesarbeitsgericht -
hatte jedoch in keiner Instanz Erfolg. Ein Arbeitsverhältnis kann aus
wichtigem Grund ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist gekündigt
werden. Die bewusste und nachhaltige Verletzung arbeitsvertraglicher
Haupt- und Nebenpflichten ist einer dieser wichtigen Gründe.

Eine solche Pflicht habe die Frau massiv und nachhaltig verletzt,
indem sie trotz Verbot immer wieder Pfandflaschen für eigene Zwecke
gesammelt habe, so die Richter. Der Arbeitgeber habe ihr das im Rahmen
seines so genannten Direktionsrechts berechtigterweise untersagt. Er
habe das Recht, über Inhalt, Ort und Zeit der Arbeitsleistung näher zu
bestimmen. Das gelte auch für das Verhalten der Mitarbeiter im
Betrieb. Das Unternehmen habe ein berechtigtes Interesse daran, dass
seine Mitarbeiter während der Arbeitszeit keine Pfandgegenstände zu
privaten Zwecken sammelten.

Es wirke sich dabei nicht zu Gunsten der Frau aus, dass der
Arbeitgeber die außerordentliche Kündigung nicht auf ein
strafrechtliches Vermögensdelikt, wie etwa Unterschlagung oder
Diebstahl, gestützt habe und möglicherweise weder ihm noch seinem
Auftraggeber ein wirtschaftlicher Nachteil entstanden sei. Dieser
strafrechtliche Aspekt sei für die Beurteilung der Pflichtverletzung
nicht ausschlaggebend. Entscheidend sei der Verstoß gegen vertragliche
Haupt- oder Nebenpflichten und der mit ihm verbundene Vertrauensbruch.
Dies gelte eben auch dann, wenn nur Gegenstände von geringem Wert
betroffen seien bzw. das Verhalten des Mitarbeiters zu keinem oder nur
geringfügigem Schaden geführt habe.

Informationen: www.dav-arbeitsrecht.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung ArbR 8/19 vom 5. Juni 2019

Deutscher Anwaltverein (DAV)

Littenstraße 11, 10179 Berlin

Tel.: 0 30/72 61 52 - 0

Fax: 0 30/72 61 52 - 190

E-mail: service@anwaltverein.de

Internet: www.anwaltverein.de
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SCHACH-SPHINX/06954: Katernberger Meisterzug (SB)


Welche Möglichkeiten es auf dem Brett doch gibt! Auf beiden Seiten hat
sich jeweils ein Bauer bis kurz vor sein Umwandlungsfeld vorgekämpft.
Weiß am Zuge muß sich allerdings um seine Dame kümmern. Der schwarze
Läufer bedroht die edle Dame im heutigen Rätsel der Sphinx, deckt das
Feld d8 und peilt mit einem Auge auch nach dem Feld a1. Der ungarische
Meister Ferenc Portisch, der die schwarze Steine führte, spekulierte
ferner zukunftsfroh mit Dauerschachgeboten über f3. Seine Stellung war
sicherlich nicht optimistisch, nur brauchte es eines feinen
vernichtenden Zuges, um den weißen Sieg sicherzustellen. Für Karl-
Heinz Podzielny keine leichte Aufgabe. Mit excellenten Manövern hatte
er bis dahin eine Neuerung des Ungarn faktisch widerlegt. Der
Katernberger kam bei den Dortmunder Schachtagen zwar nur auf den
achten Platz, doch diese eine Partie gegen Portisch entschädigte ihn
für die vier Niederlagen, die er im Wettkampft einstecken mußte,
Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/06954: Katernberger Meisterzug (SB)]



Podzielny - Portisch

Dortmund 1980


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Weiß ließ sich von den schwarzen Drohungen nicht beirren und verfolgte
streng seine Angriffsstrategie mit 1.Le3-c5! Der Konter mit
1...Th2xc2+ besaß keine durchschlagende Kraft: 2.Kc1xc2 Lc6xe4+ 3.Kc2-
c1 - auch 3.Sc3xe4 Db4xe4+ 4.Kc2-c3 hätte gereicht - 3...Db4xb3
4.De6xb3 Tb8xb3 5.Sc3xe4 Kd8-e8 6.Se4xd6+ Lf8xd6 7.Td1xd6 Ke8-f7 8.Td6-
f6+ Kf7-g7 9.Tf6xa6 Tb3-g3 10.Ta6-a7+ Kg7-g8 11.Lc5-e7 e5-e4 12.Le7-f6
e4-e3 13.Kc1-d1 Tg3-g2 und Schwarz gab gleichzeitig auf.
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FORSCHUNG/051: Lehrerbildung für den "digital turn" - Passauer Modellprojekt geht in die Verlängerung (idw)


Universität Passau - 07.06.2019

Lehrerbildung für den "digital turn": Passauer Modellprojekt "SKILL"
geht in die Verlängerung bis 2023



Seit 2016 arbeiten Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler der
Universität Passau im Projekt "Strategien des Kompetenzerwerbs: Innovative
Lehr- und Beratungskonzepte in der Lehrerbildung" (SKILL) daran, die Lücke
zwischen Fachwissenschaft, Fachdidaktik und Bildungswissenschaften zu
schließen. Nun wird das aus der Bund-Länder-Initiative "Qualitätsoffensive
Lehrerbildung" geförderte Vorhaben bis 2023 mit Mitteln in Höhe von knapp
vier Millionen Euro verlängert und will besonders die Grundlagen dafür
schaffen, dass Lehrkräfte den "digital turn" im Bildungsbereich nicht nur
mitgestalten, sondern mit digitalen Mitteln belegbar besseren Unterricht
machen können.

Zwei Buchstaben machen ab dem 1. Juli den kleinen, aber gewichtigen
Unterschied: "SKILL" heißt dann "SKILL.de" und startet in die zweite
Förderphase. Der Zusatz ".de" steht für "digitally enhanced" (dt. "digital
verbessert") und dafür, angehende Lehrkräfte auf die sich im Kontext der
Digitalisierung wandelnden Aufgaben in Schule und Unterricht noch
gezielter vorzubereiten und Fortbildungsangebote und Unterrichtsbausteine
zum Einsatz digitaler Medien im Schulunterricht für erfahrene Lehrkräfte
zu entwickeln. Dadurch soll die Lehrerbildung innerhalb und außerhalb der
Universität Passau noch stärker vernetzt und sichtbarer gemacht werden.

Getragen wird das Projekt vom Zentrum für Lehrerbildung und Fachdidaktik
der Universität Passau (ZLF) in fakultätsübergreifender Zusammenarbeit mit
18 Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern der Universität. Als Partner
beteiligt sind außerdem die Regierung von Niederbayern, die
Ministerialbeauftragten für die Gymnasien und die Realschulen in
Niederbayern sowie vier Partnerschulen und 12 Projektschulen in Bayern.

"Mit SKILL.de reagiert die Universität Passau auf den zentralen
Veränderungsprozess unserer Zeit - die Digitalisierung. Unsere
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler betreiben fakultätsübergreifend
Grundlagenforschung zu den gesellschaftlichen Auswirkungen der
Digitalisierung. Dabei sehen wir, dass Lehrerinnen und Lehrern in den
Klassenzimmern eine entscheidende Rolle bei der Mitgestaltung unserer
digitalen Gegenwart und Zukunft zukommt. Für diese Aufgabe wollen wir
unsere Lehramtsstudierenden mit SKILL.de fit machen. Darüber hinaus
streben wir eine Verstetigung des Projekts durch die Einrichtung eines
Lehrerfortbildungszentrums Digitalisierung an der Universität Passau an,
um unsere neuesten wissenschaftlichen Erkenntnisse auch direkt an
erfahrene Lehrkräfte weitergeben zu können", so Universitätspräsidentin
Prof. Dr. Carola Jungwirth.

Lernen mit und über Medien im "Klassenzimmer der Zukunft"

Ein wichtiges Arbeitsfeld bleibt das bisherige "Herzstück" des Projekts,
das Didaktische Labor mit dem Beinamen "Klassenzimmer der Zukunft", in dem
mit neuen Medien und Methoden ganz praktisch experimentiert werden kann:
Es soll im Rahmen von SKILL.de stetig weiterentwickelt werden. Im Projekt
sollen dabei vor allem konkrete Veränderungen in der hochschulischen Lehre
im Hinblick auf die "digitale Hochschule" vorgenommen und ihre Wirkungen
auf das studentische Lernen erprobt werden. Unterrichtsbausteine für
Schulen werden erarbeitet und zusammen mit den Partnerschulen erprobt.
Zentrale Idee ist dabei, dass nicht nur fachliches Lernen gefördert wird,
sondern gleichzeitig auch das Lernen mit und über Medien.

Weiterentwicklung der Kooperation zwischen Schule und Universität

"Mittelfristig sollen alle Lehramtsstudierenden unabhängig von Schulart
und Schulfach Qualifikationen in digital unterstütztem Unterricht und
kritischer Medienreflexions-, Medienproduktions- und
Mediennutzungskompetenz erwerben können", erklärt Prof. Dr. Jutta
Mägdefrau, die das Gesamtprojekt leitet. "SKILL.de arbeitet darüber hinaus
daran, die Kooperation zwischen Schule und Universität weiterzuentwickeln,
ein Qualifizierungsprogramm für die Lehrenden an der Universität selbst
zur Verfügung zu stellen, und an einer Erprobung der entwickelten
Unterrichtsbausteine direkt in den Schulen. Insgesamt ist uns die
Weiterentwicklung der Kooperation zwischen Schule und Universität
besonders wichtig, um alle Phasen der Lehrerbildung besser zu verbinden."

Alle Schulkooperationen werden von der im Zuge der ersten Förderphase neu
entstandenen Abteilung Didaktische Innovation am ZLF konzeptionell
begleitet.

"Fortgesetzt werden dabei die Stärken des bisherigen SKILL-Projekts: die
enge Verbindung von Fachwissenschaft, Fachdidaktik und
Bildungswissenschaften und vor allem das Erproben neuer Unterrichtsformen
und der reflektierte Medieneinsatz", erläutert der stellvertretende
Projektleiter Prof. Dr. Jan-Oliver Decker. "Reflektierter Medieneinsatz
meint dabei nicht nur, den passgenauen didaktischen Medieneinsatz im
Unterricht, sondern auch die Vermittlung einer in der modernen Medienwelt
unerlässlichen Reflexionskompetenz, um Medien und Informationsangebote im
Sinne einer Information and Media Literacy kritisch zu hinterfragen."

Was ist "Information and Media Literacy?

Information and Media Literacy war das größte Teilprojekt innerhalb des
bisherigen SKILL-Projekts. "Die zentralen Erfolge sollen nun auf das
Folgeprojekt Skill.de übertragen werden", so der ehemalige
Teil-Projektleiter Prof. Decker. Die Lehramtsstudierenden werden dabei nicht
nur lernen, wie sie eine kritische Medienkompetenz an Schülerinnen und
Schüler innnerhalb und außerhalb von Schulen vermitteln können, sondern
auch selbständig unterschiedliche Medienformate für den didaktischen
Gebrauch weiterentwicklen und sogar selbst planen und gestalten können.
"Neben einem Verständnis informationswissenschaftlicher Grundlagen sollen
die künftigen Lehrkräfte als aktive Prosumentinnen und Prosumenten an der
modernen Medienkultur partizipieren können", so Prof. Decker, "damit in
Zukunft Menschen Informationen und Medien hinterfragend und denkend
mitgestalten und nicht Medien manipulativ das Denken der Menschen
gestalten."

SKILL.de für Studierende

Lehramtsstudierende profitieren von SKILL.de durch das schon erfolgreich
laufende Didaktische Labor sowie durch den bereits erfolgten Aufbau eines
speziell auf ihre Bedürfnisse abgestimmten Beratungsnetzwerks. Im
Didaktischen Labor können Studierende nicht nur an Veranstaltungen mit
innovativen Lehr-Lern-Formaten teilnehmen, sondern in ungezwungener
Atmosphäre auch selbst Unterricht ausprobieren oder eigene Projekte
initiieren.

SKILL.de für Schulen

Die Universität Passau hat im Rahmen von SKILL bereits verschiedene
Projekte mit Schülergruppen sowie Lehrerfortbildungsveranstaltungen mit
Schulen aus der Umgebung durchgeführt. "Wir waren von der enormen
Nachfrage und der Aufgeschlossenheit der Schulen für Kooperationen
überrascht", berichtet Mägdefrau. Ein besonders hohes Interesse fanden
mediendidaktische Konzepte für digital unterstütztes Lehren und sowie
deren kritische Reflexion. "Dem werden wir in SKILL.de Rechnung tragen",
so die Projektleiterin.

Das Vorhaben "Strategien zur Kompetenzentwicklung: Innovative Lehrformate
in der Lehrerbildung, digitally enhanced (SKILL.de) - Ein interfakultäres
Vorhaben der Universität Passau zur Lehrer- und Strukturentwicklung im
Rahmen der Qualitätsoffensive Lehrerbildung" wird vom Bundesministerium
für Bildung und Forschung gefördert (Laufzeit: 01.07.2019-31.12.2023).


Weitere Informationen unter:

http://skill.uni-passau.de

- Ausführliche Informationen zum Projekt

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution79

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Passau, 07.06.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FORSCHUNG/050: Zusammenarbeit zwischen Lehrkräften im Zeitalter der Digitalisierung (idw)


Universität Paderborn - 07.06.2019

Zusammenarbeit zwischen Lehrkräften im Zeitalter der Digitalisierung

Potenziale nutzen, Herausforderungen meistern - Neues Forschungsprojekt
der Universität Paderborn



Was früher der Videowagen war, sind heute Tablet und Co.: Die
Digitalisierung hat auch in den Klassenzimmern längst Einzug gehalten. Das
bringt nicht nur Herausforderungen für die Schüler mit sich, sondern auch
für die Lehrkräfte. Welche neuen Formen der Zusammenarbeit sich daraus
ergeben und welchen Stellenwert die Kooperation bei Lehr- und
Lernprozessen einnimmt, ist jetzt Gegenstand eines Forschungsprojekts an
der Universität Paderborn. Zum Projekt gehört auch die Entwicklung eines
Instruments, das mit der Digitalisierung verbundene Formen der
Lehrerkooperation misst.

"Medienbezogene Lehrerkooperation als Schulqualitätsmerkmal in der
digitalen Welt", kurz MeLe, verfolgt langfristig das Ziel, wichtige
Erkenntnisse zur Verbesserung der Schul- und Unterrichtsqualität zu
gewinnen. Außerdem sollen Gelingensbedingungen für die Implementation
digitaler Medien aufgezeigt werden. Die Studie wird vom Bundesministerium
für Bildung und Forschung (BMBF) im Rahmenprogramm "Empirische
Bildungsforschung" (Digitalisierung I) mit rund 424.000 Euro unterstützt.

"Potenzial wird nicht vollständig ausgeschöpft"

"Schulen stehen vor der Herausforderung, Schülerinnen und Schülern den
kompetenten Umgang mit digitalen Medien zu vermitteln", erklärt
Projektleiterin Dr. Kerstin Drossel vom Paderborner Institut für
Erziehungswissenschaft. " Bei MeLe erwarten wir Erkenntnisse darüber, wie
Lehrkräfte ihre Zusammenarbeit im Zuge der Digitalisierung gestalten, und
untersuchen, welche Zusammenhänge sich mit einer erfolgreichen Nutzung
digitaler Medien im Unterricht aufzeigen lassen," so die
Wissenschaftlerin. Auch die ständige mediale Weiterentwicklung, die an
eine dauerhafte technische und pädagogische Anpassung auf Seiten der
Lehrer gebunden sei, könne im Team besser bewältigt werden.

Allerdings hinke Deutschland auf diesem Gebiet hinterher, wie Drossel
erklärt: "Im internationalen Vergleich fällt auf, dass Lehrkräfte in
Deutschland seltener bei digitalisierungsbezogenen Themen zusammenarbeiten
als in anderen Ländern. Das heißt, das Potenzial, das Kooperationen
bieten, wird nicht vollständig ausgeschöpft". Dabei sei dessen
Bedeutsamkeit für viele Aspekte der Schulqualität bekannt. Beispielsweise
könne sich dadurch das Schulklima verbessern. Lehrkräfte könnten durch das
Teilen von Materialien oder ganzen Unterrichtsreihen Zeit sparen, die sie
dann anderweitig und vor allem gewinnbringend investieren könnten.

Bislang sei aber unklar, welche Formen der Zusammenarbeit sich überhaupt
aus der Digitalisierung ergeben. "Aktuell gibt es kein Instrument, das
diese neuen Formen der Kooperation vollständig erfasst. Das hat u. a. zur
Folge, dass bisherige Erkenntnisse zur Kooperation im Zeitalter der
Digitalisierung immer nur einen kleinen Ausschnitt beleuchten", stellt
Drossel fest.

Kooperationen messbar machen

Um das zu ändern, entwickeln die Wissenschaftlerinnen ein an Kriterien
orientiertes Instrument, das in einer repräsentativen Gruppe mit
Lehrkräften der Sekundarstufe I eingesetzt und anschließend ausgewertet
wird. Dazu Drossel: "In den vergangenen Wochen hat unsere Doktorandin
Meike Drescher in ganz Deutschland Interviews mit Lehrkräften
durchgeführt, die ihr berichtet haben, wie sich die Zusammenarbeit im
Hinblick auf die Digitalisierung gestaltet. Nächsten Monat werden
Expertinnen und Experten aus Schule, Wissenschaft und
Bildungsadministration in der Universität Paderborn zusammenkommen, um die
Ergebnisse der Interviews zu einem Instrument zusammenstellen. Durch die
Einbeziehung unterschiedlicher schulischer Akteure wird gewährleistet,
dass verschiedene Perspektiven auf die Thematik berücksichtigt werden
können". Das Instrument wird anschließend in sechs Schulen getestet, bevor
letztlich die bundesweite und repräsentative Befragung unter Lehrkräften
der Sekundarstufe I stattfindet, um im Zuge dessen auch Potenziale und
Herausforderungen der Kooperation zu identifizieren. Bis Ende 2021 sollen
Ergebnisse und ein deutschlandweit einsetzbares Instrument vorliegen.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution98

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Paderborn, 07.06.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AKTION/674: 6-stündige Blockade eines Kreuzfahrtschiffes in Kiel (Smash Cruiseshit)


"Smash Cruiseshit" - Pressemitteilung vom 10. Juni 2019

6-stündige Blockade eines Kreuzfahrtschiffes in Kiel



In Kiel verhinderten KlimaaktivistInnen der Gruppe "Smash Cruiseshit" sechs
Stunden lang das Auslaufen eines Kreuzfahrtschiffs. Sie fordern das Ende
der klimaschädlichen Tourismusbranche, die seit Jahren steigende Emissionen
verursacht und kritisieren die Arbeitsbedingungen an Bord. Die
AktivistInnen wurden auf dem Wasser von der Polizei geräumt.

Um 16.10h - kurz nach der geplanten Auslaufzeit der knapp 300m langen
Zuiderdam - wurde über die Bordlautsprecher verkündet, dass die Abfahrt
sich aufgrund einer Blockade von KlimaaktivistInnen verzögere. Die
Aktivistin Frieda Neuer bejubelte dies laut: "Unser heutiges Etappenziel
haben wir erreicht - auf dass die Kreuzfahrtschiffe nie wieder ablegen!"
Auf und im Wasser waren über 50 Menschen nahe des Schiffes unterwegs. Sie
schwammen im Wasser und auf Luftmatratzen, saßen in kleinen Schlauchbooten,
auf Kajaks und Kanadier-Booten und hielten Fahnen, auf denen
Kreuzfahrtschiffe und deren dunkle Abgaswolken abgebildet waren. Mit einem
Transparent "sea rescue not cruise ships" erinnerten sie daran, dass
Schiffe auf dem Mittelmeer zur Seenotrettung viel sinnvoller eingesetzt
wären als für das Hin-und Herfahren zum Vergnügen. Zwei Menschen waren auf
die Schiffstaue geklettert. Auf dem Kran der benachbarten Baustelle, wo
gerade ein weiteres Kreuzfahrtterminal entstehen soll, hatten sechs
KletterInnen ein Banner mit ihrer Botschaft angebracht: "Save climate, stop
cruise ships".

Die Polizei musste zunehmend mehr Boote für die Räumung organisieren. Erst
um kurz vor 22 Uhr am Abend hatte sie alle Aktivist*innen aus dem Wasser
geräumt. Eine Spaziergängerin äußerte sich schockiert vom rabiaten Vorgehen
der Polizei, die über mehrere Stunden versuchte, die Blockade zu räumen.
Sie erzählt, wie bei dem Versuch den Schlepper am Kreuzfahrtschiff zu
befestigen, eine am Tau kletternde Person durch Schütteln daran aus zwei
bis drei Meter Höhe ins Wasser fiel, wie kleine Kajaks durch die Bugwellen
der Polizeiboote absichtlich zum Kentern gebracht wurden oder umgestoßen
wurden, ein Schleppboot mit laufenden Rotorblättern rückwärts auf die
DemonstrantInnen zusteuerte oder diese rabiat über Stege geschleift wurden.
Ein Zelt für die Kreuzfahrtabfertigung wurde kurzerhand zur
Gefangensammelstelle umfunktioniert. Dort verweigerte die Polizei den
Menschen Telefonate mit ihrem Anwalt, teilweise auch den Toilettengang und
auch Protokolle über die Beschlagnahmung der Boote und persönliche
Gegenstände. Etwa zehn Personen wurden für das Insistieren auf
Beschlagnahmeprotokolle noch weitere fünf Stunden eingesperrt. "Menschen
die zu ihrem Schutz anonym bleiben wollen, werden hier keine Grundrechte
zugestanden. Das ist keine Seltenheit, sondern leider alltäglich. Zur
Verteidigung der Interessen der Kreuzfahrtreederei und der Stadt Kiel an
ihrem Kreuzfahrt-Image-Projekt werden alle Register gezogen." versichert
Mia Block.

Die Gründe für die Aktion sind offensichtlich. Kreuzfahrt schadet der
Umwelt in vielen Aspekten. Oft wird Schweröl als Treibstoff verwendet. Die
mit den Abgasen ausgestoßenen Schadstoffe verursachen insbesondere in
Fjorden mit abgeschlossener Luftzirkulation hohe Luftverschmutzung. Unter
Wasser stört der Motorenlärm der Ozeanriesen Meeressäugetiere wie Wale und
Delphine. Bei Kreuzfahrten in Polarregionen setzen sich die schwarzen
Rußpartikel aus den Abgasen auf der vormals weißen Eisoberfläche ab, die
dadurch schneller zu schmelzen beginnt. Mia Block schließt ab: "Weitere
Aktionen gegen die Kreuzfahrtschifffahrt werden mit Sicherheit folgen. Es
gibt kein ruhiges Hinterland für KlimazerstörerInnen!"

Am 2. Juli findet um 19 Uhr die Lesung "Wahnsinn Kreuzfahrt" mit Wolfgang
Meyer-Hentrich im Klingelhörsaal (Johanna-Mestorf-Straße 2, CAU Kiel)
statt.




Aktionsablauf und Bilder:

twitter.com/smashcruiseshit

Zusammenfassende Berichte bei:

tkkg.noblogs.org

 * 

Quelle:

"Smash Cruiseshit" - Pressemitteilung vom 10. Juni 2019

E-Mai: smashcruiseshit@riseup.net.
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INITIATIVE/542: Kampagne "Klimanotstand in deutschen Kommunen" (SFV)


Solarenergie-Förderverein Deutschland e.V. (SFV) - Rundmail, 31. Mai
2019

Klimanotstand in deutschen Kommunen



Die Aktion #Klimanotstand ist angelaufen - und jeden Tag werden es mehr
Städte und Gemeinden, die sich erklären müssen: Was tun wir für den
Klimaschutz? Wie geht das? Parallel zu den Vorbereitungen auf den
weltweiten Klimastreik der #FridaysForFuture wurde die
Aktion #Klimanotstand für die Städte und Gemeinden in Deutschland ins
Leben gerufen. Wie man als Bürgerin und Bürger selber aktiv werden
kann, wird hier erklärt. Es reichen 10 Minuten aus, um sich zu
beteiligen.

Ein Überblick zur Kampagne "#Klimanotstand"

www.klimabuendnis-hamm.de/klimanotstand-in-jedem-rathaus/

Eine Übersichtskarte der sich beteiligenden Kommunen:

www.klimabuendnis-hamm.de/klimanotstand-in-jedem-rathaus/#karte_DE


Diese Karte wird mehrmals täglich aktualisiert.

Ergänzung dazu durch den SFV: 

Entscheidend ist der Beschluss, dass bei jeder zukünftigen
Stadtratsentscheidung geprüft und dokumentiert wird, ob der Beschluss
dem Klimaschutz dient.

 * 

Quelle:

SFV-Rundmail, 31.05.2019

Herausgeber:

Solarenergie-Förderverein Deutschland e.V. (SFV)

Frère Roger Straße 8-10, 52062 Aachen

Tel.: 0241/51 16 16, Fax: 0241/53 57 86

E-Mail: zentrale@sfv.de

Internet: http://www.sfv.de
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WALD/169: Göttinger Forscherteam deckt Stärken und Schwächen von Waldschutz-Konzepten auf (idw)


Georg-August-Universität Göttingen - 05.06.2019

Göttinger
Forscherteam deckt Stärken und Schwächen von Waldschutz-Konzepten auf




Naturschutz im Wald steht im Spannungsfeld verschiedener
Schwerpunktsetzungen und Interessenlagen von Forstwirtschaft,
Wissenschaft, Verwaltung und Naturschutzorganisationen. Dabei entsteht
in der Öffentlichkeit oft ein Eindruck von Uneinigkeit hinsichtlich
der Ziele und Maßnahmen im Waldnaturschutz. Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler der Universität Göttingen, der HAWK Hochschule für
angewandte Wissenschaft und Kunst Hildesheim/Holzminden/Göttingen
sowie der Nordwestdeutschen Forstlichen Versuchsanstalt haben ein
System entwickelt, mit dem Naturschutzziele verglichen werden können.
Die Studie ist in der Fachzeitschrift Nature Conservation erschienen.




[image: Foto: © Laura Demant]

Alte Huteeiche im Urwald Sababurg: früher als Mastbaum bei der
Viehhaltung im Wald genutzt, heute ein lebender Habitatbaum, der
vielen Arten eine Überlebensmöglichkeit bietet.

Foto: © Laura Demant



(pug) Das Forscherteam erarbeitete ein Bezugssystem, um
Naturschutzziele klassifizieren zu können. Es berücksichtigte dabei
biotische Schutzgüter wie Gene, Arten, Ökosysteme und Landschaften,
abiotische Schutzgüter wie Boden, Wasser und Klima sowie soziale
Schutzgüter wie zum Beispiel Erholung, Tourismus und Biodiversität
gleichwertig. Die Eignung des Systems wurde anhand von 79
Biodiversitäts- und Waldnaturschutzkonzepten überprüft. Die Forscher
ordneten die Interessengruppen drei räumlichen Bezugsebenen zu -
international, deutschlandweit und auf Bundeslandebene, um mögliche
Diskrepanzen in Bezug auf den räumlichen und institutionellen Transfer
von Wissen und Naturschutzzielen zu analysieren.

"Es besteht Konsens hinsichtlich der generellen Ausrichtung der Ziele
im Waldnaturschutz", sagt Erstautorin Laura Demant, Doktorandin in der
Abteilung Vegetationsanalyse und Phytodiversität der Universität
Göttingen und wissenschaftliche Mitarbeiterin an der Nordwestdeutschen
Forstlichen Versuchsanstalt. Die Interessengruppen sind sich einig,
dass der Schutz und der Erhalt vielfältiger und selbsterhaltender
Strukturen in Waldökosystemen eine zentrale Zielsetzung im
Waldnaturschutz sein sollte. Auch der Schutz von Arten, Totholz und
Habitatbäumen, die besondere Lebensräume für andere Lebewesen bieten,
werden einhellig als wichtige Zielsetzungen im Waldnaturschutz
anerkannt.

"Dennoch gibt es Defizite und Verbesserungsbedarf im Hinblick auf den
Erhalt von abiotischen Schutzgütern, die innerartliche genetische
Vielfalt, den Landschaftsschutz und bei der Berücksichtigung von
sozio-kulturellen Zielen. In diesen Bereichen sollten die
Waldnaturschutzkonzepte ergänzt und harmonisiert werden", sagt Prof.
Dr. Erwin Bergmeier, Leiter der Abteilung. Die bestehenden
Zielkonflikte im Waldnaturschutz deuten auf mangelnde räumliche und
institutionelle Abstimmung zwischen den Interessengruppen hin,
schreiben die Autorinnen und Autoren. "Naturschutzkonzepte sollten die
Belange aller betroffenen Akteure integrieren und diese bei
Entscheidungsfindungen auch berücksichtigen", fordert Demant, "so kann
Naturschutz im Wald Erfolg haben."

Originalpublikation:

Laura Demant, Peter Meyer, Holger Sennhenn-Reulen, Helge Walentowski,
Erwin Bergmeier. Seeking consensus in German forest conservation: An
analysis of contemporary concepts. Nature Conservation (2019).

https://doi.org/10.3897/natureconservation.35.35049

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news716981

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution77

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Georg-August-Universität Göttingen - 05.06.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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STIMMEN/121: Erneuerte Warnung vor gravierenden Folgen durch den menschengemachten Klimawandel (DPG)


Deutsche Physikalische Gesellschaft e.V. - 11. Juni 2019

DPG erneuert Warnung vor den gravierenden Folgen durch den
menschengemachten Klimawandel

Bereits vor über vier Jahrzehnten warnte die Deutsche Physikalische
Gesellschaft vor den Gefahren des menschengemachten Klimawandels. Vor
der Bonner Climate Change Conference erneuert die DPG nun ihren
Appell, alles zu tun, um den daraus resultierenden zusätzlichen
Treibhauseffekt auf ein erträgliches Maß zu reduzieren.



Bad Honnef, 11. Juni 2019 - Das Klima wandelt sich. Wie schlimm es für
die künftigen Generationen kommt, darüber streiten die Gelehrten - und
was wann für wen katastrophal enden kann. In einer Presseinformation
warnte die Deutsche Physikalische Gesellschaft (DPG) bereits im Jahr
1971 vor einer drohenden "Einwirkung menschlicher Tätigkeiten auf das
Klima" und verfasste im Jahr 1986 sogar ein Memorandum dazu, das die
Zeitschrift "Der Spiegel" zu einer Titelseite veranlasste, auf der der
Kölner Dom unter Wasser stand. Vor der Climate Change Conference vom
17.-27. Juni 2019 in Bonn erneuert die DPG nun ihren Appell, alles
zu tun, um den von Menschen induzierten Klimawandel auf ein
erträgliches Maß zu reduzieren.

Schon vor vielen Jahrzehnten erkannten die Naturwissenschaftlerinnen
und Naturwissenschaftler, dass die Temperatur auf der Erde empfindlich
von der Konzentration der heute als Treibhausgase bezeichneten Stoffe
abhängt: vom Kohlendioxid (CO2), Methan (CH4), Lachgas (N2O) oder von
den damals noch bedrohlich hohen Mengen an
Fluor-Chlor-Kohlenwasserstoffen (FCKW) - sowie vom Wasserdampf, der im
Wesentlichen für den natürlichen Treibhauseffekt verantwortlich ist,
ohne den die Erde für uns unbewohnbar wäre. Die DPG blendet nicht aus,
dass das "Klima" ein außerordentlich komplexes System ist und die
wissenschaftliche Modellbildung nicht abgeschlossen ist.

Falls die Verbrennung von Kohle, Öl oder Gas nicht drastisch
eingeschränkt würde, prognostizierten die Physikerinnen und Physiker
dem Memorandum von 1986 zufolge einen CO2-Gehalt von mindestens 500
bis 600 ppm (parts per million) in den nächsten 50 bis 100 Jahren.
Heute liegt der Wert bereits bei über 400 ppm, damals vor dreißig
Jahren noch bei 340 ppm und um 1900 erst bei 270 ppm. Die
Konzentration hat damit heute einen Wert erreicht wie seit mindestens
800 000 Jahren nicht mehr.

Zudem gingen die Expertinnen und Experten davon aus, dass sich die
Temperatur der Erde im Vergleich zu Ende der 1980er Jahren im
schlimmsten Fall um mehrere Grad Celsius erhöhen wird. Ein möglicher
Einfluss der Sonne kann die beobachtete Langzeitvariation der
Erdoberflächentemperaturen in den vergangenen 100 Jahren nicht
erklären. Mit großer Sicherheit wird das im Dezember 2010 von den 194
Mitgliedstaaten der Klimarahmenkonvention der Vereinten Nationen
ausgerufene 2-Grad-Ziel wohl verfehlt werden. In Folge dessen könnte
die drohende Ausbreitung von tropischen und subtropischen
Krankheitserregern immer mehr Menschen krankmachen. Zudem steigt der
Meeresspiegel im schlimmsten Fall um bis zu einem Meter bis zum Jahr
2100, wenn auch von großen räumlichen Unterschieden auszugehen ist.
Für Deutschland beispielsweise prognostizieren die Meteorologen wegen
steigender Temperaturen eine wachsende Tendenz zu sommerlichen
Hitzewellen.

"Die Bedingungen, unter denen das Klima sich entwickelt, sind vom
Menschen nachweislich gravierend verändert", sagt Dieter Meschede,
Präsident der Deutschen Physikalischen Gesellschaft. Auch wenn wir
noch unter Unsicherheit handeln müssen, wegen der drohenden negativen
Einflüsse des Klimawandels auf die weltweiten Lebensbedingungen vieler
Menschen wiederholt die DPG den Appell der Unterzeichner des 
DPG-Memorandums von vor dreißig Jahren. Sie ruft zu konsequentem 
Handeln und Umsteuern im menschlichen Umgang mit unserem Planeten zur
Erhaltung unserer natürlichen Lebensgrundlagen auf.



Die Deutsche Physikalische Gesellschaft e. V. (DPG) , deren
Tradition bis in das Jahr 1845 zurückreicht, ist die älteste nationale
und mit mehr als 60.000 Mitgliedern auch größte physikalische
Fachgesellschaft der Welt. Als gemeinnütziger Verein verfolgt sie
keine wirtschaftlichen Interessen. Die DPG fördert mit Tagungen,
Veranstaltungen und Publikationen den Wissenstransfer innerhalb der
wissenschaftlichen Gemeinschaft und möchte allen Neugierigen ein
Fenster zur Physik öffnen. Besondere Schwerpunkte sind die Förderung
des naturwissenschaftlichen Nachwuchses und der Chancengleichheit.
Sitz der DPG ist Bad Honnef am Rhein. Hauptstadtrepräsentanz ist das
Magnus-Haus Berlin.

Website: www.dpg-physik.de




Zitierte Dokumente:

- Machen Menschen das Wetter?

Presseinformation des Arbeitskreises Energie der Deutschen
Physikalischen Gesellschaft anlässlich der 36. Physikertagung in Essen
vom 27. 9. bis 2.10. 1971

https://www.dpg-physik.de/veroeffentlichungen/publikationen/stellungnahmen-der-dpg/klima-energie/machen-menschen-das-wetter

- Warnung der DPG vor einer drohenden Klimakatastrophe von
Dezember 1985

https://www.dpg-physik.de/veroeffentlichungen/publikationen/stellungnahmen-der-dpg/klima-energie/warnung-vor-drohenden-weltweiten-klimaaenderungen-durch-den-menschen

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 17/2019, 11.06.2019

Deutsche Physikalische Gesellschaft e.V.

Hauptstraße 5, 53604 Bad Honnef

E-Mail: presse@dpg-physik.de

Internet: www.dpg-physik.de
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AKTION/257: Fridays for Future - Internationaler zentraler Klimastreik in Aachen am 21. Juni (SFV)


Solarenergie-Förderverein Deutschland e.V. (SFV) - Rundmail, 31. Mai
2019

Fridays for Future: Internationaler zentraler Klimastreik in
Aachen

Wann? 21.06.2019

Wo? Aachen



Worum geht es?

"Fridays for Future organisiert ersten länderübergreifenden Streik:


 ... zusammen mit 15 Ländern zentral in Aachen für die konsequente
Bekämpfung der Klimakrise streiken. Dafür stehen wir nach 6 Monaten
Streik in Aachen direkt am Rand des rheinischen Braunkohlereviers, der
größten CO2-Quelle Europas, um zu zeigen, dass wir wütend sind.
Wütend, dass sich nach 6 Monaten Streik immer noch nichts getan hat.
Und gleichzeitig stehen wir in Aachen direkt am Drei-Länder-Eck
zwischen Deutschland, Belgien und den Niederlanden, denn Klimaschutz
kann nicht national gedacht werden. Wir müssen weltweit
zusammenarbeiten, um diese Krise zu bewältigen. Deshalb streiken wir
zusammen für eine Zukunft ..."

Weitere Informationen zum Streik am 21. Juni:

ac2106.fridaysforfuture.de/

 * 

Quelle:

SFV-Rundmail, 31.05.2019

Herausgeber:

Solarenergie-Förderverein Deutschland e.V. (SFV)

Frère Roger Straße 8-10, 52062 Aachen

Tel.: 0241/51 16 16, Fax: 0241/53 57 86

E-Mail: zentrale@sfv.de

Internet: http://www.sfv.de
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AKTIONSTAGE/1012: Nachhaltigkeitsmarkt an der TU Berlin und ein Speed-Dating zur Klimakrise, 15.6.


Technische Universität Berlin - 05.06.2019

1. Nachhaltigkeitsmarkt an der TU Berlin und ein Speed-Dating zur
Klimakrise



Rohstoffe der Zukunft oder die Vermeidung von Plastik: Rund 30
Projekte im Programm der Langen Nacht der Wissenschaften an der TU
Berlin setzen sich mit der Klimakrise auseinander. Hinter dem Haus der
Ideen/TU-Hauptgebäude, verlängerte Hertzallee, Ecke Fasanenstraße
findet der 1. Nachhaltigkeitsmarkt an der TU Berlin statt.

1. Nachhaltigkeitsmarkt - Campus in Transition

Die Klimakrise braucht eine ganz neue gesellschaftliche Gegenreaktion.
Das Transition-Netzwerk der TU Berlin nutzt und verändert unsere
Campuskultur, zum Beispiel mit dem 1. Nachhaltigkeitsmarkt zur Langen
Nacht der Wissenschaften, organisiert von TU-Studierenden. An 13
Stationen können sich die Besucher*innen unter anderem über einen
neuen Nachbarschaftsgarten mitten in Berlin oder über die biovegane
solidarische Landwirtschaft informieren. Außerdem kann man technische
Geräte reparieren und T-Shirts bedrucken.


	Zeit: Samstag, 15. Juni 2019, 15-22 Uhr

	Ort: Hinter dem Haus der Ideen/TU Hauptgebäude, verlängerte Hertzallee, Ecke Fasanenstraße



1. Nachhaltigkeitsmarkt zur Langen Nacht der Wissenschaften an der TU
Berlin: 

https://www.lndw.tu-berlin.de/programm/haus-der-ideen/highlights-2019/#2474

Speed-Dating zum Klimaschutz - Fridays for Future trifft
Scientists for Future

Unter dem Motto "Scientists for Future" unterstützen die
Wissenschaftler*innen der TU Berlin die "Fridays for Future"-Bewegung.
Klimaschutz und ein nachhaltiger Umgang mit den Ressourcen sind fester
Bestandteil der Forschung und Lehre der TU Berlin. Zur Langen Nacht
der Wissenschaften stehen TU-Klimaforscher*innen im Haus des Lernens
engagierten Schüler*innen für ein Speed-Date zur Verfügung, um Fragen
zu beantworten und um zu hören, was Fridays for Future von der TU
Berlin erwartet.

Zeit: Samstag, 15. Juni 2019, 17-21 Uhr

Ort: Haus des Lernens, Marchstr. 23, 10587 Berlin

Speed-Dating zum Klimaschutz - Fridays for Future trifft Scientists
for Future: 

https://www.lndw.tu-berlin.de/programm/haus-des-lernens/#2507

Das gesamte Programm der TU Berlin und Ticketinformationen:

www.lndw.tu-berlin.de

Die Lange Nacht an der TU Berlin in Social-Media-Kanälen:
 #lndw19 #tuberlin
https://twitter.com/TUBerlin
https://www.facebook.com/LNdW.TU.Berlin
https://www.instagram.com/tu_berlin/?hl=de>

Gesamtübersicht zur LNDW 2019 in Berlin und Potsdam

http://www.langenachtderwissenschaften.de/

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news717013

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution52

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Technische Universität Berlin - 05.06.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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BILDUNG/3353: Münster - Vortrag "Insektenfreundliche Gartengestaltung" am 24. Juni 2019


Stadt Münster - 11. Juni 2019

Insektenfreundliche Gartengestaltung

Vortrag in der Umweltberatung am Montag, 24. Juni



Münster (SMS) Die Umweltberatung der Stadt Münster bietet in
Zusammenarbeit mit der NABU-Naturschutzstation Münsterland einen
Vortrag zur insektenfreundlichen Gartengestaltung an. Der Vortrag von
Stephan Grote von der Naturschutzstation beginnt am Montag, 24. Juni,
um 16 Uhr in der Umweltberatung im City-Shop, Salzstraße 21.




[image: Foto: © Reinholt Essing / NABU-Naturschutzstation Münsterland e.V.]

Scheckenfalter


Foto: © Reinholt Essing / NABU-Naturschutzstation

Münsterland e.V.



Private Gärten mit gezüchteten Zierpflanzen oder makellosem Rasen
bieten Insekten kaum Nahrung. "Aber unsere Gärten können mehr", sagt
Stephan Grote. "In abwechslungsreich gestalteten grünen Oasen finden
viele Tiere, die mit unserer aufgeräumten Umwelt nicht mehr
zurechtkommen, einen neuen Lebensraum." Ein Laubhaufen hier, einige
bunte Wildblumeninseln dort, ein paar hohle Pflanzstängel und ein Beet
mit einheimischen Stauden - schon bald stellen sich im Garten
tierische Mitbewohner ein. Viele praktische Tipps für eine
insektenfreundliche Gestaltung hat der Referent im Gepäck.




[image: Foto: © Heinz Schmalenstroth / NABU]

Hummelschwärmer

Foto: © Heinz Schmalenstroth / NABU



Der Vortrag ist kostenfrei. Da nur eine begrenzte Anzahl an Plätzen
zur Verfügung steht, bittet die Umweltberatung um Anmeldung unter 02
51/4 92-67 67 oder umwelt@stadt-muenster.de.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 11.06.2019

Stadt Münster

Presse- und Informationsamt, 48127 Münster

Internet: http://www.muenster.de/stadt/medien
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BEGEGNUNG/1908: Kassel - Sonntagsspaziergang für Senioren am 16. Juni 2019


Stadt Kassel

Sonntagsspaziergang für Senioren



Zu einem Sonntagspaziergang von der Dennhäuser Straße zur Neuen Mühle
lädt der Seniorenbeirat alle Interessierten ein, die den Nachmittag
einmal in Gesellschaft verbringen möchten. Die Veranstaltung findet
statt am Sonntag, 16. Juni. Treffpunkt ist um 14 Uhr, Dennhäuser
Straße, Tramlinie 5/6.

Die Teilnahme ist kostenfrei. Eine Anmeldung ist nicht erforderlich.
Informationen unter der Telefonnummer 05 61/93 72 42 32.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 6. Juni 2019

Stadt Kassel

Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus, Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@stadt-kassel.de

Internet: www.kassel.de
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TOUR/7440: Leer - Geführte Radtour durch das Majorat des Grafen von Wedel am 16.6., 21.7. und 25.8.19


Landkreis Leer

"Pédaler!" - Geführte Radtour durch das Majorat des Grafen von
Wedel 



Am Sonntag, 16. Juni, bietet das Schloss Evenburg als Ergänzung zur
aktuellen Sonderausstellung "Als das Fahrrad laufen lernte" eine
geführte Radtour durch das Majorat des Grafen von Wedel an. Die
Besucher begeben sich bei "Pédaler!" von 14 bis 16 Uhr auf gräfliche
Spuren und erleben eine abwechslungsreiche Fahrradtour durch die
Herrlichkeiten Loga und Logabirum.

13 km Streckenlänge. Weitere Termine jeweils sonntags am 21. Juli und
25. August.

Eine Teilnahme kostet zehn Euro. Anmeldung beim Schloss unter 0491
99756000 erforderlich. Diese und weitere Kulturveranstaltungen finden
sich im aktuellen Kulturkalender oder auf www.wirmachenkultur.de.

Termin: 16. Juni ab 14 Uhr

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 6. Juni 2019

Landkreis Leer

Bergmannstraße 37, 26789 Leer

Telefon: +49 (0) 491 / 926-1254

Telefax: +49 (0) 491 / 926-1200

E-Mail: pressestelle@landkreis-leer.de
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